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Auf ein Wort

Liebe Leserinnen und Leser,

vielleicht hat sich der eine oder andere von 
Ihnen schon einmal gefragt, ob es noch eine 
Raumordnungspolitik des Bundes gibt. Ja, es 
gibt sie noch. Auf der Internetseite des zurzeit 
für Raumordnung zuständigen Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) heißt es: „Mit ihrer Raumordnungs-
politik strebt die Bundesregierung die Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
allen Teilräumen Deutschlands an. Diese Auf-
gabe folgt aus dem Grundgesetz und muss den 
tiefgreifenden Veränderungen gerecht werden, 
denen unsere Gesellschaft unterliegt.“

Raumordnungspolitik verstanden als staatliche 
Ausgleichspolitik hat in Deutschland in Folge 
der grundgesetzlichen Vorgabe der Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse eine lange 
Tradition. Mit zahlreichen Förderprogrammen 
und den europäischen Strukturfonds besitzt 
Deutschland eine ausdifferenzierte Vielfalt an 
Fördermaßnahmen. Darüber hinaus sind unter 
raumentwicklungspolitischen Aspekten auch 
die Finanzausgleichspolitik und die sozialen 
Siche rungssysteme von überragender Bedeu-
tung. Insgesamt, das belegt der vorliegende, 
mit Schreiben des BMVBS vom 9. Januar 2012 
dem Deutschen Bundestag zugeleitete Raum-
ordnungsbericht 2011, trägt die regionale Ver-
teilung der raumwirksamen Mittel den unter-
schiedlichen räumlichen Ausgangssituationen 
und Problemlagen in Deutschland weitgehend 
Rechnung. Eine Erfolgsmeldung der Raumord-
nungspolitik?

Raumordnungsberichte werden nach §   25 
Abs. 2 ROG in regelmäßigen Abständen vom 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
(BBR) dem für Raumordnung zuständigen Bun-
desministerium zur Vorlage an den Deutschen 
Bundestag erstattet. Raumordnungsberich-
te schlagen Brücken zwischen Politik, Praxis 
und Wissenschaft. Sie sind in diesem Sinne ei-
ner evidenzbasierten Politikberatung verpflich-
tet. Der Nachweis regionaler Dispa ritäten und 
räumlicher Fehlentwicklungen verschafft der 
Raumordnungspolitik einerseits politische 
Legi timation und zeigt ihr Ansatzpunkte und 
Möglichkeiten auf, vielleicht steuernd Einfluss 

zu nehmen. Andererseits ist dieser Nachweis 
zugleich Herausforderung, Kritik und Kontroll-
instrument gegenüber raumbezogener Politik 
bzw. gegenüber den Folgen politischen, admi-
nistrativen oder wirtschaftlichen Handelns.

Mit der Veröffentlichung des Raumordnungs-
berichts 2011 kommt das BBR seinem Infor-
mationsauftrag nach. Was am Raumordnungs-
bericht vor allem geschätzt wird von Akteuren 
der Raumordnung in Politik, Verwaltung und 
Praxis bis hin zur an raumordnungspolitischen 
Fragen interessierten Wissenschaft, Journa-
listik und Öffentlichkeit, sind sein Faktenreich-
tum und seine anschaulich in Form von Karten 
aufbereiteten räumlichen Informationen. Sie 
vermitteln ein umfassendes Bild der Chancen 
und Risiken der Raumentwicklung in Deutsch-
land. Dies rechtfertigt auch den Umfang, die 
Dicke des Raumordnungsberichts.

Der Raumordnungsbericht 2011 ist ein Produkt 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) im BBR. Eine Vielzahl von 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des BBSR 
hat sich mit fachlichen Beiträgen an der Erar-
beitung des Berichts beteiligt. Die für den Be-
richt durchgeführten vergleichenden Regional-
analysen basieren auf dem vom BBSR nach §   25 
Abs. 1 ROG betriebenen Informationssystem zur 
räumlichen Entwicklung im Bundesgebiet.

Ich freue mich, den Raumordnungsbericht 
2011 vorlegen zu können und wünsche Ihnen 
viele eindrückliche Erkenntnisse zur Raum-
entwicklung und Raumordnungspolitik in 
Deutschland.

Hans-Peter Gatzweiler
Leiter der Abteilung I „Raumordnung und 
Städte bau“ im Bundesinstitut für Bau-, Stadt-  
und Raumforschung (BBSR)  
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7

sierung durch Bundesraumordnungspläne an-
bieten. 

Aktuelle und zukünftige raumord-
nungspolitische Herausforderungen

Insgesamt sechs aktuelle und auch mittelfris-
tig für die Raumordnungspolitik zentrale The-
menbereiche bzw. Herausforderungen stehen 
im Raumordnungsbericht im Vordergrund:
•	 die	Herstellung	gleichwertiger	regionaler	Le-

bensverhältnisse
•	 die	Sicherung	der	Daseinsvorsorge	unter	den	

Bedingungen des demographischen Wandels
•	 die	Erhaltung	der	Wettbewerbs-	und	Innova-

tionsfähigkeit deutscher Regionen
•	 die	 Gewährleistung	 einer	 zukunftsfähigen	

Mobilität
•	 der	Ausbau	erneuerbarer	Energieproduktion	

und der Schutz des Klimas sowie die Anpas-
sung an den Klimawandel

•	 die	 Begrenzung	 baulicher	 Freirauminan-
spruchnahme.

Für diese Schwerpunktthemen liefert der 
Raumordnungsbericht nicht nur die verfügba-
ren empirisch-analytischen Grundlagen, son-
dern er bewertet auch den Handlungsbedarf 
der Raumordnung.

Herstellung gleichwertiger  
regionaler Lebensverhältnisse

Ein grundlegendes Ziel der Raumordnungspo-
litik von Bund und Ländern besteht darin, die 
Entwicklungsvoraussetzungen in Räumen zu 
verbessern, in denen die Lebensverhältnisse 
in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bundes-
durchschnitt wesentlich zurückgeblieben sind. 
Regionale Lebensverhältnisse ergeben sich 
in ihrer Summe aus der teilräumlichen Aus-
prägung der wirtschaftlichen Situation, der 
Wohlstandsverteilung in der Bevölkerung, der 
sozialen und technischen Infrastrukturversor-
gung, den Wohnungsmarktverhältnissen, der 
Erreichbarkeits- und Mobilitätslage sowie der 
allgemeinen Umweltsituation eines Teilraumes. 
In jeder dieser Subdimensionen können die Le-
bensverhältnisse vor Ort deutlich unterschied-
lich ausgeformt sein.

Ein hoher Problemdruck herrscht in den Teil-
räumen, in denen negative Abweichungen vom 
Bundesdurchschnitt in mehreren Bereichen re-
gionaler Lebensverhältnisse kumulieren. Hier 
droht die Gefahr einer negativen Abwärts-

Mit dem Raumordnungsbericht 2011 erstattet 
das Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR) gemäß §  25 Abs. 2 Raumordnungs-
gesetz (ROG) dem Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) 
einen ausführlichen Bericht über Stand und 
Tendenzen der Raumentwicklung sowie über 
raumwirksame Planungen und Maßnahmen 
von Bund, Ländern und Regionen zur Vorlage 
an den Deutschen Bundestag. Im BBR wird der 
Raumordnungsbericht (ROB) vom Bundesinsti-
tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
erarbeitet. 

Der Raumordnungsbericht 2011 
•	 informiert	über	Entwicklungen	 im	Bundesge-

biet und seinen Teilräumen und bewertet die-
se Befunde aus der Perspektive der Raum-
ordnungspolitik,

•	 dokumentiert	Stand	und	 Inhalte	der	Bundes-
raumordnung sowie der Landes- und Regio-
nalplanung,

•	 informiert	 über	 die	 regionale	 Verteilung	
raumwirksamer Mittel, d. h. der öffentlichen 
Ausgaben zur Finanzierung von Maßnahmen 
und Vorhaben, die zur Verbesserung regiona-
ler Lebensverhältnisse beitragen und

•	 leitet	 Schlussfolgerungen	 zur	 Weiterent-
wicklung der Raumordnungspolitik von Bund, 
Ländern und Regionen ab.

Insgesamt besteht der Raumordnungsbericht 
aus fünf Teilen:

Nach einem einleitenden Teil, der in aktuelle 
und mittelfristig für die Raumordnungspolitik 
zentrale Themen einführt, erfolgt im zweiten 
Teil eine Bestandsaufnahme der Raumentwick-
lung, d. h. der Situation und Entwicklung städ-
tischer und ländlicher Räume in Deutschland. 
Der dritte Teil ist der Darstellung der Raumord-
nungspolitik in Deutschland und Europa gewid-
met. Hier nimmt die vergleichende Analyse von 
zeichnerischen Festlegungen in Regionalplä-
nen und deren Umsetzung einen breiten Raum 
ein. Die Untersuchung raumwirksamer Mittel 
und der Finanzströme zwischen Teilräumen in 
Deutschland ist das Thema des vierten Teils. Im 
abschließenden fünften Teil werden Schluss-
folgerungen für die Bundesraumordnung sowie 
für die Raumordnung der Länder abgeleitet, der 
Aktualisierungs- und Fortschreibungsbedarf 
der Leitbilder und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland bestimmt 
und wird darüber nachgedacht, welche Grund-
sätze der Raumordnung sich für eine Konkreti-

1 Was die Raumordnung bewegt
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spirale, bei der sich ungünstige Verhältnis-
se gegenseitig verstärken. Insbesondere Ost-
deutschland ist betroffen, und hier vor allem 
die ländlichen Räume. In einem großflächigen 
zusammenhängenden Gebiet, das weite Teile 
Mecklenburg-Vorpommerns, den Nordwesten 
von Brandenburg und den Norden von Sach-
sen-Anhalt umfasst, herrschen nahezu flä-
chendeckend weit unterdurchschnittliche Le-
bensverhältnisse. 

Ob sich in diesem Problemraum die Lebensver-
hältnisse gegenüber Gebieten mit besseren Le-
bensbedingungen bereits soweit auseinander-
entwickelt haben, dass eine Beeinträchtigung 
des bundesstaatlichen Sozialgefüges resul-
tiert, darf zwar bezweifelt werden. Allerdings 
zeigen sich diese Unterschiede auch deutlich 
im Urteil der Bürger. Je schlechter die objek-
tiven Lebensbedingungen, umso unzufriede-
ner sind die Bürger und Bürgerinnen. Daher er-
scheint eine konzertierte Aktion von Bund und 
Ländern erforderlich, damit sich die Lebens-
verhältnisse in diesem großen Gebiet nicht 
noch weiter verschlechtern.

Aber auch in anderen Teilräumen der neuen 
Länder und – abgeschwächter – der alten Län-
der treten gehäuft vom Bundesdurchschnitt 
abweichende Lebensverhältnisse auf. Nötig 
sind hier integrierte Politikansätze, die lebens-
bereichsübergreifend neue Wege der Anpas-
sung und des Gegensteuerns erproben.

Sicherung der Daseinsvorsorge im  
demographischen Wandel

Die Bewältigung der Folgen des demographi-
schen Wandels ist seit längerem ein zentrales 
Thema der Raumordnungspolitik von Bund und 
Ländern. Gerade hier zeigt sich die räumliche 
Dimension des allgemeinen Problems der zu 
erwartenden Abnahme, Alterung und Interna-
tionalisierung der Bevölkerung in Deutschland. 
Erst bei einer räumlich differenzierten Teil-
raumbetrachtung wird deutlich, dass es noch 
bis weit in die Zukunft eine Gleichzeitigkeit von 
wachsenden und schrumpfenden Regionen ge-
ben wird, oft räumlich nah beieinander liegend. 
Die Alterung der Bevölkerung trifft alle Re-
gionen, aber in unterschiedlichem Ausmaß. 
Zentrale Bereiche mit bereits bedeutsamen 
Auswirkungen sind der Wohnungsmarkt, die 
Bildungsangebote, die Kinderbetreuung, das 
Gesundheitswesen, der ÖPNV, die technische 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur und der Kul-
turbereich. 

Die Raumordnung muss die Folgen des demo-
graphischen Wandels für die Auslastung von 

Einrichtungen der sozialen und technischen 
Infrastruktur rechtzeitig erkennen und bei der 
Entwicklung von Anpassungsstrategien koor-
dinierend unterstützen. Dabei gilt es die Aus-
wirkungen auf die Kostenentwicklung und 
Versorgungsqualität im Blick zu behalten. Eine 
Bewältigung des demographischen Wandels 
leistet die Raumordnung in erster Linie durch 
Koordination. In vielen Teilräumen schöpft 
die Raumordnungspolitik ihren Koordinations-
auftrag allerdings noch nicht aktiv genug aus. 
Eine demographisch ausgerichtete regionale 
Daseinsvorsorgeplanung unter Einschluss der 
Fachplanungen sollte deshalb in Zukunft von 
allen Trägern der Raumordnung aktiv wahrge-
nommen werden.

Erhaltung der Wettbewerbs- und  
Innovationsfähigkeit deutscher  
Regionen

Die im Frühsommer 2007 begonnene Wirt-
schafts- und Finanzkrise hat die europäischen 
Regionen in unterschiedlichem Ausmaß be-
rührt. Vor allem exportorientierte Regionen 
mit intensiver globaler Verflechtung waren 
vom weltwirtschaftlichen Einbruch der Kon-
junktur massiv betroffen. Dies sind allerdings 
auch die Regionen, die sich zuerst wieder von 
der Krise erholten, als die Nachfrage nach 
hochwertigen Industrieprodukten weltweit 
im Jahre 2010 wieder angestiegen ist. In Fol-
ge der Wirtschafts- und Finanzkrise stieg die 
Verschuldungsquote in der europäischen Wäh-
rungsunion. Diese Staatsschuldenkrise – um-
gangssprachlich auch als Euro-Krise bezeich-
net – betrifft mehrere Mitgliedstaaten des 
Euroraumes. Sie begann 2010 mit der griechi-
schen Finanzkrise und erfasste danach Irland, 
Portugal, Spanien und Italien. Da die Mitglie-
der des Euroraums einer einheitlichen Geldpo-
litik unterworfen sind, können sie ihr Geld nicht 
individuell abwerten und damit im Vergleich zu 
anderen Währungen verbilligen, um ihre Schul-
den zu reduzieren und ihre Waren internatio-
nal kostengünstiger zu verkaufen. Der Schul-
denabbau in den Krisenländern kann nicht nur 
durch Sparprogramme erreicht werden. Zent-
rale Voraussetzungen sind eine leistungsfähige 
Volkswirtschaft und ein nachhaltiges Wachs-
tum.

Eine starke Exportbasis der regionalen Wirt-
schaft ist für die Nationalstaaten künftig aber 
nur dann ein Garant nachhaltigen Wachstums, 
wenn es langfristig gelingt, regionale Mono-
strukturen, die sich nur auf einen Industriezweig 
oder verhältnismäßig wenige Erzeugnisse für 
den Export stützen, zu diversifizieren und zu-
sätzliche innovative Standbeine zu entwickeln.
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Es gilt frühzeitig Strategien zu entwickeln, wie 
aus Sicht der Raumordnung der Übergang in 
das postfossile Zeitalter durch eine erhöhte 
Energieeffizienz und den Ausbau erneuerba-
rer Energien möglichst ohne soziale und wirt-
schaftliche Verwerfungen und ohne Fehlinves-
titionen abgefedert werden kann.

Die Raumordnung kann unmittelbar dazu bei-
tragen, eine ressourceneffiziente Raumstruktur 
zu fördern. Durch Unterstützung flächenspa-
render Bebauungsformen, die Stabilisierung 
von Siedlungsdichten, die Durchsetzung des 
Vorrangs der Innen- vor der Außenentwick-
lung, eine räumliche Konzentration der Neu-
bautätigkeit auf Zentrale Orte und Haltestellen 
des ÖPNV, die Erhaltung eines dichten Netzes 
Zentraler Orte, das kurze Versorgungs- und Ar-
beitswege ermöglicht und die Erschließung der 
Fläche durch attraktive Angebote des ÖPNV si-
chert, kann die Raumordnung auch einen wich-
tigen Beitrag zur Energieeinsparung durch Mi-
nimierung des Verkehrsaufkommens leisten.

Ausbau erneuerbarer Energie- 
produktion, Schutz des Klimas und  
Anpassung an den Klimawandel

Die Bundesregierung will das bisher auf fos-
silen Energieträgern basierende Energiesys-
tem in Deutschland sukzessiv auf erneuerba-
re Energien umstellen. Ihre energiepolitischen 
Ziele können allerdings nur erreicht werden, 
wenn zukünftig in allen Regionen Deutschlands 
die Energieeinsparung vorangetrieben wird. 
Zudem muß jeder Teilraum entsprechend sei-
nen räumlichen Standortvoraussetzungen und 
regionalen Ausbaupotenzialen einen Beitrag 
zur Entwicklung der erneuerbaren Energiepro-
duktion leisten. 

Als limitierender Faktor eines immer stärker 
auf erneuerbaren Quellen basierenden Ener-
giesystems erweist sich die Fläche in Deutsch-
land. Während sich konventionelle Kraftwerke 
überwiegend in städtisch geprägten Räumen 
konzentrieren, entfallen heute schon rund zwei 
Drittel der elektrischen Leistung erneuerbarer 
Energieträger auf den ländlichen Raum. Insge-
samt 70 % der Windkraftleistung und 61 % der 
energetischen Biomassenutzung waren 2009 in 
ländlich geprägten Gemeinden installiert. Ne-
ben dem großen Flächenbedarf für die Auswei-
tung der Biomasseproduktion für energetische 
Zwecke und die Errichtung von Windparks an 
Land wie auf dem Meer darf der Flächenbe-
darf der Stromleitungsnetze nicht vergessen 
werden. Allein für Deutschland rechnet die 
Dena-Netzstudie II bis zum Jahr 2020 mit ei-
nem Netzzubaubedarf von maximal 10 Prozent 

Die Förderung krisenfester regionaler Wirt-
schaftsstrukturen mit hoher Anpassungsfä-
higkeit an Turbulenzen des Weltmarktes sollte 
ergänzt werden um Strategien, die auf die Si-
cherung eines hohen regionalen Beschäfti-
gungs- und Produktivitätsniveaus abzielen. So 
könnten ein innovatives regionales Umfeld, die 
Stärkung vorhandener Potenziale und der Auf-
bau neuer innovativer Kerne auch in Regionen 
mit wirtschaftsstrukturellen Defiziten initiiert 
werden.

Eine zielführende Strategie zur Förderung von 
Wachstum und Innovation sind in diesem Zu-
sammenhang großräumige Stadt-Land-Part-
nerschaften oder überregionale Partnerschaf-
ten in Metropolregionen. Modellvorhaben der 
Raumordnung zeigen, dass dieser Ansatz eine 
große Chance birgt, die Regionalentwicklung 
voranzubringen und dabei alle Teilräume einer 
Großregion mitzunehmen. Es geht hier nicht 
um eine Konzentration auf einzelne Metropol-
kerne, sondern um eine Integration von städti-
schen und ländlichen, zentralen und peripheren 
sowie wirtschaftlich starken und schwachen 
Räumen. Damit ist eine Möglichkeit gegeben, 
Wachstum und Ausgleich in einem zusammen-
gehörigen regionalen Kontext zu sehen.

Gleichwohl stellt sich die Frage, welche Ent-
wicklungsperspektiven Räume außerhalb der 
Metropolregionen, also ländliche Räume haben. 
Denn auch für diese Räume ist eine Entwick-
lungsstrategie wichtig, die sie wettbewerbsfä-
hig und krisenfest macht.

Gewährleistung einer  
zukunftsfähigen Mobilität

Das fossile Zeitalter der Mobilität wird über 
kurz oder lang durch ein postfossiles Zeitalter 
abgelöst werden. Beruhte das Wirtschafts-
wachstum der vergangenen 200 Jahre auf der 
leichten und billigen Verfügbarkeit von fossi-
len Energieträgern, werden diese bereits in ab-
sehbarer Zukunft nur noch in eingeschränkter 
Menge und zu deutlich gestiegenen Preisen für 
Mobilitätsfunktionen zur Verfügung stehen. 

Es ist deshalb notwendig, die erwartbaren Fol-
gen für die Mobilität von morgen bereits heute 
in den Blick zu nehmen. Zentrale Schlüsselfra-
gen sind daher, wann mit welchen gravieren-
den Änderungen bisher bekannter Muster der 
Verkehrsentwicklung und des Verkehrsver-
haltens zu rechnen ist und welche Schlussfol-
gerungen daraus für den Aus- und Umbau der 
Verkehrsinfrastruktur zu ziehen sind. 
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ren zu können, sind neue planerische Konzepte 
der Landes- und Regionalplanung erforderlich, 
die sowohl Maßnahmen zur Vermeidung nega-
tiver Effekte des Klimawandels (Mitigation) als 
auch Maßnahmen zur Anpassung (Adaption) 
enthalten. Da Naturräume nicht mit Verwal-
tungsgrenzen identisch sind, gilt es, die regio-
nale Zusammenarbeit in der Klimapolitik zu in-
tensivieren. 

Begrenzung der baulichen  
Freirauminanspruchnahme

Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung verfolgt das Ziel, die bauli-
che Freirauminanspruchnahme in Deutschland 
drastisch zu senken. Bis 2020 soll der tägliche 
Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
auf 30 ha abgesenkt werden. Lag der Wert im 
Jahr 2000 noch bei 129 ha, wurden nach den 
Daten der Flächenerhebung im Jahr 2010 nur 
noch 77 ha täglich in Anspruch genommen. Be-
denkt man allerdings, dass der Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtflä-
che von Deutschland weiter wächst, obwohl 
die Flächennachfrage in vielen Regionen an-
gesichts stagnierender oder sogar sinkender 
Bevöl kerungszahlen allenfalls moderat ausfällt, 
dann bewegt sich die tägliche bauliche Flächen-
inanspruchnahme immer noch auf einem ver-
gleichsweise hohen Niveau. Die Erreichung des 
30-ha-Ziels ist somit kein Selbstläufer. Es sind 
weiterhin große Anstrengungen der für die öf-
fentliche Raumplanung zuständigen örtlichen 
und überörtlichen Instanzen erforderlich. 

Für die Raumordnungsplanung bedeutet dies, 
dass sie die Mengensteuerung der Siedlungs- 
und Verkehrsflächenentwicklung nicht aus 
dem Auge verlieren darf. Bisher haben aller-
dings sehr wenige Länder Mengenbegrenzun-
gen für die Siedlungs- und Verkehrsflächenent-
wicklung in ihrem Landesgebiet vorgegeben. 
Auch verfügt die Regionalplanung erst in we-
nigen Fällen über ein leistungsfähiges Instru-
mentarium, um den Umfang baulicher Freiflä-
cheninanspruchnahme gezielt zu beeinflussen. 
Es bedarf daher auch in Zukunft weiterer An-
strengungen, um die Erreichung des 30-ha-
Ziels abzusichern. 

Vor allem in noch nachfragestarken regiona-
len Wohnungsmärkten, wo die Freiraumsitu-
ation bereits angespannt ist, erscheint eine 
besonders sensible Standortsteuerung der 
Wohnungsbautätigkeit erforderlich. Grund-
sätzlich sollte der Vorrang der Innenentwick-
lung vor der Außenentwicklung berücksichtigt 
werden. Allerdings blockieren immer noch viel-
fältige Hemmnisse den Fortschritt der Innen-

des deutschen Stromnetzes, das derzeit rund 
36  000 km umfasst. 

Da die Raumordnung keine Fachplanung ist, 
kann sie den anstehenden Umbau in Richtung 
eines nachhaltigeren Energiesystems nicht 
einseitig gegenüber anderen öffentlichen und 
privaten Belangen verfolgen. Sowohl die Ab-
stimmung von Anlagenstandorten wie auch 
der Ausbau und die Modernisierung der Infra-
strukturnetze erzeugen zahlreiche und oft kom-
plizierte Flächennutzungskonflikte. Die Koor-
dinationsleistung der Raumordnung und ihr 
Vermögen, einen Interessenausgleich herzu-
stellen, sind hier gefordert. Während die Lan-
des- und Regionalplanung über sehr leistungs-
fähige Instrumente zur Steuerung von Anlagen 
der Energieproduktion verfügt, kann sie den 
Anbau von Biomasse für energetische Zwecke 
in der Fläche allerdings nur in Grenzen beein-
flussen. Der Ausbau erneuerbarer Energien 
geht Hand in Hand mit einem wachsenden Be-
darf an Energie- und CO2-Speichern. Unterir-
dische Anlagen können durch Raumordnungs-
pläne gegenüber konkurrierenden Nutzungen 
gesichert werden. 

Zwar ist die Raumordnung nicht für die Plan-
feststellung von Linieninfrastrukturen zustän-
dig, ihr kommt aber eine wichtige flankierende 
Rolle durch die Prüfung der Raumverträglich-
keit in Raumordnungsverfahren und die vor-
sorgliche Sicherung von Leitungskorridoren in 
ihren Plänen zu. Die Ausweisung zusätzlicher 
Flächen für Anlagen erneuerbarer Energiepro-
duktion und für Trassenkorridore wird in den 
kommenden Jahren eine große Herausforde-
rung der Raumordnungsplanung darstellen.

Die gravierenden Folgen des Klimawandels wie 
steigende Hochwasserrisiken, Trockenheits- 
und Hitzeprobleme stellen eine weitere zent-
rale Herausforderung für die Raumordnung in 
Deutschland dar. Es gilt, klimaschädliche Ein-
flüsse möglichst zu vermeiden oder drastisch 
zu reduzieren. Anpassungsmaßnahmen an die 
bereits eingetretenen oder noch zu erwarten-
den Folgen des Klimawandels sind planerisch 
vorzubereiten und ihre Umsetzung ist zu för-
dern. 
Mit Ausnahme des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes werden die meisten negativen Kli-
mafolgen von der Raumordnungspraxis bisher 
erst am Rande thematisiert. Die Raumordnung 
muss daher vor allem ihre Informationsgrund-
lagen über regionale Klimafolgen und deren 
Wirkfolgen verbessern. Um sowohl auf Ext-
remwetterereignisse als auch auf langfristi-
ge klimabedingte Veränderungen der Eignung 
von Räumen für bestimmte Nutzungen reagie-
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l  die Erhaltung der Wettbewerbs- und Inno-
vationsfähigkeit durch regionalpolitische 
Strategien wie die gezielte Förderung von 
regionalspezifischen Branchenschwerpunk-
ten, Maßnahmen zur zukünftigen Sicherung 
des Fachkräftebedarfs und der wirtschafts-
nahen In-frastruktur bis hin zur Ausrichtung 
der Förderung auf Wachstumskerne, sofern 
entsprechende Potenziale vor Ort vorhanden 
sind

l  die Gewährleistung einer bedürfnisgerech-
ten Mobilität und eines attraktiven öffent-
lichen Personenverkehrs auch in nach-
frageschwachen Teilräumen und unter 
ungünstigen Ölpreisbedingungen

l  die Ausweisung zusätzlicher Flächen für 
Windkraft- und Solarenergienutzung sowie 
Energie- und CO2-Speicherung in Regional-
plänen und kommunalen Bauleitplänen, ein-
schließlich der aktivplanerischen Unterstüt-
zung des Repowerings und der Erarbeitung 
regionaler Energiekonzepte

l  die Flankierung der Ausbaupläne der Lei-
tungsnetze durch vorsorgliche Trassensiche-
rung in Raumordnungsplänen und die Suche 
nach raumverträglichen und in der Bevölke-
rung konsensfähigen Standorten und Kor-
ridoren für Leitungen durch partizipative 
Raumordnungsverfahren

l  die Intensivierung des Klimaschutzes in allen 
Regionen und die verbesserte Anpassung an 
die negativen Folgen des Klimawandels nicht 
nur in den besonders betroffenen Regionen

l  die behutsame Fortentwicklung der Kultur-
landschaften, die Verringerung der Inan-
spruchnahme natürlicher Ressourcen und 
die Erhöhung der Ressourceneffizienz insbe-
sondere durch Stabilisierung der Siedlungs-
dichten und die Begrenzung des Siedlungs- 
und Verkehrsflächenwachstums.

entwicklung. Dies gilt vor allem für die Wieder-
nutzung von Gewerbe- und Industriebrachen. 
Hier ist eine aktivere Rolle der Raumordnungs-
planung gefragt.

Nicht nur aus Umweltgründen, sondern auch 
um die vorhandene Infrastruktur effizienter 
zu nutzen, ist eine forcierte Innenentwicklung 
dringlich. Dies gilt für nachfrageschwache re-
gionale Immobilienmärkte mit bereits ausge-
prägten Leerstandsproblemen noch mehr als 
für nachfragestarke Regionen, wo bereits der 
Markt für die aktive Innenentwicklung sorgt. 
Das heißt: Heute sprechen vor allem auch in-
frastrukturökonomische Argumente für die 
Begrenzung des Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenwachstums und die Stabilisierung der 
Siedlungsdichte, damit in Zukunft die kleiner 
werdende Zahl von Einwohnern in Deutschland 
nicht immer höhere Gebühren für die Erhaltung 
des im Gleichschritt mit der Zunahme der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche gewachsenen Infra-
strukturbestandes zahlen muss.

Fazit

Die künftige Raumordnungspolitik von Bund, 
Ländern und Regionen ist gefordert, für die 
zentralen Herausforderungen politische und 
fachliche Lösungen zu entwickeln:

l  die Abwendung einer sich selbst verstärken-
den Abwärtsspirale peripherer ländlicher 
Räume infolge ungünstiger ökonomischer, 
demographischer und infrastruktureller Ent-
wicklungen und die Ergreifung von Maßnah-
men zur Gewährleistung und Herstellung der 
Gleichwertigkeit in Teilräumen, in denen eine 
erhebliche Abweichung vom Bundesdurch-
schnitt regionaler Lebensverhältnisse fest-
gestellt werden kann

l  die sozialverträgliche, kostensensible An-
passung des Angebots sozialer und techni-
scher Infrastrukturen der Daseinsvorsorge 
an die gewandelte Nachfrageentwicklung 
und -struktur, die inakzeptable Einbußen der 
Versorgungsqualität und der Erreichbarkeit 
sowie überproportionale Steigerungen der 
Kostenbelastung öffentlicher Haushalte und 
privater Akteure vermeidet

l  die Erhaltung leistungsfähiger Zentrale-Or-
te-Netze, unter anderem durch die stärkere 
Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf 
Zentrale Orte als Versorgungs- und Arbeits-
marktzentren
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Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu 
sichern. Um diese Aufgaben zu erfüllen, sollen 
Raumordnungspläne als integrierte Gesamt-
planung Vorgaben zur Raum-, Siedlungs-, Frei-
raum- und Infrastruktur formulieren. 

Um alle relevanten raumbezogenen öffentli-
chen und privaten Belange bei ihren Planun-
gen ausreichend einzubeziehen, muss sich 
die Raumordnungsplanung von Bund, Ländern 
und Regionen regelmäßig und grundlegend 
über alle Sachverhalte informieren, die sich im 
Raum abspielen. Mit welchen Themen sich die 
Raumordnungspolitik vorrangig zu beschäfti-
gen hat, wurde vom Gesetzgeber mit dem Er-
lass von Grundsätzen der Raumordnung im 
ROG vorentschieden. 

Die Grundsätze der Raumordnung stellen raum-
ordnungspolitische Richtlinien in Form von 
Rechtssätzen dar, die unmittelbar als Richt-
schnur für Träger der Raumordnung gelten. Sie 
sind keine Letztentscheidungen und ihr Katalog 
ist auch nicht abschließend. Die Länder können 
sie z. B. durch zusätzliche Grundsätze der Raum-
ordnung in ihren eigenen Landesplanungsgeset-
zen und Landesentwicklungsplänen ergänzen. 
Als materielle Vorgaben legen sie aber den Rah-
men fest, innerhalb dessen die Träger der Raum-
ordnung verbindliche Festlegungen zur Raum-
entwicklung vornehmen sollen. 

Der Grundsatzkatalog in §  2 Abs. 2 ROG enthält 
insgesamt acht Grundsätze, die in ihrer Sum-
me den engeren Kreis raumbezogener Belange 
abbilden und deshalb von der Raumordnungs-
planung insbesondere bei der Aufstellung von 
Raumordnungsplänen zugrunde gelegt werden. 
Die Themenauswahl des Raumordnungsberich-
tes orientiert sich weitgehend an der Struk-
tur der Grundsätze der Raumordnung im ROG. 
Da sie relativ abstrakt formuliert sind, bedür-
fen sie einer weiteren Konkretisierung, zu der 
auch die vergleichenden Regionalanalysen des 
Raumordnungsberichtes beitragen. 

Die Erkenntnisse des Raumordnungsberichtes 
tragen aber nicht nur zur Grundsatzkonkreti-
sierung bei, sie bieten insbesondere für die Re-
gionalplanung und Landesplanung einen Ver-
gleichsmaßstab. Die auf Teilraumebene (meist 
Kreisebene) dargestellten Untersuchungs-
ergebnisse erlauben es, die eigene Situation 
mit der anderer Regionen zu vergleichen. Am 
Maßstab des Bundesdurchschnitts lässt sich 
beurteilen, wie groß ein Problemausmaß in ei-
nem Teilraum ausgeprägt ist und in welchem 
Rahmen eine Verbesserung des Entwicklungs- 
oder Versorgungsniveaus angemessen er-

Funktion des Raumordnungsberichtes

Der Raumordnungsbericht versteht sich als 
wissenschaftlich basierte Politikberatung. Auf 
der Grundlage empirisch-analytisch gesicher-
ter Erkenntnisse und Befunde berichtet er über 
die räumliche Entwicklung in den Teilräumen 
des Bundesgebietes. Im Mittelpunkt stehen 
Themen und Fragestellungen, die eine überört-
liche Bedeutung aufweisen und die für die kon-
krete Raumordnungspolitik von Bund, Ländern 
und Regionen von Relevanz sind. Die Raumord-
nung ist Teil des räumlichen Planungssystems 
in Deutschland und repräsentiert dessen über-
örtlich ausgerichtete Ebene. 

Zur Raumordnung wird auf der obersten Ebene 
die Bundesraumordnung gezählt. Neben dem 
Raumordnungsgesetz, das in novellierter Fas-
sung 2008 als konkurrierende Gesetzgebung 
erlassen wurde, stellt die Bundesraumordnung 
auch Raumordnungspläne auf. Sei dies im Rah-
men ihrer Kompetenz für die Raumordnung auf 
dem Meer, wo bereits Bundesraumordnungs-
pläne für das Gebiet der ausschließlichen Wirt-
schaftszone (AWZ) in Nord- und Ostsee vorlie-
gen, oder auf der Kompetenzgrundlage des §  17 
ROG für den Gesamtstaat, für den allerdings 
noch kein Bundesraumordnungsplan existiert. 
Von der Bundesraumordnung muss die Raum-
ordnung der Länder unterschieden werden, die 
sich in eine landesweite Landesplanung und 
die Regionalplanung auf Teilraumebene aufteilt. 
Die Raumordnung von Bund, Ländern und Re-
gionen ist querschnittsorientiert ausgerich-
tet. Sie beschäftigt sich somit nicht wie eine 
Fachplanung nur aus einer sektorspezifischen 
Perspektive mit wenigen räumlichen Belan-
gen. Raumordnung versucht vielmehr, aus ei-
ner belangübergreifenden Sicht eine bestmög-
liche Gestaltung und Entwicklung des Raumes 
zu erreichen. Sie muss daher alle relevanten 
raumbezogenen öffentlichen und privaten Be-
lange einbeziehen und berührt deshalb sehr 
verschiedene Politikfelder, sobald diese eine 
räumliche Bedeutung aufweisen. 

Ihr integrierter Gesamtplanungsansatz zielt 
nach §  1 Abs. 2 ROG auf eine nachhaltige 
Raum entwicklung, bei der die sozialen und 
wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit 
den ökologischen Funktionen so in Einklang 
zu bringen sind, dass eine dauerhafte, groß-
räumig ausgewogene Ordnung resultiert. Der 
Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland 
und seine Teilräume sind nach §  1 Abs. 1 ROG 
durch zusammenfassende, überörtliche und 
fachübergreifende Raumordnungspläne, durch 
raumordnerische Zusammenarbeit und durch 
Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und 
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ne von Teilräumen des Bundesgebietes und in 
der Regel unterhalb der Länderebene angesie-
delt sind. Natürlich enthält der Raumordnungs-
bericht auch Ländervergleiche und es werden 
Unterschiede zwischen den alten und den neu-
en Ländern aufgedeckt. Meist aber liegen sei-
ne Beobachtungseinheiten deutlich unterhalb 
der Länderebene auf Kreis-und Regionalebene. 
In zeitlicher Hinsicht untersucht der Raumord-
nungsbericht Entwicklungen vorwiegend aus 
einer Ex-post-Perspektive, also vergangen-
heitsorientiert. Der zentrale Beobachtungs-
zeitraum umfasst die Jahre seit dem letzten 
Raumordnungsbericht von 2005 bis zu den Jah-
ren 2008 und 2009. Bei verschiedenen Themen 
werden ergänzend auch zukünftige Entwick-
lungen abgeschätzt. Durch die Raumordnungs-
prognose des BBSR kann die Entwicklung der 
Bevölkerung und der Wohnungsnachfrage bis 
2025 prognostiziert werden.

Da nicht nur Fakten der teilraumdifferenzier-
ten statistischen und geo-statistischen Regio-
nalanalysen im Vordergrund der Berichter-
stattung stehen, sondern auch Befunde der 
Raumordnungspolitik sowie Erfahrungen aus 
der angewandten Modellvorhabenforschung 
des BBSR, schlägt der Raumordnungsbericht 
gleichermaßen Brücken zwischen Wissen-
schaft, Politik und Planungspraxis. Er ist in die-
sem Sinne einer evidenzbasierten Politikbera-
tung verpflichtet. Für alle behandelten Themen 
werden die räumlich differenzierten Analysen 
durch Schlussfolgerungen und Strategieemp-
fehlungen für die Raumordnungspolitik von 
Bund, Ländern und Regionen abgerundet.

scheint. So bestehen vielfältige Anknüpfungs-
punkte für eine aktive Raumordnungspolitik.

Die Perspektive des Raumordnungsberichtes 
ist interdisziplinär und ressortübergreifend, 
da die Raumordnungspolitik ein überfachli-
ches Politikfeld darstellt, das immer dann Be-
rührungspunkte zu anderen Politikbereichen 
aufweist, wenn es unterschiedliche räumliche 
Ausprägungen oder Auswirkungen gibt bzw. 
solche vermutet werden. 

Evidenzaussagen des Raumordnungsberich-
tes basieren auf zahlreichen Datenquellen, die 
durch das räumliche Informationssystem des 
BBSR laufend erfasst und auf einem aktuel-
len Stand gehalten werden. Neben numeri-
schen Fakten der quantitativen Regionalana-
lyse zählen auch Befunde aus der laufenden 
BBSR-Bevölkerungsumfrage sowie der praxis-
orientierten Modellvorhabenforschung (Mo-
dellvorhaben der Raumordnung) dazu. Des 
Weiteren wird ein breites Fundament empiri-
scher Methoden der Sozial- und Geowissen-
schaften benötigt, um die großen Mengen 
sehr unterschiedlicher Daten für verschiede-
ne räumliche Bezugsebenen analysieren, inter-
pretieren und bewerten zu können. 

Um das gewonnene Wissen für politische Ent-
scheidungsträger, die Raumforschung und die 
Raumordnungspraxis gut verständlich aufzu-
bereiten, werden ausgiebig kartographische 
Visualisierungen genutzt. Dies liegt auch des-
halb nahe, weil der Raumordnungsbericht im 
Unterschied zu anderen Berichten Entwicklun-
gen thematisiert, die vorwiegend auf der Ebe-
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fähigkeitsproblemen einhergeht. Sollen die 
Kosten nicht explodieren, muss die öffentliche 
Hand das Angebot unterausgelasteter Einrich-
tungen an die geänderte Nachfrage anpassen. 
Dies ist aber nicht nur ein Thema in Regionen 
mit schrumpfender Bevölkerung. Der demo-
graphische Wandel, insbesondere die Alterung 
der Bevölkerung, erfordert mehr oder weniger 
in allen Regionen eine Anpassung betroffener 
Daseinsvorsorgeangebote. In vielen Räumen 
gehen Ausbau und Reduktion Hand in Hand, 
weil sich gleichzeitig der Anteil der Älteren er-
höht und der Anteil der Kinder, Jugendlichen 
und jungen Erwerbstätigen abnimmt. In diesem 
Kapitel wird weiterhin die flächendeckende 
Versorgung mit ausgewählten Leistungen der 
Daseinsvorsorge untersucht, d. h. mit bestimm-
ten, von den politisch Verantwortlichen als le-
bensnotwendig eingestuften Dienstleistungen 
und Infrastrukturen. 

Im Kapitel 2.3 „Regionale Wettbewerbsfähig-
keit und Beschäftigung“ wird zuerst ein Über-
blick zur Entwicklung der Wirtschaft gegeben 
und danach vertieft aus einer regionalisier-
ten Perspektive die Beschäftigtenentwick-
lung thematisiert, die sich als ein entscheiden-
der Faktor der Regionalentwicklung erwiesen 
hat. Anschließend wird die Betroffenheit der 
Regionen von der Finanz- und Wirtschafts-
krise bestimmt. Innovationskraft ist nicht nur 
für Nationen, sondern auch für Regionen eine 
elementare Voraussetzung zur Sicherung von 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und zur 
Schaffung und Erhaltung von Wohlstand. Das 
Kapitel zeigt auf, in welchem Maße Deutsch-
land als export orien tiertes, rohstoffarmes 
Land vom regionalen Innovationspotenzial und 
vom Bildungs- und Qualifikationsniveau seiner 
Einwohner abhängig ist.

Die komplexen Entwicklungen im Verkehrsbe-
reich werden in Kapitel 2.4 „Mobilität und Ver-
kehr“ thematisiert. Auf der Grundlage einer 
Verkehrsprognose werden die zukünftige Ent-
wicklung im Personen- und Güterverkehr teil-
raumdifferenziert untersucht und eine Analyse 
der Pendlerverflechtungen für die jüngere Ver-
gangenheit vorgenommen. Die vergleichende 
Untersuchung der Erreichbarkeiten im öffent-
lichen Verkehr und im motorisierten Individual-
verkehr demonstriert Unterschiede beim regio-
nalen Versorgungsniveau. 

Das Kapitel 2.5 „Energie und Klima“ berührt 
die Herausforderungen, die sich in Deutsch-

Dieser zweite Teil des Raumordnungsberichts 
greift aus analytischer Perspektive zentrale 
Themenbereiche mit besonderer Relevanz für 
die Raumordnung auf. Städtische und ländliche 
Räume werden dabei immer gleichberechtigt 
behandelt. Zentraler Raumbezug der Analysen 
des Raumordnungsberichts ist die politisch-ad-
ministrative Einteilung Deutschlands in Land-
kreise und kreisfreie Städte. Die Datenbasis 
der Laufenden Raumbeobachtung des BBSR ist 
überwiegend auf diese Ebene ausgerichtet. 

Zur vergleichenden Analyse von raum- und 
siedlungsstrukturellen Unterschieden werden 
die zusammengefassten siedlungsstrukturel-
len Kreistypen des BBSR verwendet. Mit der 
Unterscheidung von Kernstädten, verdichte-
ten Umlandkreisen, ländlichen Umlandkreisen 
und Kreisen in ländlichen Räumen erlauben sie 
eine hinlänglich differenzierte Betrachtung der 
Raumentwicklung nach Stadt und Land – wohl 
wissend, dass sich die Raum- und Siedlungs-
struktur in Deutschland weitaus differenzierter 
darstellt, denn Stadt und Land sind ein Konti-
nuum.

Die einzelnen Kapitel von Teil 2 des Raumord-
nungsberichtes behandeln vertieft folgende 
raumordnungsrelevante Themen bzw. Heraus-
forderungen:

Das einführende Kapitel 2.1 „Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse“ beschäftigt sich mit 
einem zentralen Staatsziel, das im Grundge-
setz enthalten ist und mit dem Raumordnungs-
gesetz zur Leitvorstellung der Raumordnung 
erhoben wurde: der Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse in allen Teilräumen 
Deutschlands. In welchem Umfang gleichwer-
tige Lebensverhältnisse erreicht sind und wo 
noch ungleichwertige Lebensverhältnisse do-
minieren, wird auf der Basis eines komplexen 
Indikatorensatzes für sechs Subdimensionen 
regionaler Lebensverhältnisse untersucht und 
auf der Grundlage der Bevölkerungsumfrage 
des BBSR aus Bürgersicht hinterfragt.

Die nachfolgenden Kapitel beschäftigen sich 
vertieft mit ausgewählten Subdimensionen re-
gionaler Lebensverhältnisse:

Der demographische Wandel bedeutet vor al-
lem für die öffentliche Daseinsvorsorge eine 
Herausforderung. Das Kapitel 2.2 „Daseins-
vorsorge im demographischen Wandel“ zeigt, 
dass eine sinkende Nachfrage häufig mit Trag-

2 Entwicklung städtischer und ländlicher Räume
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land mit dem Umbau des Energiesystems und 
dem Ausbau der erneuerbaren Energieproduk-
tion sowie der Anpassung an den Klimawandel 
und dem Klimaschutz stellen. Das Kapitel infor-
miert über deutsche und europäische Ziele der 
Energie- und Klimapolitik und untersucht, wel-
che Rolle die erneuerbaren Energien bereits 
spielen. Aus Sicht der Raumordnungspolitik 
ist vor allem der Flächenbedarf erneuerbarer 
Energien von Bedeutung, der in ersten Analy-
sen eingegrenzt wird. Anschließend steht die 
regionale Betroffenheit Deutschlands vom Kli-
mawandel im Vordergrund. Es werden Klima-
folgen für unterschiedliche Teilräume bestimmt. 
Auf dieser Analysegrundlage und unter Einbe-
ziehungen der Ergebnisse eines Klima-MORO 
werden Maßnahmen für den Klimaschutz und 
die Anpassung an den Klimawandel abgeleitet.

Im Vordergrund des Kapitels 2.6 „Wohnungs-
bautätigkeit und Immobilienmärkte“ steht die 
Darstellung räumlicher Entwicklungen und re-
gionaler Ungleichheiten auf den Wohnungs- 
und Immobilienmärkten in Deutschland. Ver-
tiefend untersucht werden die Entwicklung 
der regionalen Bautätigkeit und die zukünftige 
Wohnungsbaunachfrage. Eine Typisierung der 
regionalen Immobilienmärkte rundet das Kapi-
tel ab.

Basierend auf der Untersuchung der aktuellen 
und zukünftigen Entwicklungstrends der bau-
lichen Flächeninanspruchnahme widmet sich 
das Kapitel 2.7 „Flächennutzung und bauliche 
Flächeninanspruchnahme“ einer regional dif-
ferenzierten Betrachtung der Siedlungs- und 
Verkehrsflächenentwicklung. Dabei werden 
die Datengrundlagen reflektiert und bewertet, 
Erklärungsfaktoren beschrieben und aktuelle 
Trends aufgezeigt. Sodann wird den weiterent-
wickelten Zielen der Flächenhaushaltspolitik 
eine Einschätzung der Zielerreichung nachhal-
tiger Siedlungsentwicklung gegenübergestellt. 
Im Fokus steht dabei das 30-ha-Ziel der Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie. Szenarien der 
Siedlungsentwicklung werden vor dem Hin-
tergrund aktueller und perspektivischer Maß-
nahmen einer haushälterischen Flächeninan-
spruchnahme erörtert.

Jedes Kapitel schließt mit raumordnungspoliti-
schen Schlussfolgerungen. Gestützt auf die Er-
gebnisse der räumlich differenzierten Analysen 
werden raumordnungspolitische Handlungsbe-
darfe aufgezeigt und Handlungsempfehlungen 
für die Ausgestaltung der Raumordnungspolitik 
in Bund, Ländern und Regionen gegeben.
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teilräumlich und sachlich differenzierte Min-
deststandards.3 Erfolgt die Standardsetzung 
überwiegend durch und speziell für die einzel-
nen Bundesländer, hat dies mit einer deutsch-
landweiten Schaffung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse allerdings nur noch bedingt etwas 
zu tun. Auf der Grundlage landesspezifischer 
Standards kann maximal für die Teilräume, für 
die eine Norm gilt, beurteilt werden, ob das Ziel 
gleichwertiger Lebensverhältnisse erfüllt ist. 

Soll aber für das gesamte Bundesgebiet be-
urteilt werden, wo Lebensverhältnisse un-
gleichwertig sind, wird ein deutschlandwei-
ter Maßstab benötigt. In der Regel fungiert 
der Bundesdurchschnitt als Referenzmaßstab 
für die Beurteilung von Teilraumsituationen im 
Bundesgebiet (siehe auch §  2 Abs. 2 Nr. 4 ROG). 
Dieser Tradition folgen nicht nur die Raumord-
nungsberichte des Bundes, auch die Förderpo-
litik der EU richtet ihr Konvergenzziel am Ge-
meinschaftsdurchschnitt aus. 

Wird der Bundesdurchschnitt als Maßstab ver-
wendet, ist die entscheidende Frage, wie stark 
ein Teilraumwert davon abweichen darf, „ohne 
die Leitvorstellung der Gleichwertigkeit zu ver-
letzen“4. Leider beantworten Politik und Ge-
setzgebung diese Frage nur selten, weshalb 
im Raumordnungsbericht immer dann von un-
gleichwertigen regionalen Lebensverhältnis-
sen ausgegangen wird, wenn in einem Teilraum 
eine stark unterdurchschnittliche Abweichung 
vom Bundesmittel feststellbar ist.

2.1.2  Messung regionaler Disparitäten 

Ausgehend von einem weiten Verständnis 
der Lebensverhältnisse erfolgt deren Unter-
suchung hier differenziert nach sechs Sub-
dimensionen (Demographie, Wirtschaft, Ar-
beitsmarkt, Wohlstand, Infrastruktur und 
Wohnungsmarkt) auf der Grundlage von 23 Ein-
zelindikatoren auf der Ebene von Kreisen und 
kreisfreien Städten. Weil eine Subdimen sion 

– bis auf den Wohnungsmarkt – nicht durch ei-
nen einzelnen Indikator gemessen werden 
kann, werden mehrere Indikatoren zu Teilindi-
zes zusammengefasst. Eine Substitution der In-
dikatoren innerhalb einer Einzeldimension wird 
somit unterstellt. 

Dabei wird nur in zwei Fällen eine Gewichtung 
der Indikatoren vorgenommen. Die Indikato-
ren „Arbeitslosigkeit“ und „BIP je Erwerbstä-
tige“ stellen so zentrale Größen dar, dass ein 
doppeltes Gewicht gerechtfertigt erscheint. In 
der Subdimension Infrastruktur werden zuerst 
getrennte Teilindizes für die technische und die 
soziale Infrastruktur gebildet, bevor eine Zu-

2.1 Gleichwertigkeit  
der Lebensverhältnisse

2.1.1  Was heißt gleichwertige  
regionale  Lebensverhältnisse?

Die Herstellung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse in allen Teilräumen Deutschlands 
gehört traditionell zu den wichtigsten Zielen 
der Raumordnungspolitik von Bund und Län-
dern. Die in §  1 Abs. 2 ROG angesprochenen 
Lebensverhältnisse ergeben sich in ihrer Sum-
me aus teilräumlichen Ausprägungen der Wirt-
schaftsleistung, der Arbeitsmarktsituation, der 
Gesundheitsversorgung, der Wohlstandsver-
teilung, der inneren Sicherheit, der Wohnungs-
verhältnisse, des Bildungswesens, der kultu-
rellen Versorgung, der technischen Ver- und 
Entsorgung, der Erreichbarkeits- und Mobili-
tätslage sowie der Umweltsituation. Zusätz-
lich hängt das erreichte Niveau der Lebensver-
hältnisse vom finanziellen Umfang öffentlicher 
Transferströme der Arbeitsmarktpolitik, der 
Sozialversicherungen (Arbeitslosen- und Ren-
tenversicherung), des Finanzausgleichs und 
der Strukturpolitik ab, die in einzelne Teilräume 
fließen (siehe Teil 4 „Raumwirksame Mittel“). 

Aus verfassungsrechtlicher Sicht zielt das 
Gleichwertigkeitspostulat darauf ab, „die Le-
bensverhältnisse in allen Räumen so zu ge-
stalten (…), dass sie jedem Bürger einen be-
stimmten Mindeststandard an Leistungen und 
Infrastruktur zur Verfügung halten“.1 Das politi-
sche Ziel ist somit eine Sockelgleichwertigkeit 
und auf die wohlfahrtsstaatliche Garantie der 
Gleichheit des Angebots bis zur Schwelle des 
Mindeststandards gerichtet. Erreichen die Le-
bensverhältnisse in einem Teilraum nicht das 
Niveau der angestrebten Mindestversorgung, 
kann dort nicht mehr von gleichwertigen Le-
bensverhältnissen gesprochen werden. 
 
Ein Tätigwerden des Bundesgesetzgebers 
zur Herstellung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse ist gemäß Art. 72 Abs. 2 GG nach 
neuerer Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes allerdings nur in extremen bun-
desstaatlichen Notlagen geboten. Die Gleich-
wertigkeit gilt erst dann als bedroht und der 
Bund zum Eingreifen legitimiert, wenn sich die 
Lebensverhältnisse in den Bundesländern in 
erheblicher, das bundesstaatliche Sozialge-
füge beeinträchtigender Weise auseinander-
entwickelt haben oder sich eine derartige Ent-
wicklung konkret abzeichnet.2 

Flächendeckende, für ganz Deutschland gel-
tende Standards lehnen die Bundes- wie auch 
die Landesraumordnung ab. Gefordert werden 

(1) Ossenbühl, F.: Die 
verfassungsrechtliche Be-
deutung des Postulats nach 
gleichwertigen Lebensver-
hältnissen für Raumordnung 
und Landesentwicklung. In: 
Der Landkreis, 46. Jg., H. 14, 
1977, S. 179–182.

(2) BVerfGE, NJW 2003, 
S. 52.

(3) Beirat für Raumordnung: 
Empfehlung des Beirats 
für Raumordnung zur 
„Räumlichen Ausgleichspo-
litik“, verabschiedet auf der 
Sitzung am 20. September 
2007, S. 19.

MKRO = Ministerkonferenz 
für Raumordnung: Leitbilder 
und Handlungsstrategien 
für die Raumentwicklung in 
Deutschland. Verabschiedet 
von der Ministerkonferenz 
für Raumordnung am 
30.6.2006. Berlin, S. 20.

MKRO = Ministerkonfe-
renz für Raumordnung: 
Beschluss der36. MKRO 
am 10. Juni 2009 in Berlin. 
Demografischer Wandel 
und Daseinsvorsorge. Berlin 
2009, S. 2f.

(4) MKRO = Ministerkon-
ferenz für Raumordnung: 
Leitbilder und Handlungs-
strategien für die Raument-
wicklung in Deutschland. 
Verabschiedet von der 
Ministerkonferenz für 
Raumordnung am 30.6.2006. 
Berlin, S. 7.
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liegen nicht immer für die gleichen Zeiträume 
vor, betrachtet wurden Entwicklungen zwi-
schen 1995 und 2009.  

Bei sieben von 23 Indikatoren wird ein hohes 
Ausmaß räumlicher Disparität erreicht. Nur bei 
zwei Indikatoren herrscht ein niedriges Niveau 
(Ausbildungsplatzdichte, Lebenserwartung 
Männer). Überwiegend verbleibt die regionale 
Disparität auf einem mittleren Niveau. 

Was die Entwicklung regionaler Disparitäten 
betrifft, bleibt das Disparitätsniveau bei fünf 
Indikatoren weitgehend stabil. Nur bei einem 
Indikator kann eine Zunahme der Disparität im 
Zeitverlauf ermittelt werden. Bei fünf Indikato-
ren ist ein schwankender Verlauf des Indikator-
wertes zu beobachten. 

sammenfassung mit den Indikatoren Einwoh-
nerdichte und Reisezeiten zu Ober- und Mittel-
zentren erfolgt.

Beim Wohnungsmarkt kommt nur ein Indikator 
zum Einsatz, so dass auf die Bildung eines Teil-
indizes verzichtet werden kann.

Um subdimensionsübergreifend abschätzen 
zu können, in welchen Teilräumen eine nega-
tive oder eine positive Kumulation von Indika-
torwerten auftritt, wird zur abschließenden 
Bewertung die Häufigkeit stark über- und un-
terdurchschnittlicher Wertausprägungen be-
trachtet. Da das Gleichwertigkeitspostulat im 
verfassungsrechtlichen Sinne einer Sockel-
gleichwertigkeit auf dem Niveau einer Min-
destversorgung zu interpretieren ist, wird hier 
davon ausgegangen, dass nur in den Teilräu-
men, in denen es zu einer Kumulation stark 
unterdurchschnittlicher Ausprägungen der 
Einzeldimensionen regionaler Lebensverhält-
nisse kommt, die Gleichwertigkeit gravierend 
gefährdet ist. In Kreisen und kreisfreien Städ-
ten mit überwiegend durchschnittlichen und 
überdurchschnittlichen Indexwerten herrschen 
überwiegend gleichwertige Lebensverhältnisse.

Welche Raumebene für die Untersuchung der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse am 
besten geeignet ist, wird nicht einheitlich be-
urteilt. Als ungeeignet gilt die Gemeindeebene. 
Angemessener erscheinen Raumordnungs re-
gio nen. Wird hier allerdings nicht die intrare-
gionale Verteilung der statistischen Merkmale 
in der Region gemessen, verfälschen die Mit-
telwerte für diese sehr großen Räume, die häu-
fig durch Stadt-Land-Gefälle oder wirtschaft-
strukturell benachteiligte Teilräume geprägt 
sind, die wirklichen Verhältnisse der Lebens-
bedingungen zu sehr. Für diese vergleichende 
Analyse wurden deshalb die Landkreise und 
kreisfreien Städte als Untersuchungsebene 
ausgewählt. 

Bereits auf der Ebene einzelner Indikatoren 
kann das Ausmaß regionaler Disparität beur-
teilt werden:
•	 zeitpunktbezogen,	 wie	 stark	 die	 räumliche	

Disparität ausgeprägt ist
•	 zeitraumbezogen,	 ob	 räumliche	Disparitäten	

zurückgehen, zunehmen oder gleich bleiben.

Als Zeitpunkt für die Zustandsbewertung wird 
das aktuellste Jahr gewählt, für das Daten ver-
fügbar sind (in der Regel 2009). Zeitreihendaten 

Demographie

Wohlstand

Wirtschaft

Infrastruktur

Wohnungsmarkt

Indikatoren für die Einzeldimensionen 
regionaler Lebensverhältnisse

Bevölkerungsentwicklung (in %)
Lebenserwartung der Männer (in Jahren)
Über 75-Jährige (in % der Gesamtbevölkerung)
Unter 15-Jährige (in % der Gesamtbevölkerung)

Schuldenquote von Privatpersonen (in %)
Unter 15 Jährige, die in Bedarfsgemeinschaften leben (in %)
Verfügbares Pro-Kopf-Einkommen (in Euro)

Arbeitslosenquote (in %)
Pendeldistanzen (vom Wohn- zum Arbeitsort in Minuten)
Erwerbstätigenbesatz (Erwerbstätige am Arbeitsort in 
Relation zur Einwohnerzahl zwischen 15 bis unter 65 Jahren)
Ausbildungsplatzquote (Relation von Ausbildungsplätzen 
und Bewerbern)

BIP (je Erwerbstätige)
Beschäftigte in wissensintensiven Dienstleistungen (in %)
FuE-Personal (je 1 000 Erwerbstätige)

Hauspreis-Einkommensrelation für Standard-Einfamilienhäuser

Einwohnerdichte (Einwohner je km²)
Pkw-Reisezeit zu Ober- und Mittelzentren (in Minuten)
Soziale Infrastruktur
     - Kinder unter 3 Jahren in Kindertagesstätten (in %)
     - Ärzte-Einwohner-Relation (Ärzte je 100 000 Einwohner)
     - Betten für stationäre Pflege (je Einwohner über 65 Jahren)
     - Grundschulnetzdichte (Grundschulen je km²) 
Technische Infrastruktur
     - Erreichbarkeit von Autobahnen, IC/ICE-Anschlüssen, 
       Flughäfen (Pkw-Reisezeit in Minuten)
     - Breitbandversorgung (in % der Haushalte)

•
•
•

•

•

•
•
•

•
•
•

•
•
•

•

•
•
•

Arbeitsmarkt

•

Abbildung 1
Dimensionen regionaler Lebensverhältnisse

Quelle: BBSR 2011
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einige große Städte von der Bevölkerungs-
schrumpfung in den vergangenen Jahren erho-
len und in Einzelfällen sogar ein geringes Be-
völkerungswachstum realisieren konnten, sind 
die weiter von den städtischen Zentren ent-
fernten ländlichen Gebiete nach wie vor gravie-
rend vom Bevölkerungsrückgang betroffen. In 
den alten Bundesländern haben städtische und 
ländliche Räume noch überwiegend Bevölke-
rungsgewinne erfahren. 

2.1.3  Dimensionen regionaler  
Lebensverhältnisse

Demographie

Die demographischen Verhältnisse unterliegen 
im betrachteten Zeitraum von 1996 bis 2009 
einem erheblichen Wandel. Starke Bevölke-
rungsrückgänge traten bisher vor allem in den 
neuen Bundesländern auf. Während sich hier 
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Erklärung
Der Zustand regionaler Disparitäten wird mittels standardisierter Werte dargestellt. Der Mittelwert aller Indikatoren entspricht dem Wert Null. In grafischer Form zeigen sog. Boxplots die
Werteverteilung. Die Box umfasst die Hälfte aller Werte, während die durchgezogene Linie die unteren bzw. oberen 25 % einer Verteilung ohne Ausreißer darstellt.
Die ausreißer und Extremwerte können anhand der gestrichelten Linie identifiziert werden. 

Für den Indikator „Anteil der Kinder unter 3 Jahren in Kindertagesstätten“ zeigt die Darstellung, dass knapp drei Viertel aller Kreise einen unterdurchschnittlichen Anteil von unter 3 
Jährigen in Kindertagesstätten besitzen. Ca. 25 % der Kreise liegen über den Bundesdurchschnitt. 
Anhand des Pfeils wird verdeutlicht, dass die Disparitäten im Zeitraum 2006 bis 2008 abgenommen haben. Das Punkt-Symbol bildet das Niveau der Disparität ab und zeigt für den 
Indikator „Unter 3 Jährige in Kindertagesstätten“, dass die Disparitäten auf einem hohen Niveau liegen. Für die Analyse der Entwicklung sowie des Niveaus der Disparitäten wird der
Variationskoeffizient zugrunde gelegt. 

Methodischer Hinweis: Ein Vergleich der Boxplots ist nur hinsichtlich der Verteilung der Indikatorenwerte möglich. Es kann vergleichend gesehen werden, in welchen Indikatoren viele 

Durch Variationskoeffizientenwerte kann ein niedriges, mittleres und hohes Niveau räumlicher Disparitäten unterschieden werden. Die Messung der Veränderung des
Variationskoeffizientens im Zeitverlauf ermöglicht eine Aussage, ob die Disparität zu- bzw. abgenommen hat oder stagniert.

Kreise unter dem Bundesdurchschnitt liegen bzw. ob sich die Werte gleichmäßig um den Durchschnitt verteilen. Ein Vergleich der Bandbreite der Indikatoren ist aufgrund der unter-
schiedlichen Bezugsgrößen (%, Euro, Fahrzeit in Minuten etc.) nicht möglich. Diese Information kann mittels Variationskoeffizienten gewonnen werden, die unter „Niveau” zu finden ist.

Abbildung 2
Niveau und Veränderung regionaler Disparitäten im Spiegel von Einzelindikatoren

Quelle: BBSR 2011
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keinem Raumtyp ein vergleichbares Problem-
ausmaß festgestellt werden.   
 
Wirtschaft

Um die wirtschaftlichen Verhältnisse in den 
Kreisen und kreisfreien Städten vergleichend 
abbilden zu können, wurden die drei Indikato-
ren Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Erwerbstäti-
gen, Anteil der Beschäftigten in wissensinten-
siven Dienstleistungen und F&E-Personal an 
den Erwerbstätigen ausgewählt.

Das BIP je Erwerbstätigen misst den Wohl-
stand eines Teilraumes. Seit 1995 ist ein kon-
tinuierlicher Anstieg in allen Strukturtypen zu 
beobachten, im Westen allerdings auf deut-
lich höherem Niveau als im Osten. Einbrüche 
brachte jedoch die Wirtschafts- und Finanz-
krise. 2008 und 2009 ging das reale BIP je Er-
werbstätigen zurück, in Westdeutschland stär-
ker als in Ostdeutschland. 2010 kam es aber 
wieder zu einem Anstieg, der diesmal in den 
alten Ländern mehr als doppelt so hoch ausfiel 
wie in den neuen Ländern. Das BIP je Erwerbs-
tätigen in den neuen Bundesländern beträgt 
durchschnittlich 80 % des Westniveaus. In den 
alten wie in den neuen Ländern ist ein Gefälle 
des BIP von den städtisch geprägten hin zu den 
ländlichen Räumen feststellbar.

Für die Wettbewerbsfähigkeit der Regionen ist 
die Ausstattung mit zukunftsgerichteten, inno-
vationsorientierten Dienstleistungen von hoher 
Bedeutung. Was wissensbasierte, unterneh-
mensorientierte Dienstleistungen sowie For-
schung und Entwicklung betrifft, weisen Kern-
städte einen höheren Beschäftigtenbesatz als 
ländliche Räume auf. Zu den wissensintensiven 
Dienstleistungen zählen z. B. Unternehmens-
beratungen, Datenverarbeitung und Werbung. 
Diese Betriebe konzentrieren sich vor allem in 
Agglomerationen. Regionale Disparitäten zwi-
schen West- und Ostdeutschland sind weni-
ger bei den Beschäftigten in wissensbasierten 
unternehmensorientierten Dienstleistungen zu 
erkennen als bei dem F&E-Personal. Während 
2007 in Westdeutschland neun F&E-Beschäf-
tigte je 1  000 Erwerbstätige gezählt wurden, 
betrug der Wert in Ostdeutschland nur vier Be-
schäftigte. 

Die zusammenfassende Betrachtung zeigt, 
dass eine Kumulation wirtschaftlicher Stär-
ke vor allem in den Verdichtungsräumen Mün-
chen, Rhein-Main, Rhein-Ruhr, Stuttgart, 
Nürnberg/Erlangen/Fürth, Hamburg und Han-
nover zu finden ist. Überdurchschnittlich aus-
geprägte Wirtschaftsverhältnisse finden sich 
in Ostdeutschland bis auf Jena nicht. Dies un-

Auch in der Altersstruktur zeigen sich Unter-
schiede zwischen ländlich und städtisch ge-
prägten Räumen sowie zwischen den Gebieten 
in den alten und den neuen Bundesländern. Der 
Anteil an Kindern und Jugendlichen unter 15 
Jahren liegt in allen Kreistypen der neuen Län-
der deutlich unter dem Niveau der alten Länder. 
Vom Anteil der über 75-Jährigen an der Kreis-
bevölkerung können Rückschlüsse auf die 
Nachfrage an altenspezifischer Infrastruktur 
abgeleitet werden. Dies gilt insbesondere für 
die Altenpflege. Etwa zwei Drittel aller Pfle-
gebedürftigen sind 75 Jahre und älter. Im Zuge 
der fortschreitenden Alterung der Bevölkerung 
nimmt deshalb die Zahl der Pflegebedürftigen 
zu, wodurch sich die Nachfrage an ambulanten 
und stationären Angeboten erhöht. Von 1999 
bis 2007 hat sich die Zahl der Pflegebedürfti-
gen um 11 % erhöht. Nach Vorausberechnun-
gen des Statistischen Bundesamtes wird sie 
bis 2020 um knapp ein Drittel (29 %) ansteigen.5 

Die Lebenserwartung gilt als leistungsfähiger 
Indikator für die Bewertung der allgemeinen 
Lebensverhältnisse einer Region. Nach wie vor 
ist die Lebenserwartung der Frauen im Bun-
desdurchschnitt mit 82 Jahren höher als die der 
Männer mit 77 Jahren. Disparitäten zwischen 
West und Ost konnten seit der Wiedervereini-
gung erheblich abgebaut werden, sind bei den 
Männern aber immer noch stärker ausgebildet 
als bei den Frauen. Insgesamt nähert sich die 
durchschnittliche Lebenserwartung nicht nur 
zwischen West und Ost an, auch das im frühe-
ren Bundesgebiet weniger intensive Süd-Nord-
Gefälle schwächt sich zusehends ab.

In der zusammenfassenden Betrachtung er-
gibt sich für einen Großteil der Kreise im Süden 
Baden-Württembergs und Bayerns sowie im 
Westen Niedersachsens ein überdurchschnitt-
lich positives Bild der demographischen Situa-
tion. Besonders auffällig ist die positive Ent-
wicklung im Emsland und im Oldenburger Land. 
Neben der positiven Gesamtbevölkerungsent-
wicklung ist der überdurchschnittliche Kinder-
anteil in diesen Regionen für die hohen Werte 
verantwortlich.

Ungünstige Bevölkerungsverhältnisse domi-
nieren in weiten Teilen Ostdeutschlands und 
vereinzelt in strukturschwachen Räumen der 
alten Bundesländer. Besonders ungünstige 
demographische Verhältnisse herrschen in 
Ostdeutschland in den ländlich geprägten Ge-
bieten. Fast alle Kreise des Strukturtyps länd-
licher Raum (92 %) und immerhin 61 % der Krei-
se des Strukturtyps ländliches Umland weisen 
stark unterdurchschnittliche demographische 
Verhältnisse auf. In Westdeutschland kann in 

(5) Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder: 
Demografischer Wandel 
in Deutschland. Heft 2, 
Auswirkungen auf Kran-
kenhausbehandlungen und 
Pflegebedürftige in Bund 
und Ländern. Wiesbaden 
2010, S. 27.
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2009 lagen von den 33 Kreisen und kreisfreien 
Städten mit einer Arbeitslosenquote von 15 % 
und mehr lediglich drei in den alten Bundeslän-
dern. Wie deutlich sich die Arbeitslosigkeit bis 
Ende 2011 in Ostdeutschland verbessert hat, 
erkennt man daran, dass zum Oktober nur noch 
zwei ost- und zwei westdeutsche Kreise eine 
Arbeitslostenquote über 15 % aufweisen.

Nach wie vor dominiert in Westdeutschland 
ein Süd-Nord-Gefälle mit niedriger Arbeitslo-
sigkeit in Baden-Württemberg und Bayern, ei-
nem mittleren Niveau der Arbeitslosigkeit in 
Rheinland-Pfalz und Hessen sowie einem ver-
gleichsweise hohen Niveau der Arbeitslosig-
keit in Teilen von Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Bremen und 
dem Saarland. 

Für den Arbeitsmarkt einer Region ist die Aus-
stattung mit Arbeitsplätzen ein zentrales Maß. 
Mit Hilfe des Erwerbstätigenbesatzes, d. h. 
der Zahl der Erwerbstätigen am Arbeitsort in 
Relation zur Einwohnerzahl der 15- bis unter 
65-Jährigen, kann die tatsächlich im Erwerbs-
leben stehende Bevölkerung eines Teilraumes 
ermittelt werden. Ein niedriger Besatz deutet 
an, dass das Arbeitskräftepotenzial einer Re-
gion nicht ausgeschöpft wird, und zeigt daher 
eine wirtschaftsstrukturelle Schwäche an.

Beim Erwerbstätigenbesatz herrscht ein West-
Ost-Gefälle, das allerdings von einem dominan-
teren Stadt-Land-Gefälle überformt wird. In 
den kreisfreien Städten erreicht der Erwerbs-
tätigenbesatz in West- wie Ostdeutschland die 
höchsten Werte. Neben der Ausstattung mit 
Arbeitsplätzen ist auch das Angebot an Ausbil-
dungsplätzen von zentraler Bedeutung für die 
Lebensverhältnisse in einem Teilraum. Die Aus-
bildungsmarktsituation hat sich in weiten Tei-
len Deutschlands mittlerweile entspannt. 

In Kreisen und kreisfreien Städten mit ungüns-
tigem Arbeitsmarkt wird der Mangel an Er-
werbsmöglichkeiten vor Ort häufig durch weites 
Berufspendeln kompensiert. Liegen struktur-
schwache Räume nicht zu weit von attraktiven 
Arbeitsmarktzentren entfernt, lohnt es sich für 
viele Erwerbstätige nicht, ihren Wohnort zu ver-
legen. Überdurchschnittlich hohe Pendeldistan-
zen erreichen strukturschwache Räume in Bran-
denburg und Mecklenburg-Vorpommern. Die 
Arbeitslosenquote der ehemaligen innerdeut-
schen Grenzkreise von Thüringen ist deshalb 
unterdurchschnittlich, weil viele Erwerbstätige 
nach Bayern pendeln. Bei den Kreisen des west-
lichen Mecklenburgs verhält es sich ähnlich. 
Hier ist Hamburg das dominante Pendel zentrum. 

terstreicht das starke West-Ost-Gefälle. Ins-
gesamt 11 % aller Kreise und kreisfreien Städte 
(absolut 46) fallen in die Klasse der stark un-
terdurchschnittlichen Wirtschaftsverhältnisse, 
davon 40 aus den neuen Bundesländern. Stark 
unterdurchschnittliche Wirtschaftsverhältnis-
se sind in Ostdeutschland ein fast flächende-
ckend verbreitetes Problem. Aber auch in ei-
nigen eher ländlich strukturierten Teilräumen 
Westdeutschlands sind ähnliche Problemlagen 
anzutreffen.

Arbeitsmarkt

Arbeitsmärkte bilden sich durch das Zusam-
mentreffen von Angebot und Nachfrage nach 
Arbeitskräften. Selbst wenn in einer Volks-
wirtschaft ein ausgeglichener Arbeitsmarkt 
herrscht, so dass theoretisch jeder Arbeitssu-
chende auch einen Arbeitsplatz findet, können 
sich die einzelnen regionalen Teilmärkte zum 
betrachteten Zeitpunkt stark unterscheiden. 
Auch den deutschen Arbeitsmarkt kennzeich-
nen erhebliche regionale Disparitäten. Viele 
Teilräume weisen eine ungünstige regionale 
Arbeitsmarktsituation auf. 

Ein zentraler Indikator des Arbeitsmarktes 
ist die Arbeitslosenquote. Sind Regionen mit 
niedriger Arbeitslosenquote für eine Zuwan-
derung von Arbeitssuchenden interessant, gilt 
für Regionen mit hoher Arbeitslosenquote das 
Gegenteil, sie fördern die Abwanderung ins-
besondere jüngerer Menschen. Auch über 20 
Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung 
hat sich die Arbeitsplatzsituation in den neu-
en Bundesländern nur unwesentlich gebessert. 
Der 2008 durch die Wirtschafts- und Finanzkri-
se unterbrochene wirtschaftliche Konjunktur-
zyklus hatte einen Zuwachs von etwa 2 Mio. 
Erwerbstätigen vom Sommer 2003 bis Dezem-
ber 2008 für ganz Deutschland bewirkt und da-
mit auch eine Entlastung der ostdeutschen Ar-
beitsmärkte gebracht. 

In den neuen Bundesländern sind alle Kreis-
typen von hoher Arbeitslosigkeit betroffen. 
Ähnlich wie in den alten Bundesländern fällt 
die Arbeitslosenquote der kreisfreien Städte 
überdurchschnittlich hoch aus. Periphere Räu-
me sind besonders betroffen. Je dünner die 
Besiedelung und je peripherer die Lage, des-
to höher liegt in den neuen Bundesländern die 
Arbeitslosenquote. Dort haben sich aber auch 
einige Arbeitsmarktinseln mit verhältnismäßig 
niedriger Arbeitslosigkeit herausbilden können, 
z. B. um Erfurt, Jena, Potsdam, Dresden. Eben-
falls niedrige Arbeitslosenquoten erreichen die 
Kreise in direkter Nachbarschaft zur ehemali-
gen innerdeutschen Grenze in Thüringen.
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Datenbasis Wirtschaft: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder, Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
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und der Länder,Pendlerverflechtungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in der Bundesagentur für Arbeit 2008, Bundesinstitut für Berufsbildung
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Der Teilindex Demographie setzt sich zusammen aus den 
Indikatoren Bevölkerungsentwicklung, Lebenserwartung der 
Männer, unter 15-Jährige, über 75-Jährige.

Der Teilindex Wirtschaft setzt sich zusammen aus den 
Indikatoren BIP, Beschäftigte in wissensintensiven 
Dienstleistungen, FuE-Personal.

Der Teilindex Arbeitsmarkt setzt sich zusammen aus den 
Indikatoren Arbeitslosenquote, Pendeldistanzen, 
Erwerbstätigenbesatz, Ausbildungsplatzquote.

Der Teilindex Wohlstand setzt sich zusammen aus den 
Indikatoren Schuldenquote von Privatpersonen, unter 
15-Jährige, die in Bedarfsgemeinschaften leben, 
verfügbares Pro-Kopf-Einkommen.

Karte 2
Dimensionen regionaler Lebensverhältnisse: Demographie, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Wohlstand



22 Raumordnungsbericht 2011

Wohlstand 

Das Wohlstandsniveau von Individuen und 
Haushalten ist von sehr unterschiedlichen 
Faktoren abhängig. Als Einzelindikatoren wur-
den das verfügbare Pro-Kopf-Einkommen, die 
Schuldenquote privater Haushalte und der An-
teil unter 15-Jähriger, die in Bedarfsgemein-
schaften leben, ausgewählt. 

Auch nach zwei Jahrzehnten nachholender 
Entwicklung im Osten lässt sich immer noch ein 
ausgeprägtes West-Ost-Einkommensgefälle 
nachweisen. Zwar sind die Erwerbseinkommen 
und Renten der Ostdeutschen in den vergange-
nen 20 Jahren erheblich gestiegen, im Mittel 
verfügen die Haushalte aus den neuen Bundes-
ländern aber immer noch über ein geringeres 
Netto-Einkommen als vergleichbare Haushalte 
in den alten Bundesländern. In Ostdeutschland 
relativieren aber die im Durchschnitt niedrige-
ren Preise die geringeren Einkommen, ohne sie 
allerdings vollständig kompensieren zu können. 
Einkommensunterschiede dürfen somit nicht 
getrennt von den regionalen Preisunterschie-
den betrachtet werden. Bislang standen keine 
Daten zur Verfügung, um regionale Preisdiffe-
renzen angemessen abbilden zu können. Eine 
Studie des BBSR hat diese Informationslücke 
geschlossen.6 Dabei wurden 7,3 Mio. Preise für 
205 Güter gesammelt, die den Warenkorb des 
Statistischen Bundesamts zur Berechnung der 
Inflationsrate zu 73 % abdecken. 

Die höchsten Preise müssen in den großen 
Städten und ihrem Umland insbesondere im 
Süden Deutschlands gezahlt werden. Demge-
genüber sind die Lebenshaltungskosten in pe-
ripheren Regionen relativ gering. Die beiden 
extremen Werte finden sich jeweils in Bayern: 
Erwartungsgemäß sind die Preise in München 
am höchsten, in Landkreis Tirschenreuth hin-
gegen am geringsten. Auffallend ist, dass die 
Preise in den neuen Bundesländern nicht so 
niedrig sind, wie vielfach angenommen wird. 
Zwar kosten dort viele Dienstleistungen auf-
grund der geringeren Löhne weniger als bei-
spielsweise in Westdeutschland, aber diese 
Posten machen nur einen relativ geringen An-
teil am Warenkorb aus.

Generell gilt: Mit höheren regionalen Durch-
schnittseinkommen steigen auch die Preise. 
Daher sind die regionalen Disparitäten beim re-
alen Einkommen (d. h. unter Berücksichtigung 
der Preise) geringer als beim nominalen Ein-
kommen (d. h. ohne Einbeziehung der Preise). 
Allerdings unterscheiden sich die Preise nicht 
so sehr wie die Einkommen, so dass kein voll-
ständiger Ausgleich zustande kommt. Dennoch 

Insgesamt 16 % aller Kreise und kreisfreien 
Städte wiesen 2009 stark unterdurchschnitt-
liche Arbeitsmarktverhältnisse auf, davon 51 
in Ostdeutschland und 13 in Westdeutschland. 
Wie stark das West-Ost-Gefälle der Arbeits-
marktverhältnisse ausgeprägt ist, lässt sich 
daran ablesen, dass kein Kreis in den neuen 
Bundesländern überdurchschnittliche Arbeits-
marktverhältnisse aufweist. In den alten Bun-
desländern konzentrieren sich Arbeitsmarkt-
probleme vor allem im Ruhrgebiet und seinen 
westlichen Nachbarkreisen sowie nördlich von 
Hannover, in Bremerhaven und in einigen Krei-
sen von Rheinland-Pfalz. 
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Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte

(6) BBR (Hrsg.): Regionaler 
Preisindex. Berichte, Bd. 30, 
Bonn 2009.
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Räume, in denen die Bewohner von unter-
durchschnittlichen Wohlstandsverhältnissen 
betroffen sind, finden sich in Ostdeutschland 
sehr häufig, während in Westdeutschland nur 
einzelne Teilräume gravierend vom Bundesmit-
tel abweichen. Insbesondere das Ruhrgebiet, 
Bremerhaven und Bremen sind hier zu nennen. 
In den neuen Bundesländern sind die Länder 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpom-
mern nahezu flächendeckend von stark unter-
durchschnittlichen Wohlstandsverhältnissen 
geprägt. In Sachsen, Thüringen und Branden-

tragen die Preisunterschiede zu einer stärke-
ren regionalen Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse bei. In über zwei Dritteln aller Teil-
räume entsprechen die regionalen Mittelwerte 
des realen Einkommens in etwa dem Bundes-
durchschnitt. Einige ostdeutsche Regionen 
weisen ein so niedriges Preisniveau auf, dass 
die dort im Schnitt realisierten unterdurch-
schnittlichen Einkommen auf ein bundesweit 
durchschnittliches Niveau gehoben werden. 
Dies gilt zum Beispiel für die früheren Land-
kreise Mittlerer Erzgebirgskreis, Ohrekreis und 
Märkisch Oderland.

Es lassen sich einige Faktoren ausmachen, die 
zu höheren regionalen Preisniveaus führen. 
Wenn ein überdurchschnittlich hohes Einkom-
mensniveau in einem Teilraum herrscht, dann 
ist auch die Zahlungsbereitschaft und Zah-
lungsfähigkeit der Bevölkerung höher. Höhe-
re Löhne haben zur Folge, dass Dienstleistun-
gen entsprechend teurer angeboten werden. In 
der Regel führt auch eine überdurchschnittlich 
hohe Einwohnerdichte zu einem überdurch-
schnittlichen Preisniveau. Gegenden, die tou-
ristisch sehr attraktiv sind, z. B. Gebiete in 
den Alpen oder Küstenstreifen, weisen häufig 
ebenfalls ein überdurchschnittliches Preisni-
veau auf.

Als Indikator für drohende oder reale Armut 
gilt die Verschuldung von Privatpersonen. Eine 
Verschuldung liegt dann vor, wenn die monat-
lichen Gesamtausgaben höher als die Einnah-
men sind. Die Verschuldung der Privatperso-
nen lässt ein starkes Nord-Süd-Gefälle, aber 
nur geringe Ost-West-Unterschiede erkennen. 
Die Höhe der privaten Schulden in den alten 
Bundesländern liegt deutlich über dem ost-
deutschen Niveau. Ferner bleiben Haushalte im 
Westen länger überschuldet als im Osten. Die 
Verschuldung von Privathaushalten ist in städ-
tischen Räumen intensiver ausgeprägt, wäh-
rend sie in ländlichen Räumen deutlich unter 
dem Bundesdurchschnitt bleibt. 

Ein zentraler Indikator für den Wohlstand ei-
ner Gesellschaft ist die Armutsquote, die al-
lerdings nicht einfach zu messen ist. Kinder in 
Ostdeutschland besitzen ein höheres Risiko, in 
Armut zu leben. Knapp ein Drittel der Kinder 
dort lebt in Bedarfsgemeinschaften, die Leis-
tungen der Grundsicherung nach dem Sozial-
gesetzbuch (SGB II) empfangen. Der Anteil der 
unter 15-Jährigen in Bedarfsgemeinschaften 
ist in den neuen Ländern doppelt so hoch wie 
in den alten Bundesländern. Sowohl im Westen 
als auch im Osten sind Kinder in Kernstädten 
häufiger von Armut betroffen als Kinder, die in 
ländlich geprägten Regionen leben. 
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tion (Allgemeinärzte) besteht eine besonders 
gute Versorgungssituation in den süddeut-
schen Kreisen, aber auch in touristisch be-
liebten Regionen an Nord- und Ostsee oder im 
Harz. Es überrascht, dass in einigen ländlichen 
Räumen eine vergleichbar gute Versorgungs-
situation erreicht wird, wie sie ansonsten eher 
für Kernstädte typisch ist. 

In einer alternden Gesellschaft wächst die 
Nachfrage nach Pflege. Derzeit ist die Versor-
gung älterer Menschen mit stationären Pflege-
einrichtungen räumlich ausgewogen. Lediglich 
in den neuen Bundesländern ist die Versorgung 
etwas schlechter. 

Die traditionell bessere Kinderbetreuung in 
den neuen Bundesländern ist auch 20 Jahre 
nach der deutschen Wiedervereinigung noch 
deutlich erkennbar. In den ländlichen Räumen 
Westdeutschlands befindet sich nur jedes 
zehnte Kind unter drei Jahren in einer Tages-
betreuung, während es in den neuen Bundes-
ländern fast jedes zweite Kind ist. Dieses Ost-
West-Gefälle hat sich in den vergangenen 
Jahren durch nachholende Entwicklung des 
Westens und einen Abbau von Kapazitäten im 
Osten verringert. 

In der Schulversorgung ist weniger ein Mangel 
an Einrichtungen, sondern eher deren Erreich-
barkeit problematisch. Für die Grundschulen 
zeigt sich, dass die Ausstattung in Kernstädten 
zwischen Ost- und Westdeutschland in quanti-
tativer Hinsicht gleich ist, während in ländlich 
geprägten Gebieten Ostdeutschlands schlech-
tere Erreichbarkeiten bestehen als in den alten 
Bundesländern. Ursache sind die dünne Be-
siedlungsdichte vieler ostdeutscher Kreise und 
die verhältnismäßig niedrige Schülerzahl, die 
bereits viele Schulschließungen nach sich ge-
zogen hat. 

Der zusammenfassende Teilindex der Infra-
strukturversorgung verdeutlicht, dass die neu-
en Bundesländer noch immer von einer stark 
unterdurchschnittlichen Infrastrukturver sor-
gung betroffen sind. Auffällig ist weiterhin, 
dass im Westen wie im Osten die Kernstädte 
und das verdichtete Umland weitgehend von 
Problemen unterdurchschnittlicher Infrastruk-
turversorgung verschont bleiben. Schon die 
Ausstattungskataloge der Landesplanung se-
hen eine Konzentration vieler Einrichtungen in 
Städten vor. 

Infrastrukturdefizite sind innerhalb der ländlich 
geprägten Strukturtypen in Ostdeutschland, 
die im Vergleich zu den westdeutschen Struk-
turtypen eine deutlich niedrigere Bevölke-

burg bewegen sich die Wohlstandsverhält-
nisse in einigen Teilräumen auf durchschnitt-
lichem Niveau. 

Das West-Ost-Gefälle ist stark ausgeprägt. 
Insgesamt ist die Wohlstandssituation in 44 
Kreisen in Ostdeutschland und 27 Kreisen in 
Westdeutschland stark unterdurchschnittlich. 
Sehr uneinheitlich ist die raumstrukturelle Be-
troffenheit in West- und Ostdeutschland zu 
beurteilen. Während die Kreise des ländlichen 
Raumes und des ländlichen Umlands der Groß-
städte in den alten Bundesländern kaum unter 
ungünstigen Wohlstandsverhältnissen leiden, 
sind in den neuen Bundesländern vor allem die 
Kreise des ländlichen Raumes und die Kern-
städte betroffen. 

Infrastruktur 

In der Diskussion um die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse kommt der Infrastruktur-
ausstattung eine besondere Rolle zu. Wichtige 
Infrastrukturen sind in zentralen Orten, insbe-
sondere den Mittel- und Oberzentren konzen-
triert, die das Versorgungsnetz vor allem für 
Angebote überörtlicher Bedeutung bilden. An-
hand des Indikators „Pkw-Fahrzeit zum nächs-
ten Mittel- oder Oberzentrum“ kann die Versor-
gungsqualität mit Infrastruktureinrichtungen 
vergleichend gemessen werden. Im Ergebnis 
zeigt sich, dass im Westen wie im Osten die 
Kernstädte überdurchschnittlich gut mit Infra-
struktur ausgestattet sind. 

Eine gute Erreichbarkeit hochrangiger Ver-
kehrseinrichtungen (Flughäfen, Autobahnen, 
ICE/IC-Haltepunkte) ist ein zentraler Stand-
ortfaktor für die Wirtschaft. Die Erreichbar-
keit dieser Einrichtungen steht in engem Zu-
sammenhang zur Siedlungsstruktur. Ländliche 
Regionen weisen durchschnittlich längere 
Pkw-Fahrzeiten zu hochrangigen Verkehrs-
infrastrukturen auf. 

Eine schlechtere Infrastrukturversorgung be-
steht vor allem bei der Breitbandversorgung in 
peripheren ländlichen Räumen. Die 2010 noch 
verbliebenen weißen Flecken mit fehlender 
Grundversorgung, d. h. Teilräumen, wo keine 
Breitbandversorgung ≥ 1 Megabit pro Sekunde 
(Mbit/s) erreicht wird, finden sich vorwiegend 
in peripheren Lagen in Gemeinden mit sehr 
kleiner Bevölkerung.7 

In der sozialen Infrastrukturausstattung zeigen 
sich grundsätzlich weniger Unterschiede zwi-
schen West- und Ostdeutschland. Es besteht 
allerdings oft noch ein Stadt-Land-Gefälle. Ge-
messen am Indikator Ärzte-Einwohner-Rela-

(7) BMWi: Bericht zum 
Breitbandatlas 2010 des 
Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie. 
Teil 1: Ergebnisse. Berlin 
2010, S. 6.
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mit niedriger Relation ist ein leichterer Zugang 
zur Eigentumsbildung möglich als in Gebieten 
mit einer hohen Relation. 

Es zeigt sich, dass in Ostdeutschland auf-
grund des niedrigen verfügbaren Einkommens 
die im Vergleich niedrigeren Kaufpreise für Ei-
gentumsbildner nicht automatisch günstig er-
scheinen müssen. Das Niveau der Hauspreis-
Einkommensrelation ist in Norddeutschland 
und einigen anderen Teilen Westdeutschlands 
häufig niedriger. Der hohen Kaufkraft im Süden 
Deutschlands stehen im Verhältnis deutlich 
höhere Immobilienpreise gegenüber. Im Bun-
desmittel muss das 6-fache Jahresnettoein-
kommen der Haushalte für den Erwerb neuer 
Standardhäuser aufgewendet werden. Weni-
ger als das 4,5-fache Jahresnettoeinkommen 

rungsdichte aufweisen, intensiver ausgeprägt. 
Im relativen Vergleich sind hier in mehr Kreisen 
unterdurchschnittliche Versorgungsniveaus 
der Infrastruktur anzutreffen als in den Krei-
sen der gleichen Raumstrukturtypen in West-
deutschland. 

Wohnungsmarkt 

Für die individuellen Lebensverhältnisse ist die 
Wohnungsversorgung ein zentrales Kriterium. 
Von entscheidender Bedeutung ist dabei das 
Preisniveau. Der Indikator Hauspreis-Einkom-
mensrelation berücksichtigt neben den Haus-
preisen auch die regional unterschiedlichen 
Einkommensverhältnisse. Die Preise für Wohn-
immobilien korrellieren deutlich mit der Kauf-
kraft der regionalen Bevölkerung. In Regionen 

Index Einkommensaufwendungen für den Kauf eines 
Einfamilien-Standardhauses

Infrastruktur Wohnungsmarkt

Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2008
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Datenbasis Wohnungsmarkt: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtungssystem, 
DN Immodaten GmbH, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder

Datenbasis Infrastruktur: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Fortschreibung des Bevölkerungsbestandes des Bundes und der Länder, 
Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung des Bundes und der Länder, Erreichbarkeitsmodell des BBSR, Kassenärztliche 
Bundesvereingung, Pflegestatistik des Bundes und der Länder, Statistik der Kinder und tätigen Personen in Tageseinrichtungen des Bundes 
und der Länder, Statistik der allgemeinbildenden Schulen des Bundes und der Länder, Plan online GmbH im Auftrag des BMWi 

Der Teilindex Infrastruktur setzt sich zusammen aus den Indikatoren 
Einwohnerdichte, Pkw-Reisezeit zu Ober- und Mittelzentren, Kinder 
unter 3 Jahren in Kindertagesstätten, Ärzte-Einwohner-Relation,
Betten für stationäre Pflege, Grundschulnetzdichte, Erreichbarkeit von 
Autobahnen, IC-/ICE-Anschlüsse, Flughäfen, Breitbandversorgung.
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Karte 5
Dimensionen regionaler Lebensverhältnisse: Infrastruktur, Wohnungsmarkt
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2.1.4  Über- und unterdurchschnittliche        
regionale Lebensverhältnisse

Gleichwertige Lebensverhältnisse werden an-
genommen, wenn sich in einem Teilraum bei 
den hier betrachteten Subdimensionen die Teil-
indexwerte nah am Bundesdurchschnitt be-
wegen. Liegen die Teilindexwerte allerdings 
überwiegend in einem überdurchschnittlichen 
Bereich, wird das Niveau einer Mindestver-
sorgung deutlich übertroffen und die Gleich-
wertigkeit wird in diesem Sinne übererfüllt. 
Von ungleichwertigen Lebensverhältnissen 
wird hingegen immer dann gesprochen, wenn 
in einem Teilraum eine Kumulation stark un-
terdurchschnittlicher Indikatorwerte für die 
untersuchten Subdimensionen der Lebensver-
hältnisse auftritt. Damit wird unterstellt, dass 
in diesen Teilräumen keine gleichwertigen Le-
bensverhältnisse herrschen und eine garan-
tierte Mindestversorgung gefährdet ist.

wird in Norddeutschland, in Rheinland-Pfalz 
und in wirtschaftsstrukturell schwächeren Tei-
len von Hessen für den Erwerb eines Standard-
hauses ausgegeben. In Teilen von Süddeutsch-
land und in vielen Großstädten ist häufig mehr 
als das 7- bis 8-fache des Einkommens aufzu-
wenden.

Hochpreisige Wohnungsmärkte sind nicht nur 
in den Großstädten München, Stuttgart, Frank-
furt, Hamburg, Düsseldorf und Köln anzutref-
fen. Auch kleinere Städte wie Freiburg, Hei-
delberg, Bonn, Nürnberg und Erlangen und 
landschaftlich attraktive Tourismusgebiete 
wie der Alpenraum oder einige Küstenzonen 
können ein überdurchschnittlich hohes Preis-
niveau aufweisen. In Ostdeutschland werden 
hohe Preisniveaus für Wohnimmobilien an der 
Ostseeküste, in Rostock, Potsdam, Jena, Wei-
mar und Erfurt erreicht. 
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Die Größe der Gebiete im Kartogramm (rechts) 
verhält sich proportional zu ihrer Einwohnerzahl.

Die Typisierung setzt sich zusammen
aus den einzelnen Teilindizes:  
- Wirtschaft
- Arbeitsmarkt
- Demographie
- Wohlstand 
- Infrastruktur 
- Wohnungsmarkt

Teilräume mit über- bzw. unterdurchschnittlichen Lebensverhältnissen

sehr stark überdurchschnittlich (mind. 4 Indices stark überdurchschnittlich)

stark überdurchschnittlich (3 Indices stark überdurchschnittlich + max. 2 Indices stark unterdurchschnittlich) 

stark unterdurchschnittlich (3 Indices stark unterdurchschnittlich + max. 2 Indices stark überdurchschnittlich) 

sehr stark unterdurchschnittlich (mind. 4 Indices stark unterdurchschnittlich)

ausgeglichene Lebensverhältnisse

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR 
Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2009
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Karte 6
Über- und unterdurchschnittliche Ausprägungen regionaler Lebensverhältnisse
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schnittlich und maximal zwei Werte stark über-
durchschnittlich ausgebildet sind. Ihr gehören 
in Westdeutschland fünf Kommunen und in 
Ostdeutschland fünfzehn an.

In Westdeutschland wird dieses Problemaus-
maß nur in drei Kernstädten (Bremerhaven, 
Gelsenkirchen, Dortmund), einem Kreis des 
verdichteten Umlands (Pirmasens) und ei-
nem ländlichen Raum (Lüchow-Dannenberg) 
erreicht. In Ostdeutschland nimmt das Prob-
lemausmaß mit abnehmender Besiedlungs-
dichte der Kreise zu. Von allen Kernstädten 
in Ostdeutschland gehören 17 % der Klasse 
mit stark unterdurchschnittlichen Lebensver-
hältnissen an, bei den Kreisen des ländlichen 
Umlands 14 %. Bei den Kreisen des ländlichen 
Raums zählen sogar 26 % aller ländlichen Räu-
me in Ostdeutschland dazu.

Überdurchschnittliche Lebensverhältnisse

In den beiden Klassen, die jene Kreise reprä-
sentieren, in denen deutlich überdurchschnitt-
liche Lebensverhältnisse herrschen, sind kei-
ne ostdeutschen Kommunen vertreten, aber 32 
westdeutsche Kreise und kreisfreie Städte. Vor 
allem der Süden Deutschlands ist durch über-
durchschnittlich gute Lebensbedingungen ge-
prägt. Verantwortlich für die gute Einstufung 
sind zum einen die überdurchschnittlich hohe 
Wohlstandssituation (hohe Löhne, geringer 
Anteil Kinder in Bedarfsgemeinschaften), eine 
positive Arbeitsmarktsituation und eine posi-
tive Bevölkerungsentwicklung. Wirtschaftli-
che Stärken konzentrieren sich im Raum Mün-
chen, Nürnberg/Erlangen/Fürth, Rhein-Main 
sowie entlang der Rhein-Schiene. Diese Regio-
nen sind zugleich jedoch häufig durch ungüns-
tige Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt ge-
prägt, da deutlich höhere Preise für Mieten und 
Wohneigentum bezahlt werden müssen als an-
dernorts. Es fällt auf, dass nur in sehr wenigen 
Kreisen mehr als fünf Subdimensionen gleich-
zeitig überdurchschnittlich gut ausgeprägt sind.  

2.1.5  Subjektive Bewertung der regionalen 
Lebensverhältnisse

Die jährliche Bevölkerungsumfrage des BBSR 
nach den Wohn- und Lebensbedingungen ist 
Teil des Raum- und Stadtbeobachtungssys-
tems. Seit 1990 werden etwa 3  500 Menschen 
in Ost und West in persönlichen Interviews be-
fragt. Die Umfrage ergänzt die bundesweite re-
gionalisierte Indikatorenberichterstattung auf 
Basis der amtlichen Regional- und Kommunal-
statistik. So besteht die Möglichkeit, neben der 
Betrachtung der Folgen des räumlichen Verhal-
tens der bundesdeutschen Bevölkerung auch 

Unterschieden werden fünf Klassen regionaler 
Lebensverhältnisse:

Ausgeglichene Lebensverhältnisse

Im Bundesgebiet dominieren eindeutig ausge-
glichene Lebensbedingungen. Diese Teilräume 
werden in einer Klasse zusammengefasst, die 
maximal zwei Einzeldimensionen der ungüns-
tigsten wie der günstigsten Einstufung umfas-
sen kann. Insgesamt befinden sich 339 Krei-
se und kreisfreie Städte in dieser Klasse. Der 
Schwerpunkt liegt eindeutig in Westdeutsch-
land. Hier weisen 89 % aller Kreise dieser Klas-
se ausgeglichene Lebensverhältnisse auf, 
während dies in den neuen Ländern erst in 59 % 
aller Kreise gilt.

Ungleichwertige Lebensverhältnisse

Teilräume mit überwiegend ungleichwertigen 
Lebensbedingungen werden in zwei Klassen 
zusammengefasst. Die ungünstigsten Teilraum-
situationen repräsentiert die Klasse der sehr 
stark unterdurchschnittlichen Lebensverhält-
nisse. Hier finden sich alle Kreise, bei denen 
mindestens vier der sechs Einzeldimensionen 
stark unterdurchschnittliche Werte aufwei-
sen. In Westdeutschland ist diese Klasse nicht 
besetzt, während in Ostdeutschland 21 Kreise 
dieser Klasse angehören. Allein 75 % der ost-
deutschen Kreise des ländlichen Raumes und 
15 % des ländlichen Umlands der Kernstädte 
gehören dieser Klasse an.

Die Verteilung der besonders gravierend von 
ungleichwertigen Lebensverhältnissen be-
troffenen Teilräume verdeutlicht das räumli-
che Problemnivaeu. Sie sind im Norden Ost-
deutschlands konzentriert und bilden hier 
einen zusammenhängenden Raum. Aufgrund 
der sehr niedrigen Bevölkerungsdichte in die-
sem Großraum ist die davon betroffene Bevöl-
kerung verhältnismäßig klein, was die bevölke-
rungsproportionale Darstellung demonstriert. 
Im Unterschied zu einer flächentreuen Darstel-
lung richtet sich bei einer bevölkerungspropor-
tionalen Karte die dargestellte Fläche nach der 
Bevölkerungszahl des Kreises bzw. der kreis-
freien Kernstadt. Im direkten Vergleich zu Ost-
deutschland erreichen die Lebensverhältnisse 
in den alten Ländern in der summarischen Be-
trachtung in keinem größeren Raumausschnitt 
ein vergleichbares Maß der Ungleichwertigkeit. 

In der Summe nicht vergleichbar ungünstige 
Verhältnisse weist die Klasse der stark unter-
durchschnittlichen Lebensverhältnisse auf, der 
alle Teilräume zugerechnet werden, bei denen 
drei Einzeldimensionswerte stark unterdurch-
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regionalen Lebensverhältnissen spiegeln sich 
in der relativ konstanten und statistisch signifi-
kanten Differenz der Mittelwerte von etwa 0,4 
Skalenpunkten wider. Das heißt, Personen in 
stark unterdurchschnittlich geprägten Regio-
nen äußern sich insgesamt auch unzufriedener 
mit ihrem Wohnort.

Die wirtschaftliche Lage einer Region wird 
auch von der Bevölkerung sehr deutlich wahr-
genommen und hat häufig eine Entsprechung 
in der wirtschaftlichen Lage der Haushalte. In 
der BBSR-Umfrage wird deshalb jährlich auch 
nach der Beurteilung der eigenen wirtschaft-
lichen Lage gefragt. Auf die Frage: „Wie be-
urteilen Sie heute Ihre wirtschaftliche Lage?“ 
können die Bürgerinnen und Bürger eine Ein-
schätzung von 1 (sehr gut) bis 5 (sehr schlecht) 
abgeben. Insgesamt wird die wirtschaftliche 
Lage etwas besser als „teils gut/ teils schlecht“ 
(2,6) bewertet.

Deutlich zeigen sich auch hier im Urteil der Be-
fragten signifikante Unterschiede zwischen 
Teilräumen mit über- und unterdurchschnitt-
lichen Ausprägungen regionaler Lebensver-
hältnisse. Der Zeitreihenvergleich verdeutlicht 
zudem die Abhängigkeit der eigenen wirt-
schaftlichen Lage von der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung.

Der Rezession zu Beginn des Jahrzehnts 
folgt ein leichter Aufschwung in den Jahren 
2006/2007, der von der anschließenden Krise 
gestoppt wurde. Auch hier sind von regiona-
len Lebensverhältnissen geprägte Urteile er-
folgt. Bemerkenswert ist, dass in Regionen mit 
durchschnittlichen bzw. überdurchschnittli-
chen Lebensverhältnissen eine stärkere Erho-
lung der eigenen wirtschaftlichen Lage wahr-
genommen wird als in unterdurchschnittlichen 
Regionen. Dies deutet auf eine zunehmende 
gesellschaftliche Spaltung hin, die sich auch 
räumlich abbilden lässt. 

Nicht alle Regionen sind gleichermaßen vom 
Rückbau des Sozialstaates betroffen. Regio-
nen mit ausgeprägter wirtschaftlicher Struk-
turschwäche zeichnen sich auch durch ange-
spannte öffentliche Haushalte aus. Gerade in 
unterdurchschnittlich geprägten Regionen ha-
ben daher prekäre Arbeitsverhältnisse, Kür-
zungen sozialpolitischer Maßnahmen und 
Schließungen von Einrichtungen der Wohlfahrt 
eine stärkere Wirkung auf die wirtschaftliche 
Lage der einzelnen Haushalte. 

Andererseits darf die Korrelation mit den Le-
bensverhältnissen nicht darüber hinweg-
täuschen, dass auch in Regionen mit über-

die Bürgerinnen und Bürger selbst zu Wort 
kommen zu lassen. Das methodische Design 
der BBSR-Bevölkerungsumfrage gewährleistet 
dabei Ergebnisse mit Regionalbezug. 

Unter anderem wird die Bevölkerung nach ih-
rer Zufriedenheit mit dem Wohnort befragt. Auf 
einer Skala von 1 (sehr unzufrieden) bis 7 (sehr 
zufrieden) können die Menschen ihr eigenes 
Empfinden einordnen. Solche Zufriedenheits-
messungen haben als subjektive Indikatoren 
in der empirischen Sozialforschung eine lange 
Tradition. Aus Längsschnittstudien ist bekannt, 
dass sich zwar das subjektive Wohlbefinden 
von einzelnen Menschen häufig ändert, die 
durchschnittlichen Zufriedenheitswerte in der 
Gesamtheit jedoch sehr stabil bleiben.

In der BBSR-Umfrage bestätigen die Bürge-
rinnen und Bürger weitgehend die anhand ob-
jektiver Indikatoren gemessenen regionalen 
Unterschiede in den Lebensverhältnissen. Die 
durchschnittliche Zufriedenheit der Bürgerin-
nen und Bürger mit dem Wohnort ist umso ge-
ringer, je schlechter die objektiv gemessenen 
regionalen Lebensverhältnisse sind. Im Zeit-
verlauf ist dabei ein leichter Anstieg der Zufrie-
denheit mit dem Wohnort festzustellen.

So lag im Jahr 2000 die durchschnittliche Zu-
friedenheit bei 5,3, im Jahr 2010 bei 5,5 Ska-
lenpunkten. Das bedeutet, im Jahr 2010 haben 
durchschnittlich mehr Personen mit den Ska-
lenwerten 6 und 7 (sehr zufrieden) geantwortet, 
als noch im Jahr 2000. Die Unterschiede in den 
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Wie sich zukünftig die teilräumlichen Wirt-
schafts- und Wohlstandsverhältnisse ent-
wickeln, ist sehr stark von der künftigen 
Wirtschaftsentwicklung abhängig. Verliert 
Deutschland seine gute internationale Wett-
bewerbsposition, ist mit erheblichen Wohl-
standsverlusten und gravierenden wirtschafts-
strukturellen Anpassungseffekten zu rechnen. 
Kann die Wettbewerbsposition gehalten und 
ein nachhaltiges Wachstum gesichert werden, 

durchschnittlichen Lebensverhältnissen die 
Mittelschicht schrumpft und soziale Probleme 
in einzelnen Bereichen bestehen können. Von 
bestimmten sozialen Problemlagen sind einzel-
ne Teilräume in Deutschland stärker betroffen 
als andere. Regionale Disparitäten zwischen 
wachstumsstarken Räumen und Regionen mit 
wirtschaftlicher Strukturschwäche vergrößern 
sich. Die Armutsentwicklung ist in einigen Re-
gionen stärker, in anderen weniger gravierend 
ausgeprägt. Dies ist insofern problematisch, 
als wachsende soziale Ungleichheit den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt behindert, wie ein 
Gutachten des Bundesministeriums des Inne-
ren kürzlich bestätigte.8 

Eine funktionierende Gesellschaft setzt ähnli-
che Lebensverhältnisse innerhalb der Gesamt-
gesellschaft ebenso wie zwischen den Teilräu-
men voraus. Eine besondere Herausforderung 
stellt zunehmend die Integration und gesell-
schaftliche Teilhabe von sozial benachteiligten 
Personen, Haushalten und Gruppen in struktur-
schwachen Räumen dar. Es gibt vielfältige An-
sätze, sozialer und räumlicher Ungleichheit zu 
begegnen. Die wichtigsten sind die staatlichen 
Transferleistungen sowie die Finanzausgleich-
systeme wie der kommunale Finanzausgleich 
und die Sozialversicherungen. 

In der Zivilgesellschaft nehmen sich auch di-
verse öffentliche und private Einrichtungen 
der Schwierigkeiten an, wie z. B. die Tafeln in 
Deutschland. Etwa 870 Tafeln gibt es hierzulan-
de, in denen rund 40  000 ehrenamtliche Helfe-
rinnen und Helfer tätig sind. Anfangs zur Unter-
stützung von Obdachlosen gedacht, versorgen 
die Tafeln mittlerweile auch Geringverdiener, 
Sozialhilfeempfänger oder Alleinerziehende 
mit Lebensmitteln.

2.1.6  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Es ist davon auszugehen, dass sich bestehen-
de Disparitäten nur in einzelnen Subdimensio-
nen zukünftig weiter verschärfen werden. Im 
Bereich des Arbeitsmarktes wird die demogra-
phische Entwicklung zum Teil eine Entlastung 
bringen. Mit einem Rückgang der Arbeitslo-
senquote und einer weiteren Verbesserung der 
Ausbildungsplatzsituation ist zu rechnen. Dafür 
wird der Erwerbstätigenmangel zu einem Pro-
blem. Ein weiterer Rückgang regionaler Dispa-
ritäten ist auch bei der Lebenserwartung, der 
Breitbandversorgung und der Kleinkinderbe-
treuung zu erwarten. 
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des Bundesministeriums des 
Inneren, Berlin 2009.
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Zukünftig sind dabei die Lebensverhältnisse 
der Menschen umfassend in den Blick zu neh-
men. Denn kommt es subdimensionsübergrei-
fend zu einer Kumulation ungleichwertiger 
Lebensverhältnisse, besteht die Gefahr einer 
negativen Abwärtsspirale, bei der sich ungüns-
tige Verhältnisse gegenseitig verstärken. An-
gesichts engerer finanzieller Spielräume ist der 
Staat zunehmend gezwungen, neue Politikan-
sätze jenseits eingefahrener Wege der Anpas-
sung und des Gegensteuerns zu erproben.

Meist sind in den hier angedeuteten Feldern, 
wo staatliches Handeln erforderlich erscheint, 
jedoch andere politische Hauptakteure wie 
Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik oder Fami-
lienpolitik angesprochen. Raumordnungspo-
litik kann deren Interventionen unterstützen. 
So gewährleistet eine ausreichende Versor-
gung mit ganztägig verfügbaren Kinderbetreu-
ungsplätzen eine gleichwertigere Teilhabe von 
Männern und Frauen am Erwerbsleben und in 
der Folge geringere Geschlechterunterschie-
de auch bezüglich Einkommen oder Altersren-
te. Trägt die Raumordnungspolitik dazu bei, die 
Mobilitätsbedingungen im öffentlichen Perso-
nenverkehr auch in dünn besiedelten periphe-
ren Regionen zu gewährleisten, kann sich dies 
positiv auf die Lebensumstände jüngerer Er-
wachsene auswirken, so dass diese sich auch 
ihr zukünftiges Leben in der Region vorstellen 
können und nicht dauerhaft in die Großstädte 
abwandern. 

Zivilgesellschaftliches Engagement kann in vie-
len Lebensbereichen eine unterstützende Wir-
kung entfalten und für den Einzelnen zu einer 
wichtigen Stütze im Leben werden. Schwierige 
Probleme sozialer Ungleichheit und Benachtei-
ligung kann es allerdings nicht lösen. Trotz die-
ser Einschränkung sollte die Raumordnungs-
politik zivilgesellschaftliches Potenzial fördern, 
da dies zur Stärkung von Regionen beiträgt.

könnte sich das noch stark ausgeprägte West-
Ost-Gefälle weiter abflachen. 

In verschiedenen Subdimensionen werden sich 
die Verhältnisse im Bundesgebiet sehr wahr-
scheinlich aber ungünstiger entwickeln. Bevöl-
kerungsprognosen belegen schon heute, dass 
der Erwerbstätigenmangel zur Verschärfung 
ungünstiger Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
verhältnisse führen wird. Die mit dem Bevöl-
kerungsrückgang einhergehende Abnahme der 
Siedlungsdichte stellt insbesondere dünn be-
siedelte ländliche Regionen bei der Infrastruk-
turversorgung vor große Probleme. Rückbau 
und Reorganisation von Infrastrukturangebo-
ten werden hier nicht ohne weitere Einbußen 
der Versorgungsqualität zu realisieren sein. 
Dadurch erhöht sich nicht nur das Abwande-
rungsrisiko, auch Betriebsansiedlungen wer-
den schwieriger. 

Ob sich durch diese Trends die Lage der bereits 
heute schon überdurchschnittlich betroffenen 
ländlichen Gebiete in Ostdeutschland langfris-
tig weiter verschlechtern oder verbessern wird, 
ist ungewiss und hängt entscheidend von den 
ergriffenen Gegenmaßnahmen ab. Die Politik 
ist somit gefordert.9 Eine Diskussion über Min-
deststandards der Daseinsvorsorge wird sich 
in Zukunft nicht vermeiden lassen. Es werden 
Antworten benötigt, welches Niveau der Un-
gleichwertigkeit in Teilräumen noch akzeptabel 
ist und ab wann ein Eingreifen des Staates un-
umgänglich wird. Primäres Ziel ist, den Rück-
stand der am stärksten benachteiligten Ge-
biete zu verringern, um das bundesstaatliche 
Sozialgefüge bzw. den sozialen Zusammenhalt 
der Gesellschaft nicht zu gefährden. Das heißt: 
Gleichwertige Lebensverhältnisse sind als 
Richtungsvorgabe zu verstehen, nicht als un-
mittelbar realisierbares Ziel.

(9) 
Beirat für Raumordnung: 
Demografischer Wandel und 
Daseinsvorsorge in dünn be-
siedelten peripheren Räume. 
Stellungnahme des Beirates 
für Raumordnung, verab-
schiedet auf der Sitzung am 
29.06.2009, S. 13.
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Die Gewährleistung der Daseinsvorsorge bildet 
ein wichtiges raumordnerisches Handlungs-
feld. Sie steht aktuell vor großen Herausforde-
rungen: 
•	 Der	allgemeine	Trend	der	Liberalisierung	und	

Privatisierung bei der Erbringung von Da-
seinsvorsorgeleistungen führt dazu, dass 
sich der Staat auf eine Gewährleistungs-
verantwortung für immer mehr Dienste und 
Einrichtungen zurückzieht und die Leis-
tungserbringung Privaten überlässt. Deren 
unternehmerisches Handeln ist stärker vom 
Ziel der Gewinnmaximierung geleitet, was 
nicht nur eine effizientere Organisation der 
Dienstleistungen nach sich zieht, sondern 
vielfach auch zu einer Verschlechterung des 
Angebots in der Fläche führt. Unrentable Ein-
richtungen werden aufgegeben und kleine 
Filialen in große Einrichtungen integriert. 

•	 Die	 Auswirkungen	 des	 demographischen	
Wandels machen gravierende Anpassungen 
des Daseinsvorsorgeangebots an die ge-
wandelte Nachfrageentwicklung und -struk-
tur erforderlich. Durch die starken Bevölke-
rungsrückgänge in Teilräumen Deutschlands, 
insbesondere in dünn besiedelten Regionen 
Ostdeutschlands und altindustrialisierten 
Regionen Westdeutschlands, entsteht ein 
enormer Anpassungsdruck. Die stark altern-
de Bevölkerung, die Verringerung des Anteils 
von Kindern und jungen Erwachsenen, die 
Vereinzelung der Bevölkerung in kleineren 
Haushalten sowie die Internationalisierung 
führen zu einer quantitativen und qualitati-
ven Verschiebung der Nachfrage. Die Folgen 
haben längst zu einem Paradigmenwechsel 
in der Daseinsvorsorgeplanung geführt – im 
Sinne von „Umbau statt Zuwachs“.

Der demographische Wandel besteht aus Ver-
änderungen, die teilweise sehr langfristig an-
gelegt sind, aber bereits kurzfristig politischen 
Handlungsbedarf auslösen:

Die hohe Stabilität demographischer Prozesse: 
Nach den demographischen Turbulenzen in Fol-
ge der Wende hat der demographische Wandel 
seine Konsolidierungsphase weiter fortgesetzt. 
Seine Kontinuität zeigt sich nicht in einem line-
aren Verlauf, sondern in langfristigen Wellen, 
die sich teilweise überlagern. 

Regionale Problemstellungen: Grundlegendes 
Charakteristikum des demographischen Wan-
dels bleibt dessen räumliche Vielfalt mit dem 
Nebeneinander von wachsenden und schrump-
fenden Regionen, mit langsamer oder schneller 
alternden Teilräumen, mit stärker oder schwä-
cher steigendem Anteil von Personen mit Mig-
rationshintergrund.

2.2 Daseinsvorsorge im  
demographischen Wandel

Eine leistungsfähige Infrastruktur ist eine 
elementare Voraussetzung für die Erfüllung 
menschlicher Grundbedürfnisse (Arbeiten, 
Wohnen, am Verkehr teilnehmen, sich versor-
gen usw.) sowie für die Produktion und Ver-
marktung wirtschaftlicher Güter und Dienst-
leistungen. Materielle Infrastruktur in Form 
von Verkehrswegen, Kommunikations-, Ver- 
und Entsorgungsnetzen sowie baulichen Anla-
gen muss bereitgestellt werden. Hinzu kommen 
punktuelle Einrichtungen der sozialen Infra-
struktur, wie Krankenhäuser, Schulen, Kinder-
gärten sowie Kultur- und Freizeiteinrichtungen.

Die heutige Infrastrukturausstattung in 
Deutschland ist historisch gewachsen. Räum-
liche Ausstattungsunterschiede beeinflussen 
die Standortwahl sowohl von Unternehmen 
als auch von Privathaushalten und wirken da-
mit indirekt auf die weitere Raumentwicklung 
ein. Eine gleichwertige Ausstattung mit tech-
nischen und sozialen Infrastrukturen in allen 
Teilräumen verlangt das Postulat der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Die-
ses Postulat bezieht sich allerdings auf die 
durch den Staat zu gewährleistende Minimal-
versorgung. Das Gleichwertigkeitspostulat ist 
erfüllt, wenn in den Teilräumen des Bundesge-
bietes eine vergleichbare Mindestversorgung 
erreicht ist. 

Der Begriff der Daseinsvorsorge steht für die 
öffentliche Gewährleistung eines Angebots 
ausgewählter, vom Gesetzgeber als lebensnot-
wendig eingestufter Güter und Dienstleistun-
gen. Sie sollten in einer akzeptablen Mindest-
qualität, zu sozial verträglichen Preisen und 
flächendeckend in befriedigender Zugänglich-
keit (Erreichbarkeit) angeboten werden. Dies 
kann sowohl durch die öffentliche Hand wie 
durch private Anbieter erfolgen. Daseinsvor-
sorge ist im Raumordnungsgesetz des Bundes 
(ROG) im Grundsatz „Infrastruktur; Verkehr“ 
(§  2 Abs. 2 Nr. 3 ROG) verankert: „Die Versor-
gung mit Dienstleistungen und Infrastruktu-
ren der Daseinsvorsorge, insbesondere die Er-
reichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten 
der Grundversorgung für alle Bevölkerungs-
gruppen, ist zur Sicherung von Chancenge-
rechtigkeit in den Teilräumen in angemessener 
Weise zu gewährleisten; dies gilt auch in dünn 
besiedelten Regionen.“ Der Auftrag der Raum-
ordnung gilt somit für ländlich wie städtisch ge-
prägte Räume gleichermaßen. 
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Ermächtigungsgrundlage erbringen Gemeinden 
und Gemeindeverbände vielfältige, teils pflich-
tige und teils freiwillige Leistungen öffentlicher 
Daseinsvorsorge: Bau und Unterhaltung von 
sozialer Infrastruktur wie Kindergärten, Schu-
len, Erwachsenenbildungseinrichtungen, Ju-
gendfreizeiteinrichtungen, Theater und Mu-
seen, Krankenhäuser, Sportstätten und Bäder. 
Weitere wichtige Angebote in den Gemeinden 
kommen von Privaten, wie Banken, Warenhäu-
ser oder Facharztpraxen. 

Die Standorte der Einrichtungen sozialer Infra-
struktur sind nicht gleichmäßig über das Bun-
desgebiet verteilt. Städte und Gemeinden über-
nehmen je nach ihrem zentralörtlichen Status 
ganz unterschiedliche örtliche und überörtli-
che Aufgaben. Zentrale Orte übernehmen Ver-
sorgungsfunktionen nicht nur für ihre eigene 
Bevölkerung, sondern auch für die Bevölkerung 
innerhalb eines Versorgungsbereiches in ihrer 
Umgebung. Sie sind als raumordnerisches Ins-
trument zur räumlichen Organisation der Leis-
tungserbringung der Daseinsvorsorge im ROG 
verankert. Zusätzlich sollten sie die Entwick-
lung unterstützen, insbesondere im ländlichen 
Raum. Die Festlegung des zentralörtlichen Sta-
tus von Gemeinden oder Gemeindeteilen ist ein 
wesentlicher Inhalt von Landesraumordnungs-
plänen (siehe Kap. 3.3).

Die Zentrale-Orte-Konzepte der Länder beru-
hen auf der Definition unterschiedlicher Ver-
sorgungsstufen. Die Tabelle Grundstufen 
Zentraler Orte vermittelt einen Überblick der 
typischen Ausstattungen Zentraler-Orte-Stu-
fen und daran geknüpfte Größenordnungen für 
Nachfragepotenziale im Versorgungsbereich. 
Beispielsweise sollte ein Mittelzentrum über 
ein Krankenhaus und Fachärzte sowie eine 
Apotheke verfügen. Die dortige Bündelung 
auch anderer Funktionen des gehobenen Be-
darfs, wie zum Beispiel weiterführende Schu-
len oder Handels- und Dienstleistungseinrich-
tungen, erlaubt den Bürgerinnen und Bürgern 
die Verknüpfung von Besorgungen, minimiert 
ihren Wegeaufwand und begünstigt eine effek-
tive Ausrichtung von Verkehrsanbindungen.

Ausstattungskataloge, die die für die jeweilige 
Hierarchiestufe typischen Einrichtungen von 
zentralen Orten aufzählen, sind von der Minis-
terkonferenz für Raumordnung (MKRO) bereits 
in ihrer Entschließung vom 8.2.1968 aufgestellt 
worden. Die Raumordnungspläne der Länder 
enthalten überwiegend eigene Auflistungen, 
die sich an den MKRO-Ausstattungskatalogen 
orientieren.

Die systematischen räumlichen Muster: Trenn-
linien im demographischen Wandel sind der 
Ost-West-Gegensatz und das siedlungsstruk-
turelle Gefälle zwischen den Agglomerationen 
und den ländlichen Räumen bzw. zwischen den 
Städten und ihrem Umland.

Die Langzeiteffekte demographischer Prozes-
se: Die altersstrukturellen Verschiebungen der 
Bevölkerung – in den neuen Ländern durch den 
Geburteneinbruch nach der Einigung ausge-
löst  – erzeugen im zeitlichen Abstand von 20 
bis 30 Jahren Echoeffekte bei den Geburten 
und Wanderungen. Diese demographischen 
Wellen schwächen sich nur sehr langfristig 
ab, führen zu Schwankungen im Potenzial von 
Nachfragern oder Bedarfsträgern und erfor-
dern Anpassungsprozesse bei zahlreichen An-
geboten der Daseinsvorsorge.

Die Raumordnungsplanung in den Ländern hat 
auf diese Herausforderungen insbesondere 
durch die Reform ihrer Zentrale-Orte-Systeme, 
die die Versorgungsnetze für die Sicherung der 
Daseinsvorsorge durch Infrastrukturangebote 
überörtlicher Bedeutung bilden, reagiert. Das 
wichtigste Ziel dieser Reformen bestand darin, 
auch unter veränderten Rahmenbedingungen 
eine Bündelung sozialer Infrastruktur in zentra-
len Orten, vor allem auf Ebene der Mittelzent-
ren zu gewährleisten, so dass in der Fläche ein 
vergleichbares Angebot von wichtigen Dienst-
leistungen zu akzeptablen Erreichbarkeitsver-
hältnissen angeboten werden kann. 

Bei den Reformen mussten zwei gegenläu-
fige Aspekte zusammengeführt werden: die 
Gewährleistung einer flächendeckenden Er-
reichbarkeit von Zentren einerseits und die 
Erhaltung ihrer wirtschaftlichen Tragfähigkeit 
durch langfristige Sicherung ausreichender 
Auslastungspotenziale andererseits. Auf beide 
Aspekte wird in der folgenden teilräumlichen 
Versorgungsgradanalyse Bezug genommen. Da 
hier nicht alle relevanten Leistungen der Da-
seinsvorsorge vergleichend untersucht werden 
können, erfolgt eine inhaltliche Schwerpunkt-
setzung auf die Bereiche Bildung, Gesundheit/
Pflege und Breitbandversorgung. 

2.2.1  Zentralörtliche Versorgungsfunktion

Die Gewährleistung des Art. 28 Abs. 2 Satz  1 
Grundgesetz sichert den Gemeinden einen 
grundsätzlich alle Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft umfassenden Aufgaben-
bereich, der auch das Angebot zahlreicher Da-
seinsvorsorgeleistungen umfasst. Auf dieser 
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den sein, d. h. im Wesentlichen konzentriert in 
den Mittelzentren und nur in geringerem Um-
fang funktionsergänzend in anderen Gemein-
den innerhalb des Versorgungsbereiches.

2.2.2  Erreichbarkeit von Mittelzentren

Neben der Qualität des Infrastrukturangebots 
bestimmen insbesondere die Erreichbarkeits-
verhältnisse den regionalen Versorgungsgrad. 
Infrastruktureinrichtungen müssen für ihre Ad-
ressaten unter zumutbarem Aufwand zugäng-
lich sein. 

Die Abbildung der Erreichbarkeit der Ober- und 
Mittelzentren zeigt die Zugänglichkeit von Mit-
telzentren im motorisierten Individualverkehr 
(MIV) und im öffentlichen Verkehr (ÖV) unter 
Verwendung gleicher Fahrzeitenklassen. Die 
Oberzentren werden hier mitberücksichtigt, 
weil sie auch mittelzentrale Angebote vorhalten.

Die Versorgung im öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) zeigt deutliche Unterschiede in 
der Erreichbarkeit von Mittelzentren zwischen 
Stadt und Land. In vielen ländlichen Regionen 
benötigt man schon in der Hauptverkehrszeit, 
d. h. morgens zwischen 6:30 und 8:30 Uhr, eine 
Stunde und mehr, um das nächste Mittel- oder 
Oberzentrum zu erreichen.

Als obere Grenze für den zumutbaren Reise-
zeitaufwand von Wohnstandorten zum nächs-
ten Mittelzentrum gelten sowohl im MIV als 
auch im ÖV 30 Minuten Fahrzeit. Für den MIV 
wird dieses Ziel nahezu überall verwirklicht. 
Weniger als 1 % der Bevölkerung benötigt mehr 
als 30 Minuten, um zu einem Mittel- oder Ober-
zentrum zu gelangen. Rund 87 % der Einwohner 
leben in Räumen, von denen das nächste Mit-

Einrichtungen des gehobenen Bedarfs

Die in Raumordnungsplänen aktuell verbindlich 
ausgewiesenen knapp 900 Mittelzentren (ohne 
teilfunktionale Zentren) beruhen auf ähnlichen 
Ausstattungskatalogen der Länder. Zentrale 
Orte höherer Stufe (118 Oberzentren inkl. der 
Metropole Berlin) erfüllen die Funktionen nied-
rigerer Stufen (Mittelzentren und darunter) mit.
Versorgungsbereiche von Mittelzentren sind 
Mittelbereiche; deutschlandweit sind es 
879. Ein Mittelbereich umfasst alle Gemein-
den, deren Bevölkerung durch die Angebo-
te eines Mittelzentrums versorgt wird. Über 
100 Mittelbereiche bestehen nur aus einer 
einzigen Gemeinde. Dies betrifft vor allem 
Nordrhein-Westfalen, weil hier bei der kom-
munalen Gebietsreform die Gemeinden der 
Einzugsbereiche der Mittelzentren in die Kern-
orte eingemeindet wurden. Die durchschnittli-
che Zahl der Gemeinden je Mittelbereich liegt 
in Nordrhein-Westfalen bei nur zwei, in Rhein-
land-Pfalz dagegen bei 46. 

Die Karte der Versorgungseinrichtungen des 
gehobenen Bedarfs zeigt den Ausstattungs-
grad der Mittelbereiche mit 13 ausgewählten 
Infrastruktureinrichtungsarten, die der De-
ckung des gehobenen Bedarfs zuzurechnen 
sind: Krankenhäuser, stationäre Altenpfle-
geeinrichtungen, Gymnasien, Berufsschulen, 
Volkshochschulen, Polizeidienststellen, Kinos, 
Sportstadien, öffentliche Bibliotheken, Banken, 
Hotels, Schuldnerberatungsstellen und Behör-
den (Finanzämter, Amtsgerichte, Arbeitsagen-
turen, Kreisverwaltungen). Die überprüften 
13 Einrichtungsarten sind nicht repräsentativ 
und entstammen teilweise nichtamtlichen Ver-
zeichnissen. Ihre vollständige Erfassung kann 
somit nicht garantiert werden. 

Die kartographische Darstellung der Funktio-
nen des gehobenen Bedarfs in Mittelbereichen 
bildet den Versorgungsgrad besser ab als der 
Ausstattungsumfang sozialer Infrastruktur in 
einzelnen Gemeinden. In den Mittelbereichen 
werden im Durchschnitt zehn der 13 Infrastruk-
tureinrichtungsarten abgedeckt, in den Mittel-
bereichen der Oberzentren vollständig, dage-
gen in einer Vielzahl von Mittelbereichen nur 
teilweise. 

Diese Mittelbereiche mit bezogen auf die Infra-
strukturauswahl unterdurchschnittlichem An-
gebot gibt es sowohl in der Nähe der Bereiche 
der Oberzentren als auch in dünn besiedelten, 
peripher gelegenen Gebieten. In den Versor-
gungsbereichen der Mittelzentren sollten die 
Infrastruktureinrichtungsarten zur Deckung 
des gehobenen Bereichs in der Regel vorhan-

Oberzentrum

Zentralörtliche 
Grundstufe Typische Ausstattung Versorgungsbereich 

(Mindesteinwohnerzahl)

Fachhandel, größere Banken und 
Kreditinstitute, Fach-/Hochschule, 
Schwerpunktkrankenhaus, wissen-
schaftliche Bibliothek, Sportstadion, 
Fernbahnhof

Oberbereich 
(200 000 – 300 000 
Einwohner)

Mittelzentrum Warenhaus, Krankenhaus, Fachärzte, 
Hotel, Altenpflegeheim, Theater, 
Museum, Jugendeinrichtung, 
weiterführende Schule, Bibliothek, 
größere Sportanlage, Bahnhof

Mittelbereich 
(30 000 – 40 000 
Einwohner)

Grundzentrum/
Kleinzentrum

Postfiliale, Bank, Einzelhandel, 
Allgemeinarzt, Zahnarzt, Apotheke, 
Kindertageseinrichtung, 
Grundschule, Sportstätte

Nahbereich 
(7 000 – 10 000 
Einwohner)

Tabelle 1
Grundstufen Zentraler Orte

Quelle: BBSR 2011
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Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: BKG/BBSR, Mittelbereiche, 31.12.2009

Ausstattung der Mittelbereiche mit 13 aus-
gewählten Infrastruktureinrichtungen zur 
Deckung des gehobenen Bedarfs 2008

8 und weniger 

9

10

11

12

100 km
BBSR Bonn 2011©

Zentrale Orte 2010

Oberzentrum

Mittelzentrum

Bei den 13 ausgewählten Infrastruktureinrichtungen handelt es sich um: 
Krankenhäuser, stationäre Altenpflegeeinrichtungen, Gymnasien, Berufsschulen,
Volkshochschulen, Polizeidienststellen, Kinos, Sportstadien, öffentliche
Bibliotheken, Banken, Hotels, Schuldnerberatungsstellen und Behörden
(Finanzämter, Amtsgerichte,  Arbeitsagenturen, Kreisverwaltungen).

13
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Frankfurt/M.

Häufigkeiten

111 73 112 142 210231

Karte 8
Versorgung mit Einrichtungen des gehobenen Bedarfs
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Karte 9
Erreichbarkeit von Ober- und Mittelzentren

Motorisierter Individualverkehr Öffentlicher Verkehr
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Fahrzeit mit dem Öffentlichen Verkehr (ÖV) zum nächsten
Ober- oder Mittelzentrum in Minuten (Fahrzeit wurde ermittelt 
am 6.10.2009 zwischen 6:30 Uhr und 8:30 Uhr)

Pkw-Fahrzeit zum nächsten
Ober- oder Mittelzentrum 2010
in Minuten

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR, HACON GmbH Geometrische Grundlage: BKG, Länder, 31.12.2008

bis unter  10

10  bis unter  20

20  bis unter  30

30  bis unter  40

40  bis unter  50

50  und mehr

bis unter  10

10  bis unter  20

20  bis unter  30

30  bis unter  40

40  bis unter  50

50  und mehr

Oberzentrum

Teil eines ober-
zentralen Verbundes

Teil eines mittelzentralen Verbundes
mit Teilfunktionen eines Oberzentrums

Mittelzentrum mit Teilfunktionen
eines Oberzentrums

Mittelzentrum

Teil eines mittelzentralen Verbundes

tel- oder Oberzentrum bereits in einer Viertel-
stunde Pkw-Fahrzeit erreichbar ist. Bei den 
wenigen größeren zusammenhängenden Ge-
bieten, die über 30 Minuten Fahrzeit von Mit-
telzentren entfernt sind, handelt sich um sehr 
dünn besiedelte Räume z. B. im Inneren von 
Mittelgebirgslagen oder an der Küste.

Im Öffentlichen Verkehr dagegen müssen wei-
te Teile der Bevölkerung deutlich höhere Fahr-
zeiten zur Erreichung des nächsten Mittelzen-
trums in Kauf nehmen, insbesondere in den 
ländlichen Räumen. Bezogen auf die Gesamtbe-
völkerung benötigen bereits 32 % der Einwoh-
ner mehr als 30 Minuten, um das nächstliegen-
de Mittel- oder Oberzentrum mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln zu erreichen, und 3 % mehr als 

60 Minuten. In den ländlichen Kreisen müssen 
sogar 46 % der Bewohner mehr als 30 Minu-
ten und über 7 % mehr als 60 Minuten zur Er-
reichung des nächsten Mittel-/Oberzentrums 
aufbringen. Für Bevölkerungsgruppen, die 
nicht mit dem Auto fahren können oder wollen 
und auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen 
sind, sind zentrale Einrichtungen in Mittel- und 
Oberzentren also deutlich schlechter zu errei-
chen als für Personen, die einen Pkw nutzen 
können. Angesichts der künftigen Bevölke-
rungsentwicklung ist deshalb Mobilitätssiche-
rung in nachfrageschwachen ländlichen Räu-
men eine zentrale Aufgabe. In verschiedenen 
Modellvorhaben der Raumordnung konnten in 
Zusammenarbeit mit der Praxis unterschiedli-
che Lösungsansätze entwickelt werden. Eine 
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Einrichtungen übernehmen die Versorgung 
für auswärtige Nutzer mit, sie verfügen über 
Nutzerpotenziale, die sich innerhalb ihres ge-
samten Versorgungsbereiches befinden. Die 
Abgrenzung der Versorgungsbereiche Zentra-
ler Orte ist neben der Dichte des Zentrale-Or-
te-Netzes vor allem vom Nachfrageverhalten 
der Nutzer abhängig. Wird das Angebot eines 
Zentralen Ortes als besonders attraktiv wahr-
genommen, werden Kunden auch aus weiterer 
Entfernung zum Einkauf bzw. zur Nachfrage be-
stimmter Einrichtungen anreisen. 

Ob Infrastruktureinrichtungen künftig noch 
tragfähig sind, hängt von der zukünftigen regio-
nalen Bevölkerungsentwicklung ab. Ein räumli-
ches Nebeneinander von Bevölkerungswachs-
tum und -schrumpfung gab es schon immer. 
Auslöser waren meistens Abwanderungen, 
die zeitweilig oder dauernd die Geburtenüber-
schüsse übertrafen. Mit Verringerung der Wan-
derungsverluste stabilisierte sich die Bevölke-
rungszahl wieder. Der demographische Wandel 
führt nun zu einer neuen Art der Schrumpfung. 
Denn als exponentieller Schrumpfungsprozess 
führt die Dynamik der natürlichen Bewegungen 
(Geburten und Sterbefälle) zu immer größeren 
Sterbeüberschüssen, die durch Wanderungs-
gewinne aus dem Ausland in der heute gekann-
ten Größenordnung nicht mehr ausgeglichen 
werden können.

stärker integrierte Betrachtung von Planung 
und Anpassung öffentlicher Infrastrukturein-
richtungen mit deren Erreichbarkeit (mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln) erlaubt es, nachfrage-
schwache Räume und deren Verkehrsangebote 
in ihren Kernen zu sichern. Sobald die Zahl der 
Schulen, medizinischen Versorgungseinrich-
tungen, kulturellen Einrichtungen und Betrie-
be des Einzelhandels entsprechend der rück-
läufigen Nachfrage verringert wird, um die 
Tragfähigkeit der erhaltenen Einrichtungen 
zu verbessern, steigen die Distanzen zum Er-
reichen dieser Einrichtungen deutlich. Dies 
erfordert eine abgestimmte Planung der An-
passung der Infrastrukturversorgung in nach-
frageschwachen Räumen mit darauf ausge-
richteten Konzepten der ÖPNV-Versorgung. In 
diesem Kontext können flexible Bedienungs-
formen im ÖPNV und auch bürgerschaftliches 
Engagement und nachbarschaftlich organisier-
te Transportleistungen vielversprechende Lö-
sungsmöglichkeiten darstellen.

2.2.3  Tragfähigkeit sozialer Infrastruktur

Infrastruktureinrichtungen sind tragfähig, so-
lange sie aufgrund einer ausreichenden Zahl 
von Nutzern für einen wirtschaftlichen Be-
trieb genügend ausgelastet sind. Gewisse Ein-
richtungen, wie ein Krankenhaus oder eine Be-
rufsschule, lassen sich nicht in beliebig kleine 
Einheiten aufteilen. Derartige zentralörtliche 

Handbuch zur Planung flexibler Bedie-
nungsformen im ÖPNV – Ein Beitrag zur 
Sicherung der Daseins vorsorge in nach-
frageschwachen Räumen 

Anlass für die Einführung flexibler Be die  -
nungsformen sind häufig De fizite, die im Rahmen 
der Erarbeitung eines ÖPNV-Konzeptes oder ei-
nes Nahverkehrsplans aufgedeckt werden. 
Insbe sondere in nachfrageschwachen Räumen 
stellen sich durch die geringen Einwohnerdich-
ten besondere Anforderungen eines wirtschaft-
lich tragfähigen und zugleich attraktiven ÖPNV-
Angebotes. Auf Basis einer systematischen 
Evaluation bestehender flexibler Angebotsfor-
men wurde ein Handbuch zur Planung flexibler 
Bedienungsformen entwickelt. Es dient kommu-
nalen und regionalen Akteuren der Regional- 
und Verkehrsplanung als Planungshilfe zur 
Konzep tion flexibler ÖPNV-Angebote.

Beispiel: 
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1990 bis 2005 2005 bis 2025

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
BBSR-Bevölkerungsprognose 2005-2025/bbw

Geometrische Grundlage: BKG/BBSR, Gemeindeverbände, 31.12.2005
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Veränderung der Bevölkerungszahl 1990 bis 2005 in %
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Veränderung der Bevölkerungszahl 2005 bis 2025 in %
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Karte 10
Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung in Vergangenheit und Zukunft

Die Aussagen zur künftigen Bevölkerungsdyna-
mik stützen sich auf die aktuelle Bevölkerungs-
prognose des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt 
für Bauwesen und Raumordnung (BBR). Diese 
wurde für die über 400 Kreise und kreisfreien 
Städte Deutschlands gerechnet und hat den 
Prognosehorizont 2025. Der Bevölkerungsbe-
stand des Jahresendes 2005 wurde jährlich 
durch die Prognose der Bevölkerungsbewe-
gungen fortgeschrieben (Geburten, Sterbefälle, 
Zuzüge in die und Fortzüge aus den Kreisen). 

Die Prognoseergebnisse sind zurückzuführen 
auf räumliche Unterschiede in der Fertilität, in 
der Mortalität (Lebenserwartung) und der Mo-
bilität sowohl zwischen den Kreisen als auch 
zwischen den Kreisen und dem Rest der Welt, 
aber auch durch die bestehende Ausgangsbe-
völkerung mit ihrer Altersstruktur. 

Die Prognose hat Status-quo-Charakter. Sie 
schreibt einen mittelfristigen und als stabil er-
warteten Trend des demographischen Verhal-
tens in die Zukunft fort. 
(www.raumbeobachtung.de)

Methode: Bevölkerungsprognose des BBSR 
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Der Bevölkerungsrückgang – besonders in 
dünn besiedelten Fortzugsgebieten – führt zu 
einer Verschärfung von Tragfähigkeitsproble-
men für soziale und kulturelle Infrastruktur 
sowie Handel und Dienstleistungen. Die fort-
schreitende Alterung der Bevölkerung erhöht 
die Nachfrage nach altengerechter Infrastruk-
tur, während gleichzeitig die Nachfrage nach 
Einrichtungen für jüngere Bevölkerungsgrup-
pen sinkt. Diese Altersstrukturverschiebungen 
bewirken starke Schwankungen beim alters-
spezifischen Infrastrukturbedarf und erschwe-
ren eine langfristige Planung. Hinzu kommt, 
dass die Internationalisierung der Bevölkerung 
neue Anforderungen an die Bewältigung von 
Integrationsaufgaben stellt.

Vor allem Bevölkerungsverluste oder Änderun-
gen des Altersaufbaus der Bevölkerung in den 
Einzugsbereichen können zu Tragfähigkeitspro-
blemen für Versorgungseinrichtungen an Zen-
tralen Orten führen. Die MKRO-Entschließung 
vom 15.6.1972 „Zentralörtliche Verflechtungs-
bereiche mittlerer Stufe in der Bundesrepu-
blik Deutschland“ fordert für die Auslastung 
der Einrichtungen im Mittelbereich eine Min-
desteinwohnerzahl von 40  000 und in dünn be-
siedelten Gebieten von 20  000. Die Analyse der 
Tragfähigkeit der Mittelbereiche zeigt, in wel-
chen Mittelbereichen in Zukunft mit einer Un-
terschreitung kritischer Tragfähigkeitsschwel-
len zu rechnen ist. 

Aktuelle und künftige Tragfähigkeitsproble-
me treten dort besonders hervor, wo stark ab-
nehmende Bevölkerung und relativ dichte zen-
tralörtliche Netze zusammentreffen, wie etwa 
in Südniedersachsen, Nordhessen oder im 
thüringischen/bayerischen Grenzraum oder 
auch im Bereich der drei angrenzenden Länder 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg. 

Eine stärkere Konzentration von Infrastruktur-
einrichtungen, wie sie sich im Zuge der Priva-
tisierung öffentlicher Leistungsangebote be-
reits vollzieht, erhöht zwar deren Tragfähigkeit. 
Sie stößt aber an Grenzen, wenn sich dadurch 
über ein zumutbares Maß hinaus längere An-
fahrtswege ergeben. Das Leitbild der dezent-
ralen Konzentration ist ein Ansatz, die Aspekte 
Erreichbarkeit und Tragfähigkeit von Einrich-
tungen sozialer Infrastruktur miteinander zu 
vereinen, also ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen Dezentralität (räumliche Streuung 
von Versorgungsfunktionen) und Konzentra tion 
(Schwerpunktbildung zur Absicherung wirt-
schaftlicher Tragfähigkeiten von Versorgungs-
einrichtungen und der Angebotsqualität) zu er-
reichen. 
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Bevölkerungsentwicklung
2008 bis 2025 in %

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: BKG/BBSR, Mittelbereiche, 31.12.2008
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Gefährdung der Tragfähigkeit
im Mittelbereich

aktuell zukünftig

gefährdet

stark gefährdet

bis unter    –10

Häufigkeiten

185 93 35179 173 80134

Karte 11
Mittelbereiche und ihre Tragfähigkeit
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Mit dem demographischen Wandel sind auch 
fiskalische Auswirkungen verbunden. Die stei-
gende Zahl von Menschen im Rentenalter stellt 
vor dem Hintergrund einer abnehmenden Zahl 
der Menschen im erwerbsfähigen Alter die öf-
fentlichen Haushalte im sozialen Sicherungs-
bereich vor große Herausforderungen. Schon 
heute führen demographisch bedingte Ände-
rungen der Nachfragestruktur vielerorts zu ei-
nem Umbau der lokalen Daseinsvorsorge: Nicht 
ausgelastete Einrichtungen – Schulen, Sport-
stätten, Theater, Kanalisationen – müssen ge-
schlossen oder rückgebaut werden. 

Durch die Finanz- und Wirtschaftskrise hat 
sich die Finanzierungsbasis der kommunalen 
Gebietskörperschaften weiter verschlechtert. 
So rutschte der Finanzierungssaldo von 2008 
zu 2009 von + 7,7  Mrd. Euro auf –7,1  Mrd. Euro 
ab. 2010 und 2011 haben sich die Kommunen 
von dieser Krise erholt. Dennoch muss im ers-
ten Halbjahr 2011 immer noch ein Defizit von 
4,8  Mrd. Euro verzeichnet werden.

Viele Städte und Gemeinden können ihre lau-
fenden Ausgaben nur noch über die Inan-
spruch nahme von Kassenkrediten finanzieren. 
Im Jahre 1992 wurden 1,5  Mrd. Euro an Kas-
senkrediten in Deutschland beansprucht. 1998 
waren es fast 6  Mrd. Euro, 2008 schon 30  Mrd. 
Euro. Im Krisenjahr 2009 sind fast 35  Mrd. 
Euro an Kassenkrediten angefallen. Plötz liche 
Steuer einbrüche können nicht durch kurzfris-

2.2.4  Finanzierbarkeit öffentlicher  
Daseinsvorsorge

Die Schulden der öffentlichen Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden haben im Jahre 
2010 eine Höhe von fast 2 Bio. Euro erreicht, je 
Einwohner 24 904 Euro€. Dabei trägt der Bund 
mit 64 % die Hauptlast der Verschuldung. Es 
folgen die Länder- und Kommunalhaushalte mit 
30 % bzw. 6 %. Trotz des vergleichsweise ge-
ringen Anteils der Gemeindeschulden wird die 
prekäre fiskalische Situation auf dieser Ebene 
besonders drastisch wahrgenommen. Unmit-
telbar sind Bürgerinnen und Bürger betroffen, 
wenn Bäder geschlossen, Öffnungszeiten der 
Büchereien verkürzt, Theater zur Disposition 
gestellt, Schulen nicht saniert und Sportver-
einen die Zuschüsse versagt werden. Immer 
mehr kommunalen Gebietskörperschaften fällt 
es schwer, trotz des gewachsenen fiskalischen 
Ausgleichssystems mit 
•	 Länderfinanzausgleich,
•	 kommunalem	Finanzausgleich	und
•	 Finanzausgleich	 über	 die	 Sozialversiche-

rungssysteme
die Differenz zwischen laufenden Einnahmen 
und laufenden Ausgaben zu schließen. 

Im Ergebnis dieser Entwicklung weisen die 
kommunalen Gebietskörperschaften im Jahre 
2010 rund 123,5  Mrd. Euro an Schulden auf, ein-
schließlich Kassenkrediten und Extrahaushal-
ten. 2000 waren es noch 25  Mrd. Euro weniger.

0 10 000 20 000 30 000 40 000 50 000

Gemeinden/GemeindeverbändeLänderBund

Sachsen
Bayern

Baden-Württemberg
Mecklenburg-Vorpommern

Brandenburg
Thüringen

Niedersachsen
Hessen

Sachsen-Anhalt
Rheinland-Pfalz

Schleswig-Holstein
Nordrhein-Westfalen

Hamburg
Saarland

Berlin
Bremen

Datenbasis: Statististisches Bundesamt, eigene Berechnungen

in Euro je Einwohner

Schuldenstand einschließlich Extrahaushalte; ohne Zweckverbände. Der Gemeindeanteil an der 
Verschuldung ist in den Stadtstaaten mit einem Anteil von 33% angesetzt worden. 

Abbildung 4
Öffentliche Verschuldung von Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
einschließlich Extrahaushalte 2010

Quelle: BBSR 2011
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trägt neun oder zehn Schuljahre. Anschließend 
unterliegen Jugendliche, die keine weiterfüh-
rende allgemeinbildende oder berufliche Schu-
le besuchen, der Berufsschulpflicht (drei Teil-
zeitschuljahre).

Auf eine ohnehin nie erreichte gemeinsame Bil-
dungsplanung wird zugunsten eines outputori-
entierten, vergleichenden Bildungsmonitorings 
verzichtet.11 Die neu geregelte Gemeinschafts-
aufgabe gemäß Grundgesetz umfasst die drei 
Elemente „Feststellung der Leistungsfähigkeit 
des Bildungswesens im internationalen Ver-
gleich“, „Bildungsberichterstattung“ und „ge-
meinsame Empfehlungen“. Bund und Länder 
haben künftig die Möglichkeit, das Fundament 
für die ergebnisorientierte Vergleichbarkeit der 
Bildungseinrichtungen zu verbessern sowie 
gemeinsame strategische Ziele für die Weiter-
entwicklung des Bildungs- und Wissenschafts-
systems zu vereinbaren. Eine besondere Rolle 
spielen dabei internationale Schulleistungsun-
tersuchungen. 

Die von Schulabgängern erreichten Abschlüs-
se im Primär- und Sekundarbereich zeigen in 
ihrer Zusammensetzung neben länderspezifi-
schen auch regionale Abweichungen, die der 
Siedlungsstruktur folgen. In den Städten und 
verdichteten Räumen sind die Anteile der Er-
langung der allgemeinen Hochschulreife höher 
als in gering verdichteten Räumen. In Zentren 
wohnhafte Schüler finden vor Ort ein breite-
res Angebot an weiterführenden Schulen vor. 
Der Anteil der Schulabbrecher ohne Schul-
abschluss ist dagegen in gering verdichteten, 
peripheren Räumen oft geringer als in Bal-
lungsgebieten, was teilweise auf soziale Prob-
lemlagen oder vermehrte Integrationsprobleme 
von Schülern mit Migrationshintergrund zu-
rückzuführen sein könnte. 

Ausländische Schüler streben bislang nur ver-
hältnismäßig selten einen höheren Schulab-
schluss an. Über alle Schulen betrachtet liegt 
ihr Anteil im Jahr 2008 bei 8,9 % der Schüler. 
In der 11. Klasse, also in Vorbereitung des Ab-
iturs oder der Fachhochschulreife, liegt ihr An-
teil bei 3,4 %. In allen Kreisen, für die statisti-
sche Informationen zur Verfügung stehen, ist 
der Anteil der ausländischen Schüler in der 7. 
Klasse wesentlich höher als in der 11. Klasse. 
Es zeigen sich allerdings auch länderspezifi-
sche Einflüsse. Während der Anteil der auslän-
dischen Schüler in der 7. Klasse und 11. Klasse 
in Hessen und Schleswig-Holstein nicht allzu 
sehr auseinanderfällt, weisen Bayern und Ba-
den-Württemberg für diese Klassenstufen we-
sentlich größere Diskrepanzen auf.

tige Sparmaßnahmen kompensiert werden. 
Langfristige Daueraufgaben und ein hoher ge-
setzlicher Pflichtkatalog im kommunalen Auf-
gabenspektrum machen schnelle Anpassungen 
unmöglich. Im ersten Halbjahr 2011 belaufen 
sich die Kassenkredite schon auf fast 44  Mrd. 
Euro. Auf der Zeitachse dehnt sich das Inst-
rument „Kassenkredit“ immer weiter räum-
lich aus. Haben im Zeitraum 1998 und 2004 250 
Kreise und kreisfreie Städte jedes Jahr den 
Kassenkredit in Anspruch genommen, so wa-
ren es zwischen 2005 und 2010 schon 293. Die 
Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge 
stößt damit an finanzielle Grenzen.

Für die räumliche Ausgestaltung der Bildungs- 
und Gesundheitsversorgung, die für die Men-
schen von fundamentaler Bedeutung sind, wird 
dies nachfolgend verdeutlicht.

2.2.5  Bildungsversorgung

Ein gutes Bildungs- und Qualifikationsniveau 
ist eine Grundbedingung für fast alle ökonomi-
schen und gesellschaftlichen Aufgabenkreise. 
Ein ausreichendes Angebot an Bildungsinfra-
struktur ist damit auch eine wichtige Voraus-
setzung, um allen Teilen der Bevölkerung eine 
gewisse Chancengleichheit zu ermöglichen. 
Das Angebot an Schulen kann zudem nicht nur 
als Teil der Daseinsvorsorge, sondern auch als 
Standortfaktor und Indikator für die Wohn-
ortwahl von Familien verstanden werden. Die 
Schulabsolventen sind außerdem die Neuzu-
gänge auf den Arbeitsmärkten (siehe Kap. 2.3). 
Auch nach der Föderalismusreform 2006 liegt 
die Verantwortung für die Aufrechterhaltung 
eines differenzierten und leistungsfähigen re-
gionalen Schulangebotes auf Länderebene. Die 
Kultusministerien der Länder legen die schul-
politischen Rahmensetzungen fest. Die unter-
schiedlichen Konzepte der Bundesländer ste-
hen miteinander im föderalen Wettbewerb. Von 
der Schulaufsicht der Länder, die das Lehrper-
sonal stellen, ist die kommunale Trägerschaft 
öffentlicher Schulen getrennt. Die Kommunen 
schaffen mit Schulgebäuden, nicht lehrendem 
Personal, Sachmitteln und Schülerbeförderung 
die Voraussetzungen für ein räumlich ausge-
wogenes Bildungsangebot. 

Das Bildungswesen in Deutschland gliedert 
sich in den Elementarbereich (Kindergarten), 
den Primarbereich (Grundschule), den Se-
kundarbereich (verschiedene Schulformen), 
den tertiären Bereich (Hochschulen) und den 
Bereich der Weiterbildung.10 Die allgemeine 
Schulpflicht beginnt für alle Kinder nach der 
Vollendung des sechsten Lebensjahres und be-

(10) Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung: 
Bildung in Deutschland 
2010. Ein indikatorgestützter 
Bericht mit einer Analyse zu 
Perspektiven des Bildungs-
wesens im demografischen 
Wandel. Im Auftrag der 
Ständigen Konferenz der 
Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland und des 
Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung. 
Bielefeld 2010.

(11) Sekretariat der 
Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder 
in der Bundesrepublik 
Deutschland (Hrsg.): Das 
Bildungswesen in der 
Bundesrepublik Deutsch-
land 2008 – Darstellung der 
Kompetenzen, Strukturen 
und bildungspolitischen 
Entwicklungen für den 
Informationsaustausch in 
Europa. Bonn 2009.
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In Westdeutschland sind die Unterschiede 
zwischen den Kernstädten einerseits und den 
ländlichen Gebieten andererseits wesent-
lich deutlicher ausgeprägt als in Ostdeutsch-
land. Es werden aber auch unterschiedliche 
Bildungspolitiken der Länder erkennbar. So 
kommt zum Beispiel in Bayern den Haupt- und 
Realschulabschlüssen eine größere Bedeutung 
zu als im übrigen Bundesgebiet. Im langjähri-
gen Durchschnitt lag der Abiturientenanteil 
an allen Schulabgängern relativ konstant bei 
etwa 25 % und stieg in den vergangenen Jah-
ren leicht an.

100 km BBSR Bonn 2011©

ohne Hauptschulabschluss

Hauptschulabschluss/
Realschulabschluss

Fachhochschulreife

Allgemeine Hochschulreife

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: BKG/BBSR,
Raumordnungsregionen, 31.12.2009
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Karte 13
Schulabgänger nach Abschlüssen
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Die Berechnung der Fahrzeit im MIV von den 
Wohnorten der Bevölkerung/Schüler zu den 
Standorten von über 3 550 Gymnasien und Ge-
samtschulen führt zu dem Ergebnis, dass 99 % 
der Bevölkerung/Schüler in weniger als 20 Mi-
nuten mit dem Auto eine Schule der Sekundar-
stufe II erreichen können, 85 % sogar innerhalb 
von nur 10 Minuten. 

Die tatsächlich realisierten Fahrzeiten im öf-
fentlichen Schülerverkehr liegen zwar ober-
halb der berechneten Pkw-Fahrzeiten, dürften 
in der Regel aber kaum entsprechende Erreich-
barkeitsvorgaben übertreffen, wie z. B. die 
45-Minuten-Obergrenze in Sachsen als eine 
der wenigen existierenden konkreten Richt-
werte. Bei etwaigen Standortschließungen 
fällt die regionale Betroffenheit aber sehr un-
terschiedlich aus. Die wesentlich dünneren 
Standortnetze in ländlich-peripheren Gebieten 
reagieren auf Schließungen mit erheblichen Er-
reichbarkeitsverschlechterungen. Dabei sind 
die betroffenen jüngeren Altersgruppen in ih-
rer Mobilität eingeschränkt und stark abhängig 
von den Angeboten im ÖV bzw. Schülerverkehr.
Die zweite Komponente des demographischen 
Wandels, die Alterung, hat in Zukunft eine 
weitaus stärkere Bedeutung als die Verände-
rungen in der Bevölkerungsgröße. 

Was den Bildungsbereich betrifft, hat eine Ab-
nahme der Zahl der Kinder und Jugendlichen 
rückläufige Schülerzahlen zur Folge. Zwangs-
läufig muss dies entweder zu kleineren oder zu 
weniger Schulen führen. Es wird damit zuneh-
mend schwieriger, ein hochwertiges und brei-
tes Schulangebot flächendeckend aufrecht-
zuerhalten. Sinkende Schülerzahlen können 
schließlich dazu führen, dass Schulstandor-
te geschlossen werden. Damit verschärft sich 
das Spannungsverhältnis zwischen guter Er-
reichbarkeit und wirtschaftlichem Betrieb von 
Bildungseinrichtungen weiter. Für junge Fami-
lien stellt etwa die fußläufige Erreichbarkeit 
von Grundschulen einen wichtigen Aspekt der 
Lebensqualität und der Wohnstandortwahl dar. 
Schulwege von mehr als zwei bis drei Kilome-
tern Länge verursachen erhebliche Kosten für 
die Schülerbeförderung, die mit zunehmenden 
Entfernungen ansteigen. 

Sicherung eines qualitativ hochwertigen und 
wohnortnahen Schulangebotes

Die verschiedenen Schulstufen lassen sich re-
lativ eindeutig mit klar abgegrenzten Alters-
gruppen verknüpfen. Besonderheiten, wie sie 
sich aus den unterschiedlichen Schulsyste-
men ergeben (Gymnasium mit acht oder neun 
Schuljahren, vier- oder sechsjährige Grund-

Wohnungsnahe schulische Versorgung

Neben der Erlangung von Schulabschlüssen 
und hoher Qualität des differenzierten Schul-
angebotes wird die Versorgungsqualität für 
die Bevölkerung dadurch bestimmt, wie gut 
Schulen von den Wohnstandorten der Famili-
en aus erreichbar sind. In den Ländern werden 
gemeinsam mit den Trägern der öffentlichen 
Schulen (Gemeinden, Kreise und kreisfreie 
Städte) abgestimmte Schulentwicklungspläne 
ausgewiesen, die den gegenwärtigen und künf-
tigen Bedarf fortschreiben und Schulstandorte 
festlegen. Die Entwicklung der Schülerzahlen 
ist dabei das entscheidende Planungskriterium. 
Wachsende Schülerzahlen gefährden die Qua-
lität des Bildungsangebots etwa durch größe-
re Klassen. Ein Anstieg kann durch die Einrich-
tung neuer Klassen und eine höhere Zahl von 
Lehrkräften ausgeglichen werden. Abnahmen 
von Schülerzahlen können dazu führen, dass 
sich die Zahl der Kinder pro Klasse verringert 
und/oder die Klassenzahl an Schulen abnimmt, 
Schulstandorte oder sogar ganze Schularten 
wegfallen, weil Tragfähigkeitsgrenzen unter-
schritten werden. Dies trifft insbesondere die 
dünn besiedelten Räume, deren schulisches 
Angebot bereits gefährdet ist. Der Wegfall ei-
ner wohnungsnahen schulischen Versorgung 
kann dann nur durch weitere Schulwege oder 
sogar durch Umzüge kompensiert werden.

Die gute Erreichbarkeit eines vielfältigen 
Schulangebotes steht also in engem Zusam-
menhang mit der Wirtschaftlichkeit von Schu-
len. Schulen, die gewisse Schülerzahlen je 
Standort bzw. Klasse unterschreiten, sind 
nicht so effizient zu betreiben wie größere 
Schulen: In Grundschulen wird aus arbeitsor-
ganisatorischen und finanziellen Gründen an-
gestrebt, mindestens zweizügig zu unterrich-
ten. Bei einer durchschnittlichen Klassengröße 
von 25 Schülern und vier Schuljahrgängen be-
läuft sich demnach die angestrebte Mindest-
größe von Grundschulen auf etwa 200 Schü-
ler. Haupt- oder Realschulen mit acht oder neun 
Schuljahrgängen müssten demnach 300 Schü-
ler, Gymnasien oder Gesamtschulen etwa 400 
bzw. 450 Schüler aufweisen. Beim Angebot 
von Wahlpflichtbereichen an Realschulen oder 
der gymnasialen Oberstufe liegen die Mindest-
größen noch darüber. Die tatsächlichen Schul-
größen der Grundschulen in Deutschland lagen 
2009 bei durchschnittlich rund 180 Schülern, 
der Gymnasien bei etwa 800 Schülern. Unter 
dem Gesichtspunkt der Chancengleichheit ist 
die Verteilung der Schulen, die zur Allgemeinen 
Hochschulreife führen, von besonderem Inter-
esse. 
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gen der Grundschullandschaft führten, finden 
in den Schulen der Sekundarstufe I ihre Fort-
setzung.

Anpassungsstrategien, die sich mit dem Erhalt 
oder der Schließung von Standorten befassen, 
können und müssen weiterhin die Änderungen 
im Bildungssystem und bei den (pädagogisch 
begründeten) Organisationsformen berück-
sichtigen. Diese Reformen sind gerade im Se-
kundarbereich und angesichts der nach wie vor 
aktuellen bildungspolitischen Diskussion nicht 
abgeschlossen. Sie sind auch mit der räumli-
chen Organisation in Einklang zu bringen. Die 
Länder, bei denen die Bildungshoheit liegt, ver-
folgen dazu unterschiedliche Strategien.

schule) bewirken höchstens geringe zeitliche 
Verschiebungen der jeweiligen Entwicklun-
gen. Das Schulwesen ist vor allem durch einen 
Rückgang der Schülerzahlen, aber auch von 
einem zunehmenden Integrationsbedarf von 
Schülern mit Migrationshintergrund vom demo-
graphischen Wandel betroffen. Abnahmen der 
bildungsrelevanten Bevölkerung treffen Regio-
nen in den neuen Ländern besonders stark, da 
hier bereits die Geburtenrückgänge der 1990er 
Jahre zu einer Ausdünnung des Schulnetzes 
geführt haben. Die dünn besiedelten Regionen 
der neuen Länder waren bedingt durch den 
starken Rückgang von Grundschülerzahlen am 
meisten von Schulschließungen betroffen. Die 
Nachfragerückgänge, die zu den Veränderun-
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Lagen, oft fernab von Zentren und in der Nähe 
von Landes- bzw. Außengrenzen verortet. Im 
Zusammenspiel mit dem dargestellten Stand-
ortnetz von 11 300 Schulen der Sekundarstufe 
I zum Schuljahr 2008/2009 ergeben sich rech-
nerisch veränderte durchschnittliche Schul-
größen in den Mittelbereichen. Der bis zum 
Jahr 2030 vorausberechnete Rückgang der 
Schülerzahlen im Zuge des demographischen 
Wandels lässt vielfach eine Unterschreitung 
der formulierten Mindestschulgrößen erwar-
ten, die nicht auf die neuen Länder beschränkt 
ist, sondern auch ländliche Räume in West-
deutschland betrifft.

Wird die künftige Schulnachfrage der 10- bis 
16-Jährigen (Sekundarstufe II) der aktuellen 
Schulinfrastruktur gegenübergestellt, kann 
die zukünftige durchschnittliche Schülerzahl 
je Schule auf Ebene der Mittelbereiche abge-
schätzt werden. Die Veränderungen der Zahl 
der 10- bis 16-jährigen Schüler in den Versor-
gungsbereichen der Mittelzentren bis zum 
Jahr 2030 sind in erster Linie vom siedlungs-
strukturellen Stadt-Land-Gefälle geprägt. 
Schwache Zuwächse sind nur noch in der 
Nähe von Bevölkerungsballungen zu erwar-
ten. Die stärksten Rückgänge von 35 % und 
mehr betreffen vor allem ländlich-periphere 

Karte 15
Schulen der Sekundarstufe I

Schülerpotenzial Schulgrößen

Datenbasis: BBSR Bevölkerungsprognose 2005-2030/bbw, Schulverzeichnisse der Länder Geometrische Grundlage: BKG/BBSR, Mittelbereiche, 31.12.2008
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Standortpolitik, die sich konsequent an den gut 
erreichbaren Zentralen Orten ausrichtet, ist 
hier vorteilhaft.

Der demographische Wandel trifft nun auf das 
Hochschulwesen und den Arbeits- bzw. beruf-
lichen Ausbildungsmarkt. Dabei ist eine zuneh-
mende Konkurrenz zwischen Hochschulbildung 
und beruflicher Ausbildung zu erwarten, da 
sich beide aus der schrumpfenden Masse der 
potenziellen Bildungsbevölkerung ihre Zugän-
ge rekrutieren. Bedarfszuwächse bei der Wei-
terbildung bieten Chancen, die von den Rück-
gängen der Zahl der Kinder und Jugendlichen 
ausgelösten Probleme teilweise zu kompen-
sieren. Für Berufsschulen gibt es beispielswei-
se Modelle, im Rahmen einer Internatslösung 
Blockunterricht anzubieten. Durch die gebün-
delte Lernphase entfällt der Großteil der Fahr-
zeiten und -kosten und die längere ununter-
brochene Anwesenheit der Auszubildenden im 
Betrieb eröffnet zusätzliche Möglichkeiten der 
Gestaltung der Ausbildung bei erhöhter Effizi-
enz. Auch für andere Schulformen kann auf In-
ternatslösungen zurückgegriffen werden, um 
in dünn besiedelten Regionen ein qualifiziertes 
Angebot bereitzustellen, das einerseits wirt-
schaftlich tragfähig ist und andererseits päda-
gogische Vorteile und Kontaktmöglichkeiten 
für die Schüler erschließt.

2.2.6  Gesundheitsversorgung

Die Sicherstellung einer angemessenen Ge-
sundheitsversorgung der Bevölkerung ist 
ebenfalls eine wichtige Aufgabe öffentlicher 
Daseinsvorsorge, die dem Sozialstaatsprinzip 
entspringt. Die zuständigen Institutionen be-
ziehen durch Raumordnungsklauseln in den 
gesetzlichen Grundlagen bei der Planung und 
dem Controlling der ambulanten und der sta-
tionären medizinischen Versorgung Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung mit ein. 

Das Gesundheitswesen ist zudem zu einem 
Wirtschaftsfaktor geworden, dessen Bedeu-
tung durch die wachsende Zahl älterer Men-
schen und den medizinischen Fortschritt wei-
ter zunehmen wird. In den Jahren von 1992 bis 
2008 sind die jährlichen Gesundheitsausgaben 
je Einwohner von 2 020 Euro stetig auf 3 210 
Euro angestiegen. Dies belegt neben der stei-
genden finanziellen Belastung auch die regio-
nalwirtschaftliche Bedeutung des Gesund-
heitswesens.

Sowohl die ambulante als auch die stationä-
re Gesundheitsversorgung Deutschlands be-
finden sich im internationalen Vergleich auf 
hohem Niveau. Die erforderliche Infrastruk-

Die Schulabgänger der Sekundarstufe I, teil-
weise auch der Sekundarstufe II, stellen 
gleichzeitig auch einen Großteil der Auszubil-
denden. Die Einbrüche dieser Altersgruppen 
haben einerseits zu einer spürbaren Entlas-
tung geführt, weil nun ein günstigeres Verhält-
nis zwischen Ausbildungsplatzangeboten und 

-nachfragern herrscht, andererseits können 
viele Betriebe ihre Ausbildungsplätze nicht 
mehr ohne Weiteres mit idealen Bewerbern 
besetzen. Der Rückgang der Auszubildenden 
verursacht für viele Berufsschulen Tragfähig-
keitsprobleme. Im Spannungsfeld von Wirt-
schaftlichkeit und Erreichbarkeit wird sich zei-
gen, wie sich die heutige Schullandschaft mit 
über 1 600 Berufsschulstandorten im dualen 
System der beruflichen Bildung im Zeichen des 
demographischen Wandels weiterentwickelt.
 
Die demographische Entwicklung forciert die 
Diskussion über Schulstrukturen, etwa in der 
Frage, ob alle Schulformen nebeneinander be-
nötigt werden. Es bieten sich vielerlei Mög-
lichkeiten an, durch strukturelle Änderungen 
im Schulbereich dem demographischen Wan-
del zu begegnen. Beispielsweise könnte in 
der gymnasialen Oberstufe der Übergang vom 
Klassenverband zum Kurssystem, das aufgrund 
der umfangreichen Wahlangebote gewisse 
Mindestgrößen voraussetzt, aufgegeben wer-
den. Gerade für sehr kleine Schulen könnten 
verstärkt Ansätze eines jahrgangsübergreifen-
den Unterrichts genutzt werden. Die Förderung 
von Privatschulen könnte ebenfalls eine Alter-
native zu Schulschließungen bieten. Die Privat-
schulen weisen vergleichsweise geringe Grö-
ßen auf, verfügen aber aus unterschiedlichen 
Gründen (niedrigere Lohnkosten, Schulgeld, 
Spenden) auch über einen größeren Finanzie-
rungsspielraum. Heute ist bei der Schulform 
Gymnasium ein relativ hoher Anteil an Privat-
schulen vorzufinden. 

Können einzelne Schulstandorte aufgrund sin-
kender Schülerzahlen die Qualität ihres Unter-
richts nicht länger gewährleisten, bietet sich 
der Aufbau von Verbundschulen an. Gemein-
sames Lehrpersonal oder eine übergeordne-
te Verwaltung können zu einer wohnungsna-
hen Versorgung bei gleichzeitig guter Qualität 
der Schulstandorte beitragen. Insbeson dere 
unter den weiterführenden Schulen lassen 
sich innerhalb von Schulverbünden ergänzen-
de Angebote zusammenführen, beispielswei-
se durch die Kombinationen der Primarstufe 
mit der Sekundarstufe I. Für die Sekundarstu-
fe, wo differenzierte Bildungswege in verschie-
dene weiterführende Schulformen verzweigen, 
gestaltet sich die Situation schwieriger als im 
Primarbereich mit nur einer Schulform. Eine 
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drei Jahren vergleichbare Übersichten über 
den Stand der vertragsärztlichen Versorgung 
erstellt. 

Die festgesetzten Arzt/Einwohner-Relationen 
variieren zwischen den Raumtypen in der Grup-
pe der Hausärzte am wenigsten, während sie 
im Bereich der fachärztlichen Versorgung sehr 
starke Abweichungen im Siedlungsstrukturge-
fälle aufweisen. Offenbar wird unterstellt, dass 
Fachärzte in Kernstädten ein größeres Umland 
mitversorgen. Damit werden die bestehen-
den Konzentrationen der Facharztsitze, etwa 
in den Kernstädten der verdichteten Regionen,  
verfestigt. 

Eine Überversorgung liegt gemäß der G-BA-
Richtlinie dann vor, wenn die angegebenen 
Arzt/Einwohner-Relationen in einem Planungs-
bereich bezogen auf die aktuelle Bevölkerung 
um mehr als 10 % überschritten werden. In die-
sem Falle kommt es zu räumlich begrenzten 
und arztgruppenspezifischen Zulassungsbe-
schränkungen, die auf die regionale Verteilung 
von Arztgruppen regulierend einwirken. Von 
einer regionalen Unterversorgung ist auszu-
gehen, wenn die hausärztliche Versorgung um 
mehr als 25 % und die fachärztliche Versorgung 
um mehr als 50 % unter der bedarfsgerechten 
Versorgung liegen. In solchen Fällen ist eine 
genauere Untersuchung des Versorgungsgra-
des verbindlich vorgesehen.

Der Hausarzt dient als erste Anlaufstelle bei 
Beschwerden und übernimmt die Koordina-
tion der weiteren medizinischen Versorgung 
von Patienten. Mit dieser Rolle ergeben sich 
besonders hohe Anforderungen an den Ver-
sorgungsgrad. Im Allgemeinen liegen die Ver-
sorgungsgrade nahe an den Vorgaben der G-
BA-Richtlinie. Es gibt aber auch Abweichungen. 
Die geringste Hausarzt/Einwohner-Rela tion 
liegt 2009 im Kreis Gifhorn bei 47,5 Hausärzten 
je 100  000 Einwohner. Nach den Vorgaben der 
Bedarfsplanung liegt die Obergrenze im ent-
sprechenden Siedlungsstrukturtyp (ländlicher 
Kreis im verstädterten Raum) bei 61,4 Hausärz-
ten je 100  000 Einwohner (1 629 Einwohner je 
Hausarzt), was auf eine Unterversorgung hin-
deutet. 

Verglichen mit verdichteten Räumen sind in Räu-
men mit geringer Siedlungsdichte die Anfahrts-
wege zu den Arztpraxen für viele Einwohner 
nicht nur potenziell länger, gleichzeitig geht mit 
sinkender Bevölkerungsdichte auch eine Ver-
schlechterung der Bedienungsqualität im ÖPNV 
einher. Werden die Einwohner-Arzt-Relationen, 
die nach den Vorgaben der Bedarfsplanung oh-
nehin in den ländlichen Kreisen höher ausfallen, 

tur ist flächendeckend in guter Qualität vor-
handen. Eine medizinische Grundversorgung 
ist für jedermann verfügbar und in der Regel 
in nichtstaatlicher Trägerschaft im gesamten 
Bundesgebiet flächendeckend und wohnort-
nah gesichert. Der demographische Wandel 
gefährdet allerdings diese gute Versorgungsla-
ge in einigen Regionen und Bereichen der Ge-
sundheitsversorgung.

Ambulante Versorgung 

Die „Bedarfsplanungs-Richtlinien-Ärzte“ des 
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) de-
finieren Schwellenwerte für regionale ambu-
lante Über- oder Unterversorgung der Bevöl-
kerung. Krankenkassen und Kassenärzte legen 
darin gemeinsam einen „allgemeinen bedarfs-
gerechten Versorgungsgrad“ für verschiede-
ne Arztgruppen fest. Maßgeblich ist dabei die 
Ende 1990 gegebene Versorgungssituation in 
den alten Ländern, differenziert nach den sied-
lungsstrukturellen Kreistypen des BBSR und 
dem Ruhrgebiet als Sonderfall. Für alle Stadt- 
und Landkreise werden dazu im Abstand von 
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anderen Bereichen bedürfen bisherige Stan-
dardvorgaben und Organisationsformen der 
Überprüfung, wenn sie neuen, flexiblen Lösun-
gen der öffentlichen Infrastrukturversorgung 
entgegenstehen.

Stationäre Versorgung

Die stationäre medizinische Versorgung erfolgt 
in Deutschland in Krankenhäusern sowie Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtungen. Dabei 
übernehmen 2  084 Krankenhäuser die Aufga-
ben der akutstationären Versorgung. Die Aus-
stattung mit Krankenhauskapazitäten ist seit 
der Einführung der bundeseinheitlichen Kran-
kenhausstatistik 1991 bis zum Jahr 2008 rück-
läufig, wenn auch mit verminderter Dynamik in 
den letzten Jahren, im Jahr 2009 ist ein Kran-
kenhaus hinzugekommen: Zwischen 1991 und 
2009 ist die Zahl der Krankenhäuser insgesamt 
um 13,6 % zurückgegangen, die Zahl der aufge-
stellten Betten im gleichen Zeitraum sogar um 
24,4 %. Danach standen mit insgesamt 503  341 
Betten im Jahr 2009 durchschnittlich 615 Bet-
ten je 100  000 Einwohner zur Verfügung. Im 
Bundesdurchschnitt lag die Bettenauslastung 
2009 bei 77,5 %. 

Gegenläufig entwickeln sich die Behandlungen: 
Die Zahl der vollstationären Behandlungsfälle 
ist von 1991 bis 2009 um 22,2 % von knapp 14,6 
Mio. auf über 17,8 Mio. Patienten angewach-
sen. Gleichzeitig konnte die durchschnittliche 
Verweildauer der Patienten von 14 Tagen auf 
8 Tage reduziert werden. Das entspricht einer 
Absenkung um 42,9 %. Der Anteil der Kranken-
häuser in privater Trägerschaft ist gegenüber 
1991 mit 14,8 % im Jahr 2009 mit 32,0 % doppelt 
so hoch.12 

Akutkrankenhäuser werden in der Kranken-
hausplanung nach Versorgungsstufen un-
terschieden. Krankenhäuser der Grund- oder 
Regelversorgung sollen flächendeckend die 
wohnraumnahe Versorgung sichern. Kranken-
häuser höherer Versorgungsstufen verfügen 
über ein breites Spektrum an Fachabteilungen 
und versorgen überörtliche Einzugsbereiche. 
Fachkrankenhäuser dagegen verfügen über 
Versorgungsangebote einzelner Fachgebiete 
wie beispielsweise Psychiatrie oder Neurolo-
gie. Die Versorgungsstufen sind für eine bun-
desweite Darstellung der akutstationären Ver-
sorgung nur eingeschränkt anwendbar, da die 
Länder bei Anzahl und Zuordnung der Versor-
gungsstufen uneinheitlich verfahren. Zudem 
haben die Umstrukturierungsprozesse in den 
Krankenhäusern sowie die Entwicklung des 
tatsächlichen Leistungsgeschehens in den ver-
gangenen Jahren gezeigt, dass die statische 

bei Unterversorgung noch übertroffen, führt 
dies hier zu besonders starken Benachteili-
gungen im ambulanten Bereich. Der Trend zur 
fortschreitenden Alterung hat zur Folge, dass 
ärztliche Leistungen vermehrt in Anspruch ge-
nommen werden müssen. Betroffen sind in ers-
ter Linie die neuen Länder und dort in beson-
derem Maße dünn besiedelte Regionen, also 
wiederum die Regionen, die bereits mit Unter-
vorsorgung zu kämpfen haben. Da auch die nie-
dergelassenen Ärzte älter werden und häufig in 
diesen Regionen keine Nachfolger finden, ver-
schärft sich die Lage hier weiter.

Die Gesundheitsreform 2004 sah unter an-
derem die Neugestaltung des ärztlichen Ver-
gütungssystems vor. Seit 2009 beruht die 
Vergütung ärztlicher Leistungen auf Pauschal-
vergütungen in überschaubarer Zahl sowie 
Einzelvergütungen für besonders förderungs-
würdige Leistungen (zum Beispiel Hausbesu-
che). Seit 2010 greift zusätzlich ein finanzielles 
Anreizsystem, das dem Abbau von Über- und 
Unterversorgung dienen und zu einer regional 
ausgewogenen Arztdichte beitragen soll.

Eine flächendeckende ambulante Gesund-
heitsversorgung im ländlichen Raum ist auf der 
Basis der bisher üblichen kreisscharfen Be-
darfsplanung der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung (KBV) nicht ausreichend möglich. In 
großen Planungsräumen kann eine ungleiche 
räumliche Verteilung von Ärzten auftreten.

Bei der ambulanten Versorgung erscheint nur 
der fachärztliche Bereich zentralörtlich rele-
vant. In peripheren Räumen können regionale 
Versorgungskonzepte oft nur durch interkom-
munale Zusammenarbeit tragfähig erhalten 
werden. Gut ausgestattete Zentrale Orte sor-
gen aber auch dafür, den Wohn- und Arbeits-
ort für die an der Primärversorgung beteiligten 
Ärzte attraktiv zu halten. 

Insbesondere eine Flexibilisierung und die Auf-
hebung der sektoralen Trennung zwischen am-
bulanter und stationärer Versorgung ermögli-
chen es, in Zeiten verstärkter Finanzzwänge 
die medizinische Versorgung als einen wich-
tigen Bestandteil der Daseinsvorsorge wohn-
ortnah und qualitativ hochwertig aufrechtzu-
erhalten. Ein erfolgreiches Beispiel für eine 
Flexibilisierung, das inzwischen bundesweit 
Schule macht, ist der Einsatz der „hausarztun-
terstützenden Gemeindeschwester AgnES“ als 
Instrument zur Abfederung der hausärztlichen 
Unterversorgung in ländlichen Regionen. Die 
Delegationsfähigkeit ärztlicher Leistungen bei 
Hausbesuchen erlaubt inzwischen das Pflege-
weiterentwicklungsgesetz (PflWG). Auch in 

(12) Statistisches Bun-
desamt: Grunddaten der 
Krankenhäuser, Fachserie 
12 Reihe 6.1.1, Wiesbaden 
2008. 
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schwerpunkten. Ein besonderes Augenmerk 
muss den Krankenhäusern gelten, die einen 
großen Einzugsraum abdecken und deren 
räumliche Lage derart isoliert ist, dass sich 
bei ihrer Schließung die Versorgungssitua tion 
der betroffenen Bevölkerung erheblich ver-
schlechtern würde. Ihre zentrale Bedeutung 
wird besonders deutlich, wenn für eine fikti-
ve Schließung von Standorten die Überschrei-
tungsfolgen der 20-Minuten-Fahrtzeitschwelle 
betrachtet werden. Würden einzelne regional 
bedeutsame Krankenhäuser geschlossen, blie-
ben großflächige Gebiete unterversorgt.

Künftige Nachfrageentwicklung

Zu einer weiteren Problemverschärfung dürf-
te der demographische Wandel, insbesonde-
re die Alterung der Bevölkerung führen. Denn 
die Nachfrage nach medizinischen Leistungen 
hängt stark vom Alter ab. Besonders ausgeprägt 
ist die Zunahme der Inanspruchnahme von Leis-
tungen mit dem Alter bei den Krankenhäusern 
der Grundversorgung. Aus der Verknüpfung der 
prognostizierten Bevölkerungszahlen und deren 
alters- und geschlechtsspezifischer Zusammen-
setzung mit dem entsprechenden Nachfragever-
halten ergibt sich insgesamt eine Zunahme der 
Nachfrage um rund 16 % im Westen und gut 6 % 
im Osten. 

Strategien zur Sicherung der flächendecken-
den Versorgung zielen in Richtung einer inte-
grierten Versorgung über Versorgungsberei-
che hinweg durch die Aufhebung der strikten 
Trennung zwischen ambulanter und stationärer 
Versorgung sowie der vermehrten Kooperation 
aller beteiligten Akteure. Hier kann die Raum-
ordnung den Fachplanungen eine Unterstüt-
zung anbieten. Außerdem müssen verstärkt 
ausländische Erfahrungen und Lösungsansätze 
berücksichtigt werden.

Vielversprechende Lösungsansätze zur Ge-
wäh rung einer räumlich ausgewogenen Grund-
versorgung mit Leistungen des Gesundheits-
wesens waren bereits in der Weiter ent wick- 
lung der Versorgungsstrukturen der Gesund-
heitsreform 2004 im Gesetz zur Modernisie-
rung der gesetzlichen Krankenversicherung 
angelegt:
•	 Zulassung	 von	 medizinischen	 Versorgungs-

zentren
•	 flächendeckendes	Angebot	hausärztlich	zen-

trierter Versorgungsformen
•	 Möglichkeit	 zu	 Direktverträgen	 zwischen	

Kassen und einzelnen Vertragsärzten über 
besondere qualitative oder organisatorische 
Anforderungen sowie der integrierten Ver-
sorgung

Einteilung der Versorgungsstufen die Versor-
gungsrealität nur ungenau abbildet. 

Im Osten wie im Westen ist die durchschnitt-
liche Versorgung mit mehr als 50 Betten je 
10  000 Einwohner relativ hoch. 

Erreichbarkeit von Krankenhäusern

Für die Krankenhausgrundversorgung in der 
Fläche ist die Erreichbarkeit der Krankenhäu-
ser von entscheidender Bedeutung. Das BBSR 
hat, unterstützt vom Wissenschaftlichen Insti-
tut der AOK (WIdO), eine Erreichbarkeitsana-
lyse für Krankenhäuser der Grundversorgung 
durchgeführt. Die Untersuchung macht auf-
grund der genannten Unterschiede in den Kran-
kenhausplanungen den Grundversorgungsbe-
griff nicht an der Versorgungsstufe, sondern 
an der Vorhaltung von Fachabteilungen der 
drei Disziplinen Chirurgie, Innere Medizin und 
Gynäkologie/Geburtshilfe fest. Zu Einrichtun-
gen der Grundversorgung wurden dabei Kran-
kenhäuser gezählt, wenn sie über eine chirur-
gische oder internistische Fachabteilung (mit 
mehr als fünf Betten) oder eine gynäkologische 
Abteilung verfügen. In den Fällen, in denen die 
Bettenzahl in diesen Fachabteilungen nicht be-
triebsstättenscharf vorliegen, wurden gestützt 
auf Fallzahlen des WIdO eine Schätzung vorge-
nommen und ergänzend die Krankenhauspläne 
der Länder als Informationsgrundlage herange-
zogen.

Wird das Ergebnis der Erreichbarkeitsanalyse 
für die insgesamt 1  700 Krankenhausstandorte 
mit dem Ergebnis der gleichen Untersuchung 
für den Raumordnungsbericht 2005 verglichen, 
sind kaum Unterschiede festzustellen. Trotz 
deutlichem Abbau der Bettenkapazität sind nur 
vereinzelte Krankenhausstandorte weggefal-
len. Gemessen an der Erreichbarkeit von Kran-
kenhäusern ist der Versorgungsgrad der Bevöl-
kerung allgemein als sehr gut einzustufen.
 
Legt man die notwendige Pkw-Fahrzeit zur Er-
reichung des nächsten Krankenhausstand-
ortes zugrunde, so befinden sich nahezu drei 
Viertel der Bevölkerung (73,2 %) innerhalb ei-
nes 10-Minuten-Radius und 97,5 % innerhalb ei-
nes 20-Minuten-Radius um das jeweils nächste 
Krankenhaus der Grundversorgung. Lediglich 
2,5 % der Bundesbevölkerung benötigen dem-
nach mehr als 20 Minuten zum nächsten Kran-
kenhaus. Diese Gebiete sind zum größten Teil 
in den neuen Ländern zu finden. 

Krankenhausstandorte sind stark am Zentra-
le-Orte-System ausgerichtet und folgen da-
mit weitgehend den regionalen Bevölkerungs-
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wachen zu können, ob in Teilräumen gleich-
wertige Versorgungsverhältnisse stark unter-
schritten werden. 

Besondere Bedeutung erlangte das Thema der 
Erreichbarkeit von Krankenhäusern durch die 
verpflichtende Einführung der „Diagnosis Re-
lated Group“-Fallpauschalen 2004. Bei zuneh-
mendem Wettbewerb unter den Krankenhäu-
sern war als Folge möglicher Spezialisierungen 
auch ein räumlicher Spezialisierungsprozess 
von Krankenhausleistungen zu erwarten. Mit 
der Einführung des neuen leistungsbezogenen 
Vergütungssystems wurden verstärkt Markt-
elemente in die Krankenhausfinanzierung 
eingebracht. Leistungsstrukturen und Leis-
tungskapazitäten sollen auf den tatsächlichen 

•	 Weiterentwicklung	 der	 integrierten	 Versor-
gung

•	 Teilöffnung	 der	 Krankenhäuser	 zur	 ambulan-
ten Versorgung.

So können heute beispielsweise Krankenhäu-
ser die starren Grenzen zwischen den Ver-
sorgungsbereichen überwinden, indem sie im 
Rahmen integrierter Versorgungsformen mit 
niedergelassenen Ärzten in Netzwerken zu-
sammenarbeiten und auch selbst ambulante 
Leistungen anbieten.

Neben der Modernisierung und Flexibilisierung 
der Versorgungsstruktur ist eine fortlaufende 
Beobachtung der sich wandelnden regionalen 
Versorgungsstrukturen erforderlich, um über-
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Die Maximalversorgung, die häufig Universi-
tätskliniken erbringen, konzentriert sich da-
gegen auf einzelne zentrale Standorte. Diese 
abgestufte Versorgung steht einer bedarfsge-
rechten Versorgung nicht entgegen. Vielmehr 
sichert sie die Qualität der Leistungsangebote 
und ihre wirtschaftlich notwendige Auslastung. 
Kommt es zur Reduktion der Krankenhaus-
dichte, gilt es das Zentrale-Orte-System als 
Sicherungsinstrument einer flächendecken-
den Grundversorgung anzuwenden. Durch die 
Konzentration von Krankenhäusern in hoch-
rangigen Zentralen Orten kann eine abgestufte 
stationäre Gesundheitsversorgung flächende-
ckend gesichert werden. Dabei ist die struk-
turpolitische Bedeutung der Krankenhäuser als 
wichtige regionale Wirtschaftsunternehmen 
und Arbeitgeber für den ländlichen Raum nicht 
zu vernachlässigen. Um negativen Folgen für 
die Versorgung der Bevölkerung entgegenzu-
wirken, sollten Krankenhausstandorte in ländli-
chen Räumen identifiziert werden, die bei einer 
Gefährdung ihrer Tragfähigkeit zur Sicherung 
der Versorgung in der Fläche gefördert werden 
sollten. Das Krankenhausfinanzierungsgesetz 
eröffnet hier die Möglichkeit eines Sicherstel-
lungszuschlages (§  17 b KHG), um Kranken-
hausstandorte zu erhalten und damit eine 
wohnraumnahe Grundversorgung zu sichern. 

Pflegebereich

Anders als bei der Nachfrage nach medizini-
schen Leistungen konzentriert sich die Pflege-
bedürftigkeit ganz erheblich auf das hohe und 
sehr hohe Alter. Zwar gibt es hier gewisse Un-
terschiede bezüglich der Pflegeart (ambulant, 
stationär oder durch Angehörige), es überwie-
gen aber die Gemeinsamkeiten mit massiven 
Anstiegen der Pflegequoten mit zunehmendem 
Alter. Schon eine vereinfachte Betrachtung der 
Entwicklung der Zahl der Hochbetagten (über 
80-Jährige) lässt erkennen, dass das Angebot 
von Pflegeleistungen erheblich an die demo-
graphisch bedingte Nachfragezunahme in allen 
Teilräumen der neuen wie alten Länder ange-
passt werden muss. 

In einer alternden Gesellschaft besteht eine zu-
nehmende Nachfrage nach Plätzen in Einrich-
tungen, in denen pflegebedürftige Menschen 
ganztägig (vollstationär), nur tagsüber oder nur 
nachts (teilstationär) untergebracht und unter 
der Verantwortung professioneller Pflegekräf-
te gepflegt und versorgt werden. Pflegeheime 
müssen durch einen Versorgungsvertrag zuge-
lassen sein. Als verfügbare Plätze zählen die 
an einem Stichtag zugelassenen und tatsäch-
lich verfügbaren Plätze, unabhängig von den 
jeweils belegten Plätzen. Dabei sind die Pfle-

medizinischen Bedarf ausgerichtet werden, 
damit ein Wettbewerb um die Leistungser-
bringung entsteht. Mögliche Folge ist eine ver-
stärkte Leistungskonzentration – insbesondere 
in Ballungsräumen – durch Zusammenschlüs-
se bzw. Schließungen von Standorten. Kran-
kenhäuser in peripheren Lagen, die infolge des 
Sicherstellungsauftrages auch unwirtschaftli-
che Behandlungsleistungen übernehmen müs-
sen, sehen sich gegenüber anderen Häusern in 
Wettbewerbsnachteil. 
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Ostdeutschland ist die Ausstattung mit Pfle-
geheimplätzen in den Kreisen mit eher städti-
schem Charakter am günstigsten. Als Reaktion 
auf den Alterungsprozess der Bevölkerung hat 
die Zahl der Pflegeheimplätze in den vergange-
nen Jahren in allen Siedlungskategorien zuge-
nommen. Die stärksten Zunahmen sind in den 
ländlichen Regionen zu verzeichnen. 

Ob in Zukunft die Pflege in stationären Einrich-
tungen, durch ambulante Dienste oder aber 
durch Angehörige stattfindet, ist nicht nur von 
der professionellen Pflegeinfrastruktur und der 
Kostenentwicklung im Gesundheitswesen ab-
hängig, sondern hängt auch von der Familien-
struktur ab. Leben immer mehr Personen in 
Singlehaushalten, wohnen Eltern und Kinder 
zunehmend räumlich von einander getrennt 
und geht der Kinderanteil in Familien weiter zu-
rück, werden nicht mehr in ausreichendem Um-
fang private Kräfte für die Altenpflege zur Ver-
fügung stehen. In zunehmendem Maße muss 
deshalb mit einem erhöhten Bedarf der profes-
sionellen Pflege gerechnet werden. 

Betrachtet man allein die demographisch be-
dingte Entwicklung der künftigen Nachfrage 
nach Pflegeleistungen in Folge der Zunahme 
des Anteils alter Menschen an der Gesamtbe-
völkerung, wird deutlich, dass die Organisation 
der Altenpflege schon in wenigen Jahren eine 
Schlüsselaufgabe des Gesundheitssystems 
darstellen wird. Das räumliche Muster ist da-

geplätze den verschiedenen Pflegearten (voll- 
bzw. teilstationäre Pflege, Kurzzeitpflege) zu-
geordnet.

Im Mittel liegt der Versorgungsgrad mit Pfle-
geheimplätzen bei einem Prozent. Das heißt, 
auf 10  000 Einwohner kommen knapp 100 Plät-
ze. Derzeit lebt in Deutschland etwa ein Drit-
tel der pflegebedürftigen Menschen in Pflege-
einrichtungen – zwei Drittel werden zuhause 
durch Familienmitglieder oder ambulante Pfle-
gekräfte betreut. Pflegebedürftige Menschen, 
vor allem in den unteren Pflegestufen, werden 
in Deutschland größtenteils von Familienange-
hörigen oder nahestehenden Personen zuhau-
se betreut, zu meist Ehefrauen und Töchter. 
Wo dies nicht oder nicht vollständig möglich ist, 
ergänzen oder übernehmen ambulante Pflege-
dienste die häusliche Pflege. Etwa bei einem 
Drittel der aufwändig zu pflegenden Personen 
erfolgt eine stationäre Pflege.

In Westdeutschland ist die Versorgungslage 
mit Pflegeheimplätzen in den ländlichen Krei-
sen deutlich besser als in den Großstädten. In 
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Auf der anderen Seite bedeutet dies mehr noch 
als im eigentlichen Gesundheitsbereich, dass 
hier mutmaßlich auch Arbeitsplätze entstehen 
werden, sofern die benötigten Fachkräfte zur 
Verfügung stehen, und zwar auch und gerade 
in einigen strukturschwachen Regionen. Ange-
sichts der Zunahme Pflegebedürftiger gegen-
über der Abnahme meist weiblicher potenziel-
ler Pflegekräfte droht in vielen dieser Regionen 
ein Fachkräftemangel in der Altenpflege. Ne-
ben den durch Institutionen (Heime, Pflege-
dienste) erbrachten Leistungen findet ein er-
heblicher Teil der Pflege nach wie vor durch 
Angehörige statt. 

Grundsätzlich wird im Gesundheitsbereich ins-
gesamt mit einer Zunahme der Nachfrage nach 
Pflege gerechnet, die sich zum einen aus der 
rapiden Anteilserhöhung potenziell pflegebe-
dürftiger Menschen an der Gesamtbevölkerung 
und zum anderen aus dem zukünftig sinkenden 
Anteil der Pflege durch Familienangehörige er-
gibt. 

bei ähnlich ausgeprägt wie bei der Zunahme 
der Hochbetagten. Allerdings sind die Wer-
te der Veränderungen etwas niedriger als bei 
den über 80-Jährigen. Dies liegt daran, dass 
mit dem hohen Alter zwar die Pflegebedürftig-
keit zunimmt, insgesamt aber auch viele unter 
80-Jährige Pflegeleistungen beziehen. Durch 
die ebenfalls mit dem Alter zunehmende Mor-
talität sind die Zunahmen bei den Hochbetag-
ten zwar relativ zum Ausgangsbestand sehr 
hoch, weniger aber in absoluten Zahlen.
 
Die höchsten Zunahmen der Nachfrage nach 
Pflegeleistungen finden sich im Umland von 
Berlin. Sie übertreffen noch die ländlichen 
Räume Brandenburgs und Mecklenburg-Vor-
pommerns. Dies ist eine Folge der massiven 
Wanderungsgewinne dieser früher nur dünn 
besiedelten Gebiete seit Anfang der 1990er 
Jahre. Die Älteren dieser Zuwanderer stellen 
dementsprechend die potenziellen Pflegefälle 
in den nächsten 20 Jahren. 
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bayerischen Alpenregion so gut wie keine Be-
rücksichtigung. Neben den zuvor genannten 
Gefährdungen sind Kritische Infrastrukturen 
aber weiteren Einflüssen unterworfen, die das 
Risiko ihres Ausfalls erhöhen.

Dazu zählen klimatische Veränderungen, der 
demographische Wandel, zunehmende Inter-
dependenzen zwischen den Infrastrukturbe-
reichen und Verkettungen von Ereignissen 
(Kaskaden- oder Dominoeffekte) sowie die 
Konzentration von Kritischen Infrastrukturen.

Die Bundesregierung legt in der Nationalen 
Strategie zum Schutz Kritischer Infrastruktu-
ren den Schwerpunkt auf die kooperative Zu-
sammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaft 
beim Schutz Kritischer Infrastrukturen.15 So 
sind auch die Träger der Raumordnung in Bund, 
Ländern und Regionen aufgefordert, beim 
Schutz Kritischer Infrastrukturen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten mitzuwirken. 

Die folgenden Fallbeispiele sollen exemplarisch 
zeigen, welche potenziellen Risiken für KRITIS 
im Rahmen der räumlichen Planung relevant 

2.2.7  Kritische Infrastruktur

Mit der Novellierung des Raumordnungsgeset-
zes Ende 2008 wurde mit dem Schutz kritischer 
Infrastruktur ein neuer Grundsatzinhalt in den 
Katalog der Grundsätze der Raumordnung auf-
genommen. Die Bundesregierung definiert 
Kritische Infrastrukturen (KRITIS) als Organi-
sationen und Einrichtungen mit wichtiger Be-
deutung für das staatliche Gemeinwesen, bei 
deren Ausfall oder Beeinträchtigung 
•	 nachhaltig	wirkende	Versorgungsengpässe,	
•	 erhebliche	 Störungen	 der	 öffentlichen	

Sicher heit oder
•	 andere	dramatische	Folgen	
eintreten würden.13

Die meisten Bereiche der öffentlichen Daseins-
vorsorge lassen sich einem Sektor oder Teil-
sektor der Kritischen Infrastrukturen zuordnen. 
Als wichtiges Merkmal zur Beantwortung der 
Frage, ob eine Infrastruktur als „kritisch“ anzu-
sehen ist, gilt die „Kritikalität“ der zu betrach-
tenden Infrastruktur bzw. ihrer Teilkomponen-
ten. Kritikalität wird in diesem Zusammenhang 
definiert als Maß für die Bedeutsamkeit einer 
Infrastruktur oder ihrer Komponenten in Bezug 
auf die Konsequenzen, die eine Störung oder 
ein Funktionsausfall für die Gesamtdienstleis-
tung bzw. Produktion und somit letztlich für 
die Versorgungssicherheit der Gesellschaft mit 
wichtigen Gütern und Dienstleistungen nach 
sich ziehen.14 Besondere Bedeutung kommt in 
diesem Zusammenhang jenen Infrastrukturen 
zu, die einen hohen Grad physischer Vernet-
zung aufweisen. 

Gefahren für Kritische Infrastrukturen

Ereignisse in der jüngeren Vergangenheit ha-
ben gezeigt, welchen Gefahren Kritische Infra-
strukturen in Deutschland ausgesetzt sind. So 
führte beispielsweise 2005 ein Wintersturm im 
Münsterland zu zahlreichen auch längerfris-
tigen Ausfällen der Stromversorgung und der 
Verkehrswege. 

Die unter dem All-Gefahren-Ansatz betrach-
teten Gefährdungen für Kritische Infrastruk-
turen können in drei Klassen eingeteilt wer-
den: Bisher werden in der Raumordnung vor 
allem Hochwassergefahren betrachtet. Vor-
rang- bzw. Vorbehaltsgebiete werden für 
überschwemmungsgefährdete Räume und 
für notwendige Hochwasserschutzmaßnah-
men wie z. B. die Schaffung von Retentions-
räumen ausgewiesen (siehe Ausführungen 
zum vorbeugenden Hochwasserschutz in Ka-
pitel 3.3). Andere (Natur-)Gefahren finden bis 
auf einige geomorphologische Prozesse in der 

Technische Basisinfrastrukturen Sozioökonomische 
Dienstleistungsinfrastrukturen

Energieversorgung
Informations- und 
Kommunikationstechnologie
Transport und Verkehr

(Trink-)Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung

Gesundheitswesen, Ernährung
Notfall- und Rettungswesen,
Katastrophenschutz
Parlament, Regierung, öffentliche
Verwaltung, Justizeinrichtungen
Finanz- und Versicherungswesen

Medien und Kulturgüter

Tabelle 2
Kritische Infrastrukturbereiche

Tabelle 3
Gefahren

Quelle: Nationale KRITIS-Strategie, BMI 2009

Naturereignisse Technisches /
menschliches Versagen

Extremwetterereignisse
u. a. Stürme, Starkniederschläge,
Temperaturstürze, Hochwasser,
Hitzewellen, Dürren

Wald- und Heidebrände

Seismische Ereignisse

Epidemien und Pandemien
bei Mensch, Tier und Pflanzen

Systemversagen
u. a. Unter- und Überkomplexität 
in der Planung, Hardware-, 
Softwarefehler

Fahrlässigkeit

Unfälle und Havarien

Organisatorisches Versagen
u. a. Defizite im Risiko- und Krisen-
management, unzureichende
Koordination und Kooperation

Terrorismus

Sabotage

sonstige Kriminalität

Bürgerkriege und Kriege

Kosmische Ereignisse
u. a. kosmische Energiestürme,
Meteoriten und Kometen

Terrorismus,
Kriminalität, Krieg

Quelle: Nationale KRITIS-Strategie, BMI 2009

(13) BMI = Bundesminis-
terium des Innern (BMI): 
Nationale Strategie zum 
Schutz Kritischer Infrastruk-
turen – KRITIS-Strategie, 
Juni 2009, http://www.bmi.
bund.de/cae/servlet/cont-
entblob/544770/publication-
File/27031/kritis.pdf, Zugriff 
am 9.11.2010, S. 4.

(14) Lenz, S.: Vulnerabilität 
Kritischer Infrastrukturen. In: 
Forschung im Bevölkerungs-
schutz, Band 4, Bonn 2009, 
http://www.bbk.bund.de/
SharedDocs/Publikationen/
Publikationen_20Forschung/
FiB__Band4,templateId=ra
w,property=publicationFile.
pdf/FiB_Band4.pdf, Zugriff 
am 10.11.2010, S. 19.
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Zentrale versus dezentrale  
Wasserversorgung

Aus Sicht des Schutzes der Kritischen Inf-
rastruktur ist eine Förderung zentraler Was-
serversorgungssysteme bedenklich, weil der 
Ausfall eines zentralen Versorgungssystems 
kritischer zu bewerten ist als ein Störfall in 
einem dezentralisierten System. Zumindest 
sollten bestehende dezentrale Anlagen erhal-
ten bleiben, die bei einem Ausfall der zentra-
len Wasserversorgung für eine überbrückende 
Notversorgung genutzt werden könnten. 

Trinkwasser-Notversorgung

Auf der Grundlage des Wassersicherstellungs-
gesetzes verfügt der Bund deutschlandweit 
über ca. 5  000 Notbrunnen, um bei einem Aus-
fall der regulären öffentlichen Wasserversor-
gung die Bevölkerung mit Trinkwasser versor-
gen zu können. Die Brunnen sind hauptsächlich 
in Ballungsräumen vorhanden. Vorhandene 
Brunnenstandorte und dazu gehörende Ver-
bundleitungen sollten mit Hilfe von Festlegun-
gen in Regionalplänen umfassend gesichert 
werden. 

Durchführung von Risikoanalysen

Beim Schutz Kritischer Infrastrukturen im Kon-
text der Raumordnung geht es im Wesentlichen 
um die Analyse und Bewertung von Gefahren, 
denen Infrastruktureinrichtungen und -anla-
gen im Raum ausgesetzt sind, und von damit 
verbundenen Risiken. Für die Durchführung 
entsprechender Risikoanalysen kann die vom 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe (BBK) entwickelte „Methode für 
eine Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz“17 

genutzt werden, um für ein konkretes räum-
liches Gebiet auf systematische Weise das 
Schadensausmaß zu ermitteln, das bei Eintritt 
unterschiedlicher Gefahren jeweils zu erwar-
ten ist. 

In der Raumordnung ist der Schutz Kritischer 
Infrastrukturen durch den neuen Grundsatz in 
§  2 Abs. 2 Nr. 3 S. 4 ROG formal verankert wor-
den. Wie dieser Grundsatz in die Abwägung mit 
anderen Belangen in der Bundesraumordnung, 
Landes- und Regionalplanung einbezogen wird, 
sollte zukünftig von den Trägern der Raumord-
nung auf der Grundlage von Risikoanalysen 
abgeschätzt werden. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang die Erarbeitung von aussage-
kräftigen Gefährdungs- und Risikokarten, um 
die auf Infrastrukturen wirkenden Gefahren 
und hiervon ausgehenden Risiken im Raum 
sichtbar zu machen.

sind und inwieweit sich in diesem Kontext Ab-
wägungskonflikte ergeben können. 

Bündelung von Infrastrukturtrassen

Raumordnungspläne fordern regelmäßig die 
Bündelung von Versorgungsleitungen. Strom, 
Gas, Mineralöl, Trinkwasser, Telekommunika-
tion etc. sollen in gemeinsamen Trassen und 
möglichst parallel zu Verkehrswegen (Straße 
und Schiene) verlegt werden. Dies soll vor al-
lem den Flächenverbrauch reduzieren und Kos-
ten einsparen. 

Eine Bündelung bzw. Parallelführung von Lei-
tungen der verschiedenen Versorgungsinfra-
strukturen erhöht jedoch das Schadenspo-
tenzial bei einem Störfall oder einem anderen 
schädigenden Ereignis.16 Unabhängig davon, 
ob durch ein Naturereignis, technisches Ver-
sagen oder einen kriminellen Akt verursacht, 
wären mit einem Schlag gleichzeitig mehre-
re verschiedene Versorgungseinrichtungen 
beschädigt oder zerstört. Je nach Bedeutung 
(Kritikalität) eines solchen Versorgungsstran-
ges für das Infrastruktursystem insgesamt 
könnte dies erhebliche Versorgungseinschrän-
kungen für die Bevölkerung zur Folge haben. 
Sicherheitsaspekte gilt es daher bei planeri-
schen Abwägungsentscheidungen vermehrt zu 
berücksichtigen.

Freileitungen contra Erdkabel

Die Eisschneelasten an den Freileitungen im 
Münsterland im November 2005 haben die An-
fälligkeit von oberirdisch verlaufenden Strom-
leitungen deutlich gemacht. Freileitungen sind 
Naturgefahren, aber auch terroristischen An-
schlägen mehr oder weniger schutzlos aus-
gesetzt. Eine Erdverlegung könnte hier Abhil-
fe schaffen. Die entsprechende Überdeckung 
vermindert die Vulnerabilität von Kabeltrassen, 
indem sie die Einwirkungsmöglichkeiten durch 
Naturereignisse oder menschliche Eingriffe 
spürbar mindert. Andererseits ist die Wieder-
herstellung der Versorgungsleitung bei einer 
unterirdischen Trassenführung deutlich er-
schwert. Zudem sind die Kosten für eine Erd-
verlegung erheblich höher. 

Risiken von Flughäfen 

Im Rahmen der Erweiterungsplanung von Flug-
häfen lassen sich durch Risikoanalysen mög-
liche Risikopotenziale aufspüren und bei der 
konkreten Standortplanung vermeiden.

(15) KRITIS-Strategie, 
Kabinettsbeschluss vom 
17.06.2009 

(16) Konersmann, R.; Kühl, 
C.; Ludwig, J.: Zu den 
Risiken des Transports 
flüssiger und gasförmiger 
Energieträger und Pipelines. 
In: Forschungsbericht 285, 
Berlin 2009, Bundesanstalt 
für Materialforschung und –
prüfung (Hrsg.), http://www.
bam.de/de/service/publikati-
onen/publikationen_medien/
fb285_vt.pdf, Zugriff am 
10.11.2010. 

(17) Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK): 
Methode für eine Risikoana-
lyse im Bevölkerungsschutz, 
2010, http://www.bbk.bund.
de/cln_007/nn_402322/
SharedDocs/Publikationen/
Broschueren__Flyer/Metho-
de__Risikoanalyse-BS,templ
ateId=raw,property=publicat
ionFile.pdf/Methode_Risiko-
analyse-BS.pdf, Zugriff am 
10.11.2010.
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Zumutbare Erreichbarkeitsstandards müssen 
dabei gewährleistet bleiben. Mobilitätssiche-
rung in nachfrageschwachen ländlichen Regio-
nen sollte deshalb ein zentraler Bestandteil 
von Konzepten und Strategien zur Sicherung 
der Daseinsvorsorge sein. Eine Strategie, die 
Tragfähigkeitsproblemen entgegentreten soll, 
muss zudem darauf abzielen, notwendige Kon-
zentrationsmaßnahmen mit einer qualitativen 
Verbesserung des Infrastrukturangebotes zu 
verbinden.

Gleichzeitig bedarf es neuer Formen der 
Sicher stellung der wohnungsnahen Grundver-
sorgung auch in dörflichen Strukturen. Dabei 
kann auf temporäre, mobile und flexible Ange-
botsformen zurückgegriffen werden, wie „Ge-
sundheitszentren“ mit mehreren Allgemein-/
Fachärzten, Notfallversorgung durch Polizei/
Feuerwehr, Nutzung von Krankenhauseinrich-
tungen durch ambulante Mediziner, temporär-
mobile Behandlungsangebote oder Ansätze der 
Telemedizin.

Genauso wie in Zeiten des Wachstums liefert 
das Zentrale-Orte-System ein wichtiges Orien-
tierungsraster, wenn es in Räumen mit Be-
völkerungsrückgang um die Ausdünnung von 
Standortnetzen von Infrastrukturangeboten 
und die Konzentration auf tragfähige Zentren 
geht. Insbesondere die Mittelzentren sind im 
ländlichen Raum als „Pflöcke“, „Knotenpunkte“ 
oder „stabilisierende Anker“ von hoher regio-
naler Bedeutung. 

Interkommunale Kooperationen

Die Aufgabe der Sicherstellung einer ausrei-
chenden Versorgung mit sozialen und kultu-
rellen Einrichtungen liegt in der Regel bei den 
Kommunen. Die aktuellen Trends der Sied-
lungs- und Bevölkerungsentwicklung zwingen 
zunehmend dazu, Versorgungsangebote zu 
bündeln und Kooperationen mit anderen Kom-
munen oder Aufgabenträgern zu suchen. Zur 
Sicherung der Daseinsvorsorge müssen sich 
Städte und Gemeinden über gemeinsame Ver-
sorgungseinrichtungen abstimmen und ge-
meinsam regionale Strategien verfolgen. 

Von besonderer Bedeutung als Reaktion auf 
die Auswirkungen des demographischen Wan-
dels ist die funktionsteilige Wahrnehmung zen-
tralörtlicher Funktionen in Städteverbünden/-
netzen. Im Idealfall ergänzen sich die 
Funktionen der landesplanerisch als Zentra-
le Orte ausgewiesenen kooperierenden Städ-
te komplementär. Eine Studie zu zentralörtli-

Verbesserung des Informationsaustauschs

Die Zusammenarbeit mit den im Bevölkerungs-
schutz tätigen Behörden, die über das erfor-
derliche Fachwissen zum Schutz Kritischer 
Infrastrukturen verfügen, ist bei Planungsver-
fahren der Raumordnung zukünftig zu intensi-
vieren. Die auf den jeweiligen Planungsebenen 
für den Bevölkerungsschutz zuständigen Lan-
desdienststellen und das BBK sind möglichst 
direkt zu beteiligen.

2.2.8  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Mindeststandards und Orientierungswerte

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse be-
deutet nicht, dass überall die gleichen Versor-
gungsstandards und Leistungsangebote vor-
handen sein müssen. Vielmehr geht es um ein 
den jeweiligen Nachfrage- und Auslastungs-
verhältnissen angepasstes und ausreichendes 
Niveau der Daseinsvorsorge. Das bedeutet für 
die Raumordnungspolitik, über regional diffe-
renzierte Mindeststandards der Versorgung 
nachzudenken, die die künftige Siedlungsdich-
te und Bevölkerungsdynamik berücksichtigen. 
Zudem werden Orientierungswerte benötigt, 
die neben Erreichbar keitszielen Tragfähigkeits-
schwellen für unterschiedliche Arten von Da-
seinsvorsorgeeinrichtungen und Qualitätsstan-
dards setzen. Standardvorgaben müssen mit 
den betreffenden Fachplanungen abgestimmt 
sein. Um die Daseinsvorsorge in den nötigen 
fachübergreifenden Dialog stellen zu können, 
gilt es die Zusammenarbeit zwischen Vertre-
tern von Raumordnung und Fachpolitiken zu 
stärken, z. B. durch Fachministerkonferenzen 
zur „Sicherung und Weiterentwicklung der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge“.

Spielräume für Zentrale-Orte-Straffungen

Zentrale-Orte-Konzepte der Landesplanun-
gen zielen auf die Gewährleistung einer quali-
tätsorientierten Infrastrukturversorgung. Al-
lerdings ist eine Anpassung der bestehenden 
Zentrale-Orte-Systeme an räumliche Schrump-
fungsprozesse erforderlich, wenn in vom Be-
völkerungsrückgang betroffenen ländlichen 
Regionen die Auslastung von Infrastrukturein-
richtungen gefährdet ist. Entweder müssen zen-
tralörtliche Netze ausgedünnt oder organisa-
torische Lösungen wie die Funktionsteilung in 
Städteverbünden/-netzen angewandt werden. 
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Koordination durch Regionalplanung

Die Regionalplanung reagiert bei der Anpas-
sung von Leistungen der Daseinsvorsorge an 
den demographischen Wandel noch zu ver-
halten. Zwar wird die Dringlichkeit des Hand-
lungsbedarfs durchaus von den Trägern der Re-
gionalplanung anerkannt, eine von der MKRO 
geforderte aktivere Befassung mit den Heraus-
forderungen des demographischen Wandels 
für die regionale Daseinsvorsorge erfolgt aller-
dings noch nicht im wünschenswerten Umfang. 
Einerseits beschränken fehlende Personalres-
sourcen die Handlungsfähigkeit der Regional-
planung und andererseits limitiert ein Mangel 
an Best-Practice-Fällen konkrete Lösungsan-
sätze in der Regionalplanungspraxis. Darüber, 
wie die Regionalplanung das für sie neue The-
ma der Daseinsvorsorgeplanung systematisch 
angehen kann, informiert ein Leitfaden des 
BMVBS.20

Kosten-Nutzen-Bilanz 

Auf kommunaler und regionaler Ebene soll-
te intensiver von Kosten-Nutzen-Analysen in 
der Planung Gebrauch gemacht werden, um 
die Planungsalternativen mit einer positiven 

chen Städteverbünden18 in den neuen Ländern 
kommt zu dem Ergebnis, dass eine raumordne-
rische Funktionszuweisung in Kombination mit 
einer formalisierten zentralörtlichen Koope-
ration zur Sicherung der Daseinsvorsorge un-
umgänglich ist. Städteverbünde werden zwar 
durch die Raumordnung ausgewiesen, zu ihrer 
Umsetzung sind sie aber vor allem auf die Ak-
zeptanz seitens der Kommunen angewiesen.
 
Mittelbereiche bieten sich als räumliches Be-
zugssystem an, wenn es darum geht, das Kon-
zept der „Verantwortungsgemeinschaften“ auf 
die räumliche Daseinsvorsorge anzuwenden. So 
könnte das Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“ 
systematisch weiterentwickelt werden, ohne 
allerdings die kommunale bzw. staatliche Ver-
antwortung im Rahmen der Gewährleistungs-
verantwortung anzutasten. Die Mittelbereiche 
würden dann nicht nur wie oben gezeigt als 
Analyse-, sondern auch als Programmre gionen 
für interkommunale Kooperationen fungieren 
können, um die Infrastrukturangebote räumlich 
über Gemeindegrenzen hinweg zu organisieren.

Instrument: Masterplan Daseinsvorsorge 

In vier Modellregionen des Modellvorhabens 
„Demographischer Wandel – Region schafft Zu-
kunft19 des BMVBS und BBSR wurde der Ansatz 
des Masterplans Daseinsvorsorge entwickelt 
und in der Praxis getestet. Der Masterplan geht 
der Frage nach, wie verschiedene Bereiche der 
öffentlichen Daseinsvorsorge in Zusammen-
arbeit mit Bevölkerung, Kommunalpolitik und 
Trägern der Daseinsvorsorge an die Herausfor-
derungen des demographischen Wandels an-
gepasst werden können. Es handelt sich dabei 
weniger um einen konkreten Plan, als viel mehr 
um einen diskursiven Prozess den Landkreise, 
Regionen oder interkommunale Kooperationen 
initiieren, um sich zusammen mit der interes-
sierten Bevölkerung, öffentlichen und privaten 
Trägern der Daseinsvorsorge und den Kommu-
nen systematisch mit den Auswirkungen des de-
mographischen Wandels auf die verschiedenen 
Infrastrukturbereiche der Daseinsvorsorge aus-
einanderzusetzen, Szenarien und Anpassungs-
strategien zu entwickeln, und deren Umsetzung 
politisch und organisatorisch sicherzustellen. 

Neu am Masterplan Daseinsvorsorge ist vor 
allem der übergeordnete Blick auf alle Be-

reiche der Infrastruktur. Die Diskussion mit 
möglichst vielen betroffenen Akteuren, auch 
außerhalb der öffentlichen Verwaltung, so-
wie der interkommunale Ansatz sind weitere 
innovative Bestandteile des Masterplans. Als 
zentrale Innovationen des Ansatzes sind aber 
nicht nur der diskursive Erarbeitungsprozess 
zu nennen, sondern die Arbeit mit Anpassungs-
szenarien und die systematische Prüfung der 
unterschiedlichen Anpassungsstrategien der 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen in Bezug auf 
Versorgungslage, Kostenentwicklung und Er-
reichbarkeitsfolgen.

Das Instrument Masterplan Daseinsvorsorge 
ist mittlerweile bei Verwaltung und Politik auf 
breite Zustimmung gestoßen. Darauf aufbau-
end hat das BMVBS 2011 ein Aktionsprogramm 
regionale Daseinsvorsorge auf den Weg ge-
bracht. Etwa 30 Modellregionen sollen geför-
dert werden. Die Regionen demonstrieren, wie 
sich innovativ den infrastrukturellen Heraus-
forderungen des demographischen Wandels 
gestellt und mit einer Regionalstrategie Da-
seinsvorsorge die erforderlichen Anpassungen 
kooperativ bewältigt werden können.

(18) BMVBS/BBR (Hrsg.): 
Kooperation Zentraler Orte 
in schrumpfenden Regionen. 
In: Werkstatt: Praxis, Heft 53, 
Bonn 2008. 

(19) Weitere Informationen 
können folgender Broschü-
re entnommen werden: 
BMVBS: Region schafft 
Zukunft. Demographischen 
Wandel aktiv gestalten, 
Berlin 2009. 

Regionale Daseinsvorsorgeplanung
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cher Abstimmungsprozesse begleiten. Vor 
allem in Regionen, die von starkem Bevöl-
kerungsrückgang betroffen sind, gilt es Anpas-
sungsmaßnahmen der lokalen Angebote der 
Daseinsvorsorge auf der Basis von Kosten-
Nutzen-Vergleichen der Anpassungsalternati-
ven auszuwählen. 

Schutz Kritischer Infrastrukturen

Wie die öffentlichen Belange der Kritischen 
Infrastrukturen von der Raumordnung wahr-
genommen und vertreten werden sollen, lässt 
sich nicht unmittelbar dem Grundsatz nach §  2 
Abs. 2 Nr. 3 ROG entnehmen. Die Raumordnung 
wird lediglich verpflichtet, dem Schutz Kriti-
scher Infrastrukturen Rechnung zu tragen, was 
juristisch bedeutet, dass der Belang in der pla-
nerischen Abwägungsentscheidung angemes-
sen einzubeziehen ist. Interessenkonflikte lie-
gen dabei auf der Hand. Der Schutz Kritischer 
Infrastrukturen kann im Widerspruch stehen 
zu Umweltschutzinteressen, zur Vermeidung 
von Flächenverbrauch oder zu Wirtschaftlich-
keitsüberlegungen. Nach den Erfahrungen des 
Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Ka-
tastrophenhilfe (BBK), das als Träger öffent-
licher Belange insbesondere dem Belang der 
Kritischen Infrastrukturen im Rahmen von Pla-
nungsverfahren der Landes- und Regionalpla-
nung mehr Gehör verschaffen möchte, konnte 
immer wieder festgestellt werden, dass Pla-
nungsträger potenzielle Risiken bei der Pla-
nung von Infrastrukturstandorten kaum oder 
gar nicht berücksichtigen.

Kosten-Nutzen-Bilanz zu bestimmen. Generell 
ist eine kostensensiblere kommunale wie re-
gionale Planung erforderlich. Ein Planen ohne 
Berücksichtigung auch von langfristigen Kos-
tenfolgen für den kommunalen Haushalt ist 
fahrlässig.

Gerade auch unter dem Aspekt begrenzter öf-
fentlicher Finanzen ist eine Konzentration von 
Infrastrukturen in Zentralen Orten notwendig, 
um die finanzielle Tragfähigkeit dieser Infra-
strukturen langfristig sichern zu können. Vor 
allem in ländlichen Regionen mit hohen Be-
völkerungsverlusten ist eine Zentrenpolitik 
durch die Regionalplanung erforderlich. Eine 

„gute“ Raumpolitik für Stadt und Land (zentra-
le Orte, dezentrale Konzentration, Begrenzung 
der Suburbanisierung) kann und sollte daher Fi-
nanzprobleme und finanzielle Ungleichgewich-
te entschärfen. Es gibt kein besseres Mittel zur 
kommunalen Ausgabensenkung (vor allem im 
Bereich der technischen, zum Teil aber auch 
der sozialen Infrastruktur) als eine kompak-
te und geordnete Siedlungsentwicklung. Auch 
aus finanzpolitischer Sicht müssen deshalb 
Maßnahmen wie z. B. die Eigenheimförderung 
oder die Pendlerpauschale auf ihre räumlichen 
Verteilungswirkungen hin überprüft und im Zu-
sammenhang bewertet werden.

Durch Intensivierung der interkomm unalen Ar-
beitsteilung beim Angebot vieler kommunaler 
Dienstleistungen kann ein hoher Einsparef-
fekt mobilisiert werden. Die Regionalplanung 
sollte zukünftig intensiver die Moderation sol-

(20) Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (Hrsg.): Regionale 
Daseinsvorsorgeplanung. In: 
Werkstatt: Praxis, Heft 64, 
Berlin 2010.

Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwick-
lung/Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung 
(Hrsg.): Regionalstrategie 
Daseinsvorsorge – Denkan-
stöße für die Praxis, Berlin 
2011.
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2.3 Regionale Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung

Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Wohl-
stand eines Landes und seiner Regionen kön-
nen im Zeitalter der Globalisierung nur dauer-
haft gesichert werden, wenn Menschen und 
Unternehmen sich an verändernde Produk-
tions- und Marktbedingungen anpassen und 
kontinuierlich Innovationen erzeugen, die die 
Wirtschaft in wettbewerbsfähige Produkte 
transformiert. Die Erhaltung der Wettbewerbs- 
und Innovationsfähigkeit Deutschlands ist so-
mit auch ein wichtiger öffentlicher Belang. Die 
Raumordnung soll nach §  2 Abs.  2 Nr.  4 ROG 
den Raum im Hinblick auf eine langfristig wett-
bewerbsfähige und räumlich ausgewogene 
Wirtschaftsstruktur und wirtschaftsnahe In-
frastruktur sowie auf ein ausreichendes und 
vielfältiges Angebot an Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen weiterentwickeln und regionale 
Wachstums- und Innovationspotenziale in den 
Teilräumen stärken. 

2.3.1  Langfristige Trends von Wachstum        
und Beschäftigung

Wirtschaft und Arbeitsmarkt der Bundesrepu-
blik befanden sich bis zum dritten Quartal 2008 
in einem starken Aufschwung, der mit einem 

(21) Zarth, M.: Die Entwick-
lung der deutschen Regio-
nen in den langfristigen Kon-
junkturzyklen. Informationen 
zur Raumentwicklung, Heft 
2.2011, S. 101ff..

(22) Schmidt-Seiwert, V.: 
Finanz- und Wirtschaftskrise 
– das Europa der unter-
schiedlichen Betroffen-
heiten. Informationen zur 
Raumentwicklung, Heft 
2.2011, S. 113ff..
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Abbildung 6
Wirtschaftswachstum

deutlichen Zuwachs an Arbeitsplätzen und Be-
schäftigung einherging.21 Die in Folge der in-
ternationalen Finanzkrise einsetzende Rezes-
sion führte dann zu einem deutlichen Rückgang 
der gesamtwirtschaftlichen Leistung. Im Jah-
resdurchschnitt 2009 ging das Bruttoinlands-
produkt gegenüber dem Vorjahr um 4,7 % zu-
rück   – ein historisch einmaliger Rückgang in 
der deutschen Wirtschaftsgeschichte, mehr 
als fünfmal so stark wie der bisher stärkste 
Einbruch nach der ersten Ölkrise im Jahr 1975. 

Im internationalen Vergleich zeigt sich, wie 
gravierend Deutschland von der wirtschaftli-
chen Rezession betroffen war.22 So ging das 
Bruttoinlandsprodukt in der Eurozone nur um 
4 % und das der Vereinigten Staaten sogar nur 
um 2,5 % zurück. Lediglich Länder wie Irland 
(–7,5 %), Slowenien (–7,4 %), Finnland (–6,9 %) 
und die Slowakische Republik (–5,8 %) erlitten 
noch größere Einbußen. Andererseits konn-
te sich die deutsche Wirtschaft, angetrieben 
durch einen starken Export, schneller als er-
wartet aus der Krise befreien. So wuchs das 
deutsche Bruttoinlandsprodukt im zweiten 
Quartal 2010 mit 2,2 % in einem Ausmaß, das 
es zuletzt während der deutschen Wiederver-
einigung gegeben hat. Im Jahresdurchschnitt 
wuchs es 2010 sogar um 3,6 %. Deutschland als 
größte Volkswirtschaft in der EU nimmt somit 
die Rolle des Wachstumstreibers ein. 

Quelle: BBSR 2011
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Zwar stieg in der Vergangenheit die Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten oder der befristeten Ar-
beitsverhältnisse stark an. Dennoch konn-
te Deutschland seine Beschäftigungslage im 
europäischen Vergleich merklich verbessern 
und sogar zentrale Lissabon-Vorgaben errei-
chen. Allein zwischen 2005 und 2008 stieg die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten bundesweit um rund 1,3 Mio. an. Auch 
die strukturellen Defizite Ostdeutschlands fal-
len seitdem weniger ins Gewicht. Einige wirt-
schaftsstarke Regionen in den neuen Bundes-
ländern konnten erstmals Anschluss an den 
gesamtdeutschen Konjunkturzyklus finden und 
ihre Beschäftigungsentwicklung insgesamt 
stabilisieren.

Dies ist nicht nur unter raumstrukturellen As-
pekten positiv zu werten, sondern trägt auch 
zur Entlastung der sozialen Sicherungssyste-
me bei. Denn deren wesentliche Finanzierungs-
quelle besteht in den Beitragszahlungen der 
Beschäftigten und Arbeitgeber. In den neuen 
Bundesländern liegt die Ausstattung mit sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsplätzen inzwi-
schen bei etwa 92 % des westdeutschen Ni-
veaus. Bedingt durch die längerfristigen Folgen 
des Transformationsprozesses schlägt sich 
diese vergleichsweise gute Versorgung aller-
dings noch nicht ganz in der Arbeitslosenquote 
nieder, die verglichen mit Westdeutschland im-
mer noch deutlich höher ist.

Inzwischen entfallen in Deutschland etwa zwei 
Drittel aller Arbeitsplätze auf den Dienstleis-
tungsbereich. In den neuen Ländern liegt der 
Dienstleistungsanteil sogar über dem Niveau 
der alten Länder. Dies kann jedoch nur einge-
schränkt als Beleg für eine positive Bewäl-
tigung des sektoralen Strukturwandels ge-
wertet werden, da die geringeren Anteile im 
produzierenden Gewerbe zwangsläufig mit hö-
heren Anteilen im tertiären Sektor einherge-
hen. Dabei ist der gesamte Bereich öffentlicher 
Dienstleistungen in Ostdeutschland weiterhin 
überrepräsentiert, während in Westdeutsch-
land insbesondere die wissensintensiven, un-
ternehmensorientierten Bereiche ein höheres 
Gewicht haben. Diesen wird im Allgemeinen 
eine wichtige Funktion für regionale Entwick-
lungsprozesse zuerkannt. 

Außerdem dokumentieren die überaus güns-
tige Beschäftigungsentwicklung bis 2008 und 
das schnelle Aufholen der deutschen Wirt-
schaft im Jahr 2010, dass dem verarbeitenden 
Gewerbe weiterhin als konjunktureller Treiber 
eine Schlüsselfunktion für das Wachstum der 
deutschen Volkswirtschaft und ihrer Regionen 
zukommt. Denn die im Export erzielten Einkom-

Abbildung 7
Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 1992 bis 2010
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Abbildung 8
Sektoraler Strukturwandel 2003 und 2008
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Blick auf den ökologischen Strukturwandel und 
die Erschließung neuer Märkte eine wichtige 
Rolle zukommt, konnten sich neue regionale 
Kristallisationspunkte herausbilden. 

Die weltweite große Nachfrage nach deut-
schen Produkten, die damit gestiegene In-
dustrieproduktion und das Streben der Un-
ternehmen nach mehr Flexibilität haben in der 
Vergangenheit dazu geführt, dass die Zeitar-
beitsbranche mit hohen Wachstumsraten ex-
pandierte.24 Insgesamt kommt der Leiharbeit 
aber im Vergleich zur befristeten Beschäfti-
gung eine deutlich geringere Bedeutung zu. 
Ende 2008 waren gerade 2,6 % aller sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten bei ei-
ner Zeitarbeitsfirma beschäftigt. Im Zuge der 
interna tionalen Wirtschaftskrise kam es dann 
zu einem starken Rückgang. Seit 2010 zeich-
net sich jedoch wieder eine spürbare Bele-
bung auf dem Markt für Zeitarbeitsverhältnisse 
ab, denn die Unternehmen stockten nicht nur 
ihre Stammbelegschaften wieder auf, sondern 
stellten zunehmend auch Zeitarbeiter ein. 

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
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Karte 22
Beschäftigung in Industrie und wissensintensiven, unternehmensorientierten Bereichen

men stützen regionale Kreisläufe und sind so-
mit ein wesentlicher Bestimmungsfaktor für 
regionales Wachstum. Der Trend zur Dienst-
leistungsgesellschaft geht deshalb auch nicht 
mit einer De-Industrialisierung einher. Indust-
rie und Dienstleistungen entwickeln sich wei-
terhin komplementär.23

In Folge gezielter Aktivitäten der nationalen 
und europäischen Strukturpolitik ist der Auf-
bau einer neuen industriellen Basis in Ost-
deutschland weiter fortgeschritten. Sie ist 
zwar durch eine kleinbetriebliche Struktur und 
eine schwache Ausstattung mit zentralen Un-
ternehmensfunktionen geprägt, gleichwohl 
konnten die Unternehmen aber ihre interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit – wie der stei-
gende Exportanteil dokumentiert – weiter ver-
bessern. Zudem weisen sie oftmals eine hohe 
Flexibilität auf. In den letzten Jahren haben 
sich darüber hinaus innovative Kompetenzfel-
der gebildet. Dies gilt beispielsweise für das 
Berliner Umland und verschiedene innovative 
Zentren in Sachsen und Thüringen. Auch im 
Bereich der erneuerbaren Energien, denen mit 

(23) Schnur, P. / Zika G.: 
Arbeitskräftebedarf bis 2025: 
Die Grenzen der Expansion. 
IAB-Kurzbericht, Nr. 26/2007, 
S.5f.

(24) Jahn, W. / Wolf, K.: 
Entwicklung der Leiharbeit 
und regionale Disparitäten. 
IAB-Kurzbericht, Nr. 14/2005.
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Maße als Klein- oder Großbetriebe zum Be-
schäftigungsaufbau beitragen. Die Erfolgsaus-
sichten einer solchen Ansiedlungsstrategie 
sind jedoch begrenzt. Sie hängen, ebenso wie 
das Bemühen, den Branchenmix einer Region 
durch „wachsende Branchen“ zu verbessern, 
von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
und der Bereitschaft privater Investoren ab, 
einzelne Räume als Standort anzunehmen. In 
diesem Kontext besitzt die Verbesserung der 
Standortbedingungen und Stärkung der regio-
nalen Qualifikationsstrukturen eine zentrale 
Bedeutung. 

Deutlicher als zwischen den Ländern unter-
scheidet sich die Beschäftigungsentwicklung 
innerhalb der Länder nach raumstrukturel-
len Aspekten. Denn analog zu den Konjunktur-
zyklen der Vergangenheit erfolgte der ge-
samtwirtschaftliche Beschäftigungsaufbau 
regional stark konzentriert: Fast die Hälfte des 
gesamtwirtschaftlichen Zuwachses bis 2008 
entfiel auf die zehn Raumordnungsregionen mit 
den höchsten absoluten Arbeitsplatzgewinnen, 

2.3.2  Beschäftigungswachstum geprägt        
von groß- und kleinräumigen  
Disparitäten

Vom letzten Aufschwung und der damit einher-
gehenden Beschäftigungsentwicklung haben 
zwar nahezu alle Regionen profitiert, aber in 
unterschiedlichem Maße. Als wichtige Deter-
minanten der Beschäftigung gelten im Allge-
meinen Qualifikation, Lohnniveau, Branchen-
struktur, Betriebsgröße und die regionalen 
Standortbedingungen.25 Die Branchenstruktur, 
die sich in der Regel nur über einen längeren 
Zeitraum ändert, besitzt eine vergleichswei-
se große Bedeutung: Während eine hohe Kon-
zentration wachsender Branchen eine positive 
Entwicklung verstärkt, birgt umgekehrt eine 
hohe Konzentration schrumpfender Branchen 
die Gefahr, dass die Entwicklung der gesamten 
Region auf einen negativen Pfad gerät. 

Eine weitere wichtige Stellschraube ist in der 
gezielten Ansiedlung mittelgroßer Unterneh-
men zu sehen, da diese in einem stärkeren 
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einem Raumtyp nicht automatisch eine gute 
oder eine schlechte Entwicklung nach sich 
zieht. Vielmehr hängt dies von den spezifischen 
regio nalen Stärken und Schwächen ab. Neben 
der Wettbewerbsstärke und Innovationsfähig-
keit der ansässigen Unternehmen ist hierbei 
die Fähigkeit der Akteure zur regionalen Zu-
sammenarbeit von großer Bedeutung. Denn nur 
so können Stärken maximiert, Schwächen mi-
nimiert und die Position der Regionen im Stand-
ortwettbewerb um knappe private Investoren 
gestärkt werden.

2.3.3  Regionale Arbeitsmärkte zwischen        
Überangebot und Fachkräftemangel

Der Abbau regionaler Arbeitsmarktprobleme 
ist weiterhin eine der größten wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Aufgaben, auch wenn 
es während der letzten gesamtwirtschaftli-
chen Aufschwungphase zu einem deutlichen 
Rückgang der Langzeitarbeitslosigkeit kam. Al-
lein von 2007 auf 2008 ging die Langzeitarbeits-
losigkeit um rund 20 % zurück. Auch im Zuge 
der aktuellen Entwicklung ab 2010 ging die Ar-
beitslosigkeit weiter zurück. So liegt die Zahl 
der Arbeitslosen inzwischen bei 2,74 Mio. (Ok-
tober 2011). Gleichzeitig zeichnet sich bereits 
heute ab, dass infolge der demographischen 
Entwicklung die deutschen Regionen künftig 
immer stärker mit dem Problem des Fachkräf-
temangels konfrontiert werden. In den ostdeut-
schen Regionen überlappen sich die Probleme 
Arbeitslosigkeit und Fachkräftemangel bereits 
vielfach, wobei dies auch in Qualifikationsdefi-
ziten seitens der Arbeitslosen begründet liegt. 

Während das Kurzarbeitergeld zur Bewälti-
gung der Wirtschaftskrise 2008/2009 vorran-
gig in westdeutschen Regionen zum Einsatz 
kam, liegt der regionale Schwerpunkt der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik trotz ihres reduzier-
ten Einsatzes weiterhin eindeutig in den neu-
en Ländern. Besonders deutlich wird dies an 
der regionalen Verteilung der Teilnehmer in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Einem eher 
flächendeckenden Einsatz in Ostdeutschland 
steht ein regional konzentrierter Einsatz in we-
nigen ausgewählten westdeutschen Regio-
nen gegenüber. Die Quote der Personen in Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen liegt dabei aber 
deutlich unter dem ostdeutschen Durchschnitt 
von rund drei Personen je 10  000 Beschäftigten. 
Regional bestehen außerdem deutliche Unter-
schiede in der Struktur der teilnehmenden Per-
sonen, denn in Westdeutschland ist der Anteil 
der Geringqualifizierten bei Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen doppelt so hoch wie in Ost-
deutschland.26 

während ihr Anteil an der bundesweiten Bevöl-
kerung lediglich bei 18 % lag. 

In der Gesamtschau wird deutlich, dass nicht 
nur einzelne Agglomerationen – und dies gilt 
vor allem für Räume mit starker Ausrichtung 
auf industrielle Tätigkeiten oder unternehmen-
sorientierte Dienstleistungen – überdurch-
schnittlich an Beschäftigung gewonnen haben. 
Beschäftigungsgewinne melden auch einzelne 
verstädterte oder ländliche Regionen wie Ems-
land, Oldenburg, Regensburg, Ingolstadt und 
Franken.

Auch ostdeutsche Regionen wie Havelland-
Fläming, Westsachsen, Berlin und Oberes Elb-
tal/Osterzgebirge konnten per Saldo Beschäf-
tigungsgewinne verzeichnen, d. h. die Verluste 
in schrumpfenden Bereichen wurden durch die 
Zuwächse in wachsenden Segmenten kompen-
siert. Gleichwohl liegen die meisten Regionen 
mit Beschäftigungsverlusten weiterhin in Ost-
deutschland. Allerdings konnten auch einzelne 
westdeutsche Regionen nicht mit der gesamt-
wirtschaftlichen Beschäftigungsentwicklung 
Schritt halten. Dies gilt nicht nur für Regionen 
mit Anpassungsproblemen wie Bochum/Hagen, 
sondern auch für Stuttgart oder Starkenburg. 

Zwischen den einzelnen Siedlungsstrukturty-
pen bestehen deutliche Unterschiede in der 
Beschäftigungsentwicklung. In kleinräumiger 
Perspektive treten die Unterschiede aufgrund 
der unterschiedlichen Funktionen der Gemein-
den als Wohn- oder Arbeitsort noch deutlicher 
zutage. Dies zeigt, dass die Zugehörigkeit zu 

Tabelle 4
Beschäftigungsentwicklung nach Kreistypen

Kernstädte

Alte Länder

Entwicklung in % Verteilung in %

1996 bis 2010 1996

Verdichtetes Umland

Ländliches Umland

Ländlicher Raum

insgesamt

2003 2010

Kernstädte

Neue Länder

Verdichtetes Umland

Ländliches Umland

Ländlicher Raum

insgesamt

Deutschland

3,3

4,5

4,5

4,6

4,1

-10,1

-17,0

-16,4

-19,2

-14,6

-0,1

37,4

44,1

8,9

9,5

100,0

40,2

15,6

22,0

22,2

100,0

100,0

37,3

44,4

8,9

9,4

100,0

41,0

15,6

21,8

21,6

100,0

100,0

37,2

44,3

9,0

9,6

100,0

42,3

15,2

21,5

21,0

100,0

100,0

Siedlungsstrukturtyp

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Beschäftigtenstatistik der  
Bundesagentur für Arbeit
Quelle: BBSR 2011

(26) Bernhard, S. / Hohmey-
er, K. / Jozwiak, K.: Zweiter 
Arbeitsmarkt – Im Westen 
noch nichts Neues. IAB-
Kurzbericht, Nr. 24/2006.
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Der Abschluss einer betrieblichen Ausbildung 
stellt für den größten Teil der Jugendlichen den 
Eintritt in das Erwerbsleben dar. Dabei hat sich 
die Lage auf den regionalen Ausbildungsstel-
lenmärkten in den vergangenen Jahren weiter 
verbessert. Zum einen war dies eine Folge der 
konjunkturellen Entwicklung, die insbesondere 
in traditionellen Branchen 2008 mit einem stei-
genden Angebot an Ausbildungsplätzen ein-
herging. Zum anderen hat hierzu der demogra-
phisch bedingte Rückgang der Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen beigetragen, wobei dieser 
Effekt in den ostdeutschen Regionen stärker zu 
Buche schlägt als in den westdeutschen. 

Im Krisenjahr 2009 ging zwar die Zahl der Aus-
bildungsverträge um 8,2 % zurück, wobei die 
Rückgänge bei typischen Industrieberufen im 
Gegensatz zum Handwerk besonders ausge-
prägt waren. Da gleichzeitig aufgrund der de-
mographischen Entwicklung die Zahl der Be-
werber um 8,8 % zurückging, haben sich die 
Ausbildungschancen der Jugendlichen auch in 
der Wirtschaftskrise nicht verschlechtert. Im 

Arbeitslosenquote (Jahresdurchschnitt 2010),
bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen

bis unter    6

6  bis unter    8

8  bis unter  10

10  bis unter  14

14  und mehr

Arbeitslosenquote der 55- bis unter 65-Jährigen
2010

Arbeitslosenquote Ältere Arbeitslose

km100

bis unter    5

5  bis unter    7

7  bis unter    9

  9  bis unter  12

12  und mehr

Häufigkeiten

49 74 45 47 43

Häufigkeiten

14 79 69 56 40

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Bundes-
agentur für Arbeit
Geometrische Grundlage: BKG/BBSR ab 2014 vorgesehene 
Arbeitsmarktregionen

Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
2010 je 10 000 Beschäftigte (Jahresdurchschnitt)

bis unter    1,0

1,0  bis unter    2,5

2,5  bis unter    5,0

5,0  bis unter  10,0

  10,0  und mehr

keine Teilnehmer Häufigkeiten

91 49 24 7 2 85
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Karte 24
Arbeitslosenquote, ältere Arbeitslose und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
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gesamträumlichen Durchschnitt kamen auf 100 
Nachfrager zwar nur 101 Ausbildungsplätze, je-
doch lag diese Relation in vielen Regionen auf 
einem solch hohen Niveau, dass die Jugendli-
chen bei ihrer Berufswahl ausreichend Wahl-
möglichkeiten entsprechend ihrer Fähigkeiten 
und Neigungen gehabt haben dürften. 

Dieser Trend wird sich aufgrund rückläufiger 
Schulabgängerzahlen in den nächsten Jahren 
noch verstärken. So haben sich auch im ak-
tuellen Ausbildungsjahr 2011 die Chancen der 
Bewerber auf einen Ausbildungsplatz weiter 
verbessert. Bis Juli 2011 wurden bundesweit 
insgesamt 462 100 Ausbildungsplätze gemel-
det; das waren rund 37 800 mehr als im Vor-
jahr. Hierin dokumentieren sich zum einen die 
gute konjunkturelle Entwicklung und zum an-
deren die gestiegene Bereitschaft der Unter-
nehmen zur eigenen Ausbildung der benötigten 
Fachkräfte. Es ist damit zu rechnen, dass auch 
diesmal wieder nicht alle Ausbildungsplätze 
besetzt werden können. Gerade in Ostdeutsch-
land haben immer mehr Betriebe Probleme, 
ausreichend qualifizierte Jugendliche für eine 
Ausbildung zu finden, so dass sich die Gefahr 

Karte 25
Ausbildungsplätze

         bis unter    98

98   bis unter  100

100   bis unter  102

102   bis unter  104

  104   und mehr

Ausbildungsplätze je 100 Bewerber 2009

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
Ausbildungsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit
Geometrische Grundlage: BKG/BBSR/IAB, Arbeitsmarktregionen,
31.12.2005
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eines Fachkräftemangels in einzelnen Bran-
chen und Berufen immer mehr abzeichnet. 

Daher gilt es durch frühzeitige und gezielte 
Maßnahmen ausbildungsschwächere Jugend-
liche für eine berufliche Ausbildung fit zu ma-
chen und die Betriebe zu unterstützen, diesen 
Jugendlichen auch eine Chance zu geben. 

Bildungsökonomische Studien zeigen zudem, 
dass unterstützende Maßnahmen bei „bil-
dungsschwächeren Jugendlichen“ umso er-
folgreicher und effizienter sind, je früher sie 
erfolgen. Von staatlicher Seite werden bereits 
verschiedene Maßnahmen ergriffen, um allen 
Jugendlichen die Chance einer Berufsausbil-
dung zu eröffnen. Noch im August 2008 wur-
de mit dem gestaffelten Ausbildungsbonus ein 
neues arbeitsmarktpolitisches Instrument ge-
schaffen, dessen Zielgruppe Jugendliche sind, 
die schon länger einen Ausbildungsplatz su-
chen. Gleichzeitig wird mit einer Vielzahl an 
Maßnahmen versucht, die Ausbildungsreife 
von Jugendlichen zu fördern, wozu vor allem 
berufsvorbereitende Bildungskurse dienen. 
Diese Aktivitäten gilt es künftig durch weitere 
gezielte Maßnahmen zu flankieren, die bereits 
frühzeitig während der allgemeinen Schulzeit 
ansetzen und auch eine begleitende Förderung 
Jugendlicher aus schwierigen familiären Ver-
hältnissen zum Ziel haben. 

Dabei sind schon heute viele Regionen mit dem 
Problem konfrontiert, dass die aus dem Er-
werbsleben ausscheidenden Arbeitskräfte (60- 
bis 65-Jährige) immer schwerer durch berufli-
che Neueinsteiger (15- bis 20-Jährige) ersetzt 
werden können. Auch wenn in Deutschland 
die Altersgruppe der kurzfristig aus dem Er-
werbsleben ausscheidenden Erwerbsfähigen 
im Jahr 2008 noch zu 106 % durch Neueinstei-
ger ersetzt wurde, gibt es bereits viele Kreise, 
in denen ein vergleichbarer Ersatz nicht mehr 
gesichert ist. Dies gilt vor allem für ostdeut-
sche Kreise (neue Länder = 86 %). In den kreis-
freien Städten Chemnitz, Suhl, Dessau-Roß-
lau, Gera und dem Landkreis Altenburger Land 
liegt diese Quote sogar unter 70 %. In den al-
ten Ländern (111 %) gab es dagegen auch 2008 
noch sehr viele Kreise, in denen den älteren 
Jahrgängen der Erwerbsfähigen ein deutlicher 
Überschuss an jüngeren gegenüberstand. In 
den Landkreisen Cloppenburg, Vechta, Borken 
und Eichstätt lag die Ersatzquote auch 2008 
teilweise noch weit über 150 %.

Diese vorteilhafte „Ausstattung“ der west-
deutschen Regionen mit jungem Humankapital 
ist ein wichtiger Standortfaktor, den diese in 
den Wettbewerb der Regionen einbringen kön-
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in den vergangenen Rezessionen – in den ex-
portorientierten Regionen mit einer starken 
Ausrichtung auf Eisen und Stahl, Chemie, Ma-
schinenbau, Elektrotechnik sowie den Auto-
mobilsektor negativ nieder. In Boombranchen 
wie dem Maschinenbau wurden die negativen 
Effekte zumindest in der ersten Hälfte des Jah-
res 2009 durch den hohen Auftragsbestand 
aus dem Vorjahr gemindert. Gleichwohl baute 
die deutsche Industrie bis Februar 2010 rund 
240  000 Stellen ab. Besonders betroffen war 
der Bereich der Metallerzeugung. 

Dies schlägt sich im räumlichen Bild des An-
stiegs der Arbeitslosigkeit nieder, die von Juni 
2008 bis Juni 2009 vor allem in den exportorien-
tierten Regionen Baden-Württembergs, Bay-
erns und Nordrhein-Westfalens stark stieg.27 In 
einzelnen Regionen stieg die Zahl der Arbeits-
losen um mehr als 40 %. Dieser Anstieg erfolg-
te allerdings zum Teil von einem niedrigen Ni-
veau, das in einzelnen Regionen schon fast der 
Vollbeschäftigung entsprach. 

Gleichzeitig stieg im Krisenjahr 2009 in vielen 
dieser Regionen die Zahl der konjunkturellen 
Kurzarbeiter sprunghaft an. Besonders auf-
fällig war die deutlich stärkere Betroffenheit 
in den Ballungsräumen Nordrhein-Westfalens 
und in Baden-Württemberg. Generell waren 
die ostdeutschen Regionen von Kurzarbeit we-
niger betroffen, da die regionale Basis häufig 
eine schwächere Einbindung in die internatio-

nen. Aber auch diesen Regionen wird dieser 
altersstrukturelle Vorteil mittelfristig verloren 
gehen. Alle Regionen in Deutschland müssen 
sich darauf einstellen, dass die älteren Jahr-
gänge immer weniger durch jüngere ersetzt 
werden. Der Zugang zu qualifiziertem Personal 
wird immer weniger über den direkten Zugriff 
auf junge Absolventen gelingen, sondern viel-
mehr über gezielte Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen im Beschäftigungsbestand. 

Im Jahr 2025 wird es in Deutschland keinen 
Kreis mehr geben, in dem die älteren Jahrgän-
ge der Erwerbsfähigen durch die nachrücken-
den Jahrgänge vollständig ersetzt werden kön-
nen. Selbst in Vechta oder Cloppenburg sinken 
diese Werte auf 74 bis 78 %. Allerdings ist dies 
ein Niveau, das im Vergleich zu den Werten von 
Kreisen im Osten von unter 34 % immer noch 
recht hoch erscheint.

2.3.4  Regional unterschiedliche  
Betroffenheiten durch Wirtschafts- 
und Finanzkrise

Von den westdeutschen Regionen waren vor 
allem die Metropolregionen mit einer starken 
Ausrichtung auf das Kreditgewerbe unmittel-
bar von der Wirtschafts- und Finanzkrise be-
troffen. Die mittelbare Betroffenheit, die aus 
dem Einbruch der weltweiten Nachfrage nach 
Investitionsgütern und Kraftfahrzeugen re-
sultierte, schlug sich vor allem – ebenso wie 

Karte 26
Nachwuchskräfte am Arbeitsmarkt

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, BBSR-Bevölkerungsprognose 2005-2025/bbw Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2008
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(27) Schwengler, B. / Hecht, 
V.: Regionale Arbeitsmärkte 
in der Wirtschaftskrise. 
Informationen zur Raum-
entwicklung, Heft 2.2011, S. 
121 ff..
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betroffen.28 Beispiele sind Donau-Iller, Baye-
rischer Untermain, Franken, Allgäu, Schwarz-
wald-Baar-Heuberg und Siegen. Auch fallen 
einzelne Regionen wie Würzburg, Landshut, 
Ostwürttemberg oder das Emsland durch ei-
nen überdurchschnittlichen Zuwachs der Kurz-
arbeiterzahlen auf. Einzelne westdeutsche 
Regio nen wie Neckar-Alb, Arnsberg und Stutt-
gart, die am letzten gesamtwirtschaftlichen 
Aufschwung nur schwach profitierten oder 
sogar Beschäftigung verloren haben, wurden 
durch die Finanzkrise zusätzlich geschwächt 
und mussten einen starken Anstieg der Zahl 
der Arbeitslosen hinnehmen. 

Von den ostdeutschen Regionen wiesen ins-
besondere Südthüringen, Berlin, Südsachsen, 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge und Magdeburg 
einen Anstieg der Zahl der Arbeitslosen auf. 
Darüber hinaus fanden sich in Ostdeutschland 
mit Havelland-Fläming und Westsachsen aber 
auch Regionen, die währen des letzten Auf-
schwungs bis 2008 Beschäftigung aufgebaut 
haben und nach der Finanzkrise nur einen mo-
deraten Anstieg der Zahl der Kurzarbeiter und 
der Arbeitslosigkeit verzeichneten.

nale Arbeitsteilung aufweist und keine ver-
gleichbar hohe Abhängigkeit vom Export be-
steht. Intensiver wurde die Kurzarbeit lediglich 
in Sachsen genutzt. 

Erkennbar war die geringere Betroffenheit der 
ostdeutschen Wirtschaftsstruktur von der glo-
balen Finanzkrise auch an der unterschiedli-
chen Entwicklung der Arbeitslosigkeit, die bin-
nen Jahresfrist in Westdeutschland um rd. 12 % 
und in Ostdeutschland nur um 0,5 % anstieg. 
In einzelnen ostdeutschen Regionen ging die 
Zahl der Arbeitslosen – ausgehend von einem 
hohen Niveau – zwischen Juni 2008 und Juni 
2009 sogar weiter zurück. Hierfür waren aber 
auch demographische Entlastungseffekte oder 
individuelle Reaktionen wie Erwerbsverzicht 
oder Abwanderung ursächlich.

Die Regionen, die während des letzten ge-
samtwirtschaftlichen Aufschwungs weit über-
durchschnittliche Beschäftigungszuwächse 
erzielten, waren in der Krise tendenziell stär-
ker von einem Anstieg der Arbeitslosenzahlen 

(28) Zarth, M.: Zur Entwick-
lung der deutschen Regio-
nen in den langfristigen Kon-
junkturzyklen. Informationen 
zur Raumentwicklung, Heft 
2.2011, S. 108 ff..

Karte 27
Arbeitslosigkeit

Karte 28
Kurzarbeit
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Datenbasis: Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit
Geometrische Grundlage: BKG/BBSR/IAB, Arbeitsmarktregionen, 
31.12.2005

Entwicklung der Arbeitslosen 2008 bis 2009 in %
(Bezug: Septemberwerte)
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dass männliche Jugendliche stärker betroffen 
sind. Sie stellen etwa zwei Drittel aller Schul-
abbrecher. Allerdings ist über die Jahre der An-
teil weiblicher Schulabgänger ohne Abschluss 
kontinuierlich angestiegen – von 35,1 % im Jahr 
1995 auf 39,2 % im Jahr 2009. Überdurchschnitt-
lich viele Schulabbrecher finden sich vor allem 
in den neuen Bundesländern, insbesondere in 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt. 
In Nordrhein-Westfalen und Baden-Württem-
berg sind es deutlich weniger. 

Die Lebensperspektiven eines Menschen sind 
heute untrennbar mit schulischen Abschlüssen 
und dem durch sie dokumentierten Bildungs-
stand verbunden, so dass sich ein niedriger oder 
gar fehlender Schulabschluss gravierend auf die 
jeweiligen Erwerbsmöglichkeiten und die Ein-
kommenssituation auswirkt. Deswegen muss 
ein erfolgreiches Bildungssystem möglichst 
viele Schüler zu möglichst hohen schulischen 
Abschlüssen führen, die ihnen gute Startmög-
lichkeiten für das weitere Berufsleben eröffnen. 
Jugendliche mit geringem Bildungsstatus lassen 
sich nur schwer in die Gesellschaft integrieren. 
Jugendliche mit Migrationshintergrund zählen 

2.3.5  Wissen und Bildung

Zu einer leistungsfähigen Wissens gesellschaft 
gehört, dass alle Teile der Bevölkerung gleich-
wertige Chancen der Bildungsteilhabe erfah-
ren und am Wissenszugang partizipieren 
können, um gute Qualifikationen und Fach-
kenntnisse für ihre persönliche Lebensplanung 
und den gesamtgesellschaftlichen Arbeits-
markt erlangen zu können. 

Aus einer räumlichen Perspektive ergeben 
sich somit zwei Forderungen: Zum einen müs-
sen alle Regionen ihren angemessenen Beitrag 
zur Förderung der Wissensgesellschaft leisten. 
Zum anderen muss die Gesellschaft sicherstel-
len, dass alle Regionen die Möglichkeit haben, 
von der Wissensgesellschaft zu profitieren.

Ein leistungsfähiges Bildungssystem ist eine 
zentrale Voraussetzung, um sich langfristig 
strategische wirtschaftliche Wettbewerbsvor-
teile sichern zu können. Dies gilt gerade für ein 
Land wie Deutschland, dessen Einkommensni-
veau der Beschäftigten weit über den interna-
tionalen Vergleichswerten liegt und nur durch 
ein hohes Produktivitätsniveau und innovative, 
konkurrenzfähige Produkte gesichert und aus-
gebaut werden kann. 

Eine zentrale Voraussetzung ist eine offensive 
staatliche Bildungspolitik. Zwar kann von der 
Höhe der Bildungsausgaben nicht direkt auf 
die Qualität des öffentlichen Bildungsangebots 
geschlossen werden. Die staatlichen Aufwen-
dungen für die Bildung sind aber gleichwohl ein 
wichtiger Indikator für den Stellenwert, den ein 
Staat der Bildung seiner Einwohner beimisst. 

Die öffentlichen Bildungsausgaben in Deutsch-
land sind durch große regionale Unterschiede 
geprägt. Im Jahr 2010 lagen sie je Einwohner 
zwischen 778 Euro in Brandenburg und 1  136 
Euro in Hamburg. Viele Länder haben ihre In-
vestitionen „in die Köpfe“ von Jahr zu Jahr 
konsequent ausgeweitet. Herausragende Bei-
spiele sind das Saarland, Rheinland-Pfalz, Hes-
sen, Niedersachsen, Sachsen, Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg.

Der Erwerb eines allgemeinbildenden Schul-
abschlusses ist eine erste und wichtige Vor-
aussetzung für die weitere Bildungs- und Er-
werbsbiographie. Darauf aufbauend bietet das 
deutsche Bildungssystem viele Möglichkeiten 
der Weiterqualifikation. Demgegenüber ist die 
Zahl der Schulabbrecher ein großes Problem. So 
verließen 2009 rund 58  000 Schüler die Schule 
ohne Abschluss. Seit 1995 ist dies der niedrigs-
te bisher gemessene Wert. Die Zahlen zeigen, 
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beitslosigkeit abgleiten. Mit etwa 25 % ist die 
Arbeitslosenquote dieser Gruppe die höchste 
in ganz Deutschland. Hier zeigt sich, dass der 
fehlende Schulabschluss nicht nur ein indivi-
duelles Problem ist. Die Gesellschaft muss für 
diesen Personenkreis die hohen Kosten für Ar-
beitslosigkeit und Sozialhilfe aufbringen.

Hochschulen zählen zu den überregional und 
bundespolitisch bedeutsamen Einrichtungen 
des Wissenstransfers, die die wirtschaftliche 
Entwicklung in Regionen fördern. Bis 2007, der 
Abschaffung der Gemeinschaftsaufgabe „Aus-
bau und Neubau von Hochschulen“ im Zuge 
der Föderalismusreform, berücksichtigte eine 
umfassende Rahmenplanung für den Aus- und 
Neubau von Hochschulen überregionale Ge-
sichtspunkte einschließlich der regionalen 
Verteilung der Hochschulstandorte. Neben der 
primären Aufgabe einer Erweiterung der Hoch-
schulkapazitäten verbanden sich mit der Neu-
gründung von Hochschulen und dem Ausbau 
des gesamten Hochschulsektors regionalpoliti-
sche Zielsetzungen. 

Die Regionalisierung des Hochschulangebots 
gilt als ein Element der Chancengleichheit 
beim Zugang zum Studium. Entsprechend ist 
seit 1960 eine Reihe von neuen Universitäten in 
dünn besiedelten Gebieten der westdeutschen 
Länder errichtet worden, die nur über wenige 
Hochschulstandorte verfügten. Konstanz, Trier, 
Passau, Bamberg und Bayreuth sind Beispiele 
solcher peripher gelegenen Neugründungen. 
Die Neugestaltung der Hochschullandschaft in 
den ostdeutschen Ländern seit 1990 sollte der 
Konzentration von Hochschulen an wenigen 
Standorten entgegenwirken und ein regional 
ausgewogenes Hochschulangebot sicherstel-
len, wozu insbesondere die neu gegründeten 
Fachhochschulen beitragen.

Insgesamt hat sich das regionale Angebot an 
Studienmöglichkeiten in über 394 Hochschulen, 
davon 104 Universitäten, sechs Pädagogische 
Hochschulen, 14 Theologische Hochschulen, 51 
Kunsthochschulen, 189 allgemeine Fachhoch-
schulen und 30 Verwaltungsfachhochschulen, 
über die vergangenen 30 Jahre erheblich ver-
dichtet, wobei den Fachhochschulen eine be-
sondere Rolle zugefallen ist. So befindet sich 
ein enges Netz von Universitäten und Fach-
hochschulen in zentralen und vor allem sehr 
zentralen Räumen. In den peripheren Räumen 
sind kleinere und oft auch spezialisierte Hoch-
schulen zu finden, zumeist Fachhochschulen, 
in den als sehr peripher eingestuften Gebieten 
mit besonders niedrigem Bevölkerungspoten-
zial dagegen kaum.

überdurchschnittlich oft zu diesem Personen-
kreis, weil sich bei ihnen häufig eine mangelnde 
Sprachkompetenz und ein niedriges Bildungsni-
veau gegenseitig bedingen. 

Für eine wissensorientierte Gesellschaft ist 
ein hoher Anteil bildungsschwacher Personen 
sehr problematisch. Derzeit gelingt es nur etwa 
20 % der Schüler ohne Schulabschluss, direkt 
eine Ausbildung anzuschließen. Fast 25 % die-
ser Schüler bleibt der Sprung in den ersten 
Arbeitsmarkt verwehrt, so dass sie in die Ar-

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

 

 

 

 

 

 

 

  

  

 

 

 

 

 

Kiel

Mainz

Erfurt

Berlin

Bremen

Potsdam

Dresden

Hamburg

München

Schwerin

Hannover

Magdeburg

Stuttgart

Düsseldorf

Saarbrücken

Wiesbaden

Hochschulen nach Zahl der
Studierenden 2008/2009

Datenbasis (Hochschulen): Statistisches Bundesamt,
Hochschulrektorenkonferenz
Geometrische Grundlage: BKG, Länder, 31.12.2009

100 km BBSR Bonn 2011©

sehr zentral

zentral

Lagetypen

peripher

sehr peripher

 bis unter   2 000

2 000  bis unter   5 000

5 000  bis unter 10 000

10 000  bis unter 15 000

15 000  bis unter 30 000

30 000  und mehr

Fach-
hoch-
schule

Kunst- u.
Musikhoch-
schule

Univer-
sität

Karte 30
Hochschulen



69Entwicklung städtischer und ländlicher Räume

senspotenzial tatsächlich zum Einsatz kommt. 
Dabei zeigen sich große regionale Disparitäten. 
Neben Regionen, die die Innovationsprozesse 
einer Gesellschaft besonders befördern, finden 
sich auch viele, denen es nicht ausreichend 
gelingt, mit dieser dynamischen Entwicklung 
Schritt zu halten. Dies kann anhand verschie-
dener Indikatoren dargestellt werden.

Berufliche Qualifikation

Die Güte des Bildungssystems einer Gesell-
schaft zeigt sich auch im Qualifikationsniveau 
der Beschäftigten. Je leistungsfähiger es ist, 
desto weniger Beschäftigte bleiben ohne Be-
rufsausbildung und desto mehr verfügen über 
einen höherwertigen Bildungsabschluss (Fach-
schul-, Fachhochschul- Hochschul- oder Uni-
versitätsabschluss). Gleichzeitig zeichnet sich 
eine leistungsfähige Wissensgesellschaft da-
durch aus, dass auf dem Arbeitsmarkt eine 
starke Nachfrage nach hochqualifizierten Be-
schäftigten besteht.

Die Herkunftsverflechtungen der Studieren-
den zwischen Herkunftsregion als Kreis des 
Erwerbs der Hochschulreife und Hochschul-
standort bewegen sich hauptsächlich inner-
halb von Hochschulregionen, was auf die hohe 
regionale Bedeutung von Hochschuleinrichtun-
gen hindeutet. Überregionale Ortswechsel zum 
Studium können insbesondere größere Hoch-
schulen für sich verbuchen. Die Schulabgän-
ger der Sekundarstufe II stellen das Gros der 
Studierenden an Hoch- und Fachhochschulen. 
Anders als die allgemeinbildenden Schulen, die 
hier im Sinne einer herkömmlichen, möglichst 
wohnortnahen Infrastrukturversorgung be-
trachtet werden – die Infrastruktur orientiert 
sich am Wohnort der Nachfrager –, generieren 
Hochschulen auch Zuwanderung.

2.3.6  Berufliche Qualifikation, Forschung        
und Innovation

Neben der Vermittlung von ausreichendem Ba-
siswissen ist es unter räumlichen Gesichts-
punkten vor allem wichtig, wo dieses Wis-
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Ländern nur Jena und Dresden gelingt. Unter 
den Regionen mit ausgesprochenen Innova-
tionsdefiziten finden sich nur wenige west-
deutsche Kreise, so der Kreis Wesermarsch 
oder der Stadtkreis Emden. Nachholbedarf bei 
Forschung und Innovation konzentriert sich vor 
allem auf die ostdeutschen Kreise, wobei vor 
allem die Landkreise Stendal, Mansfeld-Süd-
harz, Müritz, Altmarkkreis Salzwedel, Spree-
Neiße und der Burgenlandkreis bei den Patent-
anmeldungen, den FuE-Ausgaben und bei der 
hochqualifizierten Beschäftigung weit unter-
durchschnittliche Werte erreichen. Eine solche 
Anhäufung an Innovationsdefiziten ist einer-
seits ein spürbares Signal für strukturelle De-
fizite einer Region. Andererseits ergeben sich 
daraus natürlich auch äußerst ungünstige Vor-
aussetzungen, um sich im Wettbewerb der Re-
gionen günstig zu positionieren.

Personaleinsatz in  
Wissenstransfereinrichtungen

Nicht nur im Ergebnis der Globalisierung lässt 
sich auf den Technologiemärkten eine zuneh-
mende Konkurrenz der Akteure beobachten. 
Um in diesem immer stärker werdenden Wett-
bewerb bestehen zu können, ist die Absiche-
rung effektiver Innovationsprozesse und damit 
des technologischen Vorsprungs eine zentra-
le Voraussetzung. Denn nur über Innovationen 
kann Beschäftigung dauerhaft gesichert bzw. 
weiter ausgebaut werden.

Um Innovationen auch künftig realisieren zu 
können, müssen das vorhandene technische 
und naturwissenschaftliche Wissen sowie das 
Erfahrungspotenzial so effizient wie möglich 
eingesetzt werden. Die Verzahnung des tech-
nologischen Know-hows mit der Nachfrage 
nach Technologieleistungen ist ein Schlüssel-
faktor für die Sicherung von Wettbewerbsfä-
higkeit, Exportkraft und Wirtschaftswachstum. 

Die Industrie in Deutschland steht vor großen 
Herausforderungen. Aufgrund der wachsenden 
technischen Komplexität innovativer Produk-
te, immer kürzerer Produktlebenszyklen, hö-
herer Innovationsgeschwindigkeit und Flexibi-
lität sowie verstärktem Kostendruck kann das 
einzelne Unternehmen dieser Herausforderung 
nicht mehr allein begegnen. Somit ist die Eta-
blierung eines entwickelten Wissenstransfers 
zwischen der Wissenschaft und der Wirtschaft 
unverzichtbar. Ziel dieses Wissenstransfers ist 
es, die Erkenntnisse der Wissenschaft mög-
lichst schnell und erfolgreich in neue Produk-
te, Prozesse und Dienstleistungen einmünden 
zu lassen.

In den neuen Ländern verfügen mehr Beschäf-
tigte über einen höherwertigen Bildungsab-
schluss, während der Anteil der Arbeitneh-
mer ohne Berufsausbildung deutlich geringer 
ist. Diese Tatsache spiegelt sich aber nicht in 
der wirtschaftlichen Entwicklung oder dem 
Produktivitätsniveau wider. Gemessen an die-
sen beiden Indikatoren weisen die neuen Län-
der nach wie vor deutlich geringere Werte auf. 
Andererseits scheint es für die Länder Bayern 
und Baden-Württemberg kein Nachteil zu sein, 
dass dort mehr Menschen ohne Berufsausbil-
dung beschäftigt werden. Ganz im Gegenteil, 
die günstige wirtschaftliche Struktur und Ent-
wicklung macht es auch gering qualifizierten 
Arbeitnehmern leichter, eine Beschäftigung zu 
finden. In den neuen Ländern ist zwar das ge-
nerelle Qualifikationsniveau aufgrund histori-
scher Prozesse höher, aber die wirtschaftliche 
Situation ist dergestalt, dass Menschen ohne 
nennenswertes Ausbildungsniveau keine gro-
ßen Chancen auf einen Arbeitsplatz haben.

Im siedlungsstrukturellen Kontext zeigt sich in 
Ost und West das für die Hochqualifizierten be-
kannte Stadt-Land-Gefälle. Während über 15 % 
der Beschäftigten in den hochverdichteten 
Kernstädten einen höherwertigen Bildungsab-
schluss nachweisen können, liegt dieser Anteil 
im ländlichen Raum teilweise weit unter 10 %.

Forschung und Innovation

Ein nahezu vegleichbares Bild zeigt sich auch 
bei vielen anderen Indikatoren, die das Thema 
Forschung und Innovation beschreiben, u.  a. 
bei den Beschäftigten in Hightech-Branchen, 
den wissensintensiven, unternehmensnahen 
Dienstleistungen, dem FuE-Personal sowie in 
der Kreativwirtschaft. Zwar hat letztgenannter 
Indikator einen anderen Stellenwert – die Be-
deutung, gemessen am Anteil der Beschäftig-
ten, ist wesentlich geringer –, aber auch diese 
kreativen Unternehmen prägen das Image und 
die Atmosphäre einer Stadt und siedeln sich 
bevorzugt in imageträchtigen Städten mit ei-
nem entsprechenden Umfeld an.

Die FuE-Aktivitäten konzentrieren sich vor al-
lem in den Agglomerationen, wobei die wis-
sensintensiven, unternehmensorientierten 
Dienstleistungen wie die FuE-Beschäftigung 
vor allem in den Kernstädten konzentriert sind. 
Die ländlichen Regionen weisen in diesem Be-
schäftigungssegment dagegen nur relativ ge-
ringe Werte auf. 

Die Innovationszentren finden sich vor allem 
in den bayerischen und baden-württember-
gischen Kreisen, während dies in den neuen 
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schungseinrichtungen, Transfer-, FuE- und 
Beratungszentren, Patentinformationszentren, 
bei Technologieberatern der Industrie- und 
Handelskammern (IHK) und des Handwerks so-
wie in Technologie- und Gründerzentren. Be-
merkenswert ist hier vor allem, dass die ost-
deutschen Regionen überdurchschnittlich 
hohe Ausstattungswerte aufweisen. In den 
Kernstädten, zum Beispiel in Jena und Greifs-
wald, vor allem aber auch im ländlichen Um-
land bzw. in den ländlichen Räumen der neuen 
Länder liegt der Personaleinsatz in Wissens-
transfereinrichtungen deutlich über den west-
deutschen Vergleichswerten. Gleichwohl fin-
den sich die leistungsfähigsten Standorte in 
den westdeutschen Regionen, vor allem in 
Bayern, Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen. Die vorteilhafte Personalsituation 
der ostdeutschen Regionen resultiert vor al-
lem aus der starken Position der öffentlichen 
Forschung, die sich – gestützt durch massive 
Förderung – weitgehend unabhängig von der 
Wirtschaft und dessen Beschäftigungsumfang 
entwickelt. Die FuE-Intensität der gewerbli-
chen Wirtschaft liegt in den neuen Ländern da-
gegen weit unter dem westdeutschen Durch-
schnitt.

Breitbandversorgung

Eine Schlüsselstellung für die regionale Wettbe-
werbsfähigkeit spielt die Breitbandversorgung, 
weil sie den Zugang zu neuen internetbasierten 
Angebots- und Arbeitsformen der Wirtschaft 
vermittelt. Bei der Internetanbindung besteht 
insbesondere in dünn besiedelten Regionen der 
ländlichen Räume ein hoher Ausbaubedarf.

Für 98,3 % der Haushalte besteht Ende 2010 die 
Möglichkeit, Zugänge mit mindestens 1 Mega-
bit (Mb) pro Sekunde (s) zu nutzen.29 Etwa 
600  000 Haushalte insbesondere in ländlichen 
Räumen verfügen nicht über einen solchen 
Breitband-Internetzugang. In ländlichen Ge-
meinden mit einer Bevölkerungsdichte von un-
ter 100 Einwohnern je km² ist er nur für 86,7 % 
der Haushalte verfügbar.

Dies ist ein Standortnachteil, der für Unter-
nehmen eine Ansiedlungshürde darstellt und 
für viele Selbständige und Telearbeiter die Ar-
beit von zuhause erheblich limitiert. Die ländli-
chen Gebiete mit ihrer geringen Siedlungsdich-
te gelten als sehr kostenintensive Regionen bei 
der Breitbandversorgung, deren Erschließung 
Milliardeninvestitionen verlangt. Insofern ist 
der Ausbau der Breitbandinfrastruktur durch 
die privaten Anbieter bisher auch nicht auf 
vergleichbarem Versorgungsniveau betrieben 

Der Wissenstransfer bewegt sich im Netzwerk 
von Forschung, Lehre, Weiterbildung und Pra-
xis. Für die Organisation und Absicherung ei-
nes erfolgreichen Wissenstransfers sind ver-
schiedene Tätigkeitsfelder wichtig. Darunter 
fallen die Konzeption und Organisation nach-
haltiger Kooperations- und Netzwerkstruktu-
ren für wichtige Technologien und Branchen, 
die Organisation eines leistungsfähigen und 
kundenorientierten Informations- und Wis-
senstransfers zwischen Wirtschaft und Wis-
senschaft, die Sicherung der Rechte an einer 
Erfindung zur Absicherung ihrer erfolgreichen 
Vermarktung, die Organisation einer professio-
nellen Know-how-Vermarktung und die Förde-
rung von Existenz- bzw. Unternehmensgrün-
derinitiativen.

Mit Blick auf dieses breite Spektrum an Ar-
beitsfeldern, die für die Etablierung eines er-
folgreichen Wissenstransfers relevant sind, 
wurde im Rahmen einer BBSR-Umfrage der 
Personaleinsatz in verschiedenen Wissens-
transfereinrichtungen erfasst, d. h. in Hoch-
schulen, außeruniversitären öffentlichen For-

Karte 33
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Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2008

Anteil des FuE-Personals an allen Beschäftigten
2007 in %

1,2  bis unter  1,6

2,0  und mehr

100 km BBSR Bonn 2011©

1,6  bis unter  2,0

bis unter  0,4

0,4  bis unter  0,8

0,8  bis unter  1,2

Hamburg

Berlin

Köln

Frankfurt/M.

München

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(29) BMWi: Breitbandatla 
2010. Teil I des Berichts 
zum Breitbandatls 2010 des 
Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie 
(Ergebnisse). Berlin 2010.
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langsamung des Wachstums im Euroraum, in 
den USA und den BRIC-Staaten wird sich aber 
absehbar auf die Auftragseingänge aus dem 
Ausland auswirken. Dennoch ist nach den 
derzeit vorliegenden Einschätzungen in den 
nächsten Jahren von keiner Rezession auszu-
gehen, sondern von einem weiteren Wachstum. 
Dieses wird allerdings, wie verschiedene Pro-
gnosen zeigen, auf einem niedrigeren Niveau 
erfolgen. Maßgeblich hierfür wird jedoch eine 
schnelle und überzeugende Lösung der Schul-
denkrise sein.

Die Entwicklung während des letzten Auf-
schwungs bis 2008 und das starke Wachstum 
der deutschen Wirtschaft 2010 zeigt, dass 
dem verarbeitenden Gewerbe als „konjunktu-
rellem Treiber“ weiterhin eine Schlüsselfunk-
tion für das Wachstum der deutschen Volks-
wirtschaft und ihrer Regionen zukommt. Die 
Stärkung einer wissensbasierten industriellen 
Basis und die Unterstützung des Strukturwan-
dels müssen daher weiterhin im Fokus förder-
politischer Anstrengungen stehen. Gerade für 
ein Land wie Deutschland, dessen ökonomi-
sches und soziales Wohl in erster Linie vom 
Exporterfolg seiner Wirtschaft und weniger 
von der Binnennachfrage abhängt, wird dies 
eine Kernfrage der nächsten Zeit sein, die drin-
gend Antworten und geeignete Strategien auf 
gesamtwirtschaftlicher Ebene erfordert. Hier-
zu zählen auch die Sicherung eines leistungs-
fähigen Bildungssystems und gut ausgebildete 
Fach kräfte.

Der Blick auf ausgewählte Indikatoren zur Wis-
sensgesellschaft zeigt, dass die deutschen Re-
gionen unterschiedliche Potenziale der Wis-
sensvermittlung und -aktivierung haben. Wenn 
Wissen und die Integration von Wissen in wirt-
schaftliche Aktivitäten als eine der wichtigsten 
Voraussetzungen für die regionale Entwicklung 
angesehen werden, dann ist im Ergebnis die-
ser Unterschiedlichkeit mit eher zunehmenden 
wirtschaftlichen und sozialen Disparitäten in-
nerhalb Deutschlands zu rechnen.

Mehr oder weniger alle Regionen in Deutsch-
land müssen sich zudem auf die Herausforde-
rungen des demographischen Wandels einstel-
len, weil sie künftig die aus dem Erwerbsleben 
ausscheidenden älteren Arbeitskräfte immer 
weniger durch jüngere ersetzen können. Da-
raus resultieren zusätzliche Anforderungen 
an Produktivitätssteigerungen und Weiterbil-
dungsmaßnahmen, um die Wettbewerbsfä-
higkeit der Regionen dauerhaft zu sichern. Die 
Chancen dafür liegen in einer zielgerichteten 
Anpassung des Bildungssystems – u. a. im Aus-
bau der frühkindlichen Bildung, der systemati-

worden wie in den städtischen Räumen mit hö-
herem Kundenpotenzial pro Flächeneinheit.

Der Breitbandatlas des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie erfasst seit 2010 
auch Breitbandklassen oberhalb von 1 Mb/s. 
Ende 2010 sind demnach 6 Mb/s oder mehr für 
81,7 % und 50 Mb/s für 39,5 % der Haushalte 
unter Nutzung aller Zugangstechnologien ver-
fügbar.

Die Breitbandstrategie der Bundesregierung 
von Februar 2009 setzt sich zum Ziel, bis 2014 
für 75 % der Haushalte Anschlüsse mit Über-
tragungsraten von 50 Mb/s oder mehr zur Ver-
fügung zu stellen. Der erste Monitoringbericht 
des BMWi zur Breitbandstrategie kommt zu ei-
ner positiven Bilanz.30 

Um die Zielvorgaben der Breitbandstrategie in 
einer Langfristperspektive zu ergänzen, gilt es 
Synergiepotenziale durch Mitnutzung öffent-
licher Infrastrukturen besser auszuschöpfen, 
den Umsetzungsstand des Infrastrukturatlas-
ses zügig zu verbessern, die Förderprogramme 
weiterzuentwickeln und die Erfüllung der Aus-
bauverpflichtungen im Rahmen der Nutzung 
der digitalen Dividende zu kontrollieren, die die 
Erschließung ländlicher Räume begünstigen 
sollen.

2.3.7  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

In der Folge der Wirtschafts- und Finanzkri-
se haben sich die regionalen Disparitäten in 
Deutschland – zumindest vorübergehend – ab-
geschwächt. Dies jedoch nicht, weil etwa der 
Osten oder der Norden Deutschlands aufge-
holt haben, sondern weil die ehemals struk-
turstarken und exportorientierten Regionen 
in Westdeutschland im besonderen Maße von 
der Krise betroffen waren. Gleichwohl zeigt 
die aktuelle Entwicklung ab 2010, dass diese 
Regionen ihre Stärken wieder ausspielen kön-
nen und maßgeblich das Wachstum der deut-
schen Volkswirtschaft tragen. Dabei hat sich 
die deutsche Volkswirtschaft deutlich schnel-
ler erholt, als von vielen Experten im Vorfeld 
erwartet, wobei dies auch im europäischen 
Vergleich gilt.

Inzwischen werden die Auswirkungen der 
Schuldenkrise im Euroraum auf die Realwirt-
schaft immer spürbarer. Zwar liefern die Au-
ßenhandelszahlen im dritten Quartal von 2011 
noch keine Hinweise für eine spürbare Ab-
schwächung des deutschen Exports, die Ver-

(30) BMWi: Monitoringbe-
richt zur Breitbandstrategie 
des Bundes = Dokumenta-
tion Nr. 590, Berlin: August 
2010.
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schen Förderung und Motivation ausländischer 
und bildungsschwacher Schüler, dem gezielten 
Ausbau der Fort- und Weiterbildungsangebote, 
der stärkeren Anerkennung von Ausbildungs-
abschlüssen aus dem Ausland sowie der ste-
tigen Förderung von Forschung und Innovation 
auch in den strukturschwächeren Regionen.

Die Bewältigung dieser Herausforderungen 
der Wissensgesellschaft kann regionalpoli-
tisch unterstützt werden: durch die gezielte 
Förderung von Branchenschwerpunkten und 
Innovationsprozessen, durch Strategien zur 
Sicherung des Fachkräftebedarfs und wirt-
schaftsrelevanter Infrastruktur bis hin zur Aus-
richtung der Förderung auf Wachstumskerne, 
sofern die entsprechenden Rahmenbedingun-
gen und Potenziale vor Ort gegeben sind. Über-

geordnetes Ziel sollte es sein, regionale Stär-
ken aus- und Schwächen abzubauen und die 
Regionen wirtschaftlich möglichst breit auf-
zustellen. Denn im Allgemeinen können diver-
sifizierte Regionen konjunkturelle Einbrüche 
besser ausgleichen als monostrukturell aus-
gerichtete. Ein wichtiger Schritt hierzu besteht 
in der gemeinsamen Definition regionaler Leit-
bilder zur Wirtschaftsentwicklung, die an den 
vorhandenen Stärken und Potenzialen anknüp-
fen und gleichzeitig Strategien zum Abbau re-
gionaler Entwicklungshemmnisse aufzeigen. 
Aus übergeordneter raumentwicklungspoliti-
scher Sicht liefern hierzu die raumordnungs-
politischen Leitbilder der MKRO, vor allem das 
Leitbild „Wachstum und Innovation“, wichtige  
Orientierungen, die es auf der regionalen Ebe-
ne zu konkretisieren gilt.
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1  000 Einwohner. Bis zum Jahr 2007 ist er stetig 
auf 586 pro 1  000 Einwohner gestiegen. Aller-
dings bestehen starke räumliche Unterschiede. 
In den Städten Berlin, Leipzig, Halle, Freiburg 
und Heidelberg sind etwa 400 Pkw pro 1  000 
Einwohner gemeldet, in den Landkreisen Eus-
kirchen, Dingolfing-Landau und der Stadt Ingol-
stadt mehr als 700, im Landkreis München und 
der Stadt Wolfsburg mehr als 900. 

Nach der Erhebung „Mobilität in Deutsch-
land“31 ist der Anteil der Haushalte, die min-
destens einen Pkw besitzen, von 2002 bis 2008 
um 3 % auf 82 % gestiegen. Den schlechtesten 
Zugriff auf einen Pkw als Selbstfahrer haben 
Rentner, Studierende sowie Schüler. Dagegen 
können 80 % der Berufstätigen jederzeit über 
einen Pkw verfügen. Die Pkw-Verfügbarkeit 
ist bei Einwohnern der Kernstädte tendenziell 
niedriger als bei Bewohnern ländlich gepräg-
ter Räume. In den Kernstädten können 60 % der 
Personen und in den Kreisen des ländlichen 
Umlands und des ländlichen Raumes mehr als 
75 % jederzeit über einen Pkw verfügen. 

Im Betrachtungszeitraum hat jedoch nicht nur 
die Pkw-Verfügbarkeit zugenommen, sondern 
auch deren Nutzung. So ist die durchschnitt-
lich von einem Haushalt im Jahr per Pkw ge-
fahrene Strecke von 2002 bis 2008 um 500 km 
auf 16  400 km angewachsen. Die in Kernstäd-
ten wohnenden Haushalte besitzen nicht nur 
seltener einen Pkw, sie fahren im Mittel auch 
weniger als Haushalte, die in dünner besiedel-
ten ländlichen Kreisen leben. Haushalte legen 
umso mehr Kilometer mit ihren Pkws zurück, je 
größer sie sind, je höher ihr ökonomischer Sta-
tus ist und je mehr Pkws sie besitzen. 

Die motorisierte Alternative zur Pkw-Nut-
zung ist der öffentliche Personennahverkehr 
(ÖPNV). Der Anteil derjenigen, die nie mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln fahren, ist in den 
vergangenen Jahren gesunken. Das deutet auf 
eine moderate Steigerung der Nutzung des öf-
fentlichen Verkehrs hin. Leicht gestiegen ist 
auch die Zahl derer, die den ÖPNV üblicher-
weise mit Zeitkarten im Abonnement oder mit 
Job- und Semestertickets – und damit regelmä-
ßig – nutzt. Die Bewohner der Kernstädte nut-
zen den ÖPNV am meisten und besitzen deut-
lich häufiger Monats- und Semestertickets. Je 
dünner Kreise besiedelt sind, desto häufiger 
nehmen die Bewohner Leistungen des ÖPNV 
nicht in Anspruch. 

In den vergangenen Jahrzehnten ist sowohl 
der Personen- als auch der Güterverkehr ge-
wachsen. Die Zahl der pro Jahr beförderten 
Personen stieg im Zeitraum von 1991 bis 2008 

2.4 Verkehr und Mobilität

Mobilität, sei es die von Gütern oder Personen, 
ist eine unverzichtbare Voraussetzung für die 
Funktionsfähigkeit von Gesellschaft und Wirt-
schaft. Ohne eine leistungsfähige Verkehrsin-
frastruktur sind die Mobilitätsfunktionen für 
den Personen- und Güterverkehr nicht zu er-
füllen. Um heute die richtigen Entscheidungen 
zu treffen, welche Verkehrsinfrastruktur auch 
dem zukünftigen Bedarf der Menschen und der 
Wirtschaft gerecht wird, muss die Raumord-
nungspolitik Antworten auf wichtige Fragen 
finden:
•	 Wie	kann	das	Verkehrswachstum	durch	eine	

bessere Raumordnung eingedämmt werden?
•	 Wie	leistungsfähig	sind	die	Verkehrssysteme	

zur Erschließung des Raumes und wie kön-
nen sie durch eine integrierte Siedlungs- und 
Verkehrsplanung optimiert werden?

•	 Welche	 Angebotsformen	 bestehen	 für	 den	
öffentlichen Personenverkehr in Räumen mit 
schwacher und sinkender Nachfrage? 

Wesentliche Rahmenbedingung für den Perso-
nenverkehr ist auch das Verkehrsverhalten der 
Menschen. Es hängt nicht nur vom Infrastruk-
turangebot, raumstrukturellen und topographi-
schen Verhältnissen, sondern ganz entschei-
dend von soziodemographischen Merkmalen 
der Personen und Haushalte ab. Der Güterver-
kehr wird dagegen maßgeblich von der Ent-
wicklung des Außenhandels, der allgemeinen 
wirtschaftlichen Lage und der regionalen Wirt-
schaftsstruktur beeinflusst. 

2.4.1  Mobilitätsverhalten und  
Verkehrsentwicklung

Seit Jahrzehnten nimmt der Motorisierungsgrad, 
d. h. die Anzahl der Pkw pro 1  000 Einwohner zu. 
Diese Entwicklung hat sich weiter fortgesetzt: 
1993 lag der Motorisierungsgrad bei 470 Pkw je 

(31) INFAS/DLR: Mobilität 
in Deutschland 2008, Bonn 
2010 (Forschungsvorhaben 
im Auftrag des BMVBS).

Datenbasis: Mobilität in Deutschland 2008 (infas/ DLR)
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um 17,8 %. Im Vergleich hierzu wuchs das Gü-
terverkehrsaufkommen gemessen in Tonnen 
um 13,8 %. In Bezug auf die Verkehrsleistung 
ergibt sich im Personenverkehr (gemessen in 
Personenkilometern) ein Wachstum von 24,9 % 
und im Güterverkehr (gemessen in Tonnenkilo-
metern) ein Anstieg um 67,3 %. Tendenziell sind 
die Distanzen, die von Personen oder Gütern 
zurückgelegt werden, überproportional zum 
Transportaufkommen gestiegen. 

Die Verkehrsprognose im Auftrag des BMVBS 
(siehe Infokasten), die die Verkehrsentwick-
lung bis 2025 abschätzt, rechnet auch in Zu-
kunft mit einem anhaltenden Wachstum auf 
verhältnismäßig hohem Niveau. Andere Ver-
kehrsprognosen gehen von einer stärkeren Ab-
schwächung des zukünftigen Verkehrswachs-
tums aus, insbesondere, wenn das weltweite 
Wirtschaftswachstum sich abschwächen soll-
te, wie zuletzt in der Finanzkrise.32 Das BMVBS 
lässt aktuell eine neue Verkehrsprognose 
2030 erstellen, vor allem als Grundlage für den 
nächsten Bundesverkehrswegeplan. 

Zukünftige Entwicklung  
des Personenverkehrs

Im Rahmen der BMVBS-Prognose wurde für 
das Basisjahr 2004 und das Prognosejahr 2025 
das Personenverkehrsaufkommen, d. h. die 
Zahl der zurückgelegten Personenfahrten bzw. 
-wege für die unterschiedlichen Verkehrszwei-
ge bestimmt. Hierin enthalten sind sowohl die 
Fahrten der Wohnbevölkerung in Deutschland 
als auch der Transitverkehr. Zusammen mit 
den per Fuß oder Fahrrad zurückgelegten Stre-
cken wächst das Personenverkehrsaufkom-
men zwischen 2004 und 2025 um 2,7 % auf ins-
gesamt 103,1  Mrd. Fahrten. Während der nicht 
motorisierte Verkehr hierbei mit einer Abnah-
me um 6,6 % insgesamt dämpfend wirkt, bedingt 
der übrige Personenverkehr mit einer Steige-
rung von 7,1 % das Wachstum im Prognosezeit-
raum. Wie in der Vergangenheit verursachen der 
wachsende Fernverkehr sowie die Zunahme der 
Fahrtweiten ein überproportionales Wachstum 
der Verkehrsleistung gegenüber dem Verkehrs-
aufkommen. Verantwortlich für diese Entwick-
lung ist der motorisierte Verkehr mit einer Trans-
portleistungssteigerung von 19,3 %. 

Neben dem Trend zur Individualmotorisierung 
liegen die Hauptgründe für die Zunahme der 
Verkehrsmengen und -leistungen bei der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Zwar wirkt sich die 
Alterung der Bevölkerung dämpfend auf die 
Verkehrsnachfrage aus, es kommt jedoch zu ei-
ner Überkompensation durch ein verändertes 
Mobilitätsverhalten.

Die Darstellung der zukünftigen Entwicklung 
des Verkehrsgeschehens basiert auf den Er-
gebnissen der Verkehrsprognose 2025 im Auf-
trag des BMVBS.2 Wesentliche Grundlagen 
sind regional differenzierte Prognosen zur 
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung 
und Annahmen zum Infrastrukturausbau bis 
zum Jahr 2025, die auf dem Bundesverkehrs-
wegeplan 2003 basieren. Kernstück der Pro-
gnose bildet die Erstellung der räumlichen 
Verflechtungsmatrizen auf Kreisebene im 
Personen- und im Güterverkehr für die Jahre 
2004 (Analyse) und 2025 (Prognose). 

Methode: Verkehrsprognose 2025

(32) ITP/BVU: Prognose 
der deutschlandweiten 
Verkehrsverflechtung 2025, 
München, Freiburg 2007 
(Forschungsvorhaben im 
Auftrag des BMVBS).

Mit einer Transportleistungssteigerung von 
16 % und einem Anstieg der Fahrtenzahl von 
57,3 auf 62,4  Mrd. zeichnet sich auch zukünf-
tig beim motorisierten Individualverkehr ein 
Wachstumspfad ab. Neben den steigenden 
Kfz-Zulassungszahlen sind siedlungsstruktu-
relle Veränderungen sowie ein zunehmender 
Freizeitverkehr primär verantwortlich für diese 
Entwicklungen.

Bedingt durch eine Verbesserung der Ange-
botsqualität steigt das Verkehrsaufkommen im 
Bahnverkehr um 6,2 %. Das überproportiona-
le Wachstum der Transportleistung von 25,6 % 
ist auch auf den Ausbau des Fernverkehrsnet-
zes zurückführbar. Während die Bahn Zuwäch-
se verzeichnen kann, schrumpfen die Zahlen im 
öffentlichen Straßenpersonenverkehr (ÖSPV).

Durch die Veränderungen der regionalen Sied-
lungsstrukturen infolge der anhaltenden Be-
völkerungs- und Arbeitsplatzsuburbanisierung 
erhöht sich die Autoorientierung in der Bevöl-
kerung und sinkt die Zahl der zu Fuß oder mit 
dem Fahrrad erreichbaren Ziele. Unter Berück-
sichtigung der zukünftigen siedlungsstruktu-
rellen sowie demographischen Entwicklungen 
rechnet die Prognose mit einem weiteren Rück-
gang des nicht motorisierten Verkehrs. 

Aufgrund der regional unterschiedlich ge-
prägten demographischen sowie wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen ergeben sich gro-
ße regio nale Unterschiede in Bezug auf das 
Verkehrswachstum in den Teilräumen. Räu-
me mit stark wachsendem Aufkommen stehen 
Räumen mit deutlichem Rückgang gegenüber. 
Während die südlichen Bundesländer Bayern, 
Baden-Württemberg und das südliche Hessen 
sowie die Umlandregionen um Hamburg und 
Berlin, das Emsland und der deutsch-nieder-
ländische Grenzraum ein überproportionales 
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dieser Einbruch nicht berücksichtigt. Da die 
Verkehrsnachfrage mittlerweile wieder einen 
Wachstumspfad eingeschlagen hat, ist davon 
auszugehen, dass die krisenbedingte Wachs-
tumsdelle bis 2025 nur geringfügige Effekte 
hinterlassen wird.

Ähnlich wie beim Personenverkehr steigt die 
Verkehrsleistung (70,9 %) aufgrund des über-
proportionalen Wachstums der längeren 
Fahrten stärker als das Transportaufkommen 
(27,5 %). Diese Tendenz gilt verkehrsträger-
übergreifend. Während im Jahr 2004 die mitt-
leren Transportweiten im gesamten Güterfern-
verkehr 260 km betrugen, wird für das Jahr 
2025 ein Anstieg um 18 % auf 306 km prognos-
tiziert. Unter Berücksichtigung des Straßen-
güternahverkehrs steigt die durchschnittlich 
zurückgelegte Distanz von 151 auf 203 km. Die 
Entwicklung der Verkehrsbeziehungen zeigt, 
dass der Anteil des Binnenverkehrs am Ge-
samtverkehr sowohl bezüglich des Transpor-
taufkommens als auch der Transportleistung 
stark zurückgeht und der Transitverkehr stark 
zunimmt.

Karte 34
Personenverkehrsaufkommen

Datenbasis: Verkehrsprognose 2025 (ITP/BVU 2007)

Entwicklung des gesamten Verkehrsaufkommens 
im Personenverkehr 2004 bis 2025 in %

Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2008
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Abbildung 10
Personenverkehr in Deutschland nach Verkehrsmitteln

Wachstum im Prognosezeitraum aufweisen, 
sind in Mecklenburg-Vorpommern, in Berlin, in 
Teilen von Brandenburg und den südlichen neu-
en Ländern, aber auch in Nordrhein-Westfalen 
und im Saarland überproportionale Abnahmen 
im motorisierten Verkehrsaufkommen zu er-
warten. 

In Bezug auf den Modal Split (Verteilung des 
Transportaufkommens auf die unterschiedli-
chen Verkehrsmittel) zeigt sich deutlich, das 
der motorisierte Individualverkehr (MIV) in 
den Regionen mit überdurchschnittlichem Ver-
kehrswachstum der Hauptträger der Entwick-
lung ist, während der Bahnverkehr fast in al-
len peripheren, ländlichen Regionen rückläufig 
sein wird. Der Personennahverkehr mit Bussen 
und Bahnen wird dagegen flächendeckend mit 
Ausnahme einiger Großstadtregionen zurück-
gehen. 

Zukünftige Entwicklung des Güterverkehrs

Grundannahme der Prognose des Güterver-
kehrs ist, dass im gesamten Güterverkehr das 
Verkehrsaufkommen zwischen 2004 und 2025 
von 3  623 Mio. auf 4  622 Mio. t ansteigt. Ge-
schätzt wird, dass der Straßengüterfernver-
kehr um etwa 55 % zunimmt. Auch der Bahn-
verkehr (33,7 %) und die Binnenschifffahrt 
(19,9 %) werden im Prognosezeitraum voraus-
sichtlich hohe Wachstumsraten verzeichnen. 
Während der großräumige Güterverkehr ei-
nen expansiven Pfad zurücklegt, wächst der 
Straßengüternahverkehr lediglich um 2,7 %. 
Durch die Wirtschafts- und Finanzmarktkri-
se brach der Güterverkehr im Jahr 2009 stark 
ein. In der Verflechtungsprognose 2025 ist 

Quelle: BBSR 2011
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Ein weiterer wichtiger Grund ist die Abnahme 
der Binnenpendler. Immer weniger Arbeitneh-
mer wohnen und arbeiten innerhalb einer Ge-
meinde. Dieser Trend ist auch oder gerade in 
den größeren Zentren festzustellen. 

An der Entwicklung bundesweiter Eckdaten 
werden die Tendenzen deutlich: Der Anteil der 
Binnenpendler an allen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten nahm bundesweit von 
46,4 % im Jahre 1999 kontinuierlich auf nur 
noch 41,0 % im Jahre 2009 ab. Im gleichen Zeit-
raum stieg die durchschnittliche Pendeldistanz 
stetig von 14,6 km auf 16,6 km an.

Diese Entwicklungstendenzen sind zwar bun-
desweit festzustellen, unterscheiden sich aber 
in ihrer Dynamik regional sehr stark. So befin-
det sich die durchschnittliche Pendeldistanz in 
den hochverdichteten Agglomerationen in den 
alten Ländern nach wie vor auf einem niedri-
gen Niveau. Lediglich in den äußeren suburba-
nen Gürteln großer Agglomerationszentren wie 
Berlin, München, Frankfurt und Hamburg tre-
ten überdurchschnittlich hohe Pendeldistanzen 
auf.

In den neuen Ländern ist dagegen ein deutli-
ches Nordost-Südwest-Gefälle zu beobach-
ten. Es sind vor allem die dünn besiedelten 
Räume in Teilen Mecklenburg-Vorpommerns, 
Brandenburgs und der Altmark, die überdurch-
schnittlich hohe Pendeldistanzen aufweisen 
und in denen auch die Zunahme der Pendeldi-
stanzen am stärksten fortschreitet. Viele Be-
wohner dieser Teilräume pendeln mangels 
Arbeitsplätzen in der eigenen Region in die an-

Aufgrund der immer weiträumigeren wirt-
schaftlichen Verflechtungen ist ein Ende des 
Verkehrswachstums bis 2025 auch im Güter-
verkehr nicht absehbar. Die für das Jahr 2025 
prognostizierte steigende Transportintensi-
tät, ausgedrückt in tkm pro erwirtschaftetem 
Euro, ist ein Beleg für diese Entwicklung. Eine 
Entkopplung von Wirtschafts- und Verkehrs-
wachstum wird nicht erwartet.

2.4.2  Berufsverkehr und  
Pendlerverflechtungen

Die Entwicklung des Berufsverkehrs und der 
Pendlerverflechtungen ist weiterhin durch eine 
Zunahme der Pendeldistanzen geprägt. Dies ist 
jedoch nicht allein auf eine Arbeitsplatzkon-
zentration in den ökonomisch prosperierenden 
Zentren zurückzuführen. Oberzentren sind trotz 
Abwanderung von Betrieben und der fortge-
schrittenen Suburbanisierung von Handel und 
Gewerbe weiterhin die wichtigsten Arbeits-
platzzentren, weshalb sie nach wie vor das Ziel 
der umfangreichsten Pendlerströme darstellen. 

Karte 35
Güterverkehrsaufkommen

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

 

 

 

 

 

 

 

Datenbasis: Verkehrsprognose 2025 (ITP/BVU 2007)

Entwicklung des gesamten Verkehrsaufkommens 
im Güterverkehr 2004 bis 2025 in %

Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2008
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Abbildung 11
Güterverkehr in Deutschland nach Verkehrsträgern

Quelle: BBSR 2011
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grenzenden großen Arbeitsmarktzentren, die 
überwiegend in Westdeutschland liegen. 

Lange Pendeldistanzen sind aber nicht nur ein 
Indikator für schwache Arbeitsmärkte. Sie 
sind auch in den sehr weitflächigen Pendler-
einzugsräumen der großen Arbeitsmarktzen-
tren anzutreffen. Außerdem neigen vor allem 
Beschäftigte mit hoher Qualifikation zu weiten 
Pendelwegen. In Deutschland bieten insbeson-
dere die Oberzentren hochqualifizierte Arbeits-
plätze. Gute Verkehrsverbindungen zwischen 

Karte 36
Pendeldistanzen
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Häufigkeiten
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Häufigkeiten

414 1332 1539 887 122333

den Oberzentren ermöglichen zudem auch die 
tägliche Bewältigung langer Pendeldistanzen. 

Da für immer mehr Beschäftigte der Aktions-
raum zwischen Wohnen und Arbeiten nicht 
mehr auf eine Gemeinde beschränkt ist und die 
Pendelverflechtungen sich weiterhin intensi-
vieren, verbunden mit zunehmenden Pendeldi-
stanzen, dehnen sich die Pendlereinzugsräume 
der großen Arbeitsmarktzentren immer weiter 
aus und bilden immer größere Stadtregionen 
als funktionale Verflechtungsräume der Be-
schäftigten.
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Erreichbarkeit von Oberzentren – ÖPNV und 
MIV im Vergleich

Die Erreichbarkeit von Oberzentren als Arbeits-
marktzentren und Standorte der Infrastruktur-
einrichtungen sind für die meisten regelmäßi-
gen täglichen Verkehrszwecke wie den Berufs-, 
Geschäfts-, Versorgungs- und Freizeitverkehr 
von großer Bedeutung. Der größte Anteil der 
Quell- und Zielverkehre in Bezug auf die Ober-
zentren ist Nahverkehr unter 50 km. Im motori-
sierten Individualverkehr (MIV) erreichen etwa 
zwei Drittel der Bundesbevölkerung das nächs-
te Oberzentrum innerhalb von 30 Minuten Fahr-
zeit und 97 % der Bundesbevölkerung innerhalb 
einer Stunde. Eine ungünstigere Lage zu Ober-
zentren mit Fahrzeiten von mehr als 45 Minu-
ten weisen vor allem einige Mittelgebirgs- und 
Küstenregionen auf. Mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln sind die Oberzentren von nahezu allen 
Räumen deutlich langsamer zu erreichen. In-
nerhalb von 30 Minuten Reisezeit erreicht we-
niger als ein Drittel der Bundesbevölkerung 
das nächstgelegene Oberzentrum, ein Drittel 
der Bevölkerung benötigt sogar mehr als eine 
Stunde.

Für die unterschiedlichen Raumtypen wird be-
sonders bei der Analyse der Fahrzeitvortei-
le des MIV gegenüber dem ÖV deutlich, dass 
jenseits der Kernstädte und des verdichteten 
Umlands mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
einen Reisezeitnachteil mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln von mehr als 30 Minuten hat. Vor 
dem Hintergrund der Forderungen der Richtlini-
en für integrierte Netzgestaltung33, nach denen 
im ländlichen Raum das nächste Oberzentrum 

2.4.3  Öffentlicher Personennahverkehr 

Eine wichtige Stütze, insbesondere für den 
Ausbildungsverkehr, für mobilitätseinge-
schränkte Personen und Menschen ohne Pkw-
Verfügbarkeit, aber auch für den Berufsverkehr, 
ist das Angebot im öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV). Deutschlandweit können 94 % 
der Bevölkerung die nächstgelegene Haltestel-
le des ÖPNV innerhalb eines 15-minütigen Fuß-
weges (1-km-Entfernung) erreichen. Im ländli-
chen Raum muss dagegen nahezu ein Fünftel 
der Bevölkerung (etwa zwei Millionen Einwoh-
ner) weitere Zugangswege zum ÖPNV in Kauf 
nehmen. In Kernstädten ist aufgrund der grö-
ßeren Haltestellendichte die Situation dage-
gen deutlich besser zu bewerten. Nahezu die 
gesamte Bevölkerung lebt hier innerhalb eines 
15-minütigen Fußwegradius um Haltestellen öf-
fentlicher Verkehrsmittel. Die Angebotsqualität 
im ÖPNV wird darüber hinaus natürlich auch 
über die Anzahl der Verbindungen und Halte 
pro Tag bestimmt. 

Die Raumordnung hat mit §  2 Abs. 2 Nr. 3 ROG 
das politische Ziel der Sicherung der Daseins-
vorsorge explizit mit der Sicherung der Er-
reichbarkeit von Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur verknüpft. Die vom Gesetzgeber 
angestrebte Chancengerechtigkeit ist nur zu 
realisieren, wenn Personen, die nicht über Pkw 
oder andere individuelle Fortbewegungsarten 
Zugang zu Einrichtungen der öffentlichen Da-
seinsvorsorge erhalten, mit dem öffentlichen 
Verkehr ihre gewünschten Ziele zu einem ver-
träglichen Zeitaufwand erreichen können. 

Der Grad der Erreichbarkeit wird durch den be-
nötigten zeitlichen Aufwand quantifiziert. Durch 
Erreichbarkeitsanalysen kann so die Versor-
gungsqualität der Bevölkerung mit Infrastruktu-
reinrichtungen bewertet werden. Vereinfachend 
wird dabei unterstellt, dass sich diese Einrich-
tungen, ebenso wie Handels- und Arbeitsplatz-
schwerpunkte, in raumordnerisch festgelegten 
Mittel- und Oberzentren befinden. Der benötig-
te zeitliche Aufwand (Fahrzeiten) für die Erreich-
barkeit dieser Zentren im ÖPNV kann darüber 
hinaus als ein Indikator zur Bewertung eines öf-
fentlichen Verkehrsangebotes (ÖV) genutzt wer-
den. Bisher wurden aufgrund fehlender flächen-
deckender Daten diese Erreichbarkeiten in der 
Regel nur als Pkw-Erreichbarkeiten abgebildet. 
Hier können nun erstmalig nahezu flächende-
ckende deutschlandweite ÖV-Erreichbarkeiten 
ermittelt und mit den Pkw-Erreichbarkeiten ver-
glichen werden. 

(33) FGSV = Forschungsge-
sellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (Hrsg.): 
Richtlinien für integrierte 
Netzgestaltung (RIN). Aus-
gabe 2008.

Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum in Minuten

Anteil der Bevölkerung in %

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR, HaCon Ing.GmbH
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Abbildung 12
Erreichbarkeit von Oberzentren

Quelle: BBSR 2011
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Verkehrsanlagen sind Steuerungselemente 
und können beispielsweise Ampeln oder Ver-
kehrsschilder sein. Verkehrsstationen liefern 
die baulichen Zugangsmöglichkeiten zu den im 
Personen- und Güterverkehr genutzten Ver-
kehrsmitteln und ermöglichen intra- und inter-
modale Umsteige- und Umschlagsvorgänge. Zu 
diesen Stationen gehören Bahnhöfe, Flughäfen, 
Häfen, Haltestellen und Güterverkehrszentren. 

Ein charakteristisches Merkmal der Verkehrs-
infrastruktur ist ihre lange Lebensdauer. Mit 
zunehmendem Alter von Infrastrukturen erhöht 
sich allerdings auch deren Störanfälligkeit und 
nimmt der Bedarf an Erhaltungs- und Ausbau-
investitionen zu. Dies gilt insbesondere für die 
Verkehrswege in Deutschland. Die Verkehrs-
infrastruktur kann angesichts ihres hohen 
Baualters und ihres sich verschlechternden 

innerhalb von 90 Minuten erreicht werden soll, 
ist allerdings der überwiegende Anteil der Be-
wohner des ländlichen Raumes noch gut mit öf-
fentlichem Verkehr versorgt. 

2.4.4  Räumliche Erschließungsqualität der  
Fernverkehrsinfrastruktur

Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur in 
Deutschland für den Personen- und Güter-
verkehr bildet eine wichtige Grundlage für die 
wirtschaftliche Entwicklung aller Teilräume 
des Landes und ist Voraussetzung für eine aus-
reichende Mobilität von Menschen und Gütern. 
Unter dem Begriff der Verkehrsinfrastruktur 
werden alle Verkehrswege, Verkehrsanlagen 
und Verkehrsstationen zusammengefasst. Zu 
den Verkehrswegen gehören das Schienen- 
und Straßennetz sowie die Wasserstraßen. 

Karte 38
Erreichbarkeit von Oberzentren

Motorisierter Individualverkehr Öffentlicher Verkehr
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Fahrzeit mit dem Öffentlichen Verkehr (ÖV) zum nächsten
Oberzentrum in Minuten (ermittelt am 6.10.2009
zwischen 6:30 Uhr und 8:30 Uhr)

Pkw-Fahrzeit zum nächsten
Oberzentrum 2010
in Minuten

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR, HaCon Ing.GmbH Geometrische Grundlage: BKG, Länder, 31.12.2008

bis unter  30

30  bis unter  45

45  bis unter  60

60  bis unter  75

75  bis unter  90

90  und mehr

bis unter  30

30  bis unter  45

45  bis unter  60

60  bis unter  75

75  bis unter  90

90  und mehr

Oberzentrum

Teil eines ober-
zentralen Verbundes



82 Raumordnungsbericht 2011

Deutsche Einheit“ ist nun weitgehend abge-
schlossen. Der Schwerpunkt der Investitio-
nen liegt daher in Zukunft, neben der Fertig-
stellung noch laufender Vorhaben, vor allem 
in der Erhaltung und der Kapazitätserweite-
rung vorhandener Strecken. Weitere Anfor-
derungen ergeben sich aus dem Ausbau der 
europäischen Fernverkehrssysteme, insbe-
sondere mit den östlichen Nachbarstaaten.
Die Erschließung durch das bestehende Auto-
bahnnetz in Deutschland hat bezogen auf die 
Erreichbarkeit von Autobahnen mittlerweile 
ein sehr hohes Versorgungsniveau erreicht. 
Aktuell können 94 % der Bevölkerung inner-
halb von 30 Minuten Pkw-Fahrzeit den nächs-
ten Autobahnanschluss erreichen, immerhin 
85 % der Bevölkerung sogar innerhalb von 20 
Minuten. Gegenüber 1992 konnte durch den 
umfangreichen Ausbau des Autobahnnetzes 
das innerhalb von 30 Minuten Pkw-Fahrzeit 
erreichbare Bevölkerungspotenzial um rund 
drei Prozentpunkte gesteigert werden. 

Bei der hohen Autobahn-Netzdichte in 
Deutschland führt ein weiterer Neubau kaum 
noch zu Verbesserungen der Erreichbarkeits-
verhältnisse im Straßenfernverkehr. Die noch 
vorhandenen Defizite hinsichtlich des Zugangs 
zu Autobahnen bestehen inzwischen meist nur 
noch in sehr dünn besiedelten Regionen wie 
z. B. in Teilen Brandenburgs und der Altmark 
an der äußeren Peripherie des Bundesgebietes 
wie z. B. an den Küsten und bei Insellagen und 
in einigen Mittelgebirgsregionen wie z. B. der 
Schwäbischen Alb und dem Bayerischen Wald.
Im Zuge der Ausweitung des Straßengüterver-
kehrs hat sich in den vergangenen Jahren der 
sprunghaft angestiegene Lkw-Parkraumbedarf 

Modernitätsgrades langfristig nur dann funk-
tionsfähig erhalten werden, wenn ausreichen-
de Investitionen in die Bestandspflege und Mo-
dernisierung fließen. Zukünftig erhält deshalb 
die Abwägung, ob Erhaltungsmaßnahmen ge-
genüber einem weiteren Aus- und Neubau der 
Verkehrsinfrastruktur einzuplanen sind, ein hö-
heres Gewicht.

Fernstraßennetz

Deutschland weist im europäischen Vergleich 
ein sehr dichtes Fernstraßennetz (Bundes-
straßen und Autobahnen) auf. Der Ausbau des 
Autobahnnetzes in Deutschland (auf heute rd. 
12 600 km) hatte mit dem Beginn der 1990er 
Jahre im Zuge der Wiedervereinigung und 
dem nachholenden Ausbau der Verkehrsinf-
rastrukturen in Ostdeutschland noch einmal 
an Fahrt gewonnen, so dass allein in den ver-
gangenen zehn Jahren weitere rund 1  200 km 
durch Neubau dazugekommen sind. Der zur 
Angleichung der Infrastrukturversorgung in 
den neuen Ländern erforderliche Ausbau der 
Verkehrsnetze durch die „Verkehrsprojekte 

Ausbaustand 1992
Ausbaustand 2010

Fahrzeit zum nächsten Autobahnanschluss in Minuten

Anteil der Bevölkerung in %

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR
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Abbildung 13
Erreichbarkeit von Autobahnen
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da die Zugangszeiten zu öffentlichen Verkehrs-
mitteln, also der Fußweg zur ersten Haltestelle, 
in den hier berechneten Fahrzeiten noch nicht 
berücksichtigt sind.

Trotz der hohen Bedeutung des Schienennet-
zes für die Raumerschließung im öffentlichen 

als Kapazitätsgrenze der deutschen Autobahn-
infrastruktur erwiesen. Die Autobahnabschnit-
te, auf denen sich die Lkw-Transitverkehre bün-
deln, sind von dieser Problematik am stärksten 
betroffen. Um eine Verbesserung der Situation 
zu erzielen, beabsichtigt die Bundesregierung 
im Rahmen des Aktionsplans Güterverkehr und 
Logistik neben den bereits 2008/2009 errichte-
ten 3  000 Parkplätzen weitere 8  000 zusätzliche 
Parkplätze bis zum Jahr 2012 zu schaffen.

Neben den Investitionen zur Verbesserung der 
Parkplatzsituation wurden allein im Jahr 2008 
auf den Bundesfernstraßen rund 2 637 Mio. 
Euro für Kapazitätserweiterung aufgewendet. 
Hierdurch entstanden 120,9 km Neubaustre-
cken sowie 63,7 km Erweiterungsstrecken (Er-
weiterung auf sechs und mehr Fahrstreifen) im 
Bereich der Bundesautobahnen. Die Zahl der 
Bundesautobahnen mit einer Fahrbahnbrei-
te von 20 m und mehr wuchs damit in den letz-
ten zehn Jahren um insgesamt 571 km. Ferner 
wurden auf den Bundesstraßen 109,9 km zwei-
streifig und 21,4 km vierstreifig neu gebaut bzw. 
erweitert.

Fernschienennetz

Die Flächenerschließung durch die rund 220 
Haltepunkte im IC-, ICE- und EC-Verkehr ist ins-
gesamt schlechter als die durch das Autobahn-
netz, da die Zahl der direkten Zugangsmög-
lichkeiten wesentlich geringer ist. Allerdings 
ist durch die Ausrichtung der Haltepunkte auf 
die Bevölkerungskonzentrationen im Raum der 
Versorgungsrad der Bevölkerung annähernd 
gleich gut. Im MIV können über 85 % der Be-
völkerung einen Fernbahnhof innerhalb von 30 
Minuten Pkw-Fahrzeit erreichen. Obwohl der 
öffentliche Personennahverkehr wesentlicher 
Zubringer zum Schienenfernverkehr ist, können 
hier nur rund 50 % der Bevölkerung innerhalb 
von 30 Minuten Reisezeit einen Fernbahnhof 
erreichen. Während bei einer Reisezeitschwel-
le von 60 Minuten zum nächsten Fernbahnhof 
im MIV nahezu 100 % der Bevölkerung erreicht 
werden, sind es im ÖV immerhin noch 83 %, da 
die Fernbahnhöfe als Umsteigepunkte zwi-
schen Nah- und Fernverkehr in den Zentren  
liegen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass besonders in 
dünner besiedelten ländlichen Räumen das An-
gebot an Verbindungen in die nächstgelegenen 
Oberzentren oder zu Fernbahnhöfen mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln und die realisierbaren 
Fahrzeiten schlecht sind. Dies trifft insbeson-
dere Personengruppen, die von öffentlichen 
Verkehrsmitteln abhängig sind. Diese Benach-
teiligung ist in der Realität sogar noch größer, 

Motorisierter Individualverkehr
Öffentlicher Verkehr

Fahrzeit zum nächsten IC-Bahnhof in Minuten

Anteil der Bevölkerung in %

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR, HaCon Ing.GmbH
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Abbildung 14
Erreichbarkeit von IC-Bahnhöfen
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Quelle: acatech (2006): „Mobilität 2020“

Lkw-Transitverkehre Ost-West 2002 und 2020

Karte 40
Lkw-Transitverkehre Ost-West 2002 und 2020

Quelle: acatech (2006): „Mobilität 2020“

Quelle: BBSR 2011
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zeichnen war, stieg das weltweite Passagier-
aufkommen zwischen 1999 und 2009 von insge-
samt 3,4  Mrd. auf 4,8  Mrd. Personen. Im ersten 
Halbjahr 2010 wurde ein weiterer Anstieg ver-
zeichnet.

Europa hat aufgrund seiner geographischen 
Lage, seiner politischen und wirtschaftlichen 
Strukturen und Verflechtungen mit einem Pas-
sagieraufkommen von 1,4  Mrd. Personen einen 
erheblichen Anteil am weltweiten Luftverkehr. 
Dies spiegelt sich auch in der Bedeutung des 
Flughafensystems in Europa wider: Der Flug-
hafen London-Heathrow gilt mit rund 66 Mio. 
Passagieren pro Jahr als zweitgrößter Flug-
hafen, Paris-Charles de Gaulle mit 58 Mio. als 

Verkehr sind zahlreiche Strecken seit 1994 
stillgelegt worden. Während 1994 das bundes-
weite Netz (inkl. Privatbahnen) eine Strecken-
länge von 44  620 km umfasste, sind es im Jahr 
2006, obwohl zahlreiche Neubaustrecken re-
alisiert werden konnten, nur noch 41  340 km. 
Insgesamt wurden 484 Strecken mit einer Ge-
samtlänge von rund 5  179 km außer Betrieb ge-
nommen.

Luftverkehr 

Der Luftverkehr weist seit Jahren einen enor-
men Zuwachs auf. Auch wenn 2009 bedingt 
durch die weltweite Wirtschaftskrise ein 
leichter Rückgang der Passagierzahlen zu ver-

Motorisierter Individualverkehr Öffentlicher Verkehr
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Fahrzeit mit dem Öffentlichen Verkehr (ÖV) zum nächsten
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Pkw-Fahrzeit zum nächsten
IC-, ICE- oder EC-Halt 2010
in Minuten

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR, HaCon Ing.GmbH
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Geometrische Grundlage: BKG, Länder, 31.12.2008

Strecke des Schienen-
personenfernverkehrs

Karte 41
Erreichbarkeit von IC-Bahnhöfen
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sechstgrößter und Frankfurt-Rhein-Main mit 
51 Mio. als neuntgrößter Flughafen der Welt. 
Diese Flughäfen bilden die großen Drehkreu-
ze im globalen Flugverkehr. Sie übernehmen im 
sogenannten „Hub-and-Spoke“-Prinzip, nach 
dem das Standortsystem der Flughäfen welt-
weit organisiert ist, eine europaweite Sammel- 
und Verteilungsfunktion. Die Flughäfen in den 
großen Ballungsräumen geraten durch die Er-
füllung ihrer Sammel- und Verteilungsfunktion 
zunehmend an Kapazitätsgrenzen. Ein weiterer 
Ausbau an den bisherigen Standorten ist nicht 
immer möglich und stößt in der Regel auf politi-
sche Widerstände. 

Das Flughafensystem in Deutschland ist im in-
ternationalen Vergleich sehr dezentral orga-
nisiert. Derzeit wird es von 23 internationalen 
Flughäfen, darunter die beiden großen Dreh-
kreuze Frankfurt und München, und weiteren 
acht bedeutenden Regionalflughäfen gebil-
det. Abgesehen vom neuen Flughafen Berlin 
International besteht in Deutschland, trotz 
des weiterhin steigenden Passagier- und Luft-
frachtaufkommens, kein Bedarf nach weiteren 
Flughafenstandorten. Bereits jetzt sind ins-
besondere kleine Regionalflughäfen auf Sub-
ventionen durch die jeweiligen Bundesländer 
angewiesen. Bei der bedarfsgerechten Wei-
terentwicklung der bestehenden Flughäfen 
ist neben dem Kapazitätsausbau und der Ver-
besserung der verkehrlichen Anbindung daher 
vor allem die nachhaltige Sicherung der wirt-
schaftlichen Tragfähigkeit der bestehenden 
Flughäfen eine Herausforderung.

Ein zentrales Kriterium für die Standortpla-
nung und die räumliche Erschließungsqualität 
der Flughäfen in Deutschland ist ihre Erreich-
barkeit. Dabei gilt eine Reisezeitspanne von 90 
Minuten im MIV zum nächsten internationalen 
Flughafen als vertretbar. Die Berechnungser-
gebnisse der erreichbaren Bevölkerungspoten-
ziale innerhalb bestimmter Reisezeitschwellen 
zeigen, dass die Erreichbarkeit von Flughäfen 
mit dem MIV bereits in hohem Maße gewähr-
leistet ist. Über 70 % der Bevölkerung erreichen 
einen internationalen Flughafen innerhalb von 
60 Minuten Pkw-Fahrzeit. Bezieht man zusätz-
lich die bedeutenden Regionalflughäfen und die 
Flughäfen im grenznahen benachbarten Aus-
land wie Strasbourg, Salzburg und Basel-Mul-
house in die Analysen mit ein, so sind es sogar 
rund 80 % der Bevölkerung. Bei einer Reisezeit-
schwelle von 90 Minuten ist mit weit über 90 % 
nahezu eine Vollversorgung der Bevölkerung 
erreicht. Lediglich einige sehr dünn besiedelte 
Regionen in Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern sowie extreme Randlagen sind 
weiter vom nächsten Flughafen entfernt. 

Motorisierter
Individualverkehr

Öffentlicher 
Verkehr

zu Internationalen Flughäfen 
in Deutschland
zu Internationalen Flughäfen, 
bedeutenden Regionalflughäfen in 
Deutschland und dem benachbarten 
grenznahen Ausland

Fahrzeit zum nächsten Flughafen in Minuten

Anteil der Bevölkerung in %

Datenbasis: Erreichbarkeitsmodell des BBSR, HaCon Ing.GmbH
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Auch wenn 2009 bedingt durch die Finanz- und 
Wirtschaftskrise weltweit ein starker Rück-
gang des Transportaufkommens zu verzeich-
nen war, lässt sich an den aktuellen meist zwei-
stelligen jährlichen Zuwachsraten ablesen, 
dass die globalen Vernetzungen immer weiter 
zunehmen. 80 % des Containerseeverkehrs in 
Europa konzentrieren sich in nur 18 Häfen, vor 
allem an einigen wenigen historisch gewach-
senen Hafenstandorten (Rotterdam, Hamburg, 
Antwerpen, Le Havre, Barcelona, Genua). In-
nerhalb Deutschlands werden über 98 % des 
Containerseeverkehrs über den Hafen Ham-
burg und die Bremischen Häfen abgewickelt. 
Wichtigster Handelspartner im Containerver-
kehr ist dabei mit großem Abstand die Volksre-
publik China, der 2009 etwa jeder Dritte der im 
Hafen Hamburg umgeschlagenen rund 7 Mio. 
Container (in TEU) zuzuschreiben ist. Dies ist 
mehr als das Dreißigfache gegenüber dem Jahr 
1995. 

Nicht alle Häfen sind für die Anforderungen 
des heutigen Seeverkehrs mit immer größe-
ren Schiffen und höherem Tiefgang geeignet. 
So entstanden nach und nach auch abseits der 
Ballungsräume, aber günstig an den großen 
Schifffahrtsrouten gelegen, neue Umschlag-
plätze für den globalen Containerseeverkehr, 
so z. B. die Häfen Gioia Tauro in Süditalien und 
Marsaxlokk auf Malta. Das enorme Wachs-
tum im Containerseeverkehr war auch Anlass 
für die Planung des Tiefwasser-Containerha-
fens in Wilhelmshaven, den JadeWeserPort. 
Durch die Ausweitung der Kapazitäten in den 
deutschen Seehäfen soll der hohen Bedeutung 
Deutschlands als Export- und zunehmend auch 
als Transitland Rechnung getragen werden. 

Wasserstraßennetz

Das Wasserstraßennetz in Deutschland be-
steht neben den Seeschifffahrtswegen aus 
den Binnenwasserstraßen. Die in Europa be-
deutendsten Binnenwasserstraßen sind der 
Rhein und die Donau. In Abhängigkeit von ih-
rer Befahrbarkeit durch verschiedene Schiffs-
typen bzw. Schiffsformationen werden die eu-
ropäischen Binnenwasserstraßen in sieben 
Hauptklassen eingeteilt. Das deutsche Binnen-
wasserstraßennetz ist 7 309 km lang und be-
steht aus natürlichen sowie künstlichen Ver-
kehrswegen (Flüsse/Kanäle).

Die Kapazität der Binnenwasserstraßen ist ne-
ben ihrer Breite vor allem durch die Wassertie-
fe bestimmt. Viele Flüsse sind in Deutschland 
nur aufgrund einer ausgebauten Schleuseninf-
rastruktur schiffbar. Zurzeit sind keine Kapazi-
tätsengpässe auf den wichtigen Korridoren des 

Im Öffentlichen Verkehr (ÖV) ist die Versor-
gungssituation wesentlich schlechter. Nur 
rund 25 % der Bevölkerung erreichen einen 
internationalen Flughafen innerhalb von 60 
Minuten Reisezeit, und auch bei 90 Minuten 
Reisezeit im ÖV sind nur knapp über 50 % der 
Bevölkerung versorgt. Diese Anteile lassen 
sich auch durch die Einbeziehung der Regional-
flughäfen und der Flughäfen im grenznahen be-
nachbartem Ausland nicht spürbar erhöhen, so 
dass hier ein gravierendes Versorgungsdefizit 
besteht. Die Verbesserung der ÖV-Anbindung 
ist daher vor allem für Flughäfen ein wichtiges 
Ziel der Verkehrsplanung.

Seeverkehr

Eine ähnlich bedeutende Rolle, wie der Luft-
verkehr im globalen Personenverkehr einnimmt, 
kommt im globalen Güterverkehr dem Contai-
nerseeverkehr zu. Mittlerweile wird über ein 
Drittel aller Güter im Seeverkehr mit Contai-
nern abgewickelt; weltweit hat sich der Con-
tainerumschlag von 88 Mio. TEU (Twenty-foot 
Equivalent Unit) im Jahre 1990 auf 525 Mio. 
TEU im Jahre 2008 versechsfacht. 

Karte 43
Flughäfen und Seehäfen in Europa

Passagieraufkommen
der Flughäfen 2009
in Mio.

Datenbasis: 
World Airport Traffic Report 2009,
http://www.hafen-hamburg.de
Geometrische Grundlage: 
GfK GeoMarketing, Regionen 
NUTS 0, 31.12.2008
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(34) BMVBS = Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung: 
Nationales Hafenkonzept 
für See- und Binnenhäfen: 
Entwurf, Juni 2009. 

(35) PLANCO/bfg: Ver-
kehrswirtschaftlicher und 
ökologischer Vergleich der 
Verkehrsträger Straße, 
Schiene und Wasserstraße, 
2007. 

(36) Europäische Kommis-
sion: Fahrplan zu einem 
einheitlichen europäischen 
Verkehrsraum – Hin zu 
einem wettbewerbsorien-
tierten und ressourcenscho-
nenden Verkehrssystem. 
Weissbuch der Europäi-
schen Kommission. Brüssel, 
28. März 2011, KOM(2011) 
144 endg..

Binnenwasserstraßennetzes erkennbar.34 Neu-
bauprojekte im Bereich der Verkehrswege sind 
daher nicht erforderlich. Angesichts der Al-
tersstruktur müssen zukünftig jedoch verstärkt 
Erhaltungs- bzw. Ersatzinvestitionen getätigt 
werden. 

Das nationale Hafenkonzept des Bundes for-
muliert als ein zentrales Ziel, den Ausbau der 
hafenrelevanten Verkehrsachsen und -kno-
ten voranzutreiben und Kapazitätsengpässe in 
den Häfen zu beseitigen.35 Maßnahmen zur Er-
füllung dieses Zieles betreffen primär die Ver-
kehrsträger Straße sowie Schiene und nicht 
die Wasserstraßen selbst.

2.4.5  Schaffung eines Transeuropäischen        
Verkehrsnetzes (TEN-T)

Die gemeinsame europäische Verkehrspolitik 
verfolgt nach Art. 90 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union (AEUV) die 
Entwicklung eines effizienten, effektiven und 
nachhaltigen europäischen Verkehrssystems 
als Ziel, das
•	 ein	hohes	Maß	an	Mobilität	bietet	und	dabei	

möglichst negative Nebeneffekte minimiert 
sowie

•	 die	 Umwelt	 schützt,	 Energiesicherheit	 ge-
währleistet und geringe Treibhausgasmen-
gen ausstößt.

Eine zentrale Rolle kommt in diesem Zusam-
menhang dem Aufbau eines Transeuropäi-
schen Verkehrsnetzes (TEN-T) zu, das sowohl 
für den Binnenmarkt als auch für den sozialen, 
wirtschaftlichen und territorialen Zusammen-
halt wichtige infrastrukturelle Voraussetzun-
gen schafft. Dieses Netz soll nach und nach 
durch die Integration von Transportinfrastruk-
turen zu Land, Wasser und Luft geschaffen 
werden. Neben den physischen Netzen sind 
auch intelligente Verkehrsmanagementsyste-
me und das Galileo-Navigationssystem vorge-
sehen. Komponenten des Netzes sind Schiene, 
Straße, Binnenwasserstraßen und „Meeres-
autobahnen“, die untereinander über Knoten-
punkte wie (Flug-)Häfen verknüpft werden.

Das transeuropäische Schienennetz z. B. be-
steht aus Hochgeschwindigkeitsverbindun-
gen, Ausbaustrecken und konventionellen 
Strecken. Im Bereich Straße ist es ein wich-
tiges Anliegen, Engpässe (sog. „Flaschenhäl-
se“) auszubauen, so dass der Verkehr zukünf-
tig reibungslos abgewickelt werden kann. Eine 
strategische Grundlage für die Entwicklung 
der europäischen Verkehrsnetze bildet das 

Weißbuch zur Zukunft der europäischen Ver-
kehrspolitik, das für einen Zeitraum von zehn 
Jahren Schwerpunkte und konkrete verkehrs-
politische Maßnahmen definiert. Das aktuelle 
Weißbuch Verkehr wurde im März 2011 von der 
europäischen Kommission veröffentlicht. Da-
bei wurde der Schwerpunkt auf einen einheit-
lichen europäischen Verkehrsraum gelegt, der 
die Entwicklung hin zu einem wettbewerbso-
rientierten und ressourcenschonenden Ver-
kehrssystem vorantreiben soll.36

Im Rahmen der bisherigen und noch gültigen 
TEN-T ist geplant, 30 prioritäre Projekte, die 
eine zentrale Rolle im Aufbau des Verkehrs-
netzes spielen, vorrangig zu realisieren (Zeit-
horizont bis 2020). Es handelt sich hierbei um 
Projekte aus allen Verkehrsbereichen (Schie-
ne, Wasserstraßen, Luftverkehr sowie Satel-
litennavigation). Die Konzentration erfolgt auf 
wichtige europäische Achsen sowie Hochge-
schwindigkeitsnetze. Viele der Projekte sind 
bereits in der Förderperiode bis 2006 begon-
nen worden und werden in der Periode 2007 bis 
2013 fortgeführt. Einige Projekte sind bereits 
abgeschlossen, andere sollen bis spätestens 
2020 realisiert werden.

In das gesamte TEN-T Netz wurden seit 1996 
bereits 400  Mrd. Euro investiert. Für 2007 bis 
2013 werden weitere 330  Mrd. Euro veran-
schlagt und vorwiegend auf grenzüberschrei-
tende Abschnitte konzentriert. Allein für die 
prioritären Projekte, die bis 2020 realisiert wer-
den sollen, besteht noch ein Investitionsbedarf 
in Höhe von 270  Mrd. Euro. Angesichts dieses 
Investitionsvolumens ist der TEN-T-Haushalt 
für diesen Zeitraum mit 8  Mrd. Euro eher gering 
bemessen. Der Rest soll aus den Strukturfonds 
(44  Mrd. Euro), von der Europäischen Investi-
tionsbank (52,5  Mrd. Euro) sowie den nationa-
len Haushalten beigesteuert werden.

Derzeit managt die mit der technischen und fi-
nanziellen Abwicklung der Projekte betrau-
te Exekutivagentur für das transeuropäische 
Verkehrsnetz (TEN-T EA) über 400 Projekte. 
113 Projekte werden noch aus der vorigen För-
derperiode bis 2006 (427,2 Mio. Euro) und 291 
Projekte bereits in der neuen Förderperiode fi-
nanziert (7 109 Mio. Euro). Der größte Teil der 
Projektmittel fließt in die prioritären Projekte 
(rund 84 %). Hierbei ist anzumerken, dass nur 
gut die Hälfte des Projektbudgets für tatsäch-
liche Bauarbeiten aufgewendet wird (56,6 %), 
der Rest wird für Studien (17,6 %) oder kombi-
nierte Studien-/Umsetzungsprojekte (25,9 %) 
eingesetzt.
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7.   Autobahnachse Igoumenitsa/Patra-Athina-Sofia-Budapest
8.   Multimodale Achse Protugal/Spanien – übriges Europa
9.   Schienenachse Cork–Dublin–Belfast–Stranraer: 2001 
      abgeschlossen
10. Flughafen Malpensa: 2001 abgeschlossen
11. Øresund-Brücke: 2000 abgeschlossen
12. Schienen-/Straßenachse Nordisches Dreieck
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17. Schienenachse Paris-Strasbourg-Stuttgart-Wien-Bratislava
18. Wasserstraße Rhine/Meuse-Main-Danube
19. Interoperabilität im Hochgeschwindigkeitsschienenverkehr
      auf der Iberischen Halbinsel
20. Schienenachse Fehmarnbelt
21. Meeresautobahnen
22. Schienenachse Athina–Sofia–Budapest–Wien–Praha–
      Nürnberg/Dresden
23. Schienenachse Gdansk-Warszawa-Brno/Bratislava-Wien
24. Schienenachse Lyon/Genova-Basel-Duisburg-
      Rotterdam/Antwerpen
25. Autobahnachse Gdansk-Brno/Bratislava-Vienna
26. Schiene-/Straßenachse Ireland/United 
      Kingdom/Kontinentaleuropa
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30. Binnenwasserstraße Seine-Scheldt
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2.4.6  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Die raum- und umweltverträgliche Bewälti-
gung des prognostizierten zukünftigen Wachs-
tums der Verkehrsmenge und -leistung wird 
eine zentrale Herausforderung für die Raum-
ordnungsplanung von Bund, Ländern und Re-
gionen darstellen. Bereits heute ist allerdings 
absehbar, dass sich die Aufgabenschwerpunk-
te von der Planung und Sicherstellung neuer 
Verbindungen und Achsen immer mehr in Rich-
tung des Bestandserhaltes und der vorsichti-
gen Kapazitätserweiterung verschieben wer-
den. Volkswirtschaftlich ist es sinnvoller, die 
staubedingten Reisezeitverluste auf hochbe-
lasteten Strecken und Knoten durch Ausbau 

Zukunft der TEN-T

Im Einklang zu den Arbeiten zum Weißbuch 
Verkehr wurde von der Europäischen Kom-
mission ein Konsultationsverfahren über die 
künftige Politik für das transeuropäische Ver-
kehrsnetz durchgeführt. Die wesentlichen Er-
gebnisse dieses zweijährigen Konsultations-
prozesses sind im Oktober 2011 durch einen 
Vorschlag für eine neue Verordnung bekannt 
gemacht worden.37 Gegenüber der bisherigen 
Vorgehensweise wird damit ein deutlich abwei-
chender Ansatz verfolgt. Werden diese neuen 
Leitlinien für die Entwicklung eines transeu-
ropäischen Netzes wie geplant verabschiedet 
und umgesetzt, ergeben sich hieraus grundle-
gende methodische und organisatorische so-
wie finanzierungstechnische Veränderungen. 

Mit der neuen Verordnung soll das angestreb-
te einheitliche europäische Verkehrssystem 
schneller realisiert werden. Eingeleitet wurde 
der Prozess durch eine Bestandsaufnahme der 
TEN-T im März 2007 sowie durch das Grünbuch 
zur Zukunft der TEN-T38 Anfang 2009. Beide 
Dokumente gehen insbesondere auf die Verzö-
gerungen und Schwierigkeiten der Umsetzung 
der 30 prioritären Projekte ein.

Mit Hilfe einer zielgenauen Konzentration der 
EU-Verkehrsfinanzierung auf ein viel kleineres 
und enger gefasstes Verkehrsnetz für Europa 
soll der EU-Mehrwert maximiert werden. Das 
neue TEN-V-Netz soll zukünftig aus zwei Ebe-
nen bestehen. Zum einen soll es ein Kernnetz 
geben, dessen Vollendung bis zum Jahre 2030 
geplant ist. Zum anderen wird bis 2050 ein Ge-
samtnetz angestrebt, das die EU vollständig 
abdeckt und die Erreichbarkeit aller Regionen 
gewährleistet. Durch die geplante Verordnung 
sollen die Mitgliedstaaten rechtlich verpflichtet 
werden, die Vorhaben tatsächlich zu realisieren, 
damit 2030 ein uneingeschränkt funktionsfähi-
ges Kernnetz zur Verfügung steht. Das Kernnetz 
wird durch das Gesamtnetz unterstützt, wel-
ches weitgehend von den Mitgliedstaaten fi-
nanziert wird. Der Finanzierungsbedarf für das 
Kernnetz bis zum Jahr 2030 wird auf 500  Mrd. 
Euro geschätzt. Angesichts dieser großen finan-
ziellen Herausforderung plant die EU, innovative 
Finanzierungsinstrumente einzusetzen.

Ein Korridorkonzept soll die Errichtung des 
Kernnetzes erleichtern. Um den Ausbau der 
Infrastruktur im Kernnetz zügig voranzutrei-
ben, sollen zehn definierte Korridore jeweils 
durch einen europäischen Koordinator betreut 
werden. Ein Korridor umfasst mindestens drei 
Verkehrsträger, drei Mitgliedstaaten und zwei 
grenzübergreifende Abschnitte.

Geometrische Grundlage: GfK Macon
Datengrundlagen: European Commission 2011
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2) Warsawa - Berlin - Amsterdam Corridor
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7) Atlantic Corridor
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9) Antwerp- Lyon - Basel Corridor

10) Seine - Danube Corridor
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(37) European Commission: 
Proposal for a Regulation 
of the European Parliament 
and of the Council on Union 
Guidelines for the Develop-
ment of the Trans-European 
Transport Network. Brussels 
2011, COM (2011) 650/2.

(38) Europäische Kommis-
sion: TEN-V: Überprüfung 
der Politik – ein besser inte-
griertes transeuropäisches 
Verkehrsnetz im Dienst der 
gemeinsamen Verkehrspoli-
tik. Grünbuch der Kommis-
sion der Europäischen 
Gemeinschaften. Brüssel 
2009, KOM(2009) 44 endg., 
Ratsdok. 6135/09, S. 18.
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Verkehrsbedingte Luftschadstoff- und Lärm-
emissionen und somit die Verbesserung der 
Luftqualität und Lärmsituation werden auch 
in den kommenden Jahren nicht nur die Um-
weltpolitik beschäftigen. Auch die Raumord-
nung muss ihren Beitrag zur Vermeidung von 
Umweltbelastungen und zur Verbesserung 
der Lärm- und Luftschadstoffsituationen leis-
ten. Wesentliche Potenziale zur Minderung 
von Luftschadstoffbelastungen liegen – insbe-
sondere in Städten mit stark belasteten Stra-
ßenschluchten – in der lokalen und regionalen 
Verringerung von Kfz-Emissionen. Die wesent-
lichen Handlungsfelder sind bei der Luftreinhal-
tung und der Lärmminderung nahezu identisch, 
weil die Verursacher die gleichen sind. Luft-
reinhalte-, Lärmminderungs- und Verkehrsent-
wicklungsplanung sollten deshalb zukünftig 
besser aufeinander abgestimmt werden. Ge-
fordert sind horizontal und vertikal koordinier-
te Vorgehensweisen, die an den Ursachen der 
Verkehrsentstehung ansetzen und sowohl die 
Attraktivitätssteigerung des nicht motorisier-
ten und öffentlichen Verkehrs als auch die Ef-
fektivität des Kfz-Verkehrs fördern. Im Idealfall 
findet diese Abstimmung im Rahmen eines in-
tegrierten Raumentwicklungs- und Verkehrs-
konzeptes statt, das Stadt und Umland sowie 
die ländlichen Räume umfasst.

Eine besondere Herausforderung für die Lan-
des- und Regionalplanung stellt die Anpassung 
von Leistungen des öffentlichen Verkehrs an 
eine sinkende Nachfrage dar. Gerade in Regio-
nen mit einer geringen und zurückgehenden 
Bevölkerungsdichte, also aus nahverkehrspla-
nerischer Sicht nachfrageschwachen Räumen, 
gilt es Mindeststandards des öffentlichen Per-
sonenverkehrs auch zukünftig zu gewährleis-
ten. Dies hat die MKRO bereits erkannt und 
in ihren Leitbildern und Handlungsstrategi-
en für die Raumentwicklung von Deutschland 
durch entsprechende Ziele für die Sicherung 
der Daseinsvorsorge in nachfrageschwachen 
Räumen verankert. Da die Gewährleistung ei-
ner Mindestversorgung für die betroffenen 
Räume eine erhebliche Kostenbelastung dar-
stellt, zumal diese besonders mit knappen öf-
fentlichen Kassen, rückläufigen Erwerbstäti-
genzahlen und sinkenden Steuereinnahmen zu 
kämpfen haben, kann selbst eine Mindestver-
sorgung hier vielfach nur noch unter erhebli-
chen Schwierigkeiten finanziert werden.

zu reduzieren, als durch Neubauten großräu-
mige Erreichbarkeitsverbesserungen zu erzie-
len. Insbesondere im nachgeordneten Bundes-
straßennetz können durch die Entschärfung 
von Verkehrsengpässen und Ortsumgehungen 
noch größere Reisezeiteffekte bei der Ver- und 
Anbindung von Zentren erzielt werden. 

Die Raumordnungspolitik muss sich darauf ein-
stellen, dass wir am Beginn einer neuen Mo-
bilitätsepoche stehen: der postfossilen Mobi-
lität. Schon bald werden fossile Energieträger 
nicht mehr im heute bekannten Umfang und 
zu den gewohnten Preisen zur Verfügung ste-
hen. Mit der Verknappung und Verteuerung des 
Energieträgers Öl sind neben technischen (z. B. 
Elektroautos) auch Verhaltensanpassungen zu 
erwarten, die sich auf den allgemeinen Wachs-
tumstrend im Verkehrsbereich auswirken wer-
den. Eine Übertragung schon heute bekannter 
Ausprägungen des Verkehrs auf die mittelfristi-
ge Zukunft ist somit sehr risikobehaftet. 

Mit Sicherheit kann allerdings erwartet wer-
den, dass sich die Schere zwischen Räumen 
mit hoher Verkehrsbelastung und Gebieten, in 
denen die Verkehrsleistung demographisch 
bedingt rückläufig ist, noch weiter ausein-
ander bewegen wird. Dies erfordert von der 
Raumordnungspolitik sehr unterschiedliche 
Strate gien – je nachdem, ob hohe Verkehrs-
belastungen in betroffenen Räumen abgemil-
dert werden müssen oder unter erschwerten 
wirtschaftlichen Bedingungen eine öffentliche 
Verkehrsinfrastruktur für immer weniger Men-
schen bereitzustellen ist. 

Der Raumordnungsplanung kommt hinge-
gen  – im Sinne einer Langfriststrategie – eine 
entscheidende Rolle bei der Förderung ver-
kehrssparsamer und -vermeidender Siedlungs-
strukturen zu. Schon immer gehörte es zu ih-
rer Aufgabe, die Entwicklung neuer Wohn- und 
Gewerbegebiete auf die raumordnerisch ver-
träglichen Standorte zu lenken. Eine integrier-
te Siedlungs- und Verkehrsplanung durch die 
Raumordnung von Bund, Ländern und Regio-
nen fördert die Konzentration von Siedlungs-
flächen an Verkehrsachsen und -knoten und 
richtet die Neubautätigkeit verstärkt auf die 
Haltestellen des öffentlichen Verkehrs aus. So 
kann das Verkehrswachstum gemindert wer-
den. Bundes- und Landespolitik verlangen da-
her von der Raumordnung, in Zukunft verstärkt 
die städtebauliche Innenentwicklung vor der 
Außenbereichsentwicklung zu fördern, so dass 
die bereits bestehende Verkehrsinfrastruktur 
insbesondere in Räumen schrumpfender Nach-
frage effektiver ausgenutzt werden kann.

(39) BMWi / BMU = Bundes-
ministerium für Wirtschaft 
und Technologie, Bundes-
ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Energiekonzept 
für eine umweltschonende, 
zuverlässige und bezahlbare 
Energieversorgung. 28. Sep-
tember 2010. Berlin 2010.

(40) BMWi: Der Weg zur 
Energie der Zukunft – sicher, 
bezahlbar und umwelt-
freundlich. Berlin, 6.6.2011

(41) Bundesrepublik 
Deutschland (Hrsg.): 
Nationaler Aktionsplan für 
erneuerbare Energie gemäß 
der Richtlinie 2009/28/EG

zur Förderung der Nutzung 
von Energie aus erneuerba-
ren Quellen. Berlin 2010.

http://www.bmu.de/files/
pdfs/allgemein/application/
pdf/nationaler_aktionsplan_
ee.pdf, [Stand 16.8.2010]

(42) Wachstum, Bildung, Zu-
sammenhalt. Der Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU 
und FDP, 17. Legislaturperio-
de, Oktober 2009 http://www.
cdu.de/doc/pdfc/091026-
koalitionsvertrag-cducsu-
fdp.pdf

(43) Deutsche Energie-
agentur: Dena Netzstudie 
II. Integration erneuerbarer 
Energien in die deutsche 
Stromversorgung im Zeit-
raum 2015–2020 mit Ausblick 
2025. Berlin 2011
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•	 Gesetz	 zur	 Stärkung	 der	 klimagerechten	
Entwicklung in den Städten und Gemeinden 
(BauGB).

Gegenüber der europäischen Kommission hat 
sich Deutschland im nationalen Aktionsplan 
Erneuerbare Energien41 das Ziel gesetzt, 18 % 
erneuerbare Energien am Bruttoenergiever-
brauch bis 2020 zu erreichen. Der hohe Stel-
lenwert von Energieeffizienz und Klimaschutz 
wird im Koalitionsvertrag der 17. Bundesregie-
rung42 betont. 

Der geforderte Ausbau erneuerbarer Energien 
stellt die Raumordnung vor eine ihrer größten 
Herausforderungen. Der geplante Umbau des 
Energiesystems geht mit einer starken Dezen-
tralisierung einher und zieht einen erheblichen 
Flächenbedarf für Energieträgeranbau, Anla-
gen und Leitungsinfrastrukturen nach sich. Al-
lein für den notwendigen Netzumbau und -aus-
bau gehen Schätzungen von bis zu 3 600 km 
aus.43 Aufgabe der Raumordnung ist, diesen 
Umbauprozess möglichst raumverträglich zu 
flankieren.

Die Europäische Kommission stellt im Weiß-
buch „Anpassung an den Klimawandel in Euro-
pa – Ein europäischer Aktionsrahmen“ insbe-
sondere in den Erläuterungsdokumenten einen 
Aktionsrahmen vor44, zu dessen Umsetzung ein 
Aktionsplan Anpassung 2011 in Erarbeitung ist. 
Weiterhin hat die Ministerkonferenz für Raum-
ordnung (MKRO) zu „Raumordnung und Klima-
wandel“45 im Juni 2009 ein Handlungskonzept 
zu Vermeidungs-, Minderungs- und Anpas-
sungsstrategien im Hinblick auf die räumlichen 
Konsequenzen des Klimawandels vorgelegt, 
das derzeit weiterentwickelt wird. Sollen die 

2.5 Energie und Klima 

Die EU verfolgt das strategische Ziel, den An-
stieg der globalen Durchschnittstemperatur 
auf höchstens 2°C gegenüber dem vorindust-
riellen Niveau zu begrenzen. Wichtigster Bau-
stein der europäischen Klimaschutzbemühun-
gen ist das Klima- und Energiepaket der EU 
vom Dezember 2008, mit dessen Hilfe bis zum 
Jahr 2020 folgende Teilziele erreicht werden 
sollen: 
•	 Senkung	 der	 Treibhausgasemissionen	 um	

20 % im Vergleich zu 1990 (um 30 % im Falle 
eines internationalen Post-Kyoto-Überein-
kommens) 

•	 Senkung	 des	 Energieverbrauchs/Steigerung	
der Energieeffizienz um 20 % 

•	 Steigerung	 des	 Anteils	 erneuerbarer	 Ener-
gien auf 20 % des Gesamtenergieverbrauchs 
(Bruttoendenergieverbrauch). 

Innerhalb des Klima- und Energiepakets wer-
den unterschiedliche Zielwerte für die Mit-
gliedstaaten definiert, sowohl für die Senkung 
der Treibhausgasemissionen als auch für die 
Steigerung des Anteils erneuerbarer Ener gien. 
Das damalige Bundeskabinett hat 2007 mit 
dem Integrierten Energie- und Klimaprogramm 
(IEKP) erstmals die energie- und klimapoliti-
schen Ziele der EU konkretisiert. Mit dem im 
September 2010 verabschiedeten Energiekon-
zept geht die Bundesregierung einen wesentli-
chen Schritt weiter, besonders im Ausbau der 
erneuerbaren Energien.39 Mit dem im Juni 2011 
beschlossenen Ausstieg aus der Atomenergie 
wird der Handlungsbedarf bezüglich der am-
bitionierten Zielsetzungen zur Energiewende 
verstärkt. Die Bundesregierung unterstreicht 
diesen Handlungsbedarf in ihren Eckpunkten 
für ein energiepolitisches Konzept.40 Die einge-
leitete Energiewende wird durch sieben Geset-
zesinitiativen des Bundes flankiert:
•	 Gesetz	zur	Neuregelung	des	Rechtsrahmens	

für die Förderung der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien (EEG)

•	 Gesetz	 über	 Maßnahmen	 zur	 Beschleuni-
gung des Netzausbaus Elektrizitätsnetze 
(NABEG)

•	 Gesetz	 zur	Neuregelung	 energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften (EnWGÄndG)

•	 13.	 Gesetz	 zur	 Änderung	 des	 Atomgesetzes	
(AtomG)

•	 Gesetz	 zur	 Änderung	 des	 Gesetzes	 zur	 Er-
richtung eines Sondervermögens „Energie- 
und Klimafonds“ (EKFG-ÄndG)

•	 Gesetz	 zur	steuerlichen	Förderung	von	ener-
getischen Sanierungsmaßnahmen an Wohn-
gebäuden (EStG)

Abbildung 16
Anteile erneuerbarer Energien (EE) am gesamten Endenergieverbrauch in 
der EU 2008 
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(44) Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften: 
Weißbuch – Anpassung 
an den Klimawandel: Ein 
europäischer Aktionsrah-
men. KOM/2009/0147, 2009. 
http://eur-lex.europa.eu/
LexUriServ/LexUriServ.
do?uri=CELEX:52009DC0147: 
EN:NOT (09.10.2009)

Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU)
(Hrsg.): Entwicklung der 
erneuerbaren Energien in 
Deutschland im Jahr 2009 
– Berlin 2010 http://www.
bmu.de/files/pdfs/allgemein/
application/pdf/ee_hinter-
grund_2009_bf.pdf [Stand 
13.07.10]

(45) MKRO = Minister-
konferenz für Raumord-
nung: Raumordnung und 
Klimawandel; Anlage zur 36. 
Ministerkonferenz vom 10. 
Juni 2009, Berlin 2009.
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europäischen und deutschen Energie- und Kli-
maziele erreicht werden, muss auch die Raum-
ordnung einen Beitrag leisten.

2.5.1  Ziele der Energiepolitik

Die Zunahme erneuerbarer Energien in 
Deutschland wird durch Ziele und Initiativen 
auf internationaler, europäischer, Bundes- und 
Länderebene beeinflusst. Insbesondere (in-
ternationale) Vereinbarungen zur Minderung 
des CO2-Ausstoßes, die im Rahmen von Kli-
maschutzzielen getroffen wurden, setzen auf 
CO2-neutrale bzw. -minimierende regenerative 
Energien. 2008 haben die erneuerbaren Ener-
gien bereits 10 % am gesamten Endenergiever-
brauch in der EU erreicht und damit die Hälfte 
des Zielwertes des 20-%-Ziels, welches bis 
2020 erreicht werden soll, bereits umgesetzt.

Über die im IEKP festgelegten Ziele hat die 
Bundesregierung den Ausbau der erneuerba-
ren Energien als ein Kernelement der energie-
politischen Strategie Deutschlands festgelegt 
und die EU-Vorgaben berücksichtigt. Deutsch-
land ist gefordert, bis 2020 den Anteil erneuer-
barer Energien auf 18 % am Bruttoendenergie-
verbrauch zu steigern. Perspektivisch soll ihr 
Anteil bis 2050 auf 60 % ansteigen.

Langfristszenarien halten die Realisierung ei-
nes Energiesystems, das zu 100 % auf erneu-
erbaren Energien basiert, in Deutschland bis 
2050 für möglich.46, 47 In dem von der EU von je-
dem Mitgliedstaat geforderten Nationalen Ak-
tionsplan Erneuerbare Energie geht die Bun-
desregierung davon aus, dass das verbindliche 
nationale Ziel von 18 % erneuerbare Energien 
am Bruttoendenergieverbrauch 2020 nicht nur 
erreicht, sondern sogar übertroffen werden 
kann. Für die einzelnen Sektoren ergeben sich 
nach der Schätzung im Aktionsplan für das Re-
ferenzjahr 2020 Anteile erneuerbarer Energien 
von:
•	 38,6	%	im	Stromsektor	
•	 15,5	%	im	Bereich	Wärme/Kältesektor
•	 13,2	%	im	Verkehrssektor.

Der politisch anvisierte Umbau der Energiever-
sorgung auf solch hohe Anteile erneuerbarer 
Energien ist für die Raumordnung eine außer-
ordentliche Herausforderung. In den nächsten 
Jahren werden die Raumordnung von Bund und 
Ländern vor allem folgende Aufgaben beschäf-
tigen: 
•	 Ausbau	der	erneuerbaren	Energien	als	Alter-

native zu fossilen Energieträgern (Öl, Kohle, 
Erdgas) und Kernbrennstoffen (Uran)

•	 Ausbau	und	die	Modernisierung	der	Energie-
netze und der Energiespeicher 

Abbildung 17
Struktur der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nach installierter 
Leistung

Datenbasis: BMU 2011
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tende Potenziale für die Erschließung erneu-
erbarer Energien aufweist. Geht man nämlich 
davon aus, dass die wichtigste Energiequel-
le der Zukunft die Energieeinsparung ist, wird 
deutlich, welches große Potenzial der Gebäu-
debestand in Deutschland für die Energieein-
sparung durch verbesserte Wärmedämmung 
bietet. Auch das bisher nicht genutzte Solar-
potenzial von Gebäudedächern und Fassaden 
sollte nicht unterschätzt werden. Im Gegen-
satz zum Ausbau der Windenergienutzung und 
der energetischen Nutzung von Biomasse geht 
dessen intensivierte Mobilisierung nicht mit ei-
ner Zunahme der ökologisch und ernährungs-
politisch problematischen Flächeninanspruch-
nahme einher.

Für viele erneuerbaren Energien sind die ener-
getischen Potenziale allerdings dort besonders 
groß, wo umfangreiche land- und forstwirt-
schaftliche Flächen und günstige Bedingungen 
für die Errichtung von Anlagen bestehen. Bio-
energieanlagen finden sich zwar auch im städ-
tischen Raum, mit mehr als 60 % sind diese An-
lagen aber überwiegend im ländlichen Raum 
vorzufinden. Begründet liegt dies in der Nähe 
zu den notwendigen Substraten aus der Land-
wirtschaft. Im ländlichen Raum konzentrieren 
sich auch die meisten Windenergieanlagen, da 
Windparks umfangreiche Abstände zum Sied-
lungsraum einhalten müssen.

•	 energiesparende	 Weiterentwicklung	 der	
Siedlungsstruktur und des Gebäudebestan-
des

•	 Erhöhung	 der	 Energieeffizienz	 der	 Verkehrs-
infrastruktur und Flankierung des Ausbaus 
der Infrastruktur für die Elektromobilität und 
andere postfossile Mobilitätsformen

•	 Steigerung	 der	 Flächeneffizienz	 erneuerba-
rer Energien.

2.5.2  Erneuerbare Energien

Der Anteil der erneuerbaren Energien am End-
energieverbrauch stieg in Deutschland von 
1999 bis 2010 von 2,8 auf 11 %. An der Stromer-
zeugung betrug der Anteil erneuerbarer Ener-
gien 2010 etwa 16,8 %, an der Wärmebereitstel-
lung 9,8 % und am Kraftstoffverbrauch 5,8 %. 
Den größten Anteil an der Stromerzeugung 
haben die Windenergie (6,0 %) und Biomasse 
(5,5 %). Bei der Wärmebereitstellung dominiert 
die Biomasse mit 9,0 %. Im Jahr 2010 konnten 
durch den Einsatz erneuerbarer Energien rund 
120 Mio. t CO2-Emissionen vermieden werden. 

Mehr als 70 % der ca. 100 Gigawatt (GW) ins-
tallierten Leistung konventioneller Kraftwerke 
befindet sich in städtischen Räumen, während 
rund zwei Drittel der elektrischen Leistung er-
neuerbarer Energieträger im ländlichen Raum 
installiert sind. Dies bedeutet allerdings nicht, 
dass der dichtbesiedelte Raum nur unbedeu-

Abbildung 19
Beitrag der erneuerbaren Energien

Datenbasis: BMU 2011
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Erneuerbare Energien – 
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tiges Energiesystem 2050“ 
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tiges Energiekonzept auf 
Basis von Energieeffizienz 
und 100% erneuerbaren 
Energien. Ein Beitrag für das 
Energiekonzept der Bundes-
regierung. http://www.fvee.
de/fileadmin/politik/10.06.
vision_fuer_nachhaltiges_
energiekonzept.pdf, Zugriff 
am 18.7.2010
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für Umweltfragen (SRU) 
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klimaverträglich, sicher, 
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(Vorläufige Fassung vom 5. 
Mai 2010) – Berlin 2010

Quelle: BBSR 2011



94 Raumordnungsbericht 2011

süddeutschen Planungsregionen stellt deutlich 
weniger Eignungs- oder Vorranggebiete für die 
Windenergienutzung bereit (vgl. Kap. 3.3.3). 

Der überwiegende Teil der Wasserkraftleis-
tung ist topographisch bedingt entlang der 
Flüsse Isar, Inn, Main, Donau, Rhein und Mosel 
installiert. Bioenergieanlagen gibt es vorrangig 
im ländlichen Raum, besonders in Regionen mit 
Intensivtierhaltung und großflächigem Anbau 
nachwachsender Rohstoffe.

Die Photovoltaik (PV) unterscheidet sich in der 
Struktur grundlegend von den übrigen Energie-
trägern. Charakteristisch ist ihre disperse Ver-
breitung. Eine Abhängigkeit der Anlagenvertei-
lung nach Sonnenscheindauer bzw. -intensität 
ist nicht erkennbar. Stark ausgeprägt ist die in-
stallierte Leistung bei der Photovoltaik in Süd-
deutschland, aber auch im Westen und Nord-
westen Deutschlands. Grund hierfür ist das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Die För-
derung ermöglicht es einer Vielzahl von Klein-
anlagenbetreibern, den selbst erzeugten Strom 
in die Netze einzuspeisen. 

Windenergie

Die Windenergienutzung erlebt seit den 1990er 
Jahren einen enormen Boom. Das Stromein-
speisungsgesetz von 1991 bzw. das darauf auf-
bauende EEG aus dem Jahr 2000 führten zu ei-
nem starken Windenergieausbau. Es kam zu 
einer räumlichen Standortkonzentration im 
Küstenbereich, da hier die günstigsten Wind-
verhältnisse herrschen. Die durchschnittliche 
Windgeschwindigkeit nimmt in Richtung Bin-
nenland ab. Allerdings können Standorte in den 
Mittelgebirgen ebenfalls sehr hohe Windhöf-
figkeiten erreichen.

Im Vergleich 1998 bis 2010 ist eine räumliche 
Ausbreitung von den Gunststandorten an der 
Küste hin zu weniger optimalen Standorten im 
Binnenland erkennbar. Deutschlandweit erhöh-
te sich die Anlagenzahl von 1998 bis 2010 von 
ca. 6  000 um das 2,5-Fache auf über 21  500 An-
lagen. Der technische Fortschritt hat dazu ge-
führt, dass sich die Leistung je Anlage immer 
weiter erhöht hat. Während die durchschnittli-
che Anlage 1998 noch eine installierte elektri-
sche Leistung von 500 kW hatte, lag der Durch-
schnitt 2010 über alle installierten Anlagen bei 
1,26 MW. Aktuell ist der Bau von 2,5 MW-An-
lagen die Regel. Die tatsächlich produzierte 
Strommenge nahm im Zeitraum 1998 bis 2010 
von 5  200 Gigawattstunden (GWh) auf 36  500 
GWh zu – also um das 6-Fache. Die Windener-
gie leistete 2010 einen Beitrag von 28,3 Mio. t 
zur CO2-Minderung.

In Deutschland zeigt die Verteilung erneuer-
barer Energien im Strombereich nach Typ und 
installierter Leistung große räumliche Un-
terschiede. Die in der Summe höchste instal-
lierte elektrische Leistung aller Energieträ-
ger erreicht die Windenergie. Der Ausbau der 
Windenergienutzung ist vor allem im norddeut-
schen Raum weit fortgeschritten. Das ausge-
prägte Nord-Süd-Gefälle der installierten Leis-
tung spiegelt allerdings nicht nur die höhere 
Windhöffigkeit wider, sondern auch den Um-
fang der Standortvorsorge durch die Raum-
ordnungsplanung. Die Regionalplanung in den 
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teressant, so dass beispielsweise bisher un-
erschlossene Standorte in Süddeutschland für 
den Bau von Windenergieanlagen zukünftig in 
Frage kommen werden.

Der Ausbau der Windenergienutzung ist aller-
dings zum Teil mit erheblichen Nutzungskon-
flikten verbunden. Mit der weiterentwickelten 
Technik und Nabenhöhen von über 130 m nimmt 
die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zu. 
Zudem eignen sich große Anlagen für Standor-
te in Waldflächen. Dies führt zu neuen natur-
schutzrechtlichen wie kulturlandschaftsästhe-
tischen Fragestellungen. Der starke Ausbau der 
Windenergieanlagen sowie die divergierende 
Stromerzeugung und -abnahme ziehen auto-
matisch auch einen Ausbau der Stromleitungen 
nach sich, der ebenfalls mit problematischen 
Folgen für Landschaftsbild und Naturhaushalt 
verbunden ist. Diese Beeinträchtigungen kön-
nen sich auch in Bezug auf militärische Belan-
ge ergeben.

Bis 2020 soll die Windenergie von derzeit 
25  000 MW (Stand 2009) auf 55  000 MW ins-
tallierte Leistung ausgebaut werden. Große 
Ausbaupotenziale bieten die Windenergienut-
zung im Offshore-Bereich sowie das Ersetzen 
von Altanlagen an Land durch neue leistungs-
fähigere Anlagen (Repowering). Der Ausbau 
im Offshore-Bereich steckt jedoch noch in den 
Anfängen. Erst 2009 nahm der erste deutsche 
Offshore-Windpark Alpha Ventus in der Nord-
see seinen Betrieb auf. Die ursprüngliche Pro-
gnose einer installierten Leistung von 10  000 
MW bis 2020 wird aktuell für unrealistisch 
gehalten. Wahrscheinlicher erscheinen Ver-
tretern der Windkraftbranche 6  500 bis 7  000 
MW.48 An Land gehen Schätzungen davon aus, 
dass eine gesamte installierte Leistung von 
bis zu 45  000 MW erreicht wird.49 Im Zuge der 
technologischen Entwicklung wird die Errich-
tung von großen leistungsfähigen Windener-
gieanlagen auch an Standorten mit niedrigerer 
Windhöffigkeit zunehmend wirtschaftlich in-
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Verteilung der Windenergieanlagen

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Betreiber-Datenbasis Geometrische Grundlage: BKG, DGM, Gemeinden, 31.12.2009

1 Windenergieanlage

Hinweis: Bislang liegen flächendeckend nur Angaben zur Anlagenzahl je 
Gemeinde vor. Diese aggregierten Werte wurden mit der Punktdichte-Methode
nach dem Zufallsprinzip über das Gemeindegebiet verteilt. Der in der Karte 
verzeichnete Punkt stellt daher nicht den exakten Anlagenstandort dar.

Standorte von Windenergieanlagen

Karte 47
Standorte von Windenergieanlagen

(48) Köpke, R: Das (Ausbau-) 
Tempo zieht an. In: Energie 
und Management, H. 1.Juni 
2011, S.10.

(49) Bundesverband Wind-
Energie e.V. (BWE) (Hrsg.) 
(2009): Repowering von 
Windenergieanlagen. Effizi-
enz, Klimaschutz, regionale 
Wertschöpfung, Berlin
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gehen davon aus, dass mit Erfüllung der bun-
despolitischen Ziele im Jahr 2020 der energe-
tische Biomasseanbau je nach Szenario eine 
Fläche von ca. 2,7 bis 3,9 Mio. ha bzw. 15,9 bis 
23,0 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche in 
Anspruch nehmen wird. 

Die Intensität der Nutzungskonkurrenz fällt 
räumlich sehr unterschiedlich aus, da einige 
Teilräume ein höheres Biomassenutzungspo-
tenzial aufweisen als andere. Im ländlichen 
Raum kumulieren die Problemlagen. Konflikt-
lagen bestehen u.  a. darin, ob Agrarprodukte 
energetisch oder als Nahrungs- bzw. Futter-
mittel genutzt bzw. industriell verwertet wer-
den. Die Entwicklung großer monotoner Land-
wirtschaftsflächen, eine Verringerung der 
Biodiversität sowie Einbußen im Tourismus 
werden als negative Effekte einer ausgeweite-
ten energetischen Biomassenutzung erwartet.

Die größten landwirtschaftlichen Potenziale 
finden sich in Gebieten mit einem hohen Anteil 

Biomasse- und biogene 
Reststoffpotenziale

Biomasse ist der erneuerbare Energieträger 
mit den wohl vielseitigsten Einsatzmöglichkei-
ten und zeichnet sich durch eine hohe Regelfä-
higkeit aus. Durch ihre energetische Nutzung 
können sowohl Strom, Wärme als auch Kraft-
stoffe erzeugt werden. 

Der Ausbau der Biomasse hat zu einer Ver-
schärfung von Flächennutzungskonflikten mit 
anderen land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zungen geführt. Gegenwärtig wird in Deutsch-
land auf ca. 1,8 Mio. ha Landwirtschaftsfläche 
Biomasse zur energetischen Verwertung an-
gebaut. Dies entspricht ca. 9,5 % der gesamten 
landwirtschaftlichen Nutzfläche. Schätzungen 

Karte 48
Biogaseinspeisung
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Gasleitungsnetz 
nach Nenndurchmesser in mm Biogaseinspeisung

Biogaseinspeisepunktebis <  300
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600  bis <  1000
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        bis unter    1

    1  bis unter    5

  5  bis unter  10

  10  bis unter  15

  15  und mehr

Brennstoffpotenzial landwirtschaftlicher Biomasse 
und biogener Reststoffe 2007 in Gigajoule je ha

Landwirtschaftliche Biomassen: Energiepflanzen und Grünland
Biogene Reststoffe: Summe aus Stroh, tierischen Exkrementen 
und Bio- und Grünabfall

Häufigkeiten
2 123 166 97 41

Karte 49
Landwirtschaftliche Biomasse- und  
Reststoffpotenziale
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in 2010. Der Umfang der Wärmebereitstellung 
stieg von 1 021 GWh im Jahr 1999 auf 5  200 
GWh bis 2010 an.51 Jedoch zeigt sich, dass 
der Anteil der Solarenergie am Endenergie-
verbrauch im Jahr 2010 im Vergleich zu ande-
ren erneuerbaren Energien sowohl im Strom- 
(2,0 %) als auch im Wärmebereich (0,4 %) 
relativ gering ausfällt. Im Gegensatz zur Bio- 
und Windenergie kann Solarenergie aber auch 
zu großen Teilen im bebauten Siedlungsraum 
genutzt werden. Durch die Nutzung von Dä-
chern, Fassaden oder Lärmschutzwänden ist 
hier das Flächenpotenzial besonders groß.

Durch Wasserkraft konnte 2010 bei der Strom-
bereitstellung ein Anteil von 3,3 % am gesam-
ten Endenergieverbrauch gedeckt werden. Vor 
allem Bayern und Baden-Württemberg verfü-
gen über günstige Voraussetzungen für eine 
energetische Nutzung der Wasserkraft. Sie er-
zeugen 90 % des bundesweit aus Wasserkraft 
gewonnenen Stroms.52 Das Wasserkraftpo-
tenzial großer Flüsse ist in Deutschland weit-
gehend erschlossen. Steigerungen können vor 
allem über die Anlagenmodernisierung und die 
Reaktivierung von Altanlagen mit neuer Tech-
nik erzielt werden.

Bei der Geothermie sind die oberflächennahe 
und die Tiefengeothermie zu unterscheiden. Im 
Falle der oberflächennahen Geothermie wird 
die Erdwärme aus Tiefen bis 400 m mit Hilfe 
von Wärmepumpen zur Wärmebereitstellung 
genutzt. Bei der Tiefengeothermie (über 400 m 
Tiefe) wird sowohl Wärme als auch Strom er-
zeugt. Sie ist auf geologische Formationen mit 
heißem Wasserangebot angewiesen.

Günstige Bedingungen für die Tiefengeother-
mie finden sich in den norddeutschen und 
oberrheinischen Tiefebenen sowie im süd-
deutschen Molassebecken. Die mehr als 200 
installierten tiefengeothermischen Anlagen 
dienen vorrangig der Wärmeproduktion. Ins-
gesamt fünf geothermische Kraftwerke pro-
duzieren Strom, zehn weitere sind im Bau. Die 
Geothermieanlagen sind überwiegend in Süd-
deutschland zu finden. Im norddeutschen Be-
cken existieren erst 22 Anlagen. 

Raumanspruch erneuerbarer Energien

Ein wesentlicher Unterschied eines auf erneu-
erbaren Energien basierenden Energiesystems 
zu einem System, das auf fossilen Energieträ-
gern mit einem konventionellen Kraftwerk-
spark basiert, besteht im Flächenbedarf. 
Gelingt es nicht, Flächen für die Produktion er-
neuerbarer Energien im nötigen Umfang raum-
verträglich bereitzustellen, wird die Etablie-

an landwirtschaftlichen Nutzflächen. Die Ver-
wendung von Reststoffen in Biogasanlagen ist 
eine Option zur Ergänzung land- und forstwirt-
schaftlicher Energiepflanzen. Zu den Reststof-
fen gehören u. a. Stroh und Exkremente aus der 
Nutztierhaltung sowie Bio- und Grünabfälle. 

Entsprechend finden sich Biogasanlagen vor-
rangig im ländlichen Raum, besonders in Regio-
nen mit Intensivtierhaltung und großflächigem 
Anbau nachwachsender Rohstoffe. In Bran-
denburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thü-
ringen werden im Durchschnitt größere Bio-
energieanlagen betrieben. 

Biogas wird in der Regel direkt vor Ort in einem 
Blockheizkraftwerk zur Gewinnung von Strom 
und Wärme genutzt. Vielfach allerdings fehlt 
es an Abnehmern für die gewonnene Wärme. 
Wenn außerdem kein Nah- bzw. Fernwärme-
netz vorhanden ist, kann die erzeugte Wärme 
auch nicht von anderen Abnehmern (wie Indus-
triebetrieben oder Wohnsiedlungen) sinnvoll 
verwendet werden. Eine Alternative bietet die 
Direkteinspeisung von Biogas in das Erdgas-
netz. Aufgrund von geänderten gesetzlichen 
Rahmenbedingungen (u.  a. EEG, GasNZV) hat 
sie sich zu einer realistischen Option entwi-
ckelt. Bis zum Jahr 2020 sollen 6 % des gegen-
wärtigen Erdgasverbrauchs über die Einspei-
sung von Bioerdgas erreicht werden. Für 2030 
sind 10 % vorgesehen.50 Anfang 2011 waren in 
Deutschland insgesamt 44 Anlagen zur Bio-
gaseinspeisung in das Erdgasnetz im Betrieb. 
Durch Substitution des (konventionellen) Erd-
gases durch regenerativ erzeugtes Bioerdgas 
können die CO2-Emissionen um bis zu 60 % re-
duziert werden. Biogaseinspeisung leistet so-
mit auch einen Beitrag zum Klimaschutz.

Die Biogaseinspeisepunkte sind über ganz 
Deutschland mit Schwerpunkten in Ost-
deutschland verteilt. Demgegenüber ist das 
entsprechende landwirtschaftliche Biomasse-
potenzial in Nordwestdeutschland zwar hoch, 
bislang existieren aber – trotz eines gut ausge-
bauten Gasnetzes – nur wenige Biogaseinspei-
sepunkte. Teile Mittel- und Norddeutschlands 
weisen hohe Biomassepotenziale auf. Dort 
existieren allerdings kaum Einspeisepunkte, 
so dass hier noch ungenutzte Potenziale zu er-
schließen sind. 

Solarenergie, Wasserkraft und Geothermie

Die Solarenergienutzung konnte dank der För-
derung durch das EEG und sinkender Modul-
preise erheblich ausgebaut werden. Der Bei-
trag der Solarenergie zur Stromerzeugung 
stieg von 42 GWh im Jahr 1999 auf 12  000 GWh 

(50) Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) 
(Hrsg.): Bericht zur Umset-
zung der in der Kabinetts-
klausur am 23./24.08.2007 in 
Meseberg beschlossenen 
Eckpunkte für ein Integrier-
tes Energie- und Klimapro-
gramm. – Berlin 2007 http://
www.bmu.de/files/pdfs/
allgemein/application/pdf/
gesamtbericht_iekp.pdf 
[Stand 07.07.2010].

(51) Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) 
(Hrsg.): Erneuerbare Energi-
en – 2010. Berlin 2011. http://
www.erneuerbare-energien.
de/files/pdfs/allgemein/
application/pdf/broschu-
ere_ee_zahlen.pdf [Stand 
23.08.10].

(52) Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) 
(Hrsg.): Erneuerbare Ener-
gien – Innovationen für eine 
nachhaltige Energie - 
z ukunft  – Berlin 2009a.
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gie eine geringere Flächeninanspruchnahme 
pro erzeugter GWh auf als die Bioenergie. Er-
folgt eine Installation auf Dächern, Fassaden 
oder auf Halden, ist keine direkte Inanspruch-
nahme von knappen Bodenressourcen damit 
verbunden. In der Wärmebereitstellung ist die 
Flächeninanspruchnahme bei Geothermie so-
wie bei der Solarthermie und der Nutzung der 
Umgebungswärme am geringsten. Der Flä-
chenanspruch der Biomasse ist im Strom- wie 
im Wärmebereich am höchsten. 

Infrastruktureller Anpassungsbedarf

Der verstärkte Einsatz erneuerbarer Energien 
für die Stromerzeugung stellt besondere An-

rung einer nachhaltigeren Energieversorgung 
misslingen. Langfristszenarien, die von 100 % 
erneuerbaren Energien in 2050 für Deutschland 
ausgehen, müssen räumliche Standortvorteile 
ebenso wie räumliche Restriktionen einbezie-
hen, sonst bleiben sie spekulative Schätzun-
gen.

Der große Flächenbedarf der erneuerbaren 
Energien ist in den letzten Jahren insbesonde-
re an der umfangreichen Flächeninanspruch-
nahme durch Freiflächen-Photovoltaikanlagen, 
landwirtschaftliche Kulturen zur Bioenergie-
erzeugung sowie PV- und Solarthermieanlagen 
auf Dächern deutlich geworden. In der Strom-
erzeugung weisen Photovoltaik und Windener-

Konventionelle Kraftwerke Wind- und Bioenergieanlagen
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Kraftwerke 2010 ab 100 Megawatt

Erdgas

Heizöl

Braunkohle

Steinkohle

Kernenergie

Gichtgas

3.000 Megawatt

500 Megawatt
1.500 Megawatt

Hüttengas

Installierte elektrische Leistung erneuerbarer Energieträger
2010 in Megawatt

20  bis unter   50

50  bis unter 200

200  und mehr

  1  bis unter   5

  5  bis unter 10

10  und mehr

Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2009

Windenergieanlagen Bioenergieanlagen

Verbundnetz

380 kV Leitung

380 kV Leitung (geplant)

220 kV Leitung

Kabel

Karte 50
Konventionelle und erneuerbare Energieerzeugung im Raum
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2.5.3 Klimawandel und -folgen

Seit Beginn des 20. Jahrhunderts hat die glo-
bale Jahresmitteltemperatur um 0,7  °C zu-
genommen, besonders stark seit Beginn der 
1980er Jahre. So gehören die Jahre 2001 bis 
2009 mit dem Rekordsommer 2003 ausnahms-
los zu den zehn wärmsten Jahren bezogen auf 
die 159-jährige Messreihe des Deutschen Wet-
terdienstes von 1850 bis 2009. Auch in Euro-
pa sind die Folgen des Klimawandels bereits 
spürbar und werden sich in Zukunft deutlich 
verschärfen. Hier ist eine Erwärmung von 1  °C 
bzw. 1,2  °C, besonders für den Südwesten, den 
Nordosten und die Bergregionen festzustellen. 
Prognosen sagen – je nach Szenario – eine glo-
bale Erwärmung von 1,8 bis 4,0  °C und für Euro-
pa von 1,0 bis 5,5  °C voraus.53 

In Deutschland ist die Jahresdurchschnitts-
temperatur seit 1901 mit 1,0  °C noch etwas 
deutlicher angestiegen als die weltweite 
Durchschnittstemperatur. Die Niederschlags-
menge hat im Sommer um etwa 10 % leicht ab-
genommen, während die Winter um etwa 10 bis 
20 % niederschlagsreicher geworden sind. Wit-
terungsextreme nehmen zu. 

Der Klimawandel wirkt sich in Deutschland re-
gional sehr unterschiedlich aus. So gibt es in 
Westdeutschland mehr Regen, in Sachsen sind 
die Niederschläge zurückgegangen. Gerade im 
Westen ist es deutlich wärmer geworden als 
im Nordosten. So stiegen die Temperaturen 
etwa im Saarland seit 1881 um knapp 1,4  °C, in 
Mecklenburg-Vorpommern nur um 0,6  °C. Auf-
fällige Differenzen gibt es auch bei den Nie-
derschlägen, die im Jahresdurchschnitt in 
Deutschland insgesamt um 11 % zunahmen, 
aber höchst ungleich verteilt waren. So fiel in 
westlichen Ländern wie Bremen bis zu 17 % 
mehr Regen. In den ostdeutschen Ländern gab 
es nur einstellige Zuwächse, in Sachsen hinge-
gen sogar einen Rückgang von 4 % im Jahres-
mittel, im Sommer sogar um 14 %. 

Die gravierenden Folgen des Klimawandels 
wie steigende Hochwasserrisiken sowie Tro-
ckenheits- und Hitzeprobleme stellen eine zen-
trale Herausforderung für die Raumordnung in 
Deutschland dar.54 Von der Bundesraumord-
nung und der Raumordnung der Länder wird 
die Umsetzung von Strategien zum Klimaschutz 
und zur Anpassung an den Klimawandel erwar-
tet. Es gilt, sowohl klimaschädliche Einflüsse 
möglichst zu vermeiden oder drastisch zu redu-
zieren als auch Anpassungsmaßnahmen an die 
bereits eingetretenen oder noch zu erwarten-
den Folgen des Klimawandels planerisch vorzu-
bereiten und deren Umsetzung zu fördern. 

forderungen an die Anpassung der Infrastruk-
tur. Der starke Ausbau erneuerbarer Energien 
in Norddeutschland, der zukünftig durch den 
Ausbau der Offshore-Windenergie noch ver-
stärkt wird, erfordert eine Erweiterung des 
Verbundnetzes. Ein weiterer Anpassungsbe-
darf der Infrastruktur resultiert aus dem Kom-
pensationsbedarf von Schwankungen der 
Stromproduktion aus Wind- und Solarenergie. 
Neben Spitzenlast- und „Schattenkraftwer-
ken“ kommen als Ausgleichstechnologien vor 
allem Speicher infrage. Ausbauziele erneuer-
barer Energien können nur dann realistisch dis-
kutiert werden, wenn ihr Flächenbedarf und die 
Möglichkeiten der verträglichen Realisierung 
der Energienutzungen im Raum berücksichtigt 
werden. Die DENA geht in der Netzstudie II von 
einem zusätzlichen Bedarf von 3 600 km Hoch-
spannungsleitungen aus. Über das Gesetz über 
Maßnahmen zur Beschleunigung des Netz-
ausbaus Elektrizitätsnetze (NABEG) und das 
Gesetz zur Neuregelung energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften (EnWGÄndG) soll der 
Ausbau des Leitungsnetzes beschleunigt vor-
angetrieben werden.

Die niedrige Energiedichte der erneuerba-
ren Energien hat eine große Zahl von Klein-
kraftwerken zur Konsequenz. Es entstehen 
mehr und mehr Anlagen an Orten, die die ent-
sprechenden physischen Voraussetzungen 
zur Produktion erneuerbarer Energien bieten. 
Jeder Teilraum in Deutschland kann nur ent-
sprechend seiner natürlichen Begabung zur 
Produktion erneuerbarer Energien beitragen. 
Flussgebiete fördern Wasserkraft, sonnenrei-
che Gebiete konzentrieren sich auf Solarener-
gie, Gunsträume für die Biomasseproduktion 
erzeugen Biogas, Wärme und Strom, windhöf-
fige Räume spezialisieren sich auf Windener-
gienutzung. 

Die Energiemenge, die diese Anlagen erzeugen, 
unterliegt tages-, jahreszeitlichen und wetter- 
sowie technologiebedingten Schwankungen. 
Das Angebot an Biomasse differiert nach der 
Wachstumsphase der entsprechenden Ener-
giepflanzen. Im Winter muss auf Lagerbestän-
de und Holz zurückgegriffen werden. Solar-
strom wird nur bei ausreichendem Tageslicht 
erzeugt. In der Windenergie zeigt sich die An-
fälligkeit der bestehenden Netz- und Speicher-
infrastruktur vor allem in den norddeutschen 
Küstenregionen. Bei starkem Wind kommt es 
zu einer Überproduktion, für die die existieren-
den Netzkapazitäten nicht ausreichen. Dies 
führt u.  a. zur Abschaltung von Windenergie-
anlagen. Deshalb ist der weitere Ausbau des 
Stromnetzes unumgänglich. 

(53) Europäische Umwelt-
agentur: Impacts of Europe‘s 
changing climate – 2008 
indicatorbased Assessment. 
Report No 4/2008, 2008.

(54) MKRO: Ministerkon-
ferenz für Raumordnung: 
Vermeidungs-, Minderungs- 
und Anpassungsstrategien 
im Hinblick auf die räum-
lichen Konsequenzen des 
Klimwandels, Berlin 2009.
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Das Raumordnungsrecht des Bundes hat die 
räumlichen Erfordernisse des Klimaschutzes 
und der Anpassung an den Klimawandel mit 
der Novellierung des Raumordnungsgesetzes 
bereits umfassend als Grundsatz der Raum-
ordnung in §  2 Abs. 2 Nr. 6 ROG normiert. Da 
der Klimawandel in den Leitbildern und Hand-
lungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland der MKRO noch nicht seiner Be-
deutung entsprechend berücksichtigt werden 
konnte, gilt es dieses zentrale Zukunftsthema 
bei der geplanten Fortschreibung und Aktua-
lisierung der Leitbilder ab 2011 ausführlich zu 
behandeln. 

Klimaszenarien

Mit dem Begriff „Klima“ wird die Gesamtheit 
aller meteorologischen Vorgänge bezeichnet, 
die für den Zustand der Erdatmosphäre ver-
antwortlich sind. Das Klima ist keine bestän-
dige Größe. Veränderungen vollziehen sich 
allerdings meist in langen Zeiträumen von 
Jahrhunderten oder Jahrtausenden. Beim Kli-
maschutz steht die Reduktion des schädlichen 
Einflusses des Menschen im Vordergrund. Um 
Aussagen über die zukünftige Klimaentwick-
lung zu erhalten, werden Klimamodelle verwen-
det. Auf der Grundlage von Computermodellen 
werden das Klima und seine räumliche Ausprä-
gung für einen bestimmten Zeitabschnitt be-
rechnet. Klimaszenarien liefern Aussagen da-
rüber, wie sich das Klima unter den im Modell 
enthaltenen Voraussetzungen und Annahmen 
jeweils verändert. Die räumliche Auflösung 
globaler Klimamodelle reicht nicht aus, um die 
Unterschiede in den Ausprägungen des Klima-
wandels in einer Region zu erkennen. Deshalb 
werden regionale Klimamodelle entwickelt.
 
Nach dem regionalen Klimaatlas Deutschland 
(Stand: Ende 2010)55 werden bei den wichtigs-
ten meteorologischen Parametern im Vergleich 
bis Ende des 21. Jahrhunderts (2071–2100) zu 
heute (1961–1990) die folgenden Veränderun-
gen bundesweit erwartet: 
•	 eine	 höhere	 durchschnittliche	 Temperatur	

von + 3,2  °C (Schwankungsbreite von + 2,1 
bis + 5,5  °C)

•	 eine	 Zunahme	 der	 Sommertage	 um	 31	 Tage	
(Schwankungsbreite 17 bis 62 Tage) 

•	 eine	 Zunahme	 der	 heißen	 Tage	 um	 16	 Tage	
(Schwankungsbreite 7 bis 36 Tage)

•	 eine	Zunahme	der	 tropischen	Nächte	um	14	
Tage (Schwankungsbreite 2 bis 36 Tage) 

•	 eine	 Abnahme	 der	 Frosttage	 um	 36	 Tage	
(Schwankungsbreite –20 bis –50 Tage) 

•	 kaum	 Änderungen	 bei	 der	 durchschnittli-
chen Niederschlagsmenge bundesweit, aber 
leichte Abnahme der Regentage 

•	 deutliche	Änderungen	der	saisonalen	Regen-
menge: mehr Regen im Winter, weniger im 
Sommer mit Auswirkungen auf die hydrologi-
sche Wasserbilanz 

•	 eine	 sehr	 starke	 Abnahme	 der	 mittleren	
Schneedecke und Tage mit Schnee

•	 kaum	 Änderungen	 in	 den	 mittleren	Windge-
schwindigkeiten und bei Tagen mit Stürmen. 

Regional und – noch wichtiger – saisonal wird 
der Klimawandel deutlich unterschiedlich aus-
fallen. Bei insgesamt etwa gleichbleibenden 
Jahresniederschlägen wird davon ausgegan-
gen, dass die Niederschläge im Sommer abneh-
men (um bis zu 40 %), im Winterhalbjahr jedoch 
zunehmen, letzteres v. a. im Süden und Südos-
ten Deutschlands, und dort durch die Tempe-
raturzunahme größtenteils in Form von Regen. 
Gleichzeitig sind Veränderungen weiterer Kli-
makenngrößen (z. B. Strahlung) und mehr Ext-
remwetterereignisse wie Starkregen, Stürme 
und Hitzewellen zu erwarten. Laut Deutschem 
Wetterdienst (DWD) werden im Winter bis zum 
Jahr 2100 in weiten Teilen Deutschlands mehr 
Starkniederschläge erwartet. Deren Häufigkeit 
nimmt ab etwa 2040 deutlich zu. In küstennah-
en Gebieten könnte sich die Anzahl extremer 
Niederschläge gegenüber dem Zeitraum 1960 
bis 2000 verdoppeln, in den Alpenregionen na-
hezu konstant bleiben. In den Sommermonaten 
dürfte die Häufigkeit von Starkniederschlags-
ereignissen bis auf den Nordosten um bis zu 
50 % zunehmen. Zusätzlich können bis Ende 
des Jahrhunderts bundesweit die Sturmstär-
ken zunehmen, besonders im Nordosten. 

Die Raumordnung benötigt fundierte Entschei-
dungsgrundlagen, auf deren Basis sie Strate-
gien für die Anpassung an den Klimawandel 
entwickeln kann. Regionale Klimamodellierun-
gen sind damit grundlegend für die Entwick-
lung regionaler Raumentwicklungsstrategien 
und die daraus abgeleiteten Anpassungsmaß-
nahmen. 

Nur eine Kombination der Analysen von Klima-
folgen, Vulnerabilitäten und Anpassungsfähig-
keiten ermöglicht die Entwicklung eines pla-
nerischen Konzeptes für die Bewältigung des 
Klimawandels im regionalen Kontext. Eine gute 
Abstimmung an der Schnittstelle zwischen 
Modellierung, d. h. räumlicher und zeitlicher 
Auflösung der Klimamodelle, und Planung ist 
deshalb unabdingbar. Zudem sollten regiona-
le Betroffenheiten, Datengrundlagen, Metho-
dik und Modellunsicherheiten transparent und 
klar verständlich kommuniziert und nutzerspe-
zifisch aufbereitet werden. Die Aussagen der 
regionalen Klimamodelle sollten trotz ihrer Un-
sicherheiten „richtungssicher“ sein, so dass in 

(55) www.regionaler-klima-
atlas.de.
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Karte 51
Klimawandel – Temperatur- und Niederschlagsentwicklung

Klimawandel – Temperaturentwicklung bis zum Ende des 21. Jahrhunderts
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Oberflächennahe Veränderung der Temperaturen 
im Szenario A1B
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Angegeben wird die Differenz aus der Durchschnittstemperatur 
in Grad Celsius der 30-Jahres-Zeiträume 2071-2100 minus 1961-1990.
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Klimawandel – Niederschlagsentwicklung bis zum Ende des 21. Jahrhunderts
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Veränderung der Niederschlagsmengen im Szenario A1B
Angegeben werden die relativen Veränderungen 
der jährlichen Durchschnittsmengen in den 30-Jahres-
Zeiträumen 2071–2100 und 1961–1990.

Quelle: Max-Planck-Institut für Meteorologie Hamburg

Die im Zwischenstaatlichen Ausschuss für Klimaänderungen (Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC) 
erarbeiteten Szenarien für den Zeitraum 2071 bis 2100 basieren auf verschiedenen Annahmen hinsichtlich des 
demografischen, sozialen, wirtschaftlichen und technologischen Wandels. Die Szenarien A2, A1B und B1 aus dem 
4. Sachstandsbericht des IPCC basieren auf den folgenden Annahmen: Die Szenarienfamilie A1 beschreibt eine 
zukünftige Welt mit einem schnellen Wirtschaftswachstum, einer bis Mitte des 21. Jahrhunderts wachsenden und 
danach schrumpfenden Weltbevölkerung sowie mit einer schnellen Einführung neuer und wirksamer Technologien. 
Die drei A1-Gruppen unterscheiden sich nach ihren technologischen Schwerpunkten: intensive Nutzung fossiler 
Brennstoffe (A1F1), nicht-fossile Energieressourcen (A1T) und Gleichgewicht aller Energieressourcen (A1B).

%

Geometrische Grundlage: GfK GeoMarketing, Regionen NUTS 0

BBSR Bonn 2011©
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den Regionen ein Trend für die jeweiligen Ent-
wicklungen abgeleitet werden kann. Wertvoll 
für die planerische Praxis sind außerdem Aus-
sagen zur jahreszeitlichen Ausprägung und zu 
Extremereignissen (Starkregen, Hitzewellen). 

Klimafolgen: Identifizierung der regionalen 
Betroffenheit

In Deutschland gibt es vielfältige Untersuchun-
gen zu Klimaänderungen, Klimafolgen und Vul-
nerabilität. Kürzlich startete das Potsdam In-
stitut für Klimaforschung (PIK) im Auftrag des 
Umweltbundesamtes/Bundesumweltminis-
teriums ein größeres Forschungsvorhaben, 
um eine integrierte Vulnerabilitätsbewertung 
für Deutschland durchzuführen. Speziell für 
die Raumordnung wurde 2008 eine räumliche 
Typisierung von Klimaänderungen und -fol-
gen zur Identifikation von Klimawandel-Be-
troffenheits-Raumtypen erarbeitet.56 Ziel der 
räumlichen Typisierung war es, aus Sicht der 
Raum entwicklung einen – seinerzeit fehlen-
den   – bundesweit einheitlichen Überblick über 
die regionalen Ausprägungen und die Folgewir-
kungen des Klimawandels sowie die Betroffen-
heit der Teilräume in Deutschland zu erhalten.57 

In Anlehnung an das Vulnerabilitätskonzept des 
Intergovernmental Panel of Climate Change 
(IPCC),58 bei dem sich die Verwundbarkeit ei-
nes Raumes gegenüber Klimaänderungen aus 
der Exposition bzw. den Wirkfolgen (exposure), 
der Anfälligkeit (sensitivity), der Betroffenheit 
(Kombination aus Wirkfolgen und Anfälligkeit) 
sowie der zukünftigen Anpassungsfähigkeit 
(coping capacity) ableitet, erfolgte die Ermitt-
lung, Darstellung und Bewertung raumpla-
nungsrelevanter regionaler Klimawirkfolgen in 
drei Schritten:
•	 Exposition	–	Wirkfolgen:	Ziel	der	Typisierung	

ist die planungsrelevante Beschreibung der 
regionalen Klimaänderungen in Deutschland. 
Klimawandel-Regionstypen bilden dabei zu-
sammenfassende und systematisierende 
Darstellungen von Klimaänderungen und ih-
rer Wirkfolgen. Diese Analysen geben die 
o. g. Klimaprojektionen für die meisten Para-
meter von DWD und Klimaatlas regionalisiert 
wieder.

•	 Klimawandel-Anfälligkeits-Raumtypen:	 Sie	
beschreiben die Prädisposition einzelner 
Räume gegenüber den Wirkfolgen des Klima-
wandels. Voraussetzung dazu ist die Bestim-
mung raumordnerisch relevanter Wirkfolgen 
des Klimawandels. 

•	 Klimawandel-Betrof fenheits-Raumtypen:	
Sie sind eine räumliche Auswertung des Zu-
sammentreffens aus den prognostizierten 

Zunehmender Verlust des Oberbodens durch Wassererosion
Steigende Gefährdung der Artenvielfalt
Zunehmende Schwankung des Grundwasserspiegels
Einschränkung der als Brauchwasser nutzbaren Wasserressourcen

Häufigere Hitzeperioden oder Hitzewellen

Häufigere Starkregenereignisse und Sturzfluten

Schleichende
Veränderungen

Extremereignisse

Veränderung von Frequenz und Stärke von Flusshochwässern

Häufigere und höhere Sturmwasserstände

Steigende Gefahr von gravitativen Massenbewegungen

Steigende Waldbrandgefahr

Häufigere Beeinträchtigung und Zerstörung der Infrastruktur
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Kumulierte Werte für die Anfälligkeit durch raumordnungsrelevante 
Wirkfolgen des Klimawandels für die Kreise und kreisfreien 
Städte in Deutschland 

100 km

geringe 
Anfälligkeit

starke 
Anfälligkeit

Räumliche Einheit: NUTS3
Datengrundlage: Einschätzung der Anfälligkeit für 11 raumordnungsrelevante Wirkfolgen 
des Klimawandels. Bearbeitung: Rannow, Meyer, Fleischhauer, Greiving, Gruehn
Erstellt im Auftrag des BMVBS/BBSR

mäßige 
Anfälligkeit

11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26

Tabelle 5
Raumordnerisch relevante Wirkfolgen des Klimawandels

Quelle: BBR 2008, S. 3 und Rannow et al. 2010, S. 162

Karte 52
Klimawandel-Anfälligkeit
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des Rheins und im Alpenvorland erwarten, aber 
auch in Ostdeutschland ist mit dem Entstehen 
erheblicher Betroffenheiten zu rechnen. Bei 
der Betrachtung einzelner Wirkfolgen wie z. B. 
der steigenden Waldbrandgefahr treten die-
se Betroffenheiten noch deutlicher hervor und 
lassen vermuten, dass die Probleme, die hier-
durch in einzelnen Regionen entstehen, alle an-
deren der dort auftretenden Wirkfolgen in den 
Schatten stellen werden.

Veränderungen raumplanungsrelevanter Kli-
maparameter und der lokalen Anfälligkeit.

 
Die Klimawandel-Anfälligkeits-Raumtypen 
stützen sich auf elf raumordnerisch besonders 
relevante Wirkfolgen. Davon wurden die Indi-
katoren, mit deren Hilfe die jeweilige Wirkfolge 
erfasst werden kann, abgeleitet. Im Ergebnis 
zeigt die kartographische Darstellung räumli-
che Schwerpunkte der kumulierten Anfälligkeit 
durch raumordnungsrelevante Wirkfolgen des 
Klimawandels vor allem entlang der Siedlungs-
schwerpunkte. Diese Häufung der Anfälligkeit 
ist vielfach auf den hohen Flächenanteil von 
Siedlungs- und technischer Infrastruktur in den 
Verdichtungsräumen zurückzuführen. 

Der deutliche Schwerpunkt der Anfälligkeit 
gegenüber raumordnungsrelevanten Wirkfol-
gen spiegelt den Fokus des raumordnerischen 
Handlungsbedarfs und der Regelungskompe-
tenz in den Verdichtungsräumen mit ihren sen-
siblen Infrastruktureinrichtungen und einem 
hohen Anteil empfindlicher Bevölkerungsgrup-
pen wider. Zusätzlich verstärkt die Bebauungs-
dichte viele der raumplanungsrelevanten Wirk-
folgen, wie z. B. den Grad der Hitzebelastung 
oder die Stärke von Sturzfluten und lokalen 
Überschwemmungen. 

Die Klimawandel-Betroffenheits-Raumtypen 
sind eine räumliche Auswertung des Zusam-
mentreffens aus den prognostizierten Verän-
derungen raumplanungsrelevanter Klimapara-
meter und der lokalen Anfälligkeit auf Ebene 
der Kreise und kreisfreien Städte (NUTS 3-Le-
vel) in Deutschland. Der Begriff der Betroffen-
heit bezeichnet hier die Kombination aus dem 
Auftreten raumplanungsrelevanter Verände-
rungen des regionalen Klimas und der Anfällig-
keit der Gebietseinheit. 

Über eine Verflechtungsmatrix werden klima-
tische Veränderungen und Anfälligkeiten in 
drei Stufen für jeden Indikator bewertet. Auf-
bauend auf der Auswertung der Klimawandel-
Regionstypen lässt sich z. B. die Häufung von 
Wirkfolgen, die vermehrt im Sommer auftreten 
(Problemkomplex 1), von den Wirkfolgen, die 
vermehrt im Winter auftreten (Problemkomplex 
2), unterschieden. Da die Infrastruktur (Prob-
lemkomplex 3) sowohl durch Extremsituationen 
im Sommer als auch im Winter beeinträchtigt 
werden kann, zeigt die räumliche Verteilung 
eine hohe Kongruenz zur Anfälligkeit. 

Problemkomplex 1 kennzeichnet insbesondere 
steigende Sommertemperaturen und sinkende 
Sommerniederschläge. Die Auswertung lässt 
einen Schwerpunkt der Betroffenheit entlang 
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Ausprägung des Problemkomplexes 1 der Klimawandel-Betroffenheits-
Raumtypen für Szanario A1B im Zeitraum 2071-2100

100 km

Räumliche Einheit: Regionalplanungsregionen
Datengrundlage: Bewertung einzelner raumplanungs-
relvanter Wirkfolgen des Klimawandels
Bearbeitung: Rannow, Meyer, Fleischhauer, Greiving, 
Gruehn

A -  Häufigere Hitzeperioden oder Hitzewellen
B -  Steigende Waldbrandgefahr
C -  Zunehmende Schwankungen des Grundwasser-
       spiegels
D - Einschränkung der als Brauchwasser nutzbaren

Wasserressourcen
E -  Steigende Gefährdung der Artenvielfalt

Bewertung einzelner Wirkfolgen:
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Kumulierte Bewertung aller 5 Wirkfolgen:

*
* In 11 Planungsregionen lagen keine ausreichenden 
statistischen Daten zur Ermittlung des Brauch-
wasserbedarfes vor.

*

geringe
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Betroffenheit Erstellt im Auftrag des BMVBS/BBSR
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Karte 53
Regionale Betroffenheit „Sommertyp”

(56) BMVBS = Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (Hrsg.): 
Klimawandel als Handlungs-
feld der Raumordnung. In: 
BMVBS-Forschungen Heft 
144. Berlin 2010. 
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den negativ bewerteten Klimafolgen für die 
praktische Planung eine besonders hohe Rele-
vanz auf.60 

Temperaturerhöhungen in Agglomerationen

Höhere Temperaturen infolge des Klimawan-
dels führen zu einer Verstärkung von Wär-
meinseln insbesondere in den Kernstädten der 
Agglomerationsräume. In Agglomerationsräu-
men liegen die Temperaturen bereits heute 4 
bis 10  °C höher als in den umliegenden ländli-
chen Räumen. Dieser Effekt kann durch den 
mit einem Klimawandel verbundenen Anstieg 
der Durchschnittstemperaturen noch verstärkt 
werden.
 
Verringerung von Wasserressourcen

Wasserressourcen können sich infolge des Kli-
mawandels durch eine Zunahme lang anhalten-
der Dürreperioden insbesondere in den Som-
mermonaten verknappen, da einerseits eine 
hohe Verdunstung und ein erhöhter Bewässe-
rungsbedarf bestehen, gleichzeitig eine sinken-
de Grundwasserneubildungsrate die Wasser-
ressourcen verringert. 

Im Gegensatz dazu treten die Betroffenheiten 
durch den Problemkomplex 2, d. h. durch zu-
nehmende Winter- und Extremniederschläge 
ausgelöste Probleme, vor allem im Nordwest-
deutschen Tiefland und an der Nordseeküste 
auf. Gerade hier erhöht die Kombination aus 
der Gefährdung durch Sturmfluten und einer 
wahrscheinlichen Zunahme von Extremnieder-
schlägen (v.a. in Folge von Winterstürmen) die 
potenzielle Betroffenheit. 

Dieses Bild gilt nur für die Gesamtschau aller 
betrachteten raumordnungsrelevanten Wirk-
folgen. Im Einzelnen können die Betroffen-
heiten einzelner Wirkfolgen hiervon deutlich 
abweichen und regional erheblichen Hand-
lungsbedarf auslösen, wie z. B. die zunehmen-
de Waldbrandgefahr im Osten Deutschlands.
 
Raumplanungsrelevante Klimafolgen

Folgen des Klimawandels können positive (z. B. 
die Verlängerung der Vegetationsperiode) oder 
negative Wirkungen für Raumnutzungen nach 
sich ziehen.59 Die negativen Folgen des Klima-
wandels bestimmen nicht nur die Wahrneh-
mung, sondern auch das planerische Handeln. 
Aus Sicht der Raumordnung weisen die folgen-

Tabelle 6
Reaktionsmöglichkeiten auf Klimawandelfolgen

Klimaänderung Wirkung  Regionale
Betroffenheit

Betroffener 
Raumtyp/betroffene 
Raumnutzung

Relevanz für 
Raumordnung

Zunehmende 
Temperaturen; 
extreme Hitze-
perioden

Hitzebelastung Besondere 
Betroffenheit von 
Süd- und West-
deutschland

Besondere Betroffenheit
von Ballungsräumen

Sicherung von Kalt- 
und Frischluftent-
stehungsgebieten
und Abflussbahnen

Sinkende
Niederschläge im 
Sommer

Wassermngel in
der Fläche

Besondere
Betroffenheit in 
Nordost-
deutschland

Alle wasserabhängigen
Funktionen und
Nutzungen (natur-
betonte Gebiete, land-
und forstwirtschaftliche
Nutzung)

Vorsorgende
Sicherung von
Wasserressourcen;
Berücksichtigung bei
Standortplanung

Zunehmende Ge-
fahr von Extrem-
niederschlags-
ereignissen

Steigende Gefahr
von lokalen
Überflutungen

Ubiquitär Siedlungen und
(kritische) Infrastruktur

Vorsorgender Hoch-
wasserschutz

Zunehmende Ge-
fahr von extremen
Abflüssen in 
Flussgebieten

Steigende Gefahr
von Flusshoch-
wassern

Flussauen Siedlungen und 
(kritische) Infrastruktur

Vorsorgender Hoch-
wasserschutz

Steigender Meeres-
spiegel in Ver-
bindung mit zu-
nehmender Gefahr
extremer Sturm-
ereignisse

Steigende Über-
flutungsgefahr an
Küsten

Küstengebiete Siedlungen und 
(kritische) Infrastruktur

Vorsorgender Hoch-
wasserschutz

Änderung klimati-
scher Parameter 
allg.

Verschiebung von
Arealen; Veränderung 
von Lebensgemein-
schaften

Besondere
Betoffenheit von 
Hoch- und Mittel-
gebirgen

Naturbetonte
Ökosysteme

Vorsorgende
Sicherung von natur-
schutzrelevanten
Flächen

Quelle: AK Klimawandel und Raumplanung der ARL, Diskussionspapier 8, 07/2010, S.10
Quelle: BBSR 2011

(57) BBR = Bundesamt für 
Bauwesen und Raumord-
nung: Raumentwicklungs-
strategien zum Klimawandel 
– Vorstudie für Modellvorha-
ben. BBR-Online-Publikation 
19/08, Bonn 2008.

(58) IPCC: Climate change 
2007: ThePhysical Science 
Basis. WGI of the In-
tergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC). 
Cambridge: Cambridge 
University Press, 2007. 

(59) BMVBS (Hrsg.): 
Klimawandel als Hand-
lungsfeld der Raumordnung, 
Forschungen Heft 144, Berlin 
2010. 

(60) Arbeitskreis (AK) Klima-
wandel und Raumplanung 
der ARL: Planungs- und 
Steuerungsinstrumente zum 
Umgang mit dem Klimawan-
del. In: Diskussionspapier 
8, 07/2010, Berlin-Branden-
burgische Akademie der 
Wissenschaften, Berlin 
2010, S. 22.
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schutzziele einzuhalten. Die bis 2012 gegenüber 
dem Basisjahr 1990 angestrebte Reduk tion der 
Treibhausgasemissionen um 21 % wurde inzwi-
schen nahezu erreicht. 

Zum Januar 2008 ist die zweite Handelsperi-
ode des Europäischen Emissionshandelssys-
tems gestartet. Der Emissionshandel erfasst in 
Deutschland gut die Hälfte aller CO2-Emissio-
nen, da nach dem Treibhausgasemissionshan-
delsgesetz (TEHG) nicht alle Verursachergrup-
pen zur Teilnahme verpflichtet sind. Basierend 
auf den tatsächlichen Emissionen der Jahre 
2002–2005 wurden den Unternehmen, die auf-
grund ihrer spezifischen Emissionsintensität 
am Emissionshandel teilnehmen müssen, unter 
Berücksichtigung von sog. Erfüllungsfaktoren 
Emissionsberechtigungen überwiegend kosten-
los zugeteilt. Falls diese Zuteilungsmenge für 

Verstärkung von Naturgefahren

Mit dem Klimawandel wird auch eine Zunahme 
der Häufigkeit und Intensität von Extremwet-
terlagen erwartet (s.o.). Aus Sicht der Raum-
ordnung ist bei denjenigen klimabezogenen 
Naturgefahren der größte Handlungsbedarf zu 
erwarten, die eine hohe Standortgebunden-
heit aufweisen und deren Eintreten mit hoher 
Schadwirkung verbunden ist. Dies sind in ers-
ter Linie Flussüberschwemmungen, Sturzflu-
ten, Murgänge, Berg- und Erdrutsche, Sturm-
fluten sowie Waldbrände. 

Mit Ausnahme des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes werden die meisten der hier auf-
geführten Klimafolgen von der Raumordnungs-
praxis bisher erst am Rande thematisiert.61 So 
verfolgt die Regionalplanung meistens keine 
großräumig angelegten lufthygienischen Steu-
erungsansätze zur Dämpfung des Wärmeinsel-
effektes von Städten und Agglomerationen. Bis 
auf wenige Regionen, die aufgrund ihrer Lage 
in Gebirgsregionen häufiger mit Naturgefah-
ren konfrontiert sind, besteht bei der überwie-
genden Zahl der Regionalplanungsorganisa-
tionen keine längere Tradition bei der Abwehr 
von Naturgefahren wie Erdrutsche, Sturmflu-
ten oder Waldbrände durch Festlegungen im 
Regionalplan. Risikoanalysen, beispielsweise 
in Bezug auf die Anfälligkeit kritischer Infra-
strukturen durch Extremwetterereignisse und 
andere klimabedingte Naturgefahren, gehö-
ren noch nicht zum Standardrepertoire. Vulne-
rabilitätskartierungen, die die Grundlage von 
Festlegungsansätzen der Raumordnung zur 
Steuerung des Schadenspotenzials von Raum-
nutzungen in gefährdeten Gebieten darstellen, 
sind ebenfalls in der Landes- und Regionalpla-
nungspraxis noch eine Seltenheit. In Zukunft 
muss die Raumordnung sich deshalb systema-
tischer mit der Abschätzung potenziell negati-
ver Klimafolgen auseinandersetzen. 

2.5.4 Klimaschutz durch Emissionshandel

Deutschland hat sich mit seinem zweiten Na-
tionalen Allokationsplan für die Jahre 2008 bis 
2012 (NAP 2008–2012/NAP II) auf eine deut-
liche Reduzierung der CO2-Emissionen gegen-
über der ersten Handelsperiode festgelegt. 
Während die Festlegungen im NAP I gegen-
über der Basisperiode 2000 bis 2002 zu einer 
Emissionsverminderung von 2 Mio.  t CO2 auf 
499  Mio.  t (-0,5 %) beitragen sollten, legt der 
NAP II eine weitere Reduktion der CO2-Emis-
sionen um 43 Mio.  t auf 453,07 Mio. t CO2 fest. 
Mit dieser Emissionsobergrenze hat Deutsch-
land die Voraussetzungen deutlich verbessert, 
seine im Kyoto-Protokoll festgelegten Klima-
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mancher deutscher Regionen der regionalen 
Konzentration der Energiewirtschaft geschul-
det, da dort die bei der Stromerzeugung anfal-
lenden CO2-Emissionen verbucht werden. 

Mit dem europäischen Emissionshandel ha-
ben sich Mengenlösungen als klimaschutz-
politisches Instrument etabliert. Angesichts 
der Tatsache, dass ab 2013 der Versteigerung 
von Emissionsberechtigungen eine größere 
Bedeutung zukommt, wird sich der Druck zur 
Emissionsverminderung in der zweiten Han-
delsperiode erhöhen. Insbesondere bei der 
Energiewirtschaft unterstützt dies den Trend 
hin zu einem klimafreundlicheren Energiemix. 
Zugleich steigen die Anreize für die regiona-
len Akteure vor Ort, verstärkt auf erneuerbare 
Energien umzusteigen. 

2.5.5  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Der Ausbau erneuerbarer Energien und die An-
passung an den Klimawandel sind zentrale He-
rausforderungen wie auch eine neue Chance 
für die Raumordnung zur Koordinierung kon-
kurrierender Raumnutzungsansprüche und 
Förderung einer effizienten Raumentwicklung. 
Beide Herausforderungen erfordern ausrei-
chend Fläche. Nur wenn der Ausbau erneuer-
barer Energien, Klimaschutzmaßnahmen und 
die Anpassung an den Klimawandel flächenef-
fizient umgesetzt werden, können die bundes-
politischen Zielvorgaben mit einer ressourcen-
schonenden Raumentwicklung einhergehen. 
Energie- und Flächeneffizienz bei der Raum-
entwicklung gehen Hand in Hand. Beides ist 
gleichzeitig ein Beitrag zum Klimaschutz. Eine 
energieeffiziente und klimawandelangepass-
te Raumentwicklung zielt darauf ab, durch ei-
nen sparsameren Umgang mit natürlichen Res-
sourcen diese sowohl produktiver zu nutzen als 
auch Kosten zu sparen. Effizienz setzt voraus, 
dass der Ressourceneinsatz insgesamt absolut 
rückläufig ist und nicht durch Mehrverbräuche 
(„Rebound“-Effekte) aufgezehrt wird.

Allein die Landes- und Regionalplanung – und 
eingeschränkt auch die Bundesraumordnung – 
sind als integrierende Gesamtplanungen in der 
Lage, die im Raum häufig miteinander kollidie-
renden vielfältigen Belange in einen Ausgleich 
zu bringen und den erzielten Interessenaus-
gleich rechtsverbindlich durch Festlegungen 
in einem Raumordnungsplan zu fixieren. Damit 
der Ausbau erneuerbarer Energien im politisch 
gewünschten Umfang gelingen kann, muss die 
Raumordnung in ihren Plänen ausreichende 

die geplante Produktion nicht ausreicht, können 
die Unternehmen versuchen, die fehlenden Be-
rechtigungen entweder am Markt zu ersteigern 
oder durch technischen Fortschritt ihre Emissio-
nen zu senken. Unter ökonomischen Aspekten 
führt der Emissionshandel bei den einbezogenen 
Branchen dazu, dass die angestrebten Emis-
sionsminderungen zu den gesamtwirtschaftlich 
geringsten Kosten erreicht werden. 

Der Emissionshandel hat sich als das zentra-
le deutsche klimaschutzpolitische Instrument 
etabliert, das ohne regionale Differenzierung 
der rechtlichen Vorgaben bundesweit einge-
setzt wird. Aufgrund der regionalen Verteilung 
der mittel- und unmittelbar betroffenen Akteu-
re und ihrer unterschiedlichen Anpassungsfä-
higkeit besitzt der Emissionshandel gleichwohl 
räumlich differenzierte Wirkungen. Je nach der 
CO2-Intensität der Wirtschaft und des privaten 
Konsums variieren die Steuerungswirkungen 
des Emissionshandels gemessen am Anteil der 
vom Emissionshandel erfassten Emissionen 
nach Ländern.

Erwartungsgemäß wurden die meisten Emis-
sionsberechtigungen für Anlagen zur Erzeugung 
von Energie sowie von Eisen und Stahl zugeteilt. 
Entsprechend liegt der regionale Schwerpunkt 
der zugeteilten Emissionsrechte in Nordrhein-
Westfalen, das rund 43 % aller bundesweit zu-
geteilten Emissionsberechtigungen hat. Mit 
deutlichem Abstand folgt an zweiter Stelle 
Brandenburg mit rd. 169 Mio. Emissionsberech-
tigungen, wofür insbesondere die Energiewirt-
schaft ursächlich ist. Auf den nächsten Plätzen 
folgen die Länder Niedersachsen, Baden-Würt-
temberg und Bayern. Die Länder Mecklen-
burg-Vorpommern, Thüringen, Hamburg und 
Rheinland-Pfalz sind aufgrund ihrer wirtschafts-
strukturellen Ausrichtung am geringsten in den 
Emissionshandel eingebunden. Darüber hinaus 
schlagen einzelne Besonderheiten in der Wirt-
schaftsstruktur der Länder zu Buche. 

Da die in den Emissionshandel einbezogenen 
Sektoren regional konzentriert sind, weisen die 
deutschen Regionen eine unterschiedlich star-
ke Einbindung in den Emissionshandel auf. Im 
gesamtdeutschen Durchschnitt wurden für den 
Zeitraum 2008 bis 2012 je Erwerbstätigen Emis-
sionsberechtigungen an CO2 in Höhe von 50 t 
vergeben. Allerdings ist die Streuung der Re-
gionalwerte sehr groß. In den Energieregionen 
mit einer hohen CO2-Intensität wird ein Groß-
teil des Stroms produziert, den private oder 
gewerbliche Verbraucher in anderen Regio-
nen mit einer starken Ausrichtung auf Investi-
tions- oder Verbrauchsgüterindustrien benö-
tigten. Insofern ist die niedrige CO2-Intensität 
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stellen, erhöht sich der Umnutzungsdruck auf 
Bestände und traditionelle Nutzungsformen. 
Da die Raumordnung über keinen bodenrecht-
lichen Kompetenztitel verfügt, kann sie die Art 
und Intensität der land- und forstwirtschaftli-
chen Nutzung nicht direkt steuern. Bisher be-
schränkt sich die Raumordnung deshalb auf 
eine Standortsteuerung der Anlagen zur ener-
getischen Biomasseverwertung. 

Für einen großmaßstäblichen Ausbau der 
Wasserkraftnutzung fehlen die Potenziale in 
Deutschland, so dass in Zukunft vor allem die 
Modernisierung von Altanlagen zur Diskussion 
steht. Auch hier ist die Raumordnung nicht der 
zentrale Ansprechpartner. Die Zulässigkeit von 
Vorhaben der Wasserkraftnutzung wird nach 
den Vorschriften des Landeswasserrechts ge-
regelt.

Photovoltaikelemente werden im kleinen Maß-
stab auf vorhandenen baulichen Anlagen und 
auf städtischen Freiflächen installiert. Große 
Solarkraftwerke benötigen dagegen ausge-

Raumpotenziale für eine energetische Nutzung 
und die technische Infrastruktur zu ihrer ange-
messenen Erschließung sichern.

Windenergieanlagen werden immer höher und 
leistungsfähiger und benötigen daher größere 
Abstandsflächen zum bebauten Siedlungsraum. 
Die Regionalplanung verfügt über leistungsfä-
hige Instrumente in Form von Raumordnungs-
gebieten, um diesen Flächenbedarf verträglich 
zu befriedigen und Windenergieanlagen auf 
die raumordnerisch geeigneten Standorte zu  
lenken.

Die energetische Biomassenutzung basiert 
ebenfalls auf der Inanspruchnahme von land- 
und forstwirtschaftlich genutzten Flächen. Der 
Ausbau des Energiepflanzenbaus für energe-
tische Zwecke wird bereits als gravierender 
Konkurrenzfaktor für die klassische Landnut-
zung zur Futter- und Nahrungsmittelproduk-
tion wahrgenommen. Sollte sich die Forstwirt-
schaft in nächster Zukunft vermehrt auf eine 
energetische Verwertung ihrer Produkte um-

Regionale Energiekonzepte stimmen die Ener-
gieproduktion, insbesondere den Mix erneu-
erbarer Energien, der in der Region zukünftig 
erzeugt werden soll, mit dem regionalen Aus-
baupotenzial, der dortigen Energienachfrage 
und ihrer absehbaren Entwicklung ab. Sie 
dienen somit vor allem der Definition gemein-
samer Entwicklungsziele, der Initiierung von 
Maßnahmen zum Ausbau der erneuerbaren 
Energieproduktion, der Weiterentwicklung 
der technischen Infrastruktur und natürlich 
der allgemeinen Verbesserung der Energieef-
fizienz und des Energiesparens in der Region. 
Die der Koordination der Ausbaupläne lokaler, 
regionaler und überregionaler Akteure der 
Energiewirtschaft steht häufig im Vorder-
grund. Mit Hilfe von regionalen Energiekon-
zepten kann der Umbau des nationalen Ener-
giesystems im regionalen Maßstab in eine 
nachhaltigere Richtung gesteuert werden. 
Regionale Energiekonzepte basieren auf ei-
nem kooperativen Planungsansatz und dienen 
in erster Linie dem Netzwerkmanagement. In 
dem MORO „regionale Energiekonzepte“ wer-
den vier Modellregionen bei der Erarbeitung 
bzw. Weiterentwicklung regionaler Energie-
konzepte unterstützt.

Steuerung durch Information spielt in der 
Region Nordschwarzwald eine wesentliche 
Rolle. Auf Basis des Informationsangebots 
werden die Potenziale aller erneuerbaren 

Energien in der Region dargestellt und stehen 
für politische Entscheidungsträger wie Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft zur Verfügung. 

In der Region Friesland ist der Ausbau erneu-
erbarer Energien Teil eines 2010 erstellten 
Klimaschutzkonzeptes. Der Rückhalt aus der 
Politik und eine offene und breit geführte 
Kommunikation waren aussschlaggebend für 
den dynamischen und erfolgreichen Prozess 
sowie die Ableitung zukünftiger Ausbaupläne. 

In der Region Hannover werden aus einem 
regio nalen Klimaschutzrahmenprogramm 
konkrete Umsetzungsschritte für die Steue-
rung des Ausbaus von erneuerbaren Energien 
abgeleitet. Eine offene Umsetzungsstrategie 
in Verbindung mit einem klar umrissenen Kli-
maschutzziel half dabei, zahlreiche Akteure 
einzubinden. Bis 2011 ist vorgesehen einen 

„klimaoptimierten Regionalplan“ zu erarbeiten.

Das regionale Energiekonzept der Planungs-
gemeinschaft Region Trier ist weit fortge-
schritten. In einem dialogorientierten Prozess 
konnte eine breite Beteiligung aller in der Re-
gion für den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien relevanten Akteure erreicht werden. Die 
Ergebnisse des Konzeptes fanden Eingang in 
die formelle Regionalplanung.

Detaillierte Informationen zum MORO „Regio-
nale Energiekonzepte“ finden sich auf der 
Homepage des BBSR, www.bbsr.bund.de.

Beispiel: MORO Regionale Energiekonzepte
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Bei der Bewältigung des Klimawandels spielt 
die Raumordnung in der Deutschen Anpas-
sungsstrategie (DAS) eine zentrale Rolle.62 Der 

„Aktionsplan Anpassung“ der Bundesregierung 
betont ihre integrative Funktion. Mittlerweile 
wird der Klimawandel auch von der Raumord-
nungspraxis als wichtige Aufgabe anerkannt. 
Ihr komplexer Instrumentenverbund wird von 
der Regionalplanung allerdings noch sehr un-
einheitlich zu Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungszwecken eingesetzt. Verschiedene Grün-
de erklären dies: 
•	 Unterschiedliche	 Betroffenheiten:	 Das	 The-

ma Siedlungsklimaschutz ist vor allem für 
verdichtete Regionen relevant, während vor-
beugender Hochwasserschutz in Regionen 
mit überschwemmungsgefährdeten Sied-
lungsbereichen eine wichtige Rolle spielt. 

•	 Unterschiedliches	 Alter	 der	 Regionalpläne:	
Etwa seit 2007 ist zu beobachten, dass das 
Thema Klimawandel in Regionalplänen syste-
matischer thematisiert wird. 

•	 Grundsätzliche	 Unterschiede	 in	 den	 politi-
schen Handlungsspielräumen, die der Regio-
nalplanung in den Ländern und Regionen ein-
geräumt werden.

•	 Unterschiedliche	Impulse,	die	die	Bundeslän-
der ihren Regionen zur Bearbeitung des The-
mas Klimawandel geben.

Es ist davon auszugehen, je mehr das Klimaar-
gument in der politischen Wahrnehmung an 
Gewicht gewinnt, desto eher kann die Raum-
ordnung die Koordination unterschiedlicher 
Raumansprüche und raumbedeutsamer Vorha-
ben und Maßnahmen an Belangen des Klima-
schutzes und der Klimaanpassung ausrichten.
 
Dem Klimawandel kann auf unterschiedlichen 
Ebenen durch Maßnahmen zur Vermeidung 
(Mitigation) sowie zur Anpassung (Adapta-
tion) durch die Raumordnung begegnet werden. 
Auch nach Auffassung der MKRO erfüllt die 
Raumordnung als fachübergreifende Planung 
eine koordinierende und vermittelnde Quer-
schnittsfunktion, sowohl beim Klimaschutz als 
auch für wirksame Vermeidungs- und Minde-
rungsstrategien. Unsicherheit über die regio-
nalen Klimaänderungen und deren Wirkfolgen 
limitieren die Raumordnung allerdings in ihren 
verbindlichen Festsetzungen. 

dehnte landwirtschaftlich genutzte Flächen 
als Standort. Wenn Anlagen die Schwelle der 
Raumbedeutsamkeit überschreiten, kann die 
Raumordnung eine Standortlenkung der Anla-
gen durchführen. Um unverträgliche Konzent-
rationen von Kleinkraftwerken in Teilräumen zu 
verhindern, gilt es frühzeitig und in angemes-
senem Umfang Eignungs- und Vorranggebiete 
insbesondere für Biogas- und Windenergiean-
lagen auszuweisen. Darüber hinaus stellt das 
Repowering neue Anforderungen an die Steu-
erung durch Raumordnungspläne. Der Ausbau 
erneuerbarer Energie geht aber auch einher 
mit einem wachsenden Bedarf an Energiespei-
chern. Unterirdische Anlagen können durch 
Raumordnungspläne gegenüber konkurrieren-
den Nutzungen gesichert werden.

Mit der Ausweitung der Flächennutzung für 
energetische Zwecke erhöht sich insbesonde-
re der Bedarf an Leitungen für den Transport 
von Strom, Wärme oder Gas. Die Raumordnung 
wird in Zukunft verstärkt Korridore für Leitun-
gen eruieren und gegenüber konkurrierenden 
Nutzungen freihalten müssen. Raumordnungs-
verfahren können auf der Grundlage partizi-
pativer Beteiligungsansätze Trassenalternati-
ven mit ihren Vor- und Nachteilen vergleichen 
und raumverträgliche und von der Bevölkerung 
akzeptierte Varianten aufspüren. Durch Aus-
weisung von Raumordnungsgebieten können 
sowohl Leitungskorridore als auch Anlagen-
standorte gesichert werden.

Neben den formellen Instrumenten der Raum-
ordnung kann durch den Einsatz informeller 
Instrumente die Koordination des Transforma-
tionsprozesses des Energiesystems produktiv 
flankiert werden. Eine besondere Rolle spielen 
in diesem Zusammenhang regionale Energie-
konzepte. Dieses informelle Instrument hat in 
den vergangenen Jahren eine neue Renais-
sance erfahren. Allerdings machen noch nicht 
alle Träger der Regionalplanung von diesem 
kooperativen Instrument Gebrauch. Informa-
tionen über ihre Organisation, Methodik und 
Inhalte stellt das Modellvorhaben der Raum-
ordnung (MORO) „Regionale Energiekonzepte“ 
bereit. 
 

(62) Die Bundesregierung: 
Deutsche Anpassungsstra-
tegie an den Klimawandel 
vom Bundeskabinett am 17. 
Dezember 2008 beschlos-
sen. Berlin 2008.
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zen. Bei der Entwicklung und Implementierung 
regionaler Anpassungsstrategien geht es dar-
um, die Nutzungsansprüche an den Raum un-
tereinander abzuwägen und das Ergebnis des 
Interessenausgleichs durch Ziel- und Grund-
satzfestlegungen in Landes- und Regionalplä-
nen so zu konkretisieren, dass die Verwundbar-
keit eines Teilraumes gegenüber Klimafolgen 
möglichst gering bleibt oder verringert wird. 

Daneben ist zu prüfen, wie weit eine klimaan-
gepasste Planung (Climate Proofing) formali-
siert im Rahmen räumlicher Planung wie auch 
Umweltprüfung eingeführt wird. 

Das Politikfeld des Klimaschutzes und der Kli-
maanpassung ist so weit abgesteckt und be-
rührt so viele unterschiedliche Aspekte, dass 
die Raumordnung ohne integrierte Strate-
gien keine umfassenden Erfolge verzeichnen 
wird. Gefordert ist ein Strategiemix, der Ver-
meidungs- und Anpassungsstrategien verfolgt, 
die Festlegungskonzepte der Raumordnung zur 
Raum-, Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur 
integriert und Fachpolitiken und weitere Ak-
teure sinnvoll miteinander vernetzt.

Der Steuerungserfolg der Raumordnung hängt 
damit entscheidend von der Kompetenz zum 
Netzwerkmanagement der praktischen Raum-
ordner ab, d. h. von deren Vermögen, zahlreiche 
Akteure bei der Bestimmung von Zielen des 
Klimaschutzes und der Klimaanpassung ein-
zubinden und zu Maßnahmen des praktischen 
Klimaschutzes und der Klimaanpassung zu mo-
tivieren.

Die Bundesraumordnung kann bei der Anpas-
sung an den Klimawandel die Entwicklung gu-
ter Beispiele und gewisser Standards bei Vul-
nerabilitätsanalysen fördern. Die durch den 
Klimawandel neu hinzugekommenen Heraus-
forderungen für die Raumordnung haben de-
ren Aufgabenspektrum thematisch erweitert 
und ziehen einen Fortschreibungsbedarf der 

„Leitbilder und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland“ nach sich. 
Zahlreiche Anregungen, wie Regionen zum Kli-
maschutz und zur Klimaanpassung positiv bei-
tragen können, gibt das MORO „Raumentwick-
lungsstrategien zum Klimawandel“.

Für den Steuerungserfolg der Raumordnung ist 
entscheidend, dass ihre planerischen Konzep-
te zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung 
möglichst in eine integrierte Strategie einge-
bettet sind. Ziele des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung lassen sich erfolgreicher um-
setzen, wenn die Raumordnung Ziele einer ver-
kehrssparenden Siedlungsentwicklung, eines 
ressourceneffizienten Umgangs mit der Fläche, 
einer nachhaltigen Energiepolitik sowie eines 
vorbeugenden Hochwasserschutzes konse-
quenter verfolgt.

Vermeidungsmaßnahmen zum Klimaschutz 
setzen häufig beim Emittenten an. Durch Be-
einflussung der Siedlungsstruktur kann aber 
auch die Raumordnung einen nicht unerhebli-
chen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Durch 
eine vorsorgeorientierte Raumordnungspoli-
tik wird die Entstehung von Klimaschadgasen 
durch eine intelligente räumliche Anordnung 
von Nutzungen im Raum eingeschränkt. Nutzt 
die Raumordnung ihren Kompetenztitel zur be-
wussten Förderung kompakterer und maß-
voll verdichteter Siedlungsformen und setzt 
sie sich gegen eine disperse Weiterentwick-
lung des Siedlungsraumes und eine Eindäm-
mung der baulichen Freirauminanspruchnah-
me ein, werden Siedlungsräume gefördert, die 
energieeffizientere Bebauungsformen mit hö-
herer Dichte und eine geringere Autoorientie-
rung aufweisen, einfacher durch den ÖPNV er-
schlossen werden können und durch Sicherung 
breiter Frischluftschneisen leichter mit Kaltluft 
zu versorgen sind. 

Für Maßnahmen zur Klimaanpassung ist die 
Regionalplanung prädestiniert. Die Auswirkun-
gen des Klimawandels sind in den Regionen 
sehr unterschiedlich ausgeprägt und erfordern 
dementsprechend individuelle Lösungsansät-
ze. Auf regionaler Ebene sind zum einen die 
spezifischen Gegebenheiten und möglichen 
Risiken des Klimawandels mittels Vulnerabili-
tätsanalysen abzuschätzen. Zum anderen sind 
erforderliche Maßnahmen wie ein vorbeugen-
der Hochwasserschutz oder lufthygienische 
Freiraumkonzepte zur Sicherung der Kaltluft-
versorgung von Städten in einem größeren re-
gionalen Gesamtzusammenhang durchzuset-
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Im Modellvorhaben „Raumentwicklungsstra-
tegien zum Klimawandel“ (KlimaMoro) werden 
regionale Klimaschutz- und Klimaanpassungs-
strategien mittels Anwendung und Weiterent-
wicklung des raumordnerischen Instrumentari-
ums in acht Modellregionen sowohl integriert 
als auch sektorspezifisch entwickelt. Ziele sind 
die Formulierung regionaler Klimawandelstra-
tegien, die Entwicklung planerischer Ansätze 
zum Klimaschutz und zur Anpassung an den 
Klimawandel zusammen mit der Praxis und ers-
te Umsetzungsschritte: 

•	 Vorpommern:	 Küstenregion	 mit	 drohendem	
Meeresspiegelanstieg und dadurch notwen-
diger Anpassung der Siedlungsstrukturen

•	 Havelland-Fläming:	 breite	 Öffentlichkeitsar-
beit und Konzentration auf Bewusstseinsbil-
dung

•	 Westsachsen:	 Bergbaufolgelandschaft	 und	
Abgrenzung von Handlungsräumen mit Vul-
nerabilitätsindikatoren, Fokusregionen

•	 Oberes	Elbtal/Osterzgebirge:	Vertiefende	Un-
tersuchung in zwei Teilregionen zur Analyse 
von Änderung von Flächennutzungsstruk-
turen und zur Initiierung von Projekten zum 
vorbeugenden Hochwasserschutz

•	 Mittel-	 und	Südhessen:	 breite	Betroffenheit	
mit Ermittlung von Hot-Spots zur Überprü-

fung von neuen Instrumenten und Planungs-
kategorien

•	 Mittlerer	 Oberrhein/Nordschwarzwald:	 Mit-
telgebirgsregion mit spezifischen Vulnerabi-
litäten in den Bereichen Siedlung und Hoch-
wasser sowie Bioklima und Tourismus

•	 Region	Stuttgart:	 Thematisierung	 der	Stand-
ortqualitäten (Wärmebelastung, Lebensqua-
lität) und ökonomischen Risiken (z. B. Pro-
duktionsausfall, Schiffbarkeit Kühlung von 
Kraftwerken) im Ballungsraum mit Initiierung 
eines Interessen-/Lastenausgleichs

•	 Landkreis	 Neumarkt:	 Ausrichtung	 auf	 infor-
melle Instrumente auf Basis des bayerischen 
Planungssystems.

Das KlimaMORO hat bereits wichtige Erkennt-
nisse erzielt, beispielsweise wie sich Regionen 
auf den Klimawandel proaktiv vorbereiten kön-
nen, mit welchen pragmatischen Konzepten 
die regionale Vulnerabilität (Exposition, Anfäl-
ligkeit) einschätzbar ist, wie sich Akteursnetz-
werke initiieren und verstetigen lassen (Gover-
nanceformen) und mit welchen formalen und 
informellen Instrumenten Klimaschutz und Kli-
maanpassung auf regionaler Ebene erfolgreich 
betrieben werden können. Detaillierte Informa-
tionen zum KlimaMORO finden sich unter www.
klima-moro.de.

Beispiel: KlimaMORO
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2.6 Wohnungsbautätigkeit und  
Immobilienmärkte

In Deutschland ist die Bautätigkeit insge-
samt seit 2001 rückläufig. Bereits ab Mitte der 
1990er Jahre waren nach einer Phase hoher 
Bautätigkeit deutliche Rückgänge erkennbar. 
Die hier betrachtete Entwicklung zeigt, dass 
die Bautätigkeit im Jahr 2009 nur noch etwa 
knapp die Hälfte des Volumens von 2001 um-
fasste. Während 2001 etwa 326  000 Wohnun-
gen fertiggestellt wurden, liegt dieser Wert 
2009 nur noch bei knapp 160  000 Wohnungen. 

Gleichermaßen beim Ein- und Zweifamilien-
hausbau wie beim Geschosswohnungsbau ging 
der Neubau etwa um die Hälfte zurück. In ei-
ner ersten Abwärtsphase schwächte sich zwar 
der Geschosswohnungsbau zunächst deutlich 
stärker ab, doch in den vergangenen Jahren 
war der Rückgang im Ein- und Zweifamilien-
hausbau ausgeprägter, in Ostdeutschland mit 

–63 % intensiver als in Westdeutschland mit 
–50 %. 

Aktuelle Baugenehmigungszahlen des Statis-
tischen Bundesamtes für das Jahr 2010 zeigen 
allerdings eine Trendwende, die bereits in 2009 

Abbildung 20
Bautätigkeit Wohnungen 1993 bis 2009

Anmerkung: fertiggestellte Wohnungen in neu errichteten Wohngebäuden, ohne Wohnheime;
einschließlich der umfangreichen Nachmeldungen in der Stadt München 2004 und 2006

Datenbasis:  BBSR-Wohnungsmarktbeobachtungssysem, Statistik der Baufertigstellungen des Bundes und der Länder
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eingesetzt hat. In 2010 wurden Baugenehmi-
gungen für 187 700 Wohnungen ausgestellt, da-
von 168  000 in neu errichteten Gebäuden. Das 
waren 5,5 % oder 9  700 Wohnungen mehr als 
in 2009. Von den insgesamt genehmigten Woh-
nungen gehören 164 600 Neubauwohnungen zu 
Wohngebäuden (+6,8 % gegenüber 2009). Der 
Anstieg von Baugenehmigungen für Wohnun-
gen in Mehrfamilienhäusern (+8,5 %) fiel da-
bei etwas höher aus als für Wohnungen in Ein- 
(+5,0 %) und Zweifamilienhäusern (+5,6 %). In 
neu errichteten Gebäuden wurden mit 168  000 
Genehmigungen 6,6 % oder 10  400 Wohnungen 
mehr als 2009 genehmigt. Mit diesen Zahlen ist 
zu erwarten, dass sich auch die Baufertigstel-
lungen in den nächsten Jahren wieder leicht 
erhöhen werden.

Die Bautätigkeit je 1  000 Einwohner ist in 
Deutschland von ca. 3,5 Wohnungen in 2001 
auf deutlich unter zwei Fertigstellungen in 2009 
gesunken. Der bereits im Jahr 2001 niedrige-
re Wert für Ostdeutschland (knapp drei Fertig-
stellungen) liegt 2009 bei gut 1,1 Fertigstellun-
gen und weicht vom früheren Bundesgebiet 
nun noch deutlicher ab. In Westdeutschland 
hat die Zahl der fertiggestellten Wohnungen je 
1  000 Einwohner im betrachteten Zeitraum von 
3,6 auf 1,8 Wohnungen abgenommen. 
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nungsbau primär auf die Kernstädte. Konnte 
zu Beginn des Jahrzehnts beim Geschosswoh-
nungsbau noch eine gleichrangige Bedeutung 
des Umlandes gegenüber den Kernstädten 
beobachtet werden, hat sich mittlerweile der 
Schwerpunkt eindeutig in Richtung der Zentren 
verschoben. Insbesondere das weiter entfern-
te Umland der Verdichtungsräume weist mitt-
lerweile eine sehr niedrige Bautätigkeit im Ge-
schosswohnungsbau auf. 

Beim Ein- und Zweifamilienhausbau ist zwar 
weiterhin von einer stärkeren Bedeutung der 
Umlandkreise auszugehen, jedoch ist das Ge-
fälle zwischen Umland und Kernstadt deutlich 
nivelliert. Während 2001 einwohnerbezogen 
gegenüber den Kernstädten noch drei- bis vier-
mal so viel Fertigstellungen im Umland erfolg-
ten, sind es heute nur noch anderthalb bis dop-
pelt so viele.

Der früher deutliche Niveauunterschied zwi-
schen den Kernstädten mit einer niedrigeren 
Bautätigkeit zu den Umlandkreisen und ländli-
chen Kreisen mit einer höheren Bautätigkeit ist 
stark zurückgegangen. Aktuell liegt die Bautä-
tigkeit in den Kernstädten nicht allzu weit von 
derjenigen der Umlandkreise und der ländlichen 
Kreise entfernt. Für Westdeutschland ist eine 
stärkere Konzentration der Bautätigkeit auf die 
Kernstädte erkennbar als im Osten. Das Niveau 
der Bautätigkeit je 1  000 Einwohner ist hier aktu-
ell ungefähr genau so hoch wie das der Umland-
kreise und der ländlichen Räume, was sich zu 
Beginn dieses Jahrzehnts noch deutlich anders 
darstellte. Im Osten liegt das Niveau der Bautä-
tigkeit der Kernstädte deutlich darunter.

Während der Ein- und Zweifamilienhausbe-
reich außerhalb der Städte die Neubautätigkeit 
dominiert, konzentriert sich der Geschosswoh-

Abbildung 21
Bautätigkeit in Deutschland nach zusammengefassten Kreistypen

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtungssystem, Statistik der
Baufertigstellungen des Bundes und der Länder

Fertigstellungen 2001 Fertigstellungen 2009

verdichtetes Umland

ländliches Umland

ländlicher Raum

Alte Länder

Neue Länder

Alte Länder

Neue Länder

Alte Länder

Neue Länder

Alte Länder

Neue Länder

0,0 1,0 2,0

fertiggestellte Wohnungen je 1 000 Einwohner

3,0 4,0 5,0

Kernstädte

Deutschland

Alte Länder

Neue Länder

Kernstädte 

verdichtetes 
Umland 

ländliches
Umland 

ländlicher
Raum 

Quelle: BBSR 2011



113Entwicklung städtischer und ländlicher Räume

Bevölkerungsentwicklung und  
Neubautätigkeit

Die Dämpfung der Neubautätigkeit durch sin-
kende Nachfrage ist auf gesamtstaatlicher 
Ebene seit 2003 erkennbar. Seitdem nimmt 
die Bevölkerungszahl mit zunehmender Ten-
denz ab, im Schnitt um ca. 90  000 Personen pro 
Jahr. Die Abnahme geht im Wesentlichen auf 
das Konto der neuen Länder, während die al-
ten Länder erst seit 2006 rückläufige Bevölke-
rungszahlen aufweisen. Allerdings ist die Ent-
wicklung der Haushaltszahlen insbesondere in 
den alten Ländern noch positiv. In den neuen 
Ländern wird die Nachfrage jedoch nicht mehr 
von zusätzlichen Haushalten getragen, son-
dern von einer Präferenzverschiebung weg von 
Mietgeschosswohnungen hin zu Eigenheimen. 

Viele Regionen in Westdeutschland sind in 
den letzten Jahren in ihrer Bevölkerungszahl 
noch gewachsen. Mittlerweile zeigt sich je-
doch auch hier in zahlreichen Teilräumen ein 
Trend zur Bevölkerungsabnahme. Kreise mit re-
lativ hoher Bevölkerungsabnahme erleben zu-
meist einen korrespondierenden Rückgang der 
Bautätigkeit. So verzeichnen die meisten Krei-
se, die einen Bevölkerungsrückgang zwischen 
2001 und 2009 von mehr als 5 % aufwiesen, ei-
nen Rückgang der Bautätigkeit um 70 bis 80 %. 
Kreise mit einer Zunahme der Bevölkerung 
liegen im Rückgang der Bautätigkeit deutlich 
niedriger und weisen in der Mehrheit der Fälle 
Veränderungswerte von –30 bis –60 % auf. 

Warum selbst in noch wachsenden Kreisen 
ein Rückgang der Bautätigkeit feststellbar ist, 
lässt sich durch weitere Einflussfaktoren er-
klären. Ein Grund ist eine sehr hohe Bautätig-
keit in der Vorperiode, die ein Überangebot zur 
Folge hat. Automatisch reagiert dann der Woh-
nungsbau durch eine verringerte Neubauquote.  
Je mehr der Neubau zurückgeht, desto stär-
ker gewinnen Baumaßnahmen an bestehen-
den Gebäuden (Modernisierung, Instandhal-

tung etc.) an Gewicht. War bis Ende der 1990er 
Jahre das Neubauvolumen noch deutlich hö-
her als die Bestandsmaßnahmen, so hat sich in 
den letzten zehn Jahren eine Umkehr vollzogen. 
Aktuell umfassen Bestandsinvestitionen knapp 
80 % aller Wohnungsbauinvestitionen. 

Regionalisierte Daten zur Entwicklung des 
Wohnungsbauvolumens liegen nicht vor, so 
dass eine genaue regionale Analyse nicht vor-
genommen werden kann. Aber aus der Kennt-
nis des Investitionsverhaltens vieler Akteure 
vor Ort ist grundsätzlich erkennbar, dass auch 
in schrumpfenden Regionen – insbesondere 
mit Unterstützung der öffentlichen Hand – In-
vestitionsmaßnahmen in bestehende Gebäude 
erfolgen, um die Marktgängigkeit des Gebäu-
debestandes und insbesondere seine energeti-
sche Qualität zu sichern und zu verbessern.

2.6.1  Immobilienpreise

Die Höhe der durchschnittlichen Wohnungs-
mieten und Immobilienpreise schwankt zwi-
schen den regionalen Immobilienmärkten in 
Deutschland erheblich. Um das räumliche Ver-
teilungsmuster abbilden zu können, werden 
die durchschnittlichen Angebotspreise von 
Standard-Einfamilienhäusern auf der Ebene 
von Kreisregionen betrachtet. Es besteht ein 
deutliches Preisgefälle zwischen Kernstädten, 
Umlandkreisen und ländlichen Kreisen. Metro-
polkerne mit einer hohen Beschäftigtendichte 
und einer wachsenden Bevölkerungsbasis wie 
München, Stuttgart, Frankfurt am Main, Düs-
seldorf und Hamburg erreichen die höchsten 
Eigenheimpreise. Peripherere Lagen sind von 
niedrigen Preisstrukturen geprägt. Großräumig 
fallen zusätzlich deutliche Niveauunterschiede 
auf. Die südlichen Bundesländer sind dabei am 
teuersten. Es folgen die Ländergruppen Wes-
ten, Norden und Osten. 

In Ostdeutschland sind die niedrigsten Haus-
preise festzustellen. Die Landkreise Demmin, 
Prignitz und Kyffhäuserkreis unterschreiten 
sogar die Schwelle von 100  000 Euro für Stan-
dard-Einfamilienhäuser. Hier fallen auch die Ni-
veauunterschiede zwischen den Kernstädten 
und ihren Umlandkreisen deutlich geringer aus. 
Im Vergleich aller Metropolkerne in Deutsch-
land weist Berlin das niedrigste Preisniveau 
auf. Allerdings erfährt die Bundeshauptstadt 
aufgrund einer erhöhten Nachfrage seit 2010 
deutlichere Preissteigerungen bei Immobilien.
 
Die Dynamik der Hauspreise war in den letz-
ten Jahren im Vergleich zu anderen Staaten 
ausgesprochen gering, was sich im Zusam-
menhang mit der Finanzmarktkrise als eine 

Das BBSR analysiert Preisdaten aus Miet- 
und Kaufinseraten für Wohnungen und Ein-
familienhäuser, basierend auf Annoncen aus 
Zeitungen und Internetportalen. Daraus las-
sen sich nach Bereinigungs- und Filterprozes-
sen bspw. durchschnittliche Kaufpreise für 
Einfamilienhäuser berechnen. Die Preisdaten 
geben die Angebotsstruktur wider. 

Methode: Preisdaten für Wohnungen  
und Häuser
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land sowie in verdichteten Umlandkreisen in 
den westlichen Bundesländern erreicht (–3,2 
bis –5,7 %). Positive Entwicklungen fallen be-
sonders im Süden und in ländlichen Räumen 
in Ostdeutschland auf. In Ostdeutschland pro-
fitieren vorrangig die Teilräume mit einer ho-
hen touristischen Attraktivität, wie die Ost see-
küste. 

Seit 2010 sind deutschlandweit wieder leicht 
steigende Angebotspreise zu erkennen. Die ho-
hen großräumigen und intraregionalen Unter-
schiede der Kaufpreise korrelieren deutlich mit 

Stärke erwiesen hat. In Deutschland hat sich 
keine Immobilienblase entwickelt. Zumindest 
für Wohnimmobilien resultieren aus der Finanz-
marktkrise keine gravierenden Preiseinbrüche. 
Verschiedene aktuelle Immobilienpreisindizes  
be  legen dies.

Die BBSR-Berechnungen der Angebotspreise 
für Standard-Eigenheime belegen nur geringfü-
gige durchschnittliche nominale Preisrückgän-
ge in den Jahren 2005 bis 2008. Die höchsten 
Preisrückgänge werden in den verdichteten 
und ländlichen Umlandkreisen in Norddeutsch-

Geometrische Grundlagen: BKG/BBSR, Kreisregionen, 31.12.2008
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Karte 55
Hauspreise und Hauspreis-Einkommensrelationen bei Einfamilienhäusern
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Karte 56
Wohnungsleerstand in Mehrfamilienhäusern
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Anmerkung: 
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empirica-Leerstandsindex fließen die tagesgenauen Angaben zur Vermietungssituation der betrachteten
Wohnungsbestände ein. Dem Index liegen Informationen für 11 % des gesamten Geschosswohnungsbestandes
in Deutschland vor. Weil wirtschaftlich aufgegebene und Substandardwohnungen (Ofenheizung) nicht erfasst 
sind, liegen diese Leerstandsquoten unter denen anderer Erhebungen (z.B. Mikrozensus).
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den regionalen Einkommen der Haushalte. Hie-
raus kann man aber nicht den Umkehrschluss 
ziehen, dass allein die Einkommen für die Ni-
veaus der Hauspreise verantwortlich sind. Die 
preisbildenden Faktoren sind deutlich vielfälti-
ger. Zudem können Einkommensunterschiede 
nicht immer die erheblichen Preisunterschiede 
kompensieren, wie eine Betrachtung der Haus-
preis-Einkommensrelation zeigt. Sie beschreibt 
die durchschnittlichen Aufwendungen des ver-
fügbaren Haushaltsjahresnettoeinkommens, 
die nötig sind, um ein Standard-Einfamilien-
haus erwerben zu können, bzw. die Erschwing-
lichkeit eines Hauserwerbs. Bei konstanten 
Preisen würden die Relationen mit steigen-
dem Einkommen abnehmen. Im Mittel muss in 
Deutschland das 5,1-fache Jahresnettoeinkom-
men der Haushalte für den Erwerb von Stan-
dard-Einfamilienhäusern eingesetzt werden.

In Ostdeutschland bestehen im Durchschnitt 
mit dem Faktor 4,6 günstigere Bedingungen als 
in Westdeutschland. Die Karte der Hauspreis-
Einkommensrelationen zeigt aber auch, dass 
vor allem ländliche Räume in Niedersachsen, 
im östlichen Nordrhein-Westfalen und im nörd-
lichen Hessen sehr günstige Relationen auf-
weisen.

Dagegen wird die hohe Kaufkraft im Süden 
Deutschlands von im Verhältnis z. T. deutlich 
höheren Immobilienpreisen überlagert. In den 
Landkreisen München und Starnberg sowie in 
der Stadt München müssen die Eigenheimer-
werber durchschnittlich ungefähr zehn Haus-
haltsjahresnettoeinkommen für die reinen Im-
mobilienkosten aufwenden. Es sind die mit 
Abstand ungünstigsten Ausgaberelationen im 
bundesweiten Vergleich, gefolgt von den wei-
teren Münchner Umlandkreisen sowie den hes-
sischen Landkreisen Main-Taunus-Kreis und 
Hoch-Taunus-Kreis. Es folgen die Städte Frei-
burg im Breisgau, Frankfurt am Main, Stutt-
gart, Wiesbaden und Heidelberg. Aber auch 
in ländlichen Kreisen Bayerns und Baden-
Württembergs sind im Vergleich zum Durch-
schnittseinkommen in anderen Ländern höhere 
Erwerbskosten der Haushalte für Wohnimmo-
bilien zu schultern.

Die Hauspreis-Einkommensrelationen sind in 
den vergangenen Jahren relativ konstant ge-
blieben. Es konnten sich weder deutliche Ein-
kommenszuwächse noch deutliche Immobilien-
preisveränderungen durchsetzen.

2.6.2  Wohnungsleerstände

Neben deutlichen Preisveränderungen zeigen 
Wohnungsleerstände Verwerfungen zwischen 
Wohnungsangebot und Nachfrage an. Leer-
standsquoten zwischen 2 und 3 % sind als Fluk-
tuationsreserven notwendig, um Umzüge und 
Baumaßnamen zu ermöglichen. Darüber hin-
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Dem Rückgang der Leerstände in Ostdeutsch-
land stehen im Westen steigende Quoten au-
ßerhalb der Kernstädte gegenüber. Auch in 
Westdeutschland besteht also ein akuter 
Handlungsbedarf zur Reduzierung von Woh-
nungsleerständen. Vor allem in den ländli-
chen Kreisen gilt es frühzeitig Maßnahmen zur 
Eindämmung der Leerstandsproblematik zu  
er greifen.

2.6.3  Wohnungsmarktentwicklungen

Die Wohnungs- und Immobilienmärkte sind in 
besonderer Weise von den regionalen Markt-
bedingungen beeinflusst. So orientieren sich 
Wohnungs- und Eigenheimsuchende nicht nur 
innerhalb einer Stadt oder Gemeinde, sondern 
versuchen die vielfältigen Ansprüche an eine 
künftige Wohnung innerhalb eines erreichba-
ren Umfeldes einer Region zu realisieren. Um 
die Ausgangsbedingungen der Wohnungs- und 
Immobilienmärkte und deren Veränderungen 
zu analysieren, hat das BBSR flächendeckend 
Wohnungsmarktregionen abgegrenzt und nach 
ihren Entwicklungspfaden typisiert. Die Ab-
grenzungen erfolgten über Kriterien der Pend-
lerbeziehungen und der Erreichbarkeit der 
Kernstädte. 

Die Wohnungsmarktregionstypen bieten die 
Möglichkeit, ähnlich strukturierte Regionen 
in Teilräumen Deutschlands für Analysen zu-
sammenzufassen, um Trends für vergleichbare 
Räume ableiten zu können. Dazu wurden Indi-
katoren zur Bevölkerungs- und Beschäftigten-
entwicklung, zum Wanderungssaldo, zur Ar-
beitslosenquote, Kaufkraft und Realsteuerkraft 
kombiniert, so dass sich wachsende, stabile 
und schrumpfende Wohnungsmarktregionen 
darstellen lassen. 

Die Verteilung der Wohnungsmarktregionsty-
pen zeigt klare großräumige Unterschiede. Der 
Süden Deutschlands ist deutlich von wachsen-
den und stark wachsenden Regionen geprägt. 
Im Westen und Norden sind alle Regionsty-
pen zu finden, teilweise regional konzentriert. 
Der Raum Rhein-Ruhr, das Saarland sowie das 
südliche und östliche Niedersachsen sind von 
Schrumpfungsbedingungen geprägt. In Ost-
deutschland sind diese mit Ausnahme der Re-
gionen Berlin und Potsdam noch stärker ver-
breitet.

Wohnungsmärkte mit Angebotsengpässen

Vor allem prosperierende Regionen weisen in 
Deutschland Angebotsengpässe auf. In die-
sen wirtschaftlich starken und expandieren-
den Räumen können die Kernstädte vielfach 

ausgehende Quoten weisen auf Vermarktungs-
probleme in den Wohnungsbeständen bzw. den 
Wohnungsteilmärkten hin. Durch einen hohen 
Leerstand kann es zu Störungen der Funktions-
fähigkeit von Immobilienmärkten kommen. 

Leerstände stellen insbesondere für die Haus-
eigentümer ein massives Problem dar. Neben 
dem Wertverlust der Immobilie treten zusätz-
lich finanzielle Verluste aus entgangenen Miet-
einnahmen hinzu. Automatisch stehen weniger 
Finanzmittel für die Durchführung notwendiger 
Sanierungs- oder Modernisierungsmaßnah-
men zur Verfügung, was das Langzeitrisiko des 
Leerstands weiter erhöht. Eine Abwärtsspirale 
kann die Folge sein. Sind in der Nachbarschaft 
auch andere Immobilien vom Leerstand betrof-
fen, ist der Immobilienbestand des gesamten 
Quartiers von den negativen Folgeeffekten be-
droht. Gegenmaßnahmen wie die staatlich ge-
förderte Sanierung sowie die Programme zum 
Stadtumbau Ost und West schaffen Abhilfe 
und mindern Leerstandsprobleme.

Ostdeutschland ist besonders von Leerstän-
den im Wohnungsbestand betroffen. Hier 
weisen insbesondere ländliche Kreise hohe 
Leerstandsquoten auf. Die höchsten Antei-
le wurden 2009 mit Leerstandsquoten von gut 
10 % am Geschosswohnungsbestand in den 
Landkreisen Prignitz, Kyffhäuserkreis und 
Nordsachsen sowie in den kreisfreien Städten 
Schwerin, Chemnitz und Halle (Saale) ermittelt. 
Innerhalb der Kreise erreichen vor allem Mit-
telstädte und ländliche Gemeinden sehr hohe 
Leerstandswerte. 

Die Ursachen können vielfältig sein. Gebäude 
mit besonders schlechter Bausubstanz lassen 
sich teilweise nicht mehr rentabel sanieren, so 
dass ein Rückbau in Erwägung gezogen wer-
den muss. Außerdem können Bestände nicht 
nachfragegerecht sein. Dabei spielen Woh-
nungsgröße, Ausstattung, Gebäudeart und 

-zustand sowie Wohnumfeld eine wesentliche 
Rolle. Daher besteht in Ostdeutschland ein Ne-
beneinander von Wohnungsneubau und Woh-
nungsleerständen. 

Auch in Westdeutschland sind einige Regio-
nen von hohen Leerständen geprägt. Es han-
delt sich hauptsächlich um einzelne ländliche 
Kreise und Umlandkreise im Norden und Wes-
ten, die wirtschaftliche Probleme aufweisen, 
die sich negativ auf die Bevölkerungsentwick-
lung in Form von Wanderungsverlusten auswir-
ken. Die höchsten Leerstandsquoten zeigen die 
Landkreise Soest und Hochsauerlandkreis so-
wie die Stadt Salzgitter. 

(63) BBSR (Hrsg.): Woh-
nungs- und Immobilien-
märkte in Deutschland 2011. 
Analysen Bau.Stadt.Raum, 
Bd. 5. Bonn 2011.

BBR (Hrsg.): Akteure, Be-
weggründe, Triebkräfte der 
Suburbanisierung. Motive 
des Wegzugs – Einfluss der 
Verkehrsinfrastruktur auf 
Ansiedlungs- und Mobili-
tätsverhalten In: BBR-On-
line-Publikation, Nr. 21/2007. 
Bonn 2007b.
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und Wertverluste bedeuten erhebliche finanzi-
elle Einbußen für Immobilieneigentümer. 

Im Westen sind es vornehmlich schrumpfende 
altindustrialisierte Städte, die bei leicht nega-
tiven Stadt-Umland-Wanderungssalden günsti-
ge Mieter- und Käufermärkte bieten. In diesen 
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Wohnungsmarktregionstypen

nicht entsprechend der Nachfragestruktur fi-
nanzierbaren Wohnraum anbieten, so dass sich 
weiterhin Tendenzen zu anhaltender Suburba-
nisierung zeigen. Familien mit Kindern finden 
den für die Haushaltssituation passenden und 
gleichzeitig finanzierbaren Wohnraum nicht in 
der Kernstadt, sondern eher in ihrem Umland. 
Dabei handelt es sich nicht unbedingt um den 
bevorzugten Wohnort. 

Verschiedene Haushaltsbefragungen belegen 
die Bereitschaft, in der Stadt wohnen zu blei-
ben oder zurückzuziehen, wenn adäquate Woh-
nungsangebote in der Stadt bestehen.63 Zuzü-
ge in das Umland der Kernstädte bewirken dort 
einen Anstieg der Wohnkosten und können zu 
einer räumlich weiter ausgreifenden Suburba-
nisierung führen. Die große räumliche Ausdeh-
nung von Wohnungsmarktregionen wie Mün-
chen oder Stuttgart ist besonders auf solche 
Wanderungsprozesse zurückzuführen. Zahl-
reiche prosperierende Städte mit hohen Mie-
ten und Immobilienpreisen – wie Heidelberg, 
Frankfurt am Main, Köln, Mainz und Regens-
burg – sind ebenfalls von Stadt-Umland-Wan-
derungen geprägt und fallen als typische Sub-
urbanisierungsregionen auf.

Städte wie Münster oder Freiburg konnten in 
den vergangenen Jahren ihre Wanderungs-
verluste innerhalb der Region sogar in leichte 
Gewinne umkehren. Diese beiden Städte för-
derten Angebotserweiterungen – Freiburg be-
sonders im Geschosswohnungsbau, Münster 
im Eigenheimbau – und erhöhten somit die Zu-
zugsbereitschaft aus dem Umland. 

Eine aktive Wohnungsbaupolitik in wachsen-
den Städten wirkt also der Suburbanisierung 
entschieden entgegen und kann die Effekte 
von hohen Mietunterschieden zwischen Kern-
städten und ihren Umlandgemeinden relativie-
ren. Somit sind die Neubautätigkeit ebenso wie 
die nachfragegerechte Aufwertung von Woh-
nungsbeständen in angespannten Wohnungs-
märkten wichtige Instrumente für das „Halten“ 
oder die „Gewinnung“ von Haushalten. 

Wohnungsmärkte mit Angebotsüberhängen 

Städte und Gemeinden in Regionen mit rück-
läufigen Bevölkerungs- und vor allem Haus-
haltszahlen weisen häufig schrumpfungsbe-
dingte Marktprobleme auf. Dort kann eine 
weitere Verkleinerung der Haushalte nicht 
mehr die natürlichen Bevölkerungs- und Wan-
derungsverluste kompensieren. Der Vorteil der 
größeren Angebotsauswahl und Preisflexibi-
lität für Mieter und Käufer stellt gravierende 
Probleme für die Anbieterseite dar. Leerstände 
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Städten besitzt die Suburbanisierung derzeit 
keine weitere Dynamik mehr.

Die vergleichsweise preisgünstigen ostdeut-
schen Städte haben durchweg positive intra-
regionale Wanderungsgewinne. Sie resultieren 
meistens aus deutlich rückläufigen Fortzügen 
und wachsenden Zuzügen. Das geringe Mieten- 
und Preisgefälle zwischen Kernstadt und Um-
land wirkt sich positiv auf die Stadt- und Innen-
stadtentwicklung aus. 

Die BBSR-Bevölkerungsumfrage belegt seit 
2005 einen deutlichen Anstieg der Zufrieden-
heit der Bewohner ostdeutscher Städte mit 
ihrem Wohnort. Diese zunehmende Attrakti-
vität ist das Ergebnis intensiver Wohnungssa-
nierungs- und Stadtumbaumaßnahmen, womit 
nachfragegerechte Wohnungsangebote bereit-
gestellt und das innerstädtische Wohnumfeld 
aufgewertet wurden. Deutliche Probleme für 
Immobilieneigentümer bestehen in schrump-
fenden Märkten, die von spürbaren Preisver-
lusten geprägt sind.

2.6.4  Zukünftige Nachfrageentwicklungen

Die Immobilienmärkte mit Angebotsengpässen 
und solche mit Angebotsüberhängen werden zu-
künftig unterschiedlich gravierend von der de-
mographischen Entwicklung betroffen sein. Bei 
weiter wachsender Nachfrage in Räumen mit 
dynamischer Wirtschaftsentwicklung ist eine 
Angebotsausweitung über Wohnungsneubau 
notwendig. In den Räumen mit schrumpfender 
Nachfrage wird sich zukünftig noch stärker die 
Vermeidung von Leerständen und Desinvestitio-
nen als Herausforderung dar stellen. 

Die Wohnungsmarktprognose des BBSR 
schreibt die Trends der Nachfrage- und Ange-
botsentwicklung in die Zukunft bis 2025 fort. In 
den Kernstädten überwiegt die Nachfrage des 
Geschosswohnungsbaus mit im Mittel ca. einer 
Wohnung je 1  000 Einwohner die des Ein- und 
Zweifamilienhausbereichs (ca. 0,9 Wohnungen 
je 1  000 Einwohner). Die Ergebnisse für die ver-
dichteten Umlandkreise und ländlichen Kreise 
zeigen umgekehrt höhere Potenziale für den 
Ein- und Zweifamilienhausbau (rund 1,7 Woh-
nungen je 1  000 Einwohner) im Vergleich zum 
Geschosswohnungsbau (rund 0,5 bzw. 0,2 
Wohnungen je 1  000 Einwohner).

Im Unterschied zu früheren Entwicklungen 
zeigt sich allerdings im Ein- und Zweifamilien-
hausbereich eine zunehmende Bedeutung der 
verdichteten Umlandkreise, während in den 
ländlichen Kreisen eher eine abnehmende Neu-
bautätigkeit in diesem Segment dominiert.

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktprognose 2025, 
untere Variante
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Aus raumordnerischer Sicht erscheint deshalb 
eine Forcierung des Wohnungsneubaus insbe-
sondere in Kernstädten und dem bereits ver-
dichteten suburbanen Raum der nachfragestar-
ken regionalen Wohnungsmärkte vordringlich. 
Grundsätzlich kann die Raumordnung den Bau 
von Wohn- und Gewerbeimmobilien nur indirekt 
beeinflussen. Ihre Vorgaben richten sich in ers-
ter Linie an andere öffentliche Planungsträger. 
Insbesondere durch Einflussnahme auf die kom-
munale Baulandausweisung erzeugt die Raum-
ordnung Effekte, die sich auf die Bautätigkeit 
auswirken. Aus diesem Grund ist das die zentra-
le Steuerungsgröße der Raumordnung. 

Da in Verdichtungsräumen die Freiraum-
situation bereits angespannt ist, bedarf es hier 
allerdings einer besonders sensiblen Standort-
steuerung der Wohnungsbautätigkeit. Grund-
sätzlich sollte der Vorrang der Innen- vor der 
Außenentwicklung berücksichtigt werden. 
Nicht nur aus Umweltgründen, sondern auch 
um den bestehenden Infrastrukturbestand ef-
fizienter auszunutzen, ist eine forcierte Innen-
entwicklung dringlich. Dies gilt für nachfra-
geschwache regionale Immobilienmärkte mit 
bereits ausgeprägten Leerstandsproblemen 
noch mehr als für nachfragestarke Regionen. 
Hier sorgt bereits der Markt für eine aktive In-
nenentwicklung. 

Allerdings blockieren immer noch vielfältige 
Hemmnisse den Fortschritt der Innenentwick-
lung. Dies gilt insbesondere für die städtebau-
liche Wiedernutzung von Gewerbe- und In-
dustriebrachen durch Wohnbebauung. Um die 
städtebauliche Innenentwicklung gewerblich 
vorgenutzter Standorte zu fördern, ist deshalb 
eine aktivere Rolle der Raumordnungsplanung 
gefragt. 

Weitere Planungsgrundsätze der Raumord-
nung sind die Konzentration der Neubebau-
ung auf zentrale Orte sowie die Ausrichtung 
auf das Umfeld von Haltestellen des ÖPNV. In 
nachfragestarken Räumen wird bereits auf-
grund der hohen Bodenpreise auf flächenspa-
rende Bebauungsformen geachtet. Dies ist in 
nachfrageschwachen Immobilienmärkten häu-
fig nicht der Fall. Niedrige Marktpreise setzen 
hier keine Anreize für einen ressourcenscho-
nenden Umgang mit der Fläche, weshalb hier 
die Raumordnung besonders gefordert ist. 

Nach den Ergebnissen der Wohnungsmarkt-
prognose muss vor allem im Bereich der ver-
mieteten Geschosswohnungen in vielen 
Regionen mit einem sich erhöhenden Leer-
standsrisiko gerechnet werden. Betroffen sind 
insbesondere ländliche Regionen. Zurückge-
hende Nachfragerzahlen und die Präferenz 
der Haushalte für Wohneigentum schwächen 
die Nachfrage nach Mietgeschosswohnungen 
langfristig ab. Eine Leerstandsproblematik ist 
insbesondere in Ostdeutschland, in altindust-
rialisierten Regionen Westdeutschlands sowie 
in Teilen Nord- und Ostbayerns und Nieder-
sachsens deutlich erkennbar.

Nicht in allen siedlungsstrukturellen Regions-
typen steht bis zum Jahr 2025 eine positive 
Wohnflächennachfrageentwicklung in Ein- und 
Zweifamilienhäusern einer negativen Nachfra-
geentwicklung im Geschosswohnungsbau ge-
genüber. Eine Ausnahme bilden die Kernstäd-
te  – insbesondere in Westdeutschland –, für 
die noch eine positive Wohnflächennachfrage 
im Geschosswohnungsbau prognostiziert wird.
 
Besonders deutlich wird die Nachfrage in den 
ländlichen Räumen in West- und vor allem in 
Ostdeutschland zurückgehen. Hier sind so-
mit weiterhin erhöhte Leerstände zu erwarten, 
wenn nicht Maßnahmen zur Bestandsverbes-
serung ergriffen werden. Die zukünftig wohl 
noch zunehmenden Leerstände werden die 
wirtschaftliche Situation der ländlichen Räume 
beeinträchtigen und das städtebauliche Bild 
der Dörfer deutlich mitprägen.

2.6.5  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Forderte das Raumordnungsgesetz in der al-
ten Fassung in seinem Grundsatzkatalog in §  2 
Abs. 2 Nr. 11 noch, dass dem Wohnbedarf der 
Bevölkerung Rechnung zu tragen ist, so ver-
zichtet dieses Gesetz in der aktuellen Fassung 
von 2008 auf diesen Belang der Raumordnung. 
Zwar hat sich die Versorgung der Bevölkerung 
mit Wohnraum in vielen Teilräumen entspannt, 
die schon seit Jahren niedrige Neubauquote 
wird allerdings mittelfristig in nachfragestar-
ken regionalen Immobilienmärkten zu Woh-
nungsknappheiten führen. In prosperierenden 
Immobilienmärkten kann das Angebot – vor al-
lem wenn es um neue Wohnimmobilien geht   – 
die Nachfrage nur noch sehr eingeschränkt  
decken. 
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2.7 Flächennutzung und bauliche 
Flächeninanspruchnahme 

Der Rückgang der Flächenneuinanspruch-
nahme hat sich in den vergangenen Jahren 
beschleunigt. Gleichwohl liegt die Neuinan-
spruchnahme noch weit über dem 30-ha-Re-
duktionsziel. Dieses Ziel der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie aus dem Jahr 2002 fordert 
die Reduktion der täglichen Neuinanspruch-
nahme für Siedlungs- und Verkehrsflächen auf 
maximal 30 ha pro Tag bis zum Jahr 2020. Um 
die Jahrtausendwende lag der Wert noch bei 
129 ha. Nach aktuellen Daten der Flächenerhe-
bung wurden 2010 bundesweit noch 77 ha täg-
lich baulich neu in Anspruch genommen. Vor al-
lem der Zuwachs der Gebäude- und Freiflächen 
war in den vergangenen zehn Jahren deutlich 
rückläufig. Bei Verkehrsflächen zeigt sich dem-
gegenüber eine weitgehende Konstanz der Flä-
cheninanspruchnahme.

Der Trend zeigt, dass das starke Wachstum 
der 1990er Jahre überwunden ist. Dies ist auch 
eine Folge stagnierender Bevölkerungszah-
len und stark rückläufiger Bautätigkeit im Ver-
gleich der vergangenen 15 Jahre, auch wenn 
die Pro-Kopf-Wohn- und Siedlungsflächen im 
Bundesdurchschnitt moderater weiterwach-
sen. In den alten Bundesländern verläuft die-
ses Wachstum auf dem niedrigsten Niveau seit 
ca. 50 Jahren. Und auch in den neuen Bundes-
ländern ist die Flächeninanspruchnahme ins-
besondere im Vergleich zu den hohen Werten 

Abbildung 23
Tägliche Veränderung der Bodennutzung in Hektar

in den 1990er Jahren deutlich rückläufig. Men-
genmäßig konzentriert sich die Flächeninan-
spruchnahme vor allem außerhalb der Agglo-
merationsräume mit ihren Kernstädten. Dort 
jedoch werden die wenigen Freiflächen weiter 
reduziert. 

Bedenkt man allerdings, dass der Siedlungs- 
und Verkehrsflächenzuwachs immer noch eine 
zunehmende Tendenz aufweist, obwohl die 
Flächennachfrage angesichts stagnierender 
Bevölkerungszahlen und ausreichender Wirt-
schaftsflächen in den meisten Regionen allen-
falls moderat ausfällt und die Siedlungsdichten 
weiter – teilräumlich sehr stark – abnehmen, 
dann bewegt sich die bauliche Flächeninan-
spruchnahme immer noch auf einem hohen 
Niveau. Dies gilt insbesondere dann, wenn vor 
dem Hintergrund steigender Energiepreise 
eine ressourceneffiziente, d. h. kompakte Sied-
lungsstruktur künftig wichtiger werden wird.
 
Bei einer Verlängerung des Trends in die Zu-
kunft kann nicht von einem automatischen Er-
reichen des 30-ha-Ziels ausgegangen werden. 
Szenariorechnungen zeigen, dass nur bei ei-
nem dauerhaft schwachen nationalen Wirt-
schaftswachstum und einer niedrigen Aus-
landszuwanderung das 30-ha-Ziel von allein 
erreicht wird. Geht man allerdings davon aus, 
dass sich die Wirtschaft und auch die Aus-
landszuwanderungen in der nächsten Zukunft 
positiver entwickeln werden, sind zusätzliche 
Steuerungseingriffe erforderlich. Eine verbes-
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(64) Frie, B.; Hensel, R.: 
Schätzverfahren zur 
Bodenversiegelung: UGRdL-
Ansatz, in: Statistische 
Analysen und Studien NRW, 
Band 44, S. 19–32, Düssel-
dorf 2007. 

(65) BMVBS/BBR = Bun-
desministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung; 
Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (Hrsg.): 
Nachhaltigkeitsbarometer 
Fläche – Regionale Schlüs-
selindikatoren nachhaltiger 
Flächennutzung für die Fort-
schrittsberichte der Bundes-
regierung. In: Forschungen, 
Heft 130, Bonn 2007b.

genutzten Flächen geht allerdings nicht mit ei-
ner Vollversiegelung einher. Die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche ist zu etwa 46 % versiegelt.64 
Deutschlandweit wären danach ca. 6,5 % des 
Bundesgebietes versiegelt. 

Im Zeitraum von 2005 bis 2008 verringerte sich 
die Agrarfläche nur noch um knapp 1 %. Aller-
dings sind landwirtschaftliche Böden mit hoher 
natürlicher Ertragsfähigkeit, die nur etwa 18 % 
der Gesamtfläche Deutschlands ausmachen65, 
überproportional von baulicher Inanspruchnah-
me betroffen. 

Ein knappes Drittel (30 %) des Bundesgebietes 
wird von Waldflächen bedeckt. Die Waldflä-
che dehnt sich weiter aus, meist durch Aufga-
be landwirtschaftlicher Nutzung. Im Zeitraum 
2005 bis 2008 nahm sie bundesweit um 0,8 % zu.
  
Flächen für Wohnen und Arbeiten, Mobilität, 
innerörtliche Erholung und Freizeit bilden die 
Siedlungs- und Verkehrsfläche. Dazu zählen 
auch die mit der Besiedlung verbundenen lini-
enhaften Infrastrukturen, beispielsweise Tras-

serte Mengensteuerung durch die Raumord-
nung, ein intensiviertes Flächenmanagement 
zur Mobilisierung der Baulandbestände und 
zur Förderung der Innenentwicklung auf kom-
munaler und regionaler Ebene sowie die Un-
terstützung kompakter Siedlungsstrukturen 
sind unumgänglich. In diesem Zusammenhang 
ist auch die Raumordnung gefordert. Zur Errei-
chung des 30-ha-Ziels ist ihre Mengensteue-
rungskapazität deutlich zu erhöhen. 

2.7.1  Entwicklung der Flächennutzung in    
Deutschland

Im europäischen Vergleich ist Deutschland 
dicht besiedelt und zeichnet sich durch eine 
dezentral konzentrierte Siedlungsstruktur aus. 
Auch wenn sich das räumliche Muster der 
Verteilung der unterschiedlichen Bodenbede-
ckungsarten im Zeitverlauf nur sehr langsam 
wandelt, ist seit Jahrzehnten ein stabiler Trend 
der Abnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen 
zugunsten der Ausdehnung von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen sowie Waldflächen zu beob-
achten. Die Bebauung von bisher nicht baulich 

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, 
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Abbildung 24
Tägliche Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 

Neue LänderAlte Länder

Einwohner je km² Siedlungs- und Verkehrsfläche

Datenbasis: Flächenerhebung des Bundes und der Länder,
eigene Berechnungen des BBSR

0
2004 2008200019961992 2010

1 400

1 800

1 600

2 000

2 200

Abbildung 25
Entwicklung der Siedlungsdichte 1992 bis 2010

Die Flächenstatistik befindet sich in einer 
mehrjährigen Umstellungsphase, um bun-
desweit homogenere, umfangreichere und 
technisch besser auswertbare Datenbestän-
de zur Verfügung zu stellen. Während der 
Umstellungsphase leidet die Nutzbarkeit der 
Daten vor allem für Zeitvergleiche. Hierdurch 
repräsentiert ein Teil der statistischen Ände-
rungen der Siedlungs- und Verkehrsflächen 
besonders in den neuen Bundesländern kei-
ne realen Flächennutzungsentwicklungen, 
sondern wird durch Anpassungen und Um-
stellungen bedingt.66 Umschlüsselungen bei 
der Nutzungsart „Erholungsfläche“ sind von 
besonderer Bedeutung.67 

Für regionalisierte Analysen werden die Da-
ten daher Plausibilitätstests und statistischen 
Bereinigungen unterzogen. Nach dieser Kor-
rektur liegt die Flächeninanspruchnahme 
2005 bis 2008 für Deutschland insgesamt um 
fast 20 ha unter dem offiziellen Wert. 

Methode: Flächenerhebung und Hoch-
rechnung auf Basis bereinigter Daten
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Anmerkungen: jeweils Beginn bis Ende des Jahres; neben tatsächlichen Nutzungsänderungen
beeinflussen auch Umwidmungen und Neuzuordnungen den Zeitvergleich. 

Datenbasis: Flächenerhebung des Bundes und der Länder,
Berechnungen des BBSR
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Quelle: BBSR 2011

Quelle: BBSR 2011

(66) Deggau, M.: Die 
amtliche Flächenstatis-
tik – Grundlage, Methode, 
Zukunft. In: Meinel, G.; 
Schumacher, U. (Hrsg.): 
Flächennutzungsmonitoring. 
Konzepte – Indikatoren – 
Statistik, Aachen 2009.

(67) Dosch, F.; Beckmann, 
G.: Regionalisierte Trends 
des Flächenverbrauchs – 
Anforderungen an ein quali-
fizierendes Monitoring. IÖR 
(Hrsg.): Flächenmonitoring 
II. Konzepte-Indikatoren-
Statistik. Dresden 2011, S. 
19–36.

sen und Korridore von Straßen, Bahnanlagen 
oder Stromleitungen. Gegenwärtig beläuft sich 
die Siedlungs- und Verkehrsfläche auf rund 
13 % der Katasterfläche des Bundesgebietes. 
Im Jahr 1992 betrug ihr Anteil erst 11 %. 

Im bundesweiten Trend hat sich die Wachs-
tumsintensität der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che in den vergangenen Jahren abgeschwächt. 
Die bauliche Flächenneuinanspruchnahme 
scheint ihren Höhepunkt überschritten zu ha-
ben. Im Zeitraum von 2007 bis 2010 nahmen 
die Siedlungs- und Verkehrsflächen in Gesamt-
deutschland um 2,7 % zu, damit lag der tägliche 
Zuwachs bei 87 ha im Vergleich zu 94 ha in den 
Jahren 2006 und 2009. Betrachtet man nur das 
Einzeljahr 2010, für das Daten auf Länderebene 

bereits vorliegen, so betrug die tägliche Neu-
inanspruchnahme 77 ha pro Tag. In den alten 
Ländern wurde 2010 „nur“ knapp 56 ha täglich 
in Anspruch genommen, während Anfang der 
1980er Jahre die tägliche Flächeninanspruch-
nahme noch bei über 100 ha lag. 

Die Entwicklung der Gebäude- und Freifläche 
hat einen starken Rückgang erfahren, da die 
Bautätigkeit auf niedrigem Niveau verläuft (vgl. 
Kap. 2.6). Der Zuwachs der Erholungsfläche 
war hingegen sehr hoch. Allerdings ist dies in 
erheblichem Maße auf Datenumschlüsselun-
gen und nicht auf reale Nutzungsänderungen 
zurückzuführen. 

Sobald die Bevölkerung nicht im gleichen 
Maße zunimmt wie die Siedlungsflächen, ge-
hen die Siedlungsdichten immer weiter zurück. 
Die Siedlungsdichte wird definiert als die Zahl 
der Einwohner je km² Siedlungs- und Verkehrs-
fläche. Die durchschnittliche Siedlungsdich-
te nahm allein im Zeitraum 2005 bis 2008 von 
1  808 auf 1  740 Einwohner pro Quadratkilo-
meter ab und variiert gegenwärtig in den Flä-
chenländern zwischen rund 889 Einwohnern 
in Mecklenburg-Vorpommern und knapp 2  331 
Einwohnern in Nordrhein-Westfalen.
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nur die Flächenneuinanspruchnahme zu Bu-
che, sondern auch der Bevölkerungsschwund, 
durch den sich die verbleibenden Einwohner 
auf immer mehr Fläche verteilen. 

Aus diesem Grund ist auch die einwohnerspe-
zifische Siedlungs- und Verkehrsflächenzu-
nahme 2005 bis 2008 in ostdeutschen sowie in 
altindustrialisierten Kreisen besonders hoch, 
wobei sich dort gleichwohl wegen der his-
torisch bedingten dichten Besiedlung immer 
noch relativ hohe mittlere Siedlungsdichten 
finden.

Ein Blick auf die Zunahmen der Gebäude- und 
Freiflächen nach zusammengefassten Kreisty-
pen verdeutlicht, dass die Suburbanisierung – 
wie in der Vergangenheit – mit einem steigen-
den Gradienten der Neuinanspruchnahme von 
den Kernstädten hin zu den ländlichen Räu-
men anhält. Im östlichen Landesteil wachsen 
die Kreise ländlicher Räume allerdings deutlich 
schwächer. 

Regional differenziert weist die Pro-Kopf-Ver-
sorgung mit Siedlungsfläche im Zeitraum von 
2005 bis 2008 höchste Zunahmen in den rela-
tiv dünn besiedelten Regionen außerhalb der 
großen Agglomerationsräume auf, während 
die Zuwächse in den großen Ballungsräumen 
vergleichsweise niedrig sind. Dies verdeutlicht 
insbesondere das nebenstehende Kartogramm, 
in dem sich die Größe der Gebiete proportional 
zu ihrer Einwohnerzahl verhält. Demnach neh-
men relativ wenige Einwohner verhältnismäßig 
viel zusätzliche Fläche in Anspruch. 

Abbildung 26
Entwicklung von Siedlungs- und Verkehrsfläche und Bevölkerung
2005 bis 2008 

Abbildung 27
Veränderung Siedlungs- und Verkehrsfläche
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Anmerkung: Die BBSR-Wachstumskriteren wurden auf Basis 
von sechs Entwicklungsindikatoren zu Bevölkerung, Wirtschaft
und Arbeitsmarkt auf der Ebene von Kreisregionen ermittelt.

2.7.2  Entwicklung in den Teilräumen

In den Teilräumen weist die Entwicklung der 
Siedlungs- und Verkehrsflächen erhebliche 
räumliche Unterschiede auf. 

Erwartungsgemäß treten markante Unter-
schiede zwischen Verdichtungsräumen und 
ländlichen Regionstypen auf. Im bundesweiten 
Vergleich ist der Anteil der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche an der Gesamtfläche in Verdich-
tungsräumen überdurchschnittlich hoch, die 
Flächeninanspruchnahme pro Kopf dagegen 
unterdurchschnittlich. Umgekehrt haben ländli-
che Räume einen bis zu fünffach höheren Pro-
Kopf-Verbrauch, wobei der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenanteil an der Gesamtfläche aber 
relativ niedrig ist. 

Betrachtet man die Landesteile getrennt, so 
steigt die prozentuale Zunahme der Siedlungs- 
und Verkehrfläche nach Regionstypen in West-
deutschland mit abnehmendem Verstädte-
rungsgrad, während es sich in Ostdeutschland 
genau umgekehrt verhält. In den neuen wie den 
alten Ländern findet die Neuinanspruchnah-
me weitgehend abgekoppelt von der Bevölke-
rungsentwicklung statt. 

Die Flächenneuinanspruchnahme ist in wach-
senden Kreisen besonders niedrig. In einigen 
Kernstädten mit Wanderungsgewinnen, bei-
spielsweise Hamburg, München oder Berlin, 
geht sie derzeit sogar leicht zurück. Demgegen-
über zeigen Gebiete mit Bevölkerungsrückgang 
hohe Pro-Kopf-Zunahmen. Dort schlägt nicht 

Quelle: BBSR 2011 Quelle: BBSR 2011
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noch im Nordosten der Republik und am Alpen-
rand finden sich größere, potenziell störungs-
arme Freiflächen.69

Das räumliche Muster des Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenwachstums ist weiterhin durch 
eine fortschreitende Dispersion geprägt. So 
weisen insbesondere kleinere Gemeinden ohne 
zentralörtliche Funktion ein überdurchschnittli-
ches Wachstum der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche auf. Ein Großteil der neu ausgewiese-
nen Siedlungsflächen ist überdies nur gering 
in den Siedlungsbestand integriert. Neue Sied-
lungsgebiete entstehen vorwiegend in Gebie-
ten mit unterdurchschnittlichen Bodenpreisen, 
die auch flächenextensivere Bodennutzungs-
formen ökonomisch zulassen. In Ortskernen 
insbesondere ländlicher Gemeinden stehen 
viele ältere Wohngebäude leer oder sind un-
tergenutzt. Die Folge sind Verödung, Entdich-
tung und Funktionsverluste in Ortszentren bei 
gleichzeitigem Siedlungswachstum an den 
Ortsrändern. 

Zwar korrespondiert die Abschwächung des 
Siedlungswachstums mit einer rückläufigen 
Entwicklung der Bauinvestitionen und Wohn-
baufertigstellungen, gleichzeitig ist jedoch 
der Anteil von Ein- und Zweifamilienhäusern 
an den neuen Wohngebäuden gestiegen. Sie 
weisen je Wohneinheit einen deutlich höhe-
ren Flächenbedarf auf als Mehrfamilienhäu-
ser.68 Kein Anlass zur Entwarnung ergibt sich 
aus der ungebrochenen Zunahme der Flächen-
inanspruchnahme durch private Haushalte 
aufgrund steigender Wohnansprüche und der 
wachsenden Anzahl von kleinen Haushalten. 

Auch sind Regionen unterschiedlich stark von 
einer Zerschneidung und Fragmentierung der 
offenen Landschaft durch Siedlungsbänder 
und Infrastrukturkorridore betroffen. So ist 
die Anzahl der unzerschnittenen verkehrsar-
men Räume, die größer als 100 km² sind, in den 
fünf Jahren von 1998 bis 2003 von 480 auf 422 
gesunken. Ihre Ausdehnung ist von 22 % auf 
21 % des Bundesgebietes zurückgegangen. Nur 

(68) BMVBS = Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (Hrsg.): 
Wohnen und Bauen in Zah-
len 2009/2010, 5. Aufl., April 
2010, Berlin 2010.

(69) BfN = Bundesamt für 
Naturschutz (Hrsg.): Daten 
zur Natur 2004, Bonn 2004.
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In einem Ressortforschungsprojekt des BMVBS und BBSR wurde auf der 
Basis des Panta Rhei Regio-Modells untersucht, wie realistisch die Errei-
chung des 30-ha-Ziels ist.70 Dafür wurde zunächst ein normatives 30-ha-
Zielerreichungs-Szenario modelliert, in dem das Ziel bis 2020 schrittweise 
über eine lineare Reduktion des Siedlungs- und Verkehrsflächenwachs-
tums umgesetzt wird. Diesem gegenübergestellt wurden zwei weitere 
Szenarien, ein Status-quo- und ein Stagnationsszenario.

Das Status-quo-Szenario zeichnet sich durch ein positives Außenwan-
derungssaldo und ein kontinuierliches Wirtschaftswachstum aus, das 
mittel- bis langfristig größer als 1 % pro Jahr ist. Im Stagnations-Szenario 
wird hingegen ein deutlich reduzierter Außenwanderungssaldo zugrunde 
gelegt und die Wachstumsperspektiven werden niedriger angenommen. 
Unter Status-quo-Bedingungen ist nur mit einem moderaten Rückgang 
der Flächeninanspruchnahme zu rechnen, während unter Stagnationsbe-
dingungen insbesondere bei den Gebäude- und Freiflächen ein deutlich 
niedrigerer Zuwachs erwartet wird. 

Der Vergleich des normativen Zielerreichungsszenarios mit den Ergeb-
nissen der beiden anderen Szenarien zeigt, dass die höchsten Zielüber-
schreitungen in den zentralen Räumen erwartet werden. Demgegenüber 
weisen die sehr zentralen Regionen deutlich geringere Zielüberschreitun-
gen, die peripheren Regionen nahezu Zielerreichung auf. Unter Stagnati-
onsbedingungen wandelt sich das Analyseergebnis jedoch grundlegend, 
so dass das 30-ha-Ziel insgesamt sogar unterschritten werden kann.

Die Flächeninanspruchnahme erfolgt regional sehr unterschiedlich. Deut-
lich verfehlt wird das Einsparziel nur im Raumtyp „Zentral“, wo besondere 
Anstrengungen zum Flächensparen erforderlich sind. Im ländlich-periphe-
ren Raum sind in weit geringerem Maße Anpassungsreaktionen erforder-
lich. Mit einer Politik der Flächenverbrauchsreduktion geht somit keine 
Benachteiligung peripherer Räume einher.

Die Ergebnisse machen aber auch eines deutlich: Das 30-ha-Ziel ist kein 
„Selbstläufer”. Ohne stringente Anwendung des vorhandenen Instrumen-
tariums, ein umfassendes und konsequentes Flächenmanagement und die 
Nutzung der Bestandspotenziale wird eine Erreichung nicht möglich sein. 
Lediglich bei einem langfristig sehr niedrigen Wirtschaftswachstum und 
einer niedrigen Zuwanderung aus dem Ausland ist damit zu rechnen, dass 
der Zuwachs an Gebäude- und Freiflächen so weit zurückgeht, dass auch 
ohne restriktivere Steuerung eine zielkonforme Entwicklung möglich wäre. 

unter Stagnations-
Bedingungen
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Bedingungen
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Gegenüberstellung von projiziertem und maximal zulässigem 
Flächenzuwachs (30-ha-Ziel) im Zeitraum 2016 bis 2020 in Deutschland

Kann das 30-ha-Ziel bis 2020 erreicht werden?Die bauliche Nutzung (Gebäude und Gebäude-
nutzfläche je Flächeneinheit Siedlungs- und 
Verkehrsfläche) zeigt Polarisierungstenden-
zen: Während die baulichen Dichten in Wachs-
tumsräumen deutlich zunehmen – bedingt 
durch die höheren Bodenpreise und den da-
mit einhergehenden größeren ökonomischen 
Verwertungsdruck –, nehmen die Dichten in 
Schrumpfungsregionen durch den hier for-
cierten Stadtumbau zum Teil erheblich ab. Un-
bestritten ist, dass sich dabei der Bestand an 
ungenutzten Brachflächen von Standorten mit 
baulicher Vornutzung in Deutschland ausdehnt. 
Er wird für 2006 auf ca. 150  000 ha geschätzt, 
davon etwa 114  000 ha in den alten Ländern 
und mehr als 36  000 ha in den neuen Ländern. 
Dies entspricht einem Vielfachen des bundes-
weiten jährlichen Zuwachses an Gebäude- und 
Freiflächen. 

 
2.7.3  Raumordnungspolitische  

Schlussfolgerungen

Bisher reguliert die Raumordnung den Umfang 
baulicher Freiflächeninanspruchnahme auf 
zwei Wegen: Zum einen wird der Freiraum di-
rekt durch textliche und zeichnerische Festle-
gungen in Landes- und Regionalplänen vor ei-
ner baulichen Flächennutzung geschützt. Dies 
erfolgt vorrangig über den Einsatz negativpla-
nerischer Instrumente – z. B. die Ausweisung 
von Vorbehalts- oder Vorranggebieten –, deren 
Funktion darin besteht, den Freiraumbestand 
gegenüber konkurrierenden Nutzungen mit ei-
ner Vorrangrelation oder zumindest einem er-
höhten Gewicht auszustatten. Zum anderen 
werden mittels positivplanerischer Festlegun-
gen die Standorte und Flächen definiert, die 
für eine bauliche Flächennutzung in Frage kom-
men. Die meisten Landesgesetzgeber sehen 
allerdings kein positivplanerisches Instrumen-
tarium zur Mengenregulierung der Baulandent-
wicklung für die Regionalplanung vor. Stattdes-
sen wird die Regionalplanung bewusst auf eine 
negativplanerische Lenkung der Siedlungs- 
und Verkehrsflächenentwicklung beschränkt. 

Eine konsequentere Mengenregulierung durch 
die Raumordnung müsste folgende Reforman-
sätze verfolgen:
•	 In	 den	 Ländern,	 die	 bisher	 noch	 nicht	 über	

positivplanerische Instrumente zur direkten 
Steuerung der Baulandausweisung der Ge-
meinden verfügen, sind entsprechende men-
genregulierende Instrumente einzuführen.

•	 Vorschriften	 für	 den	 Einsatz	 positivplaneri-
scher Instrumente in der Regionalplanung 
sind durch die Landesplanung zu formulieren, 

(70) Gesellschaft für wirtschaftliche Strukturforschung (GWS) mbH / Institut für Raumord-
nung und Entwicklungsplanung (IREUS) 30 ha Ziel realisiert – Konsequenzen des Szenarios 
Flächenverbrauchsreduktion auf 30 ha im Jahr 2020 für die Siedlungsentwicklung Ressort-
forschungsvorhaben im Auftrag des BMVBS.
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kernen brach. Angesichts des Strukturwandels 
und des demographischen Wandels in den 
ländlichen Räumen muss sich auch die Raum-
ordnung mit der Frage beschäftigen, wie die 
Innenentwicklung der Ortskerne gestärkt wer-
den kann, um damit Fläche zu sparen. Zudem 
werden eine flächenkreislaufgerechte Modifi-
zierung von Fördermaßnahmen sowie die Über-
prüfung bestehender öffentlicher Förderver-
fahren empfohlen.72

Den bundesweiten Bemühungen zur Wieder-
nutzung von Brachflächen zum Trotz besteht 
derzeit nur bei einem Teil dieser Flächen, vor al-
lem in den heutigen Wachstumsregionen, eine 
realistische Aussicht auf eine baldige Wieder-
nutzung als Wohn- oder Gewerbefläche, wenn 
keine zusätzlichen Anstrengungen zur Mobili-
sierung unternommen werden.

Wie die Innenentwicklung in ländlich und städ-
tisch geprägten Räumen unterstützt werden 
kann, haben in den vergangenen Jahren zahl-
reiche Aktivitäten zur Forschung, Förderung 
und Umsetzung einer nachhaltigen Flächenent-
wicklung thematisiert. 

Vor der Entwicklung gänzlich neuer flächenpo-
litischer Instrumente und Verfahren ist es sinn-
voll, das vorhandene Instrumentarium auf allen 
Ebenen konsequenter anzuwenden, bestehen-
de Vollzugsdefizite zu beheben, geeignete pla-
nerische Einzelinstrumente zu schärfen und 
die Wirksamkeit der verbindlichen Vorschriften 
durch flankierende Instrumente und informel-
le Verfahren zu erhöhen.73 Zu Einzelaspekten 
liegen bereits Erfahrungen aus verschiedenen 
Projekten des Bundes und der Länder vor.

Im Modellvorhaben „Flächenkreislaufwirt-
schaft“ des BMVBS/BBSR wurden zahlreiche 
Maßnahmenvorschläge erarbeitet.74 Im Rah-
men des Forschungsschwerpunktes REFINA 

„Forschung für die Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme und ein nachhaltiges Flächen-
management“ wurden vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) von 2004 
bis 2010 insgesamt 46 Vorhaben gefördert.

so dass im notwendigen Umfang eine Dämp-
fung des Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstums in den Teilräumen erfolgt.

•	 In	 Landesentwicklungsplänen	 sind	 präzise	
und verbindliche Zielvorgaben für die Ent-
wicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
für das gesamte Landesterritorium und nach 
Möglichkeit auch für die regionalen Pla-
nungsräume festzulegen.

•	 Das	 bestehende	 Flexibilisierungspotenzial	
bestehender mengensteuernder Instrumen-
te der Raumordnung ist  kreativ auszubau-
en, so dass Kompensationsmöglichkeiten für 
eine intensivierte Steuerung bestehen (z. B. 
tauschbasierte Verfahren, Gewerbeflächen-
Pools,  Nutzen-Lasten-Ausgleich etc).

Über die Reformnotwendigkeiten für die Raum-
ordnungsplanung herrscht allerdings bislang 
kein Konsens. Nach Einschätzung der MKRO71 
sollen
•	 die	Landesplanungen	den	Vorrang	der	Innen-

entwicklung festlegen
•	 die	 interkommunale	 und	 regionale	 Koope-

ration bei der Abstimmung des Siedlungs-
flächenbedarfs, bei der Umsetzung stadt-
regionaler Freiraumkonzepte sowie bei der 
Entwicklung interkommunaler Gewerbege-
biete gestärkt werden

•	 Impulse,	die	von	regionalen	und	interregiona-
len Kooperationen sowie verbessertem Flä-
chenmonitoring ausgehen, in einem Regio-
nalen Flächenmanagement gebündelt und 
verstärkt werden

•	 Folgekostenrechner	 angewendet	 werden,	
welche die Kosten der Außenentwicklung 
transparent machen

•	 die	Wirksamkeit	der	verbindlichen	Vorschrif-
ten und Planungsinstrumente durch flankie-
rende Instrumente und informelle Verfahren 
wie z. B. bewusstseinsbildende Maßnahmen, 
informative Hilfen oder förderpolitische An-
reize erhöht werden.

Wie die empirischen Analysen zeigen, ist die 
höchste relative Flächeninanspruchnahme 
in Dörfern und ländlichen Gemeinden zu ver-
zeichnen. Gleichzeitig fallen durch den Struk-
turwandel viele Flächen und Gebäude in Dorf-

(71) MKRO – Ministerkon-
ferenz für Raumordnung 
aus Bund und Ländern 
2010: „Flächensparen als 
Aufgabe der Raumordnung“. 
Beschlossen auf ihrer 37. 
Sitzung am 19. Mai 2010, 
Berlin 2010.

(72) Arge – Arbeitsgemein-
schaft Landentwicklung: 
Stellungnahme zum Bericht 
„Perspektiven für eine 
weitere Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern zur 
nachhaltigen Entwicklung“ 
der Arbeitsgruppe Nachhal-
tigkeit, Plön 2010. 

(73) BMVBS/BBR = Bun-
desministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung; 
Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (Hrsg.): 
Kreislaufwirtschaft in der 
städtischen/stadtregio-
nalen Flächennutzung. In: 
Werkstatt: Praxis, Heft 51, 
Bonn 2007a.

(74) BMVBS/BBSR = Bun-
desministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung; 
Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (Hrsg.): 
Einflussfaktoren der 
Neuninanspruchnahme von 
Flächen, BBSR-Forschungen 
Heft 139, Bonn 2009.
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Der Raumordnungsbericht beschäftigt sich 
nicht nur mit den Trends der Raumentwick-
lung, sondern thematisiert auch zentrale Inhal-
te der Raumentwicklungspolitik in Europa so-
wie der Raumordnungspolitik des Bundes, der 
Länder und Regionen. Aus verfassungsrecht-
licher Sicht versteht man unter Raumordnung 
die hoheitliche Gestaltung und Entwicklung 
des Raumes, die oberhalb der Ortsebene an-
gesiedelt ist, deshalb als überörtlich bezeich-
net wird und die nach Maßgabe überfachlicher 
Gesichtspunkte erfolgt, aber nicht unmittelbar 
die rechtlichen Beziehungen des Menschen zu 
Grund und Boden betrifft.

Das Politikfeld der Raumordnung ist quer-
schnittsorientiert und beschäftigt sich somit 
nicht wie eine Fachplanung nur aus einer sehr 
spezifischen Perspektive mit wenigen Belan-
gen. Raumordnungspolitik versucht vielmehr 
aus einer belangübergreifenden Sicht eine 
bestmögliche Gestaltung und Entwicklung von 
Räumen zu erreichen. Durch ihre überfach-
liche Perspektive und ihren thematisch breit 
angelegten Koordinationsauftrag gilt es un-
terschiedliche Anforderungen an den Raum 
auf- und untereinander abzustimmen, vor allem 
raumbedeutsame Vorhaben zu koordinieren, 
auftretende Konflikte auszugleichen sowie für 
einzelne Raumfunktionen und Raumnutzungen 
Vorsorge zu treffen.

Aufgrund dieser inhaltlichen Ausrichtung kann 
die Ordnungsfunktion, d. h. der Schutz und die 
Sicherung bestimmter Raumnutzungen und 

-funktionen, bei der praktischen Ausübung 
der Raumordnung nicht allein im Vordergrund 
stehen. Die Ordnungsfunktion wird vielmehr 
gleichberechtigt neben einer Entwicklungs-
funktion wahrgenommen, d. h. der Ermögli-
chung und Förderung gewünschter Entwick-
lungstrends und der Unterstützung konkreter 
raumbedeutsamer Maßnahmen und Vorhaben. 
Denn als Leitvorstellung der Raumordnung 
fungiert eine nachhaltige Raumentwicklung. 
Nach §  1 Abs. 2 ROG sind die sozialen und wirt-
schaftlichen Ansprüche an den Raum mit den 
ökologischen Funktionen so in Einklang zu brin-
gen, dass daraus eine dauerhafte, großräumig 
ausgewogene Ordnung resultiert.

Der Gesamtraum der Bundes republik 
Deutsch land und seine Teilräume sind durch 
zusam menfassende, überörtliche und fach - 
über grei  fende Raumordnungspläne, durch 

3  Raumordnungspolitik in Deutschland und Europa

raum ordnerische Zusammenarbeit und durch 
Ab stimmung raumbedeutsamer Planungen 
und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und 
zu sichern. Dies sind die Aufgaben der Raum-
ordnung, wie sie der Bundesgesetzgeber in  
§  1 Abs. 1 ROG definiert hat.

Diese Aufgabenbeschreibung gilt für die Bun-
desraumordnung und die Raumordnung der 
Länder gleichermaßen, allerdings nicht für die 
europäische Ebene, die keine Raumordnungs-
kompetenz besitzt. Hier wird deshalb von euro-
päischer Raumentwicklungspolitik gesprochen. 
So kann die ansonsten naheliegende Assozia-
tion einer von Brüssel auferlegten Ordnungs-
planung vermieden werden. 

Das Raumplanungssystem in Deutschland 
weist eine ausgeprägte Mehrebenenarchitek-
tur auf, die in anderen europäischen Ländern 
in dieser Differenziertheit nicht besteht. Ein-
gerahmt wird das deutsche Planungssystem 
von verbindlichen Leitlinien der europäischen 
Raumentwicklungspolitik sowie von Vorgaben 
anderer raumbezogener Fachpolitiken der Eu-
ropäischen Union (EU). Insbesondere im Um-
weltbereich hat die EU-Gesetzgebung stetig an 
Bedeutung für die nationale Ebene gewonnen.

Auf der obersten Ebene des Raumplanungs-
systems ist in Deutschland die Bundesraum-
ordnung angesiedelt. Im Rahmen seiner neuen 
Kompetenz zu einer konkurrierenden Gesetz-
gebung hat der Bund das Raumordnungsgesetz 
2008 vollständig novelliert. Weiterhin stimmt 
die Bundesraumordnung raumwirksame Maß-
nahmen und Vorhaben innerhalb des Bundes 
sowie mit den Ländern ab, beteiligt sich an der 
Entwicklung von Leitbildern für die Raument-
wicklung in Deutschland zusammen mit den 
Ländern und führt Modellvorhaben der Raum-
ordnung zur Umsetzung der Leitbilder durch. 
Eine neue Aufgabe für die Bundesraumordnung 
ist die Aufstellung von Bundesraumordnungs-
plänen. Für die ausschließliche Wirtschaftszo-
ne (AWZ) in Nord- und Ostsee existieren be-
reits Bundesraumordnungspläne.

Unterhalb der Bundesraumordnung ist die 
Landesplanung im Mehrebenensystem der 
Raumplanung verankert. Sie teilt sich in den 
meisten Ländern in eine landesweit tätige Lan-
desplanung und eine auf Teilraumebene ange-
siedelte Regionalplanung auf. Aufgrund ihres 
Querschnittscharakters repräsentieren Lan-
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neten Planungen die Vorgaben der untergeord-
neten Planungsebenen bei ihren eigenen Pla-
nungen berücksichtigen müssen.

In diesem Teil des Raumordnungsberichts wer-
den die Raumentwicklungspolitik auf europäi-
scher Ebene, die Bundesraumordnung, die Lan-
des- und Regionalplanung thematisiert. Eine 
Berücksichtigung von Fachplanungen und kom-
munaler Planung erfolgt nur am Rande.

Zuerst wird die Raumentwicklungspolitik auf 
europäischer Ebene behandelt (Kap. 3.1). Es 
folgt die Bundesraumordnung (Kap. 3.2). Im 
Mittelpunkt stehen hier der Umsetzungsstand 
der Leitbilder und Handlungsstrategien für 
die Raumentwicklung in Deutschland und die 
Raumordnung auf dem Meer. Abschließend 
erfolgt eine Darstellung der Raumordnung der 
Länder einschließlich der Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern in der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (Kap. 3.3). Vertieft wird dabei die 
Landesplanung auf Teilraumebene – die Regio-
nalplanung – thematisiert (Kap. 3.3.3).

Erstmals können in einem Bundesraumord-
nungsbericht für alle rechtlich in Kraft befind-
lichen Regionalpläne zeichnerische Festle-
gungen zu zentralen Politikfeldern (Windkraft, 
Rohstoffsicherung, Freiraumschutz, Gewerbe) 
aus einer vergleichenden Perspektive unter-
sucht werden.

des- und Regionalplanung eine integrierte Ge-
samtplanung, die ansonsten neben der Bun-
desraumordnung nur noch auf der kommunalen 
Ebene im Kontext der Bauleitplanung verankert 
ist.

Die örtliche Ebene des Planungssystems bildet 
in Deutschland die kommunale Bauleitplanung, 
die sich in eine vorbereitende Flächennut-
zungsplanung für das gesamte Gemeindegebiet 
und eine verbindliche Bauleitplanung für ein-
zelne Bereiche der Gemeinde untergliedert.

Neben den integrierten Gesamtplanungen 
kennt das deutsche Raumplanungssystem die 
sektoral ausgerichteten raumbezogenen Fach-
planungen. Sie beschäftigen sich ausschließ-
lich mit thematisch spezialisierten Planungs-
gegenständen. Andere räumliche Belange 
berücksichtigen sie nur aus dieser sektoralen 
Perspektive. Vorhabenbezogene Fachplanun-
gen sind deutlich weiter verbreitet als integ-
rierte Entwicklungsplanungen, deren Funktion 
im Wesentlichen die Koordination von konkre-
ten Vorhabenplanungen ist.

Die einzelnen Ebenen des Raumplanungssys-
tems stehen untereinander in komplexen Be-
ziehungen. Das Gegenstromprinzip sichert 
nicht nur ab, dass sich die untergeordneten 
räumlichen Planungen an den Vorgaben der 
übergeordneten Ebenen orientieren und diese 
einhalten, sondern auch, dass die übergeord-

A
 N

 P
 A

 S
 S

 U
 N

 G

G
 E

 G
 E

 N
 S

 T
 R

 O
 M

       

Bundesraumordnung

   Träger 
   öffent-
   licher
  Belange

Fachpla-
nungen

             Landesplanung
                   

              Regionalplanung

              
             

Kommunalplanung

Ministerkonferenz für Raumordnung

(Regionalpläne)

(Landesraumordnungs-
programme und -pläne)

(Bauleitpläne)

(Raumordnerische Grundsätze, Leitbilder, Raumordnungspläne)

Europäische Raumentwicklungspolitik
(Europäisches Raumentwicklungskonzept, Territoriale Agenda)

Abbildung 28
Europäische Raumentwicklungspolitik

Quelle: BBSR 2011



129Raumordnungspolitik in Deutschland und Europa

zung wird einerseits durch die im Europäi-
schen Raumentwicklungskonzept (EUREK) 
angelegte Verbindung von Raum- und 
Stadtpolitik und andererseits durch die 
grenzüberschreitende, transnationale und 
interregionale Zusammenarbeit gewähr-
leistet. 

Nach Überzeugung der Bundesregierung ist die 
Territoriale Kohäsion ein Querschnittsziel, das 
die Gemeinschaft, die Mitgliedstaaten und die 
Regionen im Rahmen ihrer jeweiligen Zustän-
digkeiten bei allen politischen Entscheidungen 
in die Abwägung einfließen lassen sollten. 

Mit der neuen geteilten Zuständigkeit für Terri-
toriale Kohäsion müssen sich die EU-Mitglied-
staaten und die Europäische Kommission neu 
positionieren. Die EU-Mitgliedstaaten haben 
eine solche Neu-Positionierung mit der Territo-
rialen Agenda der EU vorgenommen, die im Mai 
2011 revidiert wurde. Offen ist noch, wie die 
Europäische Kommission die neue Kompetenz 
ausfüllen wird.

Für eine weitere Verstärkung der Territoria-
len Dimension ist die Debatte um die Zukunft 
der Kohäsionspolitik nach 2013 der zentra-
le Ansatzpunkt. Mit dem 5. Kohäsionsbericht 
hat die Europäische Kommission im November 
2010 ihre Vorstellungen zur Zukunft der Kohä-
sionspolitik vorgestellt und einen öffentlichen 
Konsultationsprozess eingeleitet. Die weite-
re Debatte steht in enger Verbindung mit den 
Verhandlungen der nächsten Vorausschau zum 
EU-Haushalt. Hierbei muss die dezentral, part-
nerschaftlich und integriert gestaltete Kohä-
sionspolitik ihren Beitrag für die Bewältigung 
der aktuellen europäischen Herausforderun-
gen wie z. B. globaler Wettbewerb, Klimawan-
del und Energiekrise oder Demographie zeigen. 
Neben der Kohäsionspolitik bieten aber auch 
andere raumwirksame EU-Politiken Ansatz-
punkte, um unter Berufung auf die neue territo-
riale Zielsetzung des Lissabon-Reformvertrags 
räumliche Entwicklungsperspektiven stärker 
zu integrieren (vgl. Kap. 3.1.3).

3.1.2  Territoriale Agenda der  
Europäischen Union 2020

Die Territoriale Agenda der Europäischen 
U nion 2020 (TA2020) ist die Antwort der EU-
Mitgliedstaaten auf den Reformvertrag von 
Lissabon und die Strategie Europa 2020. Sie 
wurde von den für territorialen Zusammenhalt 
zuständigen Ministern der EU-Mitgliedstaaten 
und der Europäischen Kommission gemeinsam 
erarbeitet und im Rahmen der ungarischen 
Ratspräsidentschaft im Mai 2011 angenom-

3.1 Raumentwicklungspolitik  
in Europa

Die Rahmenbedingungen für die Raumentwick-
lungspolitik in Europa haben sich in den ver-
gangenen Jahren grundlegend verändert. Vor 
allem die mit dem Reformvertrag von Lissabon 
neu eingeführte Kompetenz der Europäischen 
Kommission für eine Politik des Territorialen 
Zusammenhalts hat zu neuen Initiativen der 
Mitgliedstaaten und der Europäischen Kom-
mission geführt. 

3.1.1  Politik des Territorialen  
Zusammenhalts

In den letzten Jahren ist das Konzept der „Ter-
ritorialen Kohäsion“ bzw. des „Territorialen 
Zusammenhalts“ in den Mittelpunkt der raum-
entwicklungspolitischen Diskussion in Euro-
pa gerückt. Zwar hat sich in der Europäischen 
Union seit den 1990er Jahren ein raumstrate-
gisches Denken durchgesetzt, doch erst mit 
dem Reformvertrag von Lissabon, der am 1. 
Dezember 2009 in Kraft getreten ist, wurde 
der Territoriale Zusammenhalt auch normativ 
als „allgemeines“ Ziel der Europäischen U nion 
hervorgehoben. Der Vertrag von Lissabon än-
dert die bestehenden Verträge und gibt der 
EU einen neuen Rechtsrahmen. Für die Rau-
mentwicklungspolitik ist vor allem Art. 3 Abs. 
3 Satz 3 des Vertrages über die Europäische  
Union von Interesse. Danach fördert die EU 

„den wirtschaftlichen, sozialen und territoria-
len Zusammenhalt und die Solidarität zwischen 
den Mitgliedstaaten“.

Damit hat die EU eine neue Kompetenz für eine 
Politik des Territorialen Zusammenhalts erhal-
ten. Nach dem Reformvertrag von Lissabon 
handelt es sich dabei um eine geteilte Zustän-
digkeit der Union und der Mitgliedstaaten. 

Der Begriff Territorialer Zusammenhalt lässt 
sich nicht abschließend und allgemeingültig 
definieren, vielmehr wird das Konzept zurzeit 
intensiv diskutiert. Das Konzept des Territori-
alen Zusammenhalts umfasst nach Auffassung 
der Bundesregierung drei Komponenten: 
•	 Ausgleich	 von	 territorialen	 Ungleichge-

wichten (Territorialer Ausgleich) durch die 
strukturelle Förderung und Entfaltung en-
dogener regionaler Entwicklungspotenziale

•	 Verpflichtung	 der	 raumpolitischen	Akteure	
in Europa auf eine horizontal wie vertikal 
kohärente Ausübung ihrer raumrelevanten 
Kompetenzen (Territoriale Integration) 

•	 Vernetzung	 aller	 Akteure	 in	 der	 europäi-
schen Raumentwicklungszusammenarbeit 
(Territoriale Governance). Diese Vernet-
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Obgleich der Einfluss europäischer Politikbe-
reiche auf die nationale und regionale Raum-
entwicklung in den letzten Jahren kontinu-
ierlich gestiegen ist, wird deren räumliche 
Dimension in der Politikgestaltung bislang un-
zureichend berücksichtigt (vgl. Kap. 3.1.3). Ne-
ben konkreten Empfehlungen an die Mitglied-
staaten, wie sie ihren Beitrag zur territorialen 
Kohäsion steigern können, und an die EU, wie 
die territoriale Dimension in der EU-Kohä-
sionspolitik und den Sektorpolitiken gestärkt 
werden kann, heben die Politikempfehlungen 
vor allem auf die wichtige Rolle der territoria-
len Zusammenarbeit auf grenzüberschreiten-
der, transnationaler und interregionaler Zusam-
menarbeit ab. 

Die EU-Mitgliedstaaten sprechen sich für ei-
nen Rahmen für konkrete Aktionen zur Umset-
zung der TA2020 aus. Ferner soll 2015 geklärt 
werden, ob eine Überprüfung der TA2020 unter 
dem Blickwinkel ihrer Praxistauglichkeit sinn-
voll ist.

3.1.3  Territoriale Kohäsion und 
 raumwirksame EU-Politiken75

Der Einfluss europäischer Politikbereiche auf 
die nationale und regionale Raumentwicklung 
ist in den letzten Jahren kontinuierlich gestie-
gen. Zahlreiche EU-Politiken zeigen durch ihre 
Finanzmittel oder ihre Gesetzgebung unmittel-
bare oder mittelbare Raumrelevanz. Die euro-
päische Kohäsions- bzw. Regionalpolitik ver-
folgt als eines ihrer Hauptziele die Stärkung 
des territorialen Zusammenhalts in Europa und 
setzt hierfür umfangreiche Fördermöglichkei-
ten für Infrastrukturen, Forschung und Inno-
vation, Wirtschaftsförderung, Umweltschutz, 
Energie sowie Stadt- und Regionalentwicklung 
ein. Das Mittelvolumen der EU-Strukturfonds 
macht mit etwa 350  Mrd. Euro mehr als ein 
Drittel des EU-Gesamthaushalts aus und unter-
setzt auch die EU-Sektorpolitiken mit Mitteln. 

Unmittelbare räumliche Auswirkungen ha-
ben aber auch die Vorhaben der europäischen 
Verkehrs-, Energie-, Umwelt- und Agrarpolitik. 
Eher mittelbar raumrelevant sind die Wettbe-
werbs- und Binnenmarktpolitiken – v. a. über 
das Beihilferecht oder die Regelungen für 
das öffentliche Beschaffungswesen, die For-
schungs- und Innovationspolitik durch die För-
derung von europäischen Forschungs- und In-
novationskapazitäten, von wissenschaftlicher 
Vernetzung sowie regionaler Clusterbildung 
oder die Sozial- und Beschäftigungspolitik über 
die Sicherung der Daseinsvorsorge, die Verrin-
gerung sozioökonomischer Disparitäten oder 
den Aufbau territorialer Beschäftigungspakte. 

men. Die TA2020 beruht auf dem Europäischen 
Raumentwicklungskonzept von 1999 sowie der 
unter deutscher EU-Ratspräsidentschaft im 
Mai 2007 verabschiedeten „Territorialen Agen-
da der EU“ (TAEU) samt Aktionsprogramm zur 
Umsetzung der TAEU aus dem Herbst 2007 und 
der Leipzig Charta zur nachhaltigen europäi-
schen Stadt. Grundlage des Revisionsprozes-
ses war eine Evaluation der Herausforderun-
gen und Prioritäten sowie eine Bewertung der 
Erfahrungen mit der Umsetzung der TAEU.

Als aktionsorientiertes politisches Rahmen-
werk will die TA2020 den territorialen Zu-
sammenhalt in Europa unterstützen und eine 
räumliche Dimension für die Umsetzung der 
Strategie Europa 2020 formulieren, mit der die 
Europäische Union sich auf ein intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum ver-
pflichtet hat. 

Auf der Basis des Grundanliegens, die regiona-
le Vielfalt in Europa als positiven Wert anzuer-
kennen und das jeweilige regionale territoriale 
Potenzial durch eine „place-based policy“ bes-
ser zu nutzen, definiert die TA2020 sechs in-
haltliche Handlungsfelder: 
•	 Förderung	 einer	 polyzentrischen	 und	 ausge-

wogenen Raumentwicklung
•	 Förderung	 einer	 integrierten	 Entwicklung	 in	

Städten, ländlichen Gebieten und Sonderre-
gionen

•	 Territoriale	 Integration	 in	 grenzüberschrei-
tenden und transnationalen funktionalen Re-
gionen 

•	 Gewährleistung	 der	 globalen	 Wettbewerbs-
fähigkeit von Regionen durch eine starke lo-
kale Wirtschaft

•	 Verbesserung	 der	 Erreichbarkeitsverhältnis-
se für Individuen, Gebietskörperschaften und 
Unternehmen 

•	 Verwaltung	 und	 Verknüpfung	 der	 Umwelt-,	
Landschafts- und Kulturgüter von Regionen.

 
Um den zentralen Herausforderungen der 
räumlichen Entwicklung begegnen zu kön-
nen und die territorialen Prioritäten umzuset-
zen, unterstreicht die TA2020 die Notwen-
digkeit einer intensiven Zusammenarbeit der 
verschiedenen Politiken und Akteure, einer 
guten Wissens- und Informationsbasis sowie 
einer besseren vertikalen und horizontalen 
Koordination zwischen Entscheidungsebenen 
und Sektorpolitiken. Die Berücksichtigung der 
räumlichen Dimension von EU- und nationalen 
Politiken sowie die räumliche Koordination von 
Sektorpolitiken seien Schlüsselelemente, um 
den räumlichen Zusammenhalt in der EU und 
ihren Regionen zu fördern.

(75) Den folgenden 
Ausführungen liegt eine 
Expertise im Auftrag des 
BBSR zugrunde: Expertise 
„Raumrelevante Vorhaben 
der EU-Kommission“ des 
Deutschen Verbandes für 
Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung e.V; Bear-
beitung: Christian Huttenlo-
her; Oktober 2009.
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(Netz-)Infrastrukturen sowie die räumlich sehr 
unterschiedlichen Wirkungen von Politiken zur 
Steigerung von Energieeffizienz und zur För-
derung erneuerbarer Energien umfassend be-
rücksichtigt werden. 

Wenig aus einer raumentwicklungspolitischen 
Sicht betrachtet worden sind bislang Politi-
ken mit Bezug zum Wettbewerbs- und Binnen-
marktrecht, zur Forschung und Entwicklung, zu 
Beschäftigung und Sozialem und zur Unterneh-
mensförderung. Aber auch in diesen Politikbe-
reichen gibt es erfolgreiche regionale und terri-
toriale Ansätze, die es weiterzuentwickeln gilt. 
Hierzu gehören zum Beispiel die beihilfe- und 
vergaberechtlichen Rahmenbedingungen für 
territoriale Entwicklungsansätze, territoriale 
Innovations- und Clusterpolitiken, gebietsbe-
zogene sozial- und beschäftigungspolitische 
Ansätze der Sozialpolitik sowie die Beachtung 
territorialer Wirtschaftsstrukturen und -kultu-
ren („sozio-ökonomische Milieus“) in der Un-
ternehmenspolitik.

Wenn es also um die Neugestaltung der EU-Po-
litikbereiche in der Programmperiode ab 2014 
geht und die Frage, wie mit EU-Politiken das Ziel 
der Stärkung des territorialen Zusammenhalts 
in Europa unterstützt werden kann, sollten sich 
nicht nur die Regional- und Strukturpolitik, son-
dern auch – im Grundsatz alle – EU-Fachpoliti-
ken dieser Herausforderung stellen.

Neugestaltung der EU-Politikbereiche 
für den Zeitraum ab 2014

Da mit dem Start der neuen Programmperiode 
ab 2014 für die meisten Politikbereiche in den 
kommenden zwei Jahren die Weichenstellung 
für eine grundlegende Neugestaltung ansteht, 
kann dieser Zeitraum genutzt werden, um unter 
Berufung auf die neue territoriale Zielsetzung 
des Lissabon-Reformvertrags räumliche Ent-
wicklungsperspektiven stärker zu integrieren. 
Einen grundlegenden Rahmen stellt das Mit-
te Juni 2010 vom Europäischen Rat angenom-
mene Konzept „Europa 2020 – Eine Strategie 
für intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum“ dar, die als „Post-Lissabon-Stra-
tegie“ die im Jahr 2000 zum EU-Gipfel von Lis-
sabon verabschiedete Zehnjahresstrategie für 
ein global wettbewerbsfähiges, innovatives 
und wachstumsstarkes Europa fortführt. Zu-
sammen mit der EU-Nachhaltigkeitsstrategie 
von Göteborg, die ebenfalls fortgeschrieben 
werden soll, bildet sie die zentrale politische 
und strategische Grundlage für sämtliche an-
dere Politikvorhaben sowie für den neuen Sie-
benjahreshaushalt 2014–2020. Nach der Stra-
tegie „Europa 2020“ liegen die Prioritäten der 

Trotz dieser starken räumlichen Auswirkun-
gen vieler EU-Vorhaben wird deren räumliche 
Dimension in der Politikgestaltung bislang oft 
nicht explizit berücksichtigt. Für die Städte und 
Regionen Europas ist es damit von großem In-
teresse, wie das Ziel des territorialen Zusam-
menhalts von den einzelnen EU-Politiken auf-
genommen und umgesetzt wird.

Bisher beziehen insbesondere die Umweltpo-
litik, die Meerespolitik und mit Abstrichen die 
Verkehrspolitik räumliche Ansätze explizit in 
ihre Maßnahmen ein. Bei Vorhaben der Um-
welt- und Meerespolitik wird vielfach sogar 
unmittelbar auf das raumordnerische Instru-
mentarium zurückgegriffen. Bei der Verkehrs-
politik spielen die räumlichen Wirkungen etwa 
der transeuropäischen Verkehrsnetze (TEN-
V) zwar eine Rolle, und auch die Verbindung 
der TEN-V mit Sekundärnetzen, ein integrier-
tes Verkehrsmanagement und die Verknüpfung 
zwischen Verkehrs- und Flächennutzungspla-
nung finden sich partiell in den EU-Vorhaben. 
Insgesamt dominieren aber nach wie vor ver-
kehrstechnische und infrastrukturelle Ansätze 
und Überlegungen. Die im Rahmen des Aktions-
programms zur Umsetzung der TAEU gebildete 
Arbeitsgruppe hat daher überlegt, wie die ter-
ritoriale Dimension in den zukünftigen TEN-V-
Leitlinien stärker berücksichtigt werden kann.

Die EU-Agrarpolitik beispielsweise umfasst 
zwar mit ihrer 2. Säule auch die Förderung des 
ländlichen Raums. Dennoch gehen die meisten 
Gelder nach wie vor in die 1. Säule der Markt-
ordnung, die kaum territoriale Aspekte berück-
sichtigt. Auch die Maßnahmen zur ländlichen 
Entwicklung erfolgen nur zum geringen Teil 
über integrierte territoriale Entwicklungsan-
sätze und konzentrieren sich nach wie vor auf 
eine sektorale Unterstützung der Landwirt-
schaft. Schließlich ist die Verknüpfung der 
ländlichen Entwicklung mit der EU-Kohäsions-
politik nur unzureichend, weshalb eine konti-
nuierliche und kohärente räumliche Entwick-
lungspolitik für verschiedene Raumkategorien 
auf Schwierigkeiten stößt. Aus Sicht der Raum-
entwicklung sollten daher territoriale ländliche 
Entwicklungspolitiken in Zukunft im Rahmen 
von Maßnahmen und Programmen der EU-Ag-
rarpolitik gestärkt und mit der Kohäsionspolitik 
verknüpft werden.

Ebenfalls überwiegend aus einer sektoralen in-
frastrukturellen Perspektive erfolgt bisher die 
EU-Energiepolitik, die seit 2007 unter dem Mot-
to „20 – 20 – 20 bis 2020“ zu einer der zentralen 
Zukunftspolitiken avanciert. Unter territorialen 
Gesichtspunkten sollten dabei die (groß)räu-
migen Auswirkungen neuer oder ausgebauter 
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nen, der grenzübergreifenden, transnationalen 
und interregionalen Zusammenarbeit. 

Einen ähnlichen zeitlichen Rahmen für die Vor-
bereitung der neuen Förderperiode haben die 
EU-Agrarpolitik, die Forschungs- und Innova-
tions politik und die Gestaltung des Beihilfe-
rechts, das eng an die Regional- und Unter -
neh mensförderung aus den Strukturfonds ge-
knüpft ist. Auch die sektoralen EU-Förderpro-
gramme für Verkehr, Umwelt und Energie müs-
sen bis 2014 neu gestaltet werden. 

Für eine stärkere territoriale Dimension der EU-
Politiken ist und bleibt allerdings eine finanz-
starke Kohäsionspolitik von herausragender 
Bedeutung. Denn (noch) stellen die Struktur-
fonds einen Großteil der EU-Mittel für Sektor-
maßnahmen bereit und die programmatischen 
Ansätze der Kohäsionspolitik bieten – trotz 
einer ausbaubedürftigen territorialen Aus-
richtung – die beste Möglichkeit, sektorale 
Interventionen in ein wirklich territorial aus-
gerichtetes Konzept einzubinden. Eine weitere 
Aufstockung der Mittelvolumen für EU-Sektor-
programme (z. B. Verkehr, Energie, Forschung, 
Umwelt) zulasten der Kohäsionspolitik ist aus 
territorialer Perspektive demnach negativ 
zu sehen, wenn auch durch den großen poli-
tischen Handlungsdruck ein neues Gemein-
schaftsinstrument für Energie und Klimawan-
del eingeführt werden dürfte. Sollte es jedoch 
zu einer deutlichen Ausweitung der Haushalts-
titel für zentral organisierte und verwaltete 
Sektorpolitiken mit geringerer territorialer Per-
spektive zulasten der Kohäsionsmittel kommen, 
werden territoriale, dezentrale Ansätze auf re-
gionaler und sub-regionaler noch schwieriger 
umzusetzen sein als bisher.

ESPON – Europäisches Raumbeobachtungs-
netzwerk 

Das Europäische Raumbeobachtungsnetzwerk 
ESPON (European Spatial Planning Observa-
tion Network) wurde 2002 von den EU-Mit-
gliedstaaten und der Europäischen Kommission 
gegründet, um die Wissens- und Informations-
grundlagen der Europäischen Raumentwick-
lungspolitik zu verbessern. Hintergrund war, 
dass im Zuge des EUREK-Prozesses deutlich 
wurde, dass eine Zusammenarbeit im Bereich 
der europäischen Raumentwicklung ohne eine 
einheitlich verfügbare Datenbasis nicht mög-
lich sein wird. Als Konsequenz wurden im Rah-
men von ESPON für eine Vielzahl von Themen 
vergleichende Analysen der europäischen Re-
gionen durchgeführt. Als Basis dienten sowohl 
bereits vorhandene als auch innerhalb von Pro-
jekten generierte Datensätze und Indikatoren. 

EU in den nächsten zehn Jahren auf intelligen-
tem, nachhaltigem und integrativem Wachstum 
durch die
•	 Förderung	 von	 Wissen,	 Innovation	 und	 Bil-

dung sowie der digitalen Gesellschaft, 
•	 ressourceneffizientere	 Produktion	 bei	 ge-

steigerter europäischer Wettbewerbsfähig-
keit und 

•	 Erhöhung	der	Beschäftigungsquote,	der	Qua-
lifizierung und der Armutsbekämpfung.

 
Für die einzelnen Politikbereiche ist die Neu-
gestaltung zeitlich eng mit der Haushaltsvor-
ausschau ab 2014 verbunden. 2011 hat die Kom-
mission konkrete Vorschläge für den nächsten 
mehrjährigen Finanzrahmen erarbeitet. Aus 
raumentwicklungspolitischer Sicht steht die 
Reform der EU-Kohäsionspolitik im Zentrum, 
für die die Europäische Kommission mit dem 

„Fünften Bericht über den wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt: Die 
Zukunft der Kohäsionspolitik“ (5. Kohäsions-
bericht) erste Überlegungen zur Diskussion ge-
stellt und mit ihren Verordnungsentwürfen von 
Oktober 2011 konkretisiert hat. Anschließend 
begannen gemeinsam mit der Haushaltsdebat-
te die Verhandlungen zwischen dem Europäi-
schen Rat und dem Europaparlament, um die 
Verordnungen zu verabschieden. 

Im 5. Kohäsionsbericht werden die wirtschaft-
liche, soziale und ökologische Situation sowie 
die Trends in den Regionen der EU umfassend 
bewertet und verschiedene Optionen für die 
Anpassung der künftigen Politik erläutert. In 
ihrer Stellungnahme zu den Schlussfolgerun-
gen des Berichts unterstreicht die Bundesre-
gierung den hohen europäischen Mehrwert der 
Kohäsionspolitik und begrüßt die Zielsetzung 
des 5. Kohäsionsberichtes, durch eine ver-
stärkte Programmplanung eine bessere Koor-
dination zwischen verschiedenen EU-Politiken 
und eine noch bessere Verknüpfung mit der 
Europa-2020-Strategie zu erreichen. Gleichzei-
tig unterstützt sie eine inhaltliche Ausrichtung 
und thematische Konzentration der künftigen 
Kohäsionspolitik auf die Prioritäten und Ziele 
der Strategie Europa 2020. Sie begrüßt die In-
tention der Kommission, das Ziel des territo-
rialen Zusammenhalts auch weiterhin in den 
Programmen abzudecken. Die Bedeutung funk-
tionaler Gebietseinheiten, die Rolle der Städte 
und ländlichen Räume sowie von Gebieten mit 
besonderen geographischen oder demogra-
phischen Problemen seien wichtige Aspekte, 
die auch künftig bei der Programmerstellung 
berücksichtigt werden sollten. Im Hinblick auf 
die Europäische Territoriale Zusammenarbeit 
(ETZ) (vgl. Kap. 3.1.5) befürwortet sie die Fort-
führung der Förderung in ihren drei Dimensio-
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Die Ministerkonferenz für Raumordnung un-
terstreicht in ihrem Beschluss zu den „Anfor-
derungen an die Politik der territorialen Kohä-
sion in der EU aus raumentwicklungspolitischer 
Sicht“ die Notwendigkeit, die Verbindung von 
räumlicher Analyse und Raumentwicklungspo-
litik (evidence-based planning) weiter zu stär-
ken. So sollte das Europäische Raumbeobach-
tungsnetzwerk ESPON durch die Analyse der 
Wirkungen von EU-Fachpolitiken auf den terri-
torialen Zusammenhalt die Grundlage für eine 
bessere Koordinierung schaffen.

3.1.4  Transnationale Zusammenarbeit

Transnationale Zusammenarbeit in der Raum-
entwicklung findet unter dem Stichwort „ma-
kroregionale Zusammenarbeit“ in jüngster 
Zeit besondere Aufmerksamkeit. Hintergrund 
ist, dass mit der im Oktober 2009 vom Europä-
ischen Rat angenommenen Ostseestrategie 
erstmals eine EU-Strategie für eine Makrore-
gion erarbeitet wurde, also für einen größe-
ren staatenübergreifenden Raum unterhalb der 
Ebene der gesamten EU. Im Juni 2011 hat der 
Europäische Rat eine makroregionale Strategie 
für den Donauraum verabschiedet. In mehreren 
anderen transnationalen Räumen – so etwa im 
Nordseeraum oder im Alpenraum – wird über 
die Notwendigkeit makroregionaler Strategien 
diskutiert.

Neben diesem neuen makroregionalen Strate-
gieansatz gibt es bereits eine langjährige Tradi-
tion transnationaler Zusammenarbeit. Bereits 
in den 1970er Jahren wurden – vor allem im 
Umweltbereich – makroregionale Strategien 
erarbeitet: etwa Konventionen im Alpenraum, 
im Nordostatlantik oder im Ostseeraum. Wei-
tere Beispiele sind die grenzübergreifenden 
Strukturlinien der Entwicklung der BENELUX-
Staaten von 1986, das Leitbild zur räumlichen 
Entwicklung im Ostseeraum von 1994 (VASAB 
2010) oder die Ostseerauminitiative (Baltic Sea 
Region Initiative) von 1996. Die raumentwick-
lungspolitische Zusammenarbeit im Ostsee-
raum im Rahmen von VASAB ist auch aktuell 
ein Schwerpunkt der deutschen europäischen 
Raumentwicklungspolitik (vgl. dazu weiter un-
ten).

Seit 1996 fördert die Europäische Union im 
Rahmen ihrer Kohäsionspolitik die transnatio-
nale Zusammenarbeit in staatenübergreifen-
den Kooperationsräumen mit dem Ziel einer 
integrierten räumlichen Entwicklung mit Mit-
teln aus dem Europäischen Fonds für Regionale 
Entwicklung (EFRE). Als Experimentierfeld für 
multilaterale staatenübergreifende Zusammen-
arbeit im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative 

Deren Erarbeitung durch internationale Pro-
jektteams erfolgte möglichst immer flächende-
ckend für ganz Europa.

In seiner ersten Laufzeit von 2002 bis 2006 hat 
das Programm über 600 Wissenschaftler aus 
mehr als 130 Institutionen zusammengebracht, 
um gemeinsam Analysen und Szenarien zur eu-
ropäischen Raumentwicklung zu erarbeiten. 
Die Ergebnisse konnten politischen Entschei-
dungsträgern zur Verfügung gestellt werden 
und haben Eingang in aktuelle Diskussionen 
und Dokumente gefunden. So konnte vor al-
lem der Erarbeitungsprozess der Territorialen 
Agenda 2020 von diesen Forschungsgrundla-
gen profitieren. 

In der aktuellen Strukturfondsperiode 2007–
2013 wird ESPON im Rahmen des Ziels 3 „Euro-
päische territoriale Zusammenarbeit“ wei-
tergeführt. Insgesamt 45 Mio. Euro stehen an 
Finanzmitteln für die Durchführung des Pro-
gramms zur Verfügung. An dem Programm 
nehmen neben den 27 EU-Mitgliedstaaten die 
Nachbarstaaten Norwegen, Schweiz, Liech-
tenstein sowie Island teil.

Im Mittelpunkt von ESPON steht auch weiter-
hin die europaweite indikatorengestützte Ana-
lyse räumlicher Strukturen und Entwicklungen 
durch international besetzte Forscherteams. 
Zahlreiche wichtige Themen der europäischen 
Raumentwicklung wurden in diesem Rah-
men untersucht: Entwicklungstendenzen und 

-chancen ländlicher Räume, Zukunftsperspek-
tiven für die Städte Europas, Demographie und 
Wanderungen, Wissen und Innovation in räum-
licher Perspektive, Flächennutzung, territoriale 
Wirkungen von Globalisierung, Verkehrs- und 
Agrarpolitik.

Ergänzt werden diese thematischen Forschun-
gen durch die Erarbeitung wissenschaftlicher 
Grundlagen und Werkzeuge. Dazu zählen etwa 
die ESPON-Datenbank mit harmonisierten eu-
ropäischen Daten, die Erarbeitung von Indika-
toren und Typologien sowie die Weiterentwick-
lung von kartographischen Werkzeugen. 

Erstmals bietet das Programm auch die Mög-
lichkeit, zielgruppenorientierte Analysen auf der 
Basis von Nutzerbedürfnissen zu vergeben. Sta-
keholder wie EU-Behörden, Behörden aus den 
Mitgliedstaaten, Akteure im Rahmen anderer 
Strukturfondsprogramme sowie Regionen und 
Städte können ihre Forschungsbedarfe in Form 
von Projektideen einreichen. Damit bietet das 
Programm die Möglichkeit, zeitnah und praxiso-
rientiert gezielte Studien für die wissenschaftli-
che Politikberatung „vor Ort“ zu erstellen. 
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dern auch die Umsetzung der Programme 
durch transnationale Steuerungsgruppen er-
folgt und die Projekte selbst transnational an-
gelegt sind. Die Entwicklung, Durchführung, Fi-
nanzierung und Umsetzung der Projekte erfolgt 
durch Partner aus den verschiedenen beteilig-
ten Staaten eines Kooperationsraumes. Dabei 
handelt es sich in erster Linie um nationale, re-
gionale und lokale Behörden, um Universitäten 
und Forschungsinstitute, Verbände, Stiftungen 
und private Organisationen/Unternehmen.

Merkmale transnationaler Projekte sind:
•	 beispielgebend:	 Erarbeitung	 von	 Beispiellö-

sungen und Verallgemeinerung der Erfahrun-
gen und Lernprozesse

•	 übertragbar:	 Erarbeitung	 von	 Lösungen	 für	
zusammenhängende staatenübergreifende 
Entwicklungszonen oder -korridore 

•	 transnational:	Mitwirkung	 von	 Partnern	 aus	
verschiedenen Staaten

•	 territorial:	 Behandlung	 von	 Problemen	 mit	
Bedeutung bzw. Wirkung für den Koopera-
tionsraum oder größerer Teile davon

•	 prozessual:	 Sicherung	 gemeinsamer	 trans-
nationaler Projektentwicklung, Durchfüh-
rung, Finanzierung und Umsetzung.

Wegen seiner zentralen Lage und als Staat mit 
den meisten Nachbarstaaten in Europa ist die-
se Form der Zusammenarbeit für Deutschland 
von besonderer Bedeutung. Für Deutschland 
ist dabei wichtig, dass die Zusammenarbeit 
dazu dient,
•	 staatenübergreifenden	 Entwicklungsheraus-

forderungen in den einzelnen Räumen zu be-
gegnen,

•	 internationale	 Erfahrungen	 für	 die	 Entwick-
lung in Deutschland zu nutzen bzw. eigene 
gute Erfahrungen an internationale Partner 
zu vermitteln,

•	 eine	 integrierte	 räumliche	 Entwicklung	 und	
den territorialen Zusammenhalt in den Räu-
men zu fördern,

•	 die	 Integration	 der	 Europäischen	Union	 und	
das Zusammenwirken mit Nachbarstaaten 
durch gemeinsame Projekte zu unterstützen 
und

•	 die	 internationale	und	Europakompetenz	der	
Akteure zu stärken.

Inhaltliche Schwerpunkte sind die Förderung 
von Innovationen und der Wissensgesellschaft 
sowie eines zukunftsfähigen Umwelt- und Risi-
ko-Managements, die Verbesserung der inter-
nen und externen Erreichbarkeit der Koopera-
tionsräume und die Förderung attraktiver und 
wettbewerbsfähiger Städte und Regionen.

INTERREG II C (1996–1999) gestartet, konn-
te sich die transnationale Zusammenarbeit in 
der vergangenen Förderperiode 2000–2006 
zu einem anerkannten Programm für innovati-
ve transnationale Raumentwicklungsprojekte 
(INTERREG III B) etablieren. Mit dem Beginn 
der aktuellen Strukturfondsperiode 2007–2013 
wurde die Gemeinschaftsinitiative in das neue 
Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
der Europäischen Strukturfonds überführt. Sie 
hat damit als sogenanntes „Mainstream-Pro-
gramm“ der europäischen Strukturpolitik ein 
stärkeres politisches Gewicht erhalten. Hinter-
grund hierfür war die Einführung des territoria-
len Zusammenhalts als allgemeines Ziel der EU 
in Europäischen Vertragswerk. Für Deutsch-
land ist diese programmgestützte transna-
tionale Zusammenarbeit im Rahmen von IN-
TERREG ein Schwerpunkt der europäischen 
Raumentwicklungspolitik. 

INTERREG B 

Deutschland ist besonders intensiv in die eu-
ropäische transnationale Zusammenarbeit ein-
gebunden. Im Rahmen von INTERREG IV B ist 
es an fünf Programmräumen zur transnatio-
nalen Zusammenarbeit beteiligt: Mitteleuro-
pa, Nordwesteuropa, Alpenraum, Ostseeraum 
und Nordseeraum. Damit wird die transnatio-
nale Zusammenarbeit in den im Rahmen von 
INTERREG III  C bzw. INTERREG III  B etablier-
ten Kooperationsräumen fortgeführt. Ledig-
lich der Mitteleuropäische Kooperationsraum 
ist neu. Er entspricht dem nördlichen Teil des 
Mitteleuropäischen, Adriatischen, Donau- und 
Südosteuropäischen Raumes (CADSES), an 
dem Deutschland im Rahmen von INTERREG 
II C und INTERREG III B beteiligt war und der 
in zwei separate Programmräume unterteilt  
wurde. 

Jeder dieser fünf Programmräume weist spe-
zifische Charakteristika auf und steht vor be-
sonderen räumlichen Herausforderungen, die 
gemeinsamer Lösungen bedürfen. Die projekt-
orientierte Zusammenarbeit im Rahmen von 
INTERREG B will hierzu beitragen und über-
tragbare, beispielhafte Lösungen erarbeiten.

Die Zusammenarbeit erfolgt auf der Grundlage 
gemeinsamer Programme der jeweils beteilig-
ten Partnerstaaten. Die darin festgelegten The-
men- und Handlungsfelder werden durch trans-
nationale Projekte umgesetzt, die aus Mitteln 
des EFRE bezuschusst werden. 

Die Besonderheit der transnationalen Zusam-
menarbeit liegt darin, dass nicht nur die Pro-
gramme transnational erarbeitet werden, son-
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Das Fördergebiet der Russischen Föderation ist ohne die zusätzlichen Gebiete für die Zusammenarbeit
in der Barentsregion (Archangelsk Oblast, Republik Komi, Autonomer Kreis der Nenzen) dargestellt.
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Karte 61
Transnationale Zusammenarbeit

Obwohl die Hauptthemen der Zusammenarbeit 
in allen Kooperationsräumen ähnlich sind, er-
geben sich doch spezifische Schwerpunktset-
zungen. Zu den inhaltlichen Schwerpunkten 
der Zusammenarbeit im Alpenraum gehört es 
beispielsweise, die Zunahme des inneralpinen 
und alpenquerenden Verkehrs mit einer nach-
haltigen Entwicklung in Einklang zu bringen 
und den Schutz vor Naturrisiken zu gewähr-
leisten. Von einem effizienten Verkehrssystem, 
aber auch einer intakten Umwelt in einer der 
wichtigsten Tourismusregionen profitieren alle 
Regionen Deutschlands.

In Mitteleuropa und im Ostseeraum sind be-
sonders gravierende regionale Disparitäten zu 
überwinden. In Mitteleuropa geht es darüber 
hinaus auch darum, einen traditionellen euro-
päischen Kernraum wieder zu beleben und die 
geographisch bedingte Drehscheibenfunk tion 
zwischen Nord- und Süd- sowie West- und 
Osteuropa durch effiziente Verkehrssysteme 
zu stärken, was sich insbesondere auf ostdeut-
sche und bayerische Regionen auswirken wird. 
Die wichtigsten Herausforderungen im Ost-
seeraum bestehen darin, die besonderen Vo-
raussetzungen zur Entwicklung der Wissens-
gesellschaft zu erschließen und gleichzeitig 
die Umweltsituation der Ostsee entscheidend 
zu verbessern. Weiterhin gilt es, die vorhande-
nen multimodalen Verkehrssysteme effizienter 
zu gestalten und gezielt auszubauen. Letzteres 
betrifft vor allem die Ost-West-Verbindungen 
zu den baltischen Staaten sowie die Nord-Süd-
Verbindungen zwischen den nordischen Staa-
ten über Deutschland und Polen in den adriati-
schen Raum.

Im Nordseeraum weisen zahlreiche Regionen 
eine hohe Wirtschaftsdynamik auf. Hier müs-
sen eine nachhaltige Nutzung erreicht und der 
Schutz der Naturressourcen verbessert wer-
den. Dies gilt vor allem für die Nordsee, ins-
besondere das Wattenmeer, sowie die Krei-
de- und Fjordküsten. Die Entwicklung eines 
integrierten multimodalen Verkehrssystems 
und die Überwindung der trennenden Wirkung 
der Nordsee sind weitere Schwerpunkte.

Die Metropolregionen Nordwesteuropas ha-
ben auch künftig herausragende Funktionen 
für Europa und die Weltwirtschaft. Deutsche 
Regionen profitieren von der Nähe zu ande-
ren leistungsfähigen Wirtschaftsräumen (Pa-
ris, Brüssel, London, Amsterdam/Rotterdam, 
Luxemburg) und der Anbindung an hochentwi-
ckelte infrastrukturelle Netze. Umgekehrt ver-
stärken Regionen wie das Rhein-Ruhrgebiet, 
der Ballungsraum Rhein-Main und die Region 
Stuttgart dieses leistungsfähige Netzwerk von 

(76) Über ausgewählte 
INTERREG-Projekte wird  
auf der Website  
www.interreg.de informiert.

Agglomerationen. Die hohe Bevölkerungs- und 
Siedlungsdichte verlangt gleichzeitig nach Lö-
sungen für eine effiziente Nutzung territoria-
ler Ressourcen (Fläche, Wasser, Boden, Infra-
struktur, Luft).

Ergebnisse INTERREG III B

Die transnationalen INTERREG III B-Programme 
(2000–2006) haben zu einer intensiven Vernet-
zung und Kooperation der Städte und Regionen 
in Europa beigetragen. In den fünf Koopera-
tionsräumen mit deutscher Beteiligung wirkten 
über 6  500 Partner, darunter nahezu 1  000 deut-
sche Partner, in rund  500 Projekten76 zusammen. 
Für die Zusammenarbeit wurden EFRE-Mittel 
im Volumen von insgesamt rd. 775 Mio. Euro ge-
bunden. Einschließlich der Kofinanzierungen der 
Projektakteure ergibt sich für alle Projekte ein 
Gesamtvolumen von rund 1,6  Mrd. Euro. 

Deutsche Regionen, Städte und Institutionen 
sind intensiv in die Zusammenarbeit eingebun-
den. Sie waren im Zeitraum 2000–2006 an zwei 
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weise neuen Förderinstruments. Mit der 
Überführung in die Mainstream-Förderung sind 
nicht nur eine höhere finanzielle Ausstattung 
der Programme und ein stärkeres politisches 
Gewicht dieser Förderausrichtung verbunden, 
sondern auch eine Reihe neuer Anforderun-
gen und Herausforderungen an die Program-
me, Projekte und Akteure. So müssen transna-
tionale Projekte in der aktuellen Förderperiode 
strategischer ausgerichtet sein und einen Bei-
trag zur Umsetzung der Strategien von Lissa-
bon und Göteborg für Wachstum und Beschäf-
tigung bzw. für eine nachhaltige Entwicklung 
leisten. Wichtige Bezugspunkte für die trans-
nationale Zusammenarbeit sind insofern die 
TAEU bzw. die TA 2020, die aufzeigen, wie 
Raum- und Stadtentwicklung einen Beitrag zur 
Umsetzung der übergeordneten EU-Strategien 
leisten können. Darüber hinaus weisen die ak-
tuellen Projekte eine Reihe neuer Qualitäts-
merkmale auf:
•	 stärkere	 Orientierung	 auf	 Umsetzung	 und	

Schaffung von Beispiellösungen sowie Ver-
breitung der Ergebnisse

•	 stärkere	 Ausrichtung	 auf	 Investitionsvorbe-
reitung und Integration von Pilotinvestitio-
nen

•	 Berücksichtigung	 aktueller	 Themen	 wie	 In-
novation und Wissensgesellschaft, demo-
graphischer Wandel und Klimawandel

•	 Verknüpfung	 mit	 transnationalen	 strategi-
schen Ansätzen (z. B. Ostseeraumstrategie, 
Donauraumstrategie)

•	 besseres	Zusammenwirken	mit	anderen	Pro-
grammen und Finanzinstrumenten,

•	 Stärkung	 wirklich	 transnationaler	 Projekt-
arbeit.

Anfang 2011 – nach rund der Hälfte der Pro-
grammlaufzeit – sind in den INTERREG IV B-
Programmräumen mit deutscher Beteiligung 
drei Viertel der EU-Mittel für Projekte gebun-
den. Da die meisten Projekte eine Laufzeit von 
rund drei Jahren haben, liegen noch wenige 
konkrete Projektergebnisse vor.

Wirkungen der transnationalen  
Zusammenarbeit 

Durch die transnationale Zusammenarbeit von 
nationalen, regionalen und lokalen Behörden 
und Institutionen – über Fachgrenzen hinweg  – 
werden Erfahrungen ausgetauscht, erfolgrei-
che Arbeitsmethoden und -instrumente über-
tragen sowie Modelllösungen entwickelt. Die 
Projektergebnisse reichen von transnationa-
len Studien, Handbüchern, Entwicklungs- und 
Marketingkonzepten bis hin zu Machbarkeits-
untersuchungen, Investitionsstrategien, Pla-
nungen und Pilotinvestitionen. 

Dritteln der transnationalen Projekte in den 
fünf Räumen beteiligt und stellten dabei rund 
15 % der Projektpartner und 20 % der Leadpart-
ner. Dabei ist festzustellen, dass die Grenz- und 
Küstenregionen Deutschlands und aller ande-
ren Staaten intensiver als zentralere Regionen 
an transnationalen Projekten mitwirken. 

Zwischenergebnisse INTERREG IV B

Mit dem Beginn der aktuellen Strukturfonds-
periode 2007–2013 wurde die Gemeinschafts-
initiative INTERREG in das neue allgemeine 
Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
überführt. Dies belegt den Erfolg der bisheri-
gen transnationalen Zusammenarbeit und un-
terstreicht die Philosophie dieses vergleichs-
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INTERREG III B – Projekte in Deutschland
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INTERREG II C
 

Charakter
 

Laufzeit

Aktivitäten

Wirkungen/
Verdienste

Experimentierfeld für multilaterale staatenübergreifende 
Zusammenarbeit

Gemeinschaftsinitiative, Innovative Aktionen für regionale Entwicklungen 
(Art. 10 EFRE)

1996–1999

Erfahrungsaustausch, Analysen und Studien, Planungsaktivitäten

- Aufbau transnationaler Kooperationsstrukturen
- Austausch zwischen den für Raumentwicklung zuständigen und
  relevanten Akteuren 
- Konzeptionelle Basis für die Fortsetzung der transnationalen 
  Zusammenarbeit (etwa durch die Erarbeitung von raumspezifischen
  Leitbildern für die Raumentwicklung)

INTERREG III B

Charakter
 
Laufzeit

Aktivitäten

Wirkungen/
Verdienste

Innovative transnationale Raumentwicklungsprojekte

Gemeinschaftsinitiative 

2000–2006

Innovative Pilotvorhaben, kleinere Investitionen im transnationalen Kontext, 
Tourismusprodukte, Entwicklungs- und Marketingkonzepte, Know-how-Transfer, 
Aufbau transnationaler Netzwerke und Institutionen, Entwicklungsagenturen und 
Fortbildungsinstitutionen

- Stärkere Umsetzungsorientierung
- Profilierung transnationaler Kooperationsräume
- Demonstration der Notwendigkeit und des Nutzens transnationaler
  Zusammenarbeit mit dem Ergebnis, dass INTERREG ab 2007 als 
  Mainstream-Programm der Strukturförderung fortgeführt wird

INTERREG IV B

Charakter

 Laufzeit

Aktivitäten

Wirkungen/
Verdienste

Projektorientierte Umsetzung strategischer Raumentwicklungspolitik

Mainstream-Programm: EFRE-Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“

2007–2013

Wie INTERREG III B, jedoch stärkerer transnationaler Fokus und noch stärkere 
Orientierung auf Umsetzung, Investitionsvorbereitung, Pilotinvestitionen und 
Verbreitung der Ergebnisse

- Stärkerer Fokus auf Innovation und Klimawandel
- Stärkere strategische Orientierung
- Beitrag zur Umsetzung der Lissabon- und Göteborgstrategien
- Beitrag zur Umsetzung der TAEU
- Stärkere Verknüpfung mit transnationalen strategischen Ansätzen (z.B.
  Ostseeraumstrategie, Donauraumstrategie)
- Stärkere Verknüpfung mit anderen Programmen und Finanzierungs-
  instrumenten

Tabelle 7
Entwicklungsprozess der transnationalen Zusammenarbeit

Quelle: BBSR 2011

VASAB – Raumentwicklungspolitische 
Zusammenarbeit im Ostseeraum 

Seit den 1990er Jahren hat sich eine kontinu-
ierliche raumentwicklungspolitische Zusam-
menarbeit im Ostseeraum etabliert. Daran sind 
die für Raumordnung und -entwicklung zustän-
digen Behörden aus den EU-Staaten Dänemark, 
Deutschland, Estland, Finnland, Lettland, Litau-
en, Polen und Schweden sowie Belarus, Nor-
wegen und Russland beteiligt. 

Die Zusammenarbeit war zunächst auf die Erar-
beitung eines gemeinsamen räumlichen Leitbil-
des (1994) für die Ostseeregion gerichtet, das 
der Zusammenarbeit auch den jetzigen Na-

Für Deutschland ergeben sich aus der Mitwir-
kung von Bund und Ländern an der transnatio-
nalen Zusammenarbeit einerseits Gelegen-
heiten, eigene Politikansätze und Lösungen in 
die internationale Diskussion und Umsetzung 
einzubringen, andererseits aber auch fortge-
schrittene Erfahrungen zu übernehmen. 

Über die jeweiligen projektspezifischen Er-
gebnisse und Wirkungen hinaus entfaltet die 
transnationale Zusammenarbeit auch langfris-
tige querschnittsorientierte Wirkungen, die 
zu Veränderungen im Entscheidungsgefüge 
von Städten, Regionen und Kooperationsräu-
men führen und deren Europakompetenz stär-
ken. Beispielsweise ist es INTERREG B-Pro-
jekten gelungen, aufgrund ihrer integrierten 
Herangehensweise und ihrer Ergebnisse In-
vestitionen anzustoßen, zu lenken und für ei-
nen optimalen Ressourceneinsatz zu sorgen, 
Investitionen zu beschleunigen oder auch die 
Gestaltung von Förderprogrammen zu beein-
flussen. Kurzum: Mit finanziell eher unbedeu-
tenden Projekten können Hebel in Bewegung 
gesetzt werden, die mittel- und langfristig be-
deutende ökonomische Wirkungen entfalten. 
Auch führen INTERREG B-Projekte oftmals zu 
innovativen Prozessen. Zwar werden in der Re-
gel keine technischen Erfindungen gemacht, in 
vielen Projekten werden jedoch neue transna-
tionale Handlungsgrundlagen, Verfahren oder 
Standards entwickelt, die zu einer effektiveren 
Aufgabenbewältigung beitragen können. Zum 
Teil werden Neuerungen im Hinblick auf ihre 
technische, planungsrechtliche, regionalwirt-
schaftliche und finanzielle Realisierbarkeit über 
regionale Pilotprojekte untersucht (getestet). 
Dies verschafft den beteiligten Akteuren (Re-
gionen, Technologieclustern) einen Zuwachs 
an Kompetenz und Erfahrungswissen. Darüber 
hinaus führen transnationale Partnerschaf-
ten nicht nur zu einem Kompetenzzuwachs bei 
den beteiligten Personen oder Stellen, sie tra-
gen vielmehr auch dazu bei, dass sich ein re-
gionales Qualitätsmanagement herausbildet 
und Städte und Regionen neue Verfahren eta-
blieren, wie etwa intensivere Beteiligungs-
verfahren, ein transnationales Benchmarking 
etc. „Last but not least“ tragen transnationale 
Projekte auch zur Entwicklung der Steuerungs- 
und Handlungskompetenzen der Akteure (Re-
gional Governance) auf einer regionalen Ebene 
bei. Diese zum Teil indirekten Wirkungen sind 
sowohl für die Entwicklung und den territoria-
len Zusammenhalt Europas, aber auch für die 
regionale und lokale Ebene von besonderer Be-
deutung.
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gie wird durch einen Aktionsplan ergänzt, der 
auch Beispiele für Schlüsselprojekte enthält. 
Verantwortlich für die Umsetzung seiner The-
menbereiche sind einzelne oder Gruppen von 
Mitgliedstaaten, z. T. im Zusammenwirken mit 
ostseeweiten Organisationen bzw. interminis-
teriellen Gremien. Der Aktionsplan ist nicht ab-
geschlossen, sondern kann durch neue Aktivi-
täten und Projekte weiterentwickelt werden.

Am 18./19. Juni 2009 beschloss der Europäi-
sche Rat die Ausarbeitung einer makroregio-
nalen Strategie der EU für den Donauraum. Die-
se liegt seit dem 8. Dezember 2010 vor und zielt 
insbesondere auf eine bessere Anbindung des 
Donauraumes, den Umweltschutz, die Förde-
rung des Wohlstandes durch Entwicklung der 
Wissensgesellschaft, Wettbewerbsfähigkeit 
und Qualifikation sowie die Stärkung der insti-
tutionellen Zusammenarbeit. Die Erfahrungen 
bei der Umsetzung der Strategien der Europä-
ischen Union für den Ostsee- und Donauraum 
werden für ähnliche Aktivitäten von großer Be-
deutung sein. 

Makroregionen benötigen nicht unbedingt zen-
trale, auf EU-Ebene ausgearbeitete Strategi-
en für ihre Entwicklung. Grundsätzlich können 
makroregionale Strategien jedoch helfen, Ak-
tivitäten zu entfalten, Kräfte zu bündeln, Syn-
ergien zu erreichen und sektorale Strategien 
besser räumlich auszudifferenzieren.

Die deutsche Ministerkonferenz für Raumord-
nung betont die Notwendigkeit, dass der neue 
Ansatz der „Makroregionalen Strategien“ die 
europäischen Leitbilder und Strategien des EU-
REK und seiner Nachfolgedokumente berück-
sichtigen sollte. Sie erachtet die Programme 
der Europäischen Territorialen Zusammenar-
beit als ein geeignetes Instrument zur Umset-
zung der Strategien. 

3.1.5  Zusammenarbeit in Grenzräumen        
und im Europarat 

Als grenzüberschreitende Zusammenarbeit be-
zeichnet man die Zusammenarbeit zwischen 
unmittelbar benachbarten Grenzregionen ent-
lang einer Staatsgrenze. Diese Zusammenar-
beit verlangt Ausdauer und partnerschaftliches, 
nicht hoheitliches Handeln. Eine erfolgreiche 
Kooperation setzt Vertrauen voraus. Erst da-
nach können „harte Themen“ in Wirtschaft, 
Infrastruktur, Raumordnung und Umwelt ange-
gangen werden. Ein Beispiel ist der Ausschuss 
für Raumordnung der „Deutsch-Polnischen Re-
gierungskommission für regionale und grenz-
nahe Zusammenarbeit“, in dem die nationa-
len Verwaltungen mit den Woiwodschaften 

men eintrug (Vision and Strategies around the 
Baltic Sea – VASAB). Später wurden konkrete 
Aktionsprogramme und Umsetzungsprojekte 
entwickelt und insbesondere mit Hilfe des Pro-
gramms der transnationalen Zusammenarbeit 
im Ostseeraum (INTERREG B) gefördert. 

Im Jahr 2005 beschlossen die Raumordnungs-
minister auf Anregung des Ostseerates die Er-
arbeitung eines neuen Konzeptes zur Raum-
entwicklung mit einem Zeithorizont bis etwa 
2030 („VASAB Long-Term Perspective for the 
Territorial Development of the Baltic Sea Re-
gion”). Dabei wurden der aktuelle Wandel von 
Klima und Demographie, die Herausforderun-
gen der Wissensgesellschaft oder die Wir-
kungen der Globalisierung auf das Verhältnis 
von Stadt und Land berücksichtigt. Das 2009 
von den Raumordnungsministern beschlosse-
ne Konzept ist auf Themen fokussiert, die eine 
staatenübergreifende Bearbeitung erfordern, 
wie transnationale Korridore und Städtenetze 
oder die Förderung einer maritimen Raumord-
nung. Die Erarbeitung erfolgte in Abstimmung 
mit der Ostseestrategie der Europäischen 
U nion und präzisiert die dort enthaltenen rau-
mentwicklungspolitischen Orientierungen. Zur 
Umsetzung des Konzeptes sind konkrete Aktio-
nen festgelegt, die durch das VASAB-Komi-
tee selbst, aber auch andere staatenübergrei-
fende Ostseeorganisationen geleitet werden. 
Auch die Europäische Kommission wirkt bei 
der Umsetzung mit. Darüber hinaus werden 
transnatio nale Projekte initiiert.

Makroregionale Strategien 

Jüngste Tendenz in der transnationalen Zusam-
menarbeit ist die Erarbeitung makroregionaler 
Strategien auf europäischer Ebene. Damit wird 
zum einen das Ziel verfolgt, die Entwicklung 
wichtiger Teilräume der EU zu einer Angele-
genheit der gesamten Union zu machen. Ande-
rerseits geht es darum, die Vielzahl der unter-
schiedlichen Politikansätze im Rahmen einer 
Gesamtstrategie zu bündeln und zu orientieren. 
Eine erste derartige Strategie wurde für den 
Ostseeraum auf der Grundlage eines Beschlus-
ses des Europäischen Rates vom 14. Dezember 
2007 erarbeitet. 

Die Ostseestrategie der Europäischen Union 
wurde am 29./30. Oktober 2009 vom Europäi-
schen Rat angenommen. Die Strategie wurde in 
einem breiten Diskussionsprozess mit den Mit-
gliedstaaten, Ostseeorganisationen, Stakehol-
dern und der Öffentlichkeit erarbeitet und will 
den Ostseeraum zu einer ökologisch nachhalti-
gen, wohlhabenden, zugänglichen, attraktiven 
und sicheren Region entwickeln. Die Strate-
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und Ländern zusammenarbeiten, zuletzt an ei-
ner Stellungnahme und Karte zur Entwicklung 
der überregionalen Verkehrsinfrastruktur im 
Grenzraum. Im deutsch-tschechischen Grenz-
raum besteht eine binationale Zusammenarbeit 
im Rahmen der „Deutsch-Tschechischen Ar-
beitsgruppe zur Raumentwicklung“. 

Seit 1991 fördert auch die EU im Rahmen der 
INTERREG  A-Programme grenzüberschreiten-
de Projekte. Ziel ist die Stärkung des wirt-
schaftlichen, sozialen und territorialen Zu-
sammenhaltes in Europa. Für den Zeitraum 
2007–2013 gibt es 14 INTERREG IV A-Program-
me mit Beteiligung deutscher Grenzregionen. 
Maßnahmen können in den Bereichen Wirt-
schaft/Technologie/Innovation, Tourismus/
Umwelt/Infrastruktur und Soziales/Kulturelles/
Bildung gefördert werden.

Mit Hilfe der Förderprogramme konnten in den 
letzten Jahren zahlreiche grenzüberschrei-
tende Vorhaben realisiert und die deutschen 
Grenzgebiete gestärkt werden, was für die na-
tionale und teilstaatliche Raumentwicklung 
von großer Bedeutung ist. Insgesamt leistet die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit einen 
wichtigen Beitrag zum wirtschaftlichen, sozia-
len und territorialen Zusammenhalt.

Über die Grenzen der EU hinaus erfolgt räum-
liche Zusammenarbeit z. B. im Rahmen des Eu-
roparates. Wichtigstes Element ist hier die 
Europäische Raumordnungsminister-Konfe-
renz. Diese sog. CEMAT (Conférence du Con-
seil de l‘Europe des Ministres responsables de 
l’Aménagement du Territoire) bringt Repräsen-
tanten von 47 Mitgliedstaaten zusammen, de-

Vorbereitung
Erstellung nationaler Berichte aller Mitgliedstaa-
ten über die räumliche Entwicklung der letzten 
fünf Jahre in ausgewählten Bereichen als Grund-
lage für die Erstellung der Konferenzdokumente. 
Diese nationalen Berichte zum Konferenzthema 
„Zukünftige Herausforderungen: Nachhaltige 
Raumentwicklung auf dem europäischen Konti-
nent in einer sich wandelnden Welt“ sind im Inter-
net über die Seite des Europarates abrufbar; der 
deutsche Nationale Bericht auch über die Seiten 
des BBSR.

Wichtigste Ergebnisse
Moskauer Erklärung, wie insbesondere auf die 
neuen Herausforderungen des Klimawandels, der 
Energieversorgung und des demographischen 
Wandels reagiert werden kann. Die Förderung 
einer innovativen, nachhaltigen und integrierten 
räumlichen Entwicklung sowie effizienter territo-

rialer Governance-Modelle und die bessere Be-
rücksichtigung räumlicher Entwicklungsperspek-
tiven in den Fachpolitiken wurden als wirksame 
Mittel herausgestellt, um den Herausforderungen 
der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise zu be-
gegnen. 

•	 Beschluss,	die	CEMAT-Leitlinien	an	die	neuen	
territorialen Herausforderungen in Europa an-
zupassen 

•	 Resolution	 zur	 Verbesserung	 der	 Daseinsvor-
sorge (Contribution of essential services to 
the sustainable development of the European 
Council)

•	 Resolution	 zu	 einer	 europäischen	 Charta	 für	
das ländliche Erbe (The rural heritage as a fac-
tor of territorial cohesion) 

•	 Beschluss	 über	 die	 nächsten	 CEMAT-Konfe-
renzen 2013 in Griechenland und 2016 in Rumä-
nien. 

15. CEMAT-Konferenz

Karte 63
Grenzübergreifende Zusammenarbeit
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deren räumliche Dimension in der Politikgestal-
tung bislang unzureichend berücksichtigt und 
sollte in Zukunft mehr Beachtung finden.

INTERREG B-Programme haben stets wichti-
ge europäische Themen behandelt. Sie leiste-
ten dadurch einen Beitrag zu den Strate gien 
von Lissabon und Göteborg, etwa über die Er-
probung von kostengünstigen Breitbandan-
schlüssen, die Förderung der transnationa-
len Zusammenarbeit von kleinen und mittleren 
Unternehmen oder über Maßnahmen zur An-
passung an den Klimawandel, wie etwa die 
Erarbeitung von Strategien zum Umgang mit 
knapper werdenden Wasserressourcen für die 
Landwirtschaft und vorsorgende Hochwasser-
schutzmaßnahmen. 

Zentrale Punkte der Strategie Europa 2020 sind 
heute bereits Kernthemen der INTERREG B-
Programme und der damit finanzierten Projek-
te. So steht insbesondere die Priorität „Nach-
haltiges Wachstum“ mit ihren Unterthemen 
Klima, Energie, Mobilität und Wettbewerbsfä-
higkeit der Strategie Europa 2020 im Fokus vie-
ler INTERREG IV B-Projektaktivitäten. 

In raumentwicklungspolitischen Programmen 
und Projekten der transnationalen Zusammen-
arbeit (INTERREG B) sowie im Europäischen 
Raumbeobachtungsnetzwerk (ESPON) soll-
ten auch in Zukunft sowohl wissenschaftlicher 
Vorlauf (ESPON) als auch beispielhafte, inno-
vative Problemlösungen zu den o.g. Themen er-
arbeitet werden.

Eine Beibehaltung des Raumentwicklungsbe-
zugs in den INTERREG B-Programmen wird da-
bei als zukunftsorientiert und zur erfolgreichen 
Umsetzung gemeinsamer europäischer Ziele 
notwendig angesehen. Die Territoriale Agen-
da 2020 sollte ebenso wie Raumentwicklungs-
konzepte auf der Ebene staatenübergreifender 
europäischer Kooperationsräume (z. B. für den 
Ostseeraum die VASAB Long Term Perspecti-
ve for the Territorial Development of the Baltic 
Sea Region) als wichtige Bezugsbasis für die 
transnationale Zusammenarbeit Mitgliedstaa-
ten und Regionen herangezogen werden.

Deutsche Regionen sollten sich aktiv in die 
Entwicklung und Umsetzung makroregionaler 
Strategien – wie im Ostsee- oder Donauraum 
einbringen – und ihre raumentwicklungspoliti-
schen Ziele unter Beachtung der Entwicklung 
in diesen Makroregionen formulieren und um-
zusetzen versuchen.

ren gemeinsames Ziel die nachhaltige räumli-
che Entwicklung des europäischen Kontinents 
ist. In Bonn fand 1970 die erste CEMAT statt. 
Im Jahr 2010 fand die 15. CEMAT-Konferenz – in 
Verbindung mit dem 40-jährigen Bestehen der 
Raumordnungsministerkonferenz – in Moskau 
statt. Die CEMAT setzt jeweils aktuelle raum-
ordnungspolitische Themen auf die Agenda, 
die in Form von Resolutionen und Deklaratio-
nen schriftlich festgehalten und verabschiedet 
werden. Im Laufe der Arbeit wurden wichtige 
Grundlagendokumente beschlossen. Meilen-
steine sind vor allem die auf der 12. CEMAT im 
September 2000 in Hannover verabschiedeten 

„Leitlinien für eine nachhaltige räumliche Ent-
wicklung auf dem europäischen Kontinent“.

3.1.6  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Für eine weitere Verstärkung der territorialen 
Dimension ist die Debatte um die Zukunft der 
Kohäsionspolitik nach 2013 der zentrale An-
satzpunkt. Diese findet in enger Verbindung mit 
den Verhandlungen der nächsten finanziellen 
Vorausschau zum EU-Haushalt statt. Hierbei 
muss die dezentral, partnerschaftlich und in-
tegriert gestaltete Kohäsionspolitik ihren Bei-
trag für die Bewältigung der aktuellen europä-
ischen Herausforderungen wie z. B. globaler 
Wettbewerb, Klimawandel und Energiekrise 
sowie Demographie leisten.

Mit der Aufnahme des Begriffs des „Territoria-
len Zusammenhalts“ in den Vertrag von Lissa-
bon ist zu erwarten, dass der räumliche Aspekt 
in der Kohäsionspolitik künftig an Bedeutung 
gewinnt. Die Vorschläge zur Zukunft der Kohä-
sionspolitik, die die EU-Kommission mit dem 5. 
Kohäsionsbericht vorgelegt hat, zielen in diese 
Richtung.

Bereits die Territoriale Agenda der EU hat 2007 
mit der Formulierung von Prioritäten räumli-
cher Entwicklungsmaßnahmen die Relevanz 
der territorialen Dimension hervorgehoben. Die 
revidierte Territoriale Agenda hat die territorial 
relevanten Aspekte der aktuellen – in der Stra-
tegie Europa 2020 genannten – Herausforde-
rungen ergänzt. 

Aus Sicht der Raumentwicklung ist es damit 
von großem Interesse, intensiv zu begleiten, 
wie das im Lissabon-Reformvertrag zusätzlich 
aufgenommene Ziel des territorialen Zusam-
menhalts auf die weitere Gestaltung der EU-
Politiken wirkt. Denn trotz der starken räumli-
chen Auswirkungen vieler EU-Vorhaben wird 
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von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 
ermächtigt. Das BSH ist mit der Durchführung 
einzelner Verfahrensschritte für die Raumord-
nungsplanung in der AWZ unter der Leitung 
des BMVBS betraut.

3.2.1  Das neue Raumordnungsgesetz  
des Bundes

Die Gesetzgebungskompetenzen von Bund und 
Ländern wurden im Rahmen der Föderalismus-
reform I im Jahr 2006 durch eine Änderung des 
Grundgesetzes neu geordnet. Die bisher für 
den Bereich der Raumordnung wirksame Rah-
mengesetzgebung des Bundes wurde ersatzlos 
aus dem Grundgesetz gestrichen. Die Raum-
ordnung, die bisher im abgeschafften Art. 75 
Abs. 1 Nr. 4 GG verankert war, wurde in den Be-
reich der konkurrierenden Gesetzgebung des 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG überführt. Die neue 
konkurriende Gesetzgebungskompetenz er-
mächtigt den Bund nun zu einer umfassenden 
Vollregelung der Raumordnung, die alle födera-
len Ebenen der überörtlichen Planung umfasst 
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG). 

Macht der Bund von seiner konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenz im Bereich der 
Raumordnung Gebrauch, ermöglicht Art. 72 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GG allerdings den Ländern, 
von diesen bundeseinheitlichen Regelungen 
abzuweichen. Diese Abweichungsbefugnis 
wurde mit der Föderalismusreform neu in das 
Grundgesetz eingeführt. Auf abweichende 
Landesplanungsgesetze kann der Bund wiede-
rum mit einem anderslautenden Gesetz reagie-
ren. 

Dieses tritt jedoch entsprechend der Normie-
rung durch Art. 72 Abs. 3 S. 2 GG frühestens 
sechs Monate nach seiner Verkündung in Kraft, 
um den Bundesländern wiederum die Mög-
lichkeit zum Reagieren zu geben. Vor diesem 
Hintergrund sollte der Bund seine Planungs-
kompetenz nur für solche Sachbereiche in An-
spruch nehmen, wo ein großer Konsens mit den 
Ländern für länder- oder staatengrenzenüber-
schreitende Handlungserfordernisse besteht.

Die nach der Änderung des Grundgesetzes not-
wendig gewordene Neufassung des Raumord-
nungsgesetzes (ROG 2008) konnte schon am 
30.12.2008 öffentlich bekannt gemacht werden. 
Entsprechend der Sechsmonatefrist, die durch 
Art. 72 Abs. 3 S. 2 GG gesetzt wird, traten der 
Abschnitt 1 mit den allgemeinen Vorschriften 
und der Abschnitt 2 des GeROG, in dem die Re-
geln für die Raumordnung der Länder zusam-
mengefasst sind, ein halbes Jahr später am 
30.6.2009 in Kraft. Bereits am 31.12.2008 konn-

3.2 Bundesraumordnung

Die Bundesraumordnung nimmt im deutschen 
Raumplanungssystem verschiedene Funktio-
nen wahr: 
•	 im	 Rahmen	 der	 konkurrierenden	 Gesetzge-

bung den Erlass des Raumordnungsgesetzes 
(ROG)

•	 die	 Abstimmung	 raumwirksamer	 Planungen	
und Maßnahmen innerhalb des Bundes und 
mit den Ländern

•	 die	 Aufstellung	 von	 Bundesraumordnungs-
plänen

•	 Stellungnahmen	 zu	 Raumordnungsplänen	
von Ländern und Regionen

•	 die	Entwicklung	von	Leitbildern	für	die	Raum-
entwicklung in Deutschland gemeinsam mit 
den Ländern

•	 die	 Unterstützung	 der	 Umsetzung	 von	 Leit-
bildern durch Modellvorhaben der Raumord-
nung

•	 Beteiligung	 an	 der	 Entwicklung	 eines	 euro-
päischen Raumentwicklungskonzeptes (EU-
REK)

•	 die	 laufende	 Information	 und	 Berichterstat-
tung über die Raumentwicklung in Deutsch-
land.

Aufgaben der Bundesraumordnung werden pri-
mär durch das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) wahrge-
nommen und durch Aktivitäten nachgeordneter 
Bundesbehörden fachlich unterstützt. Zu nen-
nen sind hier insbesondere das Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
(BBR) und das Bundesamt für Seeschifffahrt 
und Hydrographie (BSH). Hier werden vielfäl-
tige Aktivitäten der Bundesraumordnung ge-
bündelt. 

So ist das BBSR mit der Durchführung des Ak-
tionsprogramms „Modellvorhaben der Raum-
ordnung“, der Erarbeitung des Raumordnungs-
berichts und der Führung eines räumlichen 
Informationssystems an der Bundesraumord-
nung beteiligt. Eine zusätzliche Aufgabe ist 
dem BBSR mit der Novellierung des Raumord-
nungsgesetzes im Jahre 2008 übertragen wor-
den. Nach §  17 Abs. 1 ROG 2008 kann der Bund 
für einzelne Grundsätze der Raumordnung kon-
kretisierende Bundesraumordnungspläne erar-
beiten, deren vorbereitende Verfahrensschrit-
te vom BBSR durchzuführen sind. 

In einer ähnlichen Rolle ist auch das BSH an der 
Bundesraumordnung beteiligt. Seit 2004 ist der 
Bund für die nicht zum deutschen Hoheitsge-
biet gehörende ausschließliche Wirtschaftszo-
ne (AWZ) in Nord- und Ostsee zur Aufstellung 
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der Bundesverkehrswegeplanung als Rechts-
verordnung aufzustellen. Bindungswirkungen 
werden durch die Raumordnungspläne nach 
§  17 Abs. 2 ROG allerdings nicht gegenüber den 
Ländern und Regionen ausgelöst. Sie binden 
ausschließlich den Bund selbst.

3.2.2  Entwicklung und Umsetzung der        
Leitbilder und Handlungsstrategien        
für die Raumentwicklung

Ein zentrales Thema der Bundesraumordnung 
im Berichtszeitraum war die Entwicklung, Ver-
abschiedung und Umsetzung der Leitbilder und 
Handlungsstrategien für die Raumentwicklung 
in Deutschland. 

Auf der Grundlage der räumlichen Problem-
analysen im Raumordnungsbericht 2005 des 
BBR und der dort näher beschriebenen „Künf-
tigen räumlichen Herausforderungen“77 fand 
2005 ein moderierter Diskussionsprozess zwi-
schen Bundesraumordnung, Landes- und Re-
gionalplanung sowie der Raumwissenschaft 
statt, um die Grundausrichtung der neuen Leit-
bilder zu bestimmen. Ergebnis waren drei The-
men, die durch Leitbilder konkretisiert wer-
den sollten: Wachstum und Innovation durch 
Förderung überregionaler Partnerschaften in 
Metropolregionen, Daseinsvorsorge in dünn 
besiedelten ländlichen Regionen im demogra-
phischen Wandel und Ressourcenmanagement 
in Regionen mit Flächennutzungskonflikten so-
wie Kulturlandschaftsentwicklung. 

Sodann folgte ein intensiver Abstimmungspro-
zess im Rahmen der MKRO, der die einstimmi-
ge Verabschiedung der drei Leitbilder
•	 Wachstum	und	Innovation,
•	 Daseinsvorsorge	sichern,
•	 Ressourcen	 bewahren,	 Kulturlandschaft	 ge-

stalten
in der MKRO vom 30.6.2006 zum Ergebnis hatte. 

Mit dem Beschluss wurde die Erwartung ver-
bunden, dass die Leitbilder umgesetzt werden 
und ihren Niederschlag in den Raumordnungs-
plänen der Länder und den raumbezogenen 
Strategien der Fachplanungen des Bundes und 
der Länder finden. Die MKRO hat sich daher 
für einen breiten Dialog eingesetzt, der in den 
Fachministerkonferenzen, zwischen den Fach-
ressorts des Bundes und in der breiten Öffent-
lichkeit geführt wird. 

Umsetzung der Leitbilder durch  
Modellvorhaben der Raumordnung

Die Umsetzung der Leitbilder begann sehr zü-
gig und wurde vor allem durch Modellvorhaben 

ten die Regelungen des Abschnitts 3, in dem 
ausschließlich die Raumordnung im Bund nor-
miert wird, wirksam werden.

Der Katalog der gesetzlichen „Grundsätze der 
Raumordnung“ wurde überarbeitet und an die 

„Leitbilder und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland“ angepasst, 
die im Jahr 2006 von der Ministerkonferenz für 
Raumordnung gemeinsam durch Bund und Län-
der beschlossen wurden. Ziele der Neufassung 
waren:
•	 die	Betonung	der	 Innenentwicklung	und	der	

Verringerung der Flächeninanspruchnahme
•	 der	Klimaschutz
•	 die	Sicherung	der	Daseinsvorsorge	 vor	 dem	

Hintergrund des demographischen Wandels
•	 die	 Berücksichtigung	 des	 ländlichen	 Raums	

sowie der Land- und Forstwirtschaft bei den 
einzelnen Grundsätzen und nicht in einem 
gesonderten Grundsatz. Damit wird etwa 
unterstrichen, dass die im Grundsatz „Wirt-
schaft“ vorgesehene Stärkung von Wachs-
tum und Innovation auch für den ländlichen 
Raum gilt.

•	 das	 Herausstellen	 der	 interkommunalen	 Zu-
sammenarbeit, insbesondere von Stadt-
Land-Partnerschaften

•	 die	 Hervorhebung	 der	 europäischen	 und	
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. 

Bisher wurde als Aufgabe der Raumordnung 
durch das ROG bestimmt, dass der Gesamt-
raum der Bundesrepublik Deutschland und sei-
ne Teilräume durch zusammenfassende, über-
geordnete Raumordnungspläne und durch 
Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und 
Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu 
sichern sind. Das ROG 2008 knüpft hier an und 
ergänzt die Aufgabenbestimmung im §  1 Abs.  1 
um die raumordnerische Zusammenarbeit. 

Eine wesentliche Neuerung des Raumord-
nungsgesetzes 2008 ist die Stärkung der Bun-
desraumordnung als eigenständige Planungs-
ebene. Bereits das Raumordnungsgesetz 1998 
hatte den Bund als Träger der Raumordnung 
für die ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ), 
die Meeresgebiete jenseits des Küstenmeers 
bis zur 200-Meilen-Grenze, zur Aufstellung von 
Bundesraumordnungsplänen ermächtigt. Nun 
bestimmt §  17 Abs. 1 ROG, dass das BMVBS 
einzelne Grundsätze der Raumordnung nach 
§  2 ROG durch Bundesraumordnungspläne kon-
kretisieren darf. Ergänzend ermöglicht §   7 Abs. 
2 ROG dem BMVBS, Raumordnungspläne für 
das Bundesgebiet mit Festlegungen zu länderü-
bergreifenden Standortkonzepten für See- und 
Binnenhäfen sowie für Flughäfen als Grundla-
ge für ihre verkehrliche Anbindung im Rahmen 

(77) BBR (Hrsg.): Raumord-
nungsbericht 2005. Berichte, 
Band 21, Bonn 2005.
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wie „Metropolräume und ländliche Räume“. Es 
wurde befürchtet, dass die geforderte Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der Metro-
polregionen zu Lasten der Förderung struktur-
schwacher ländlicher Räume gehen müsste. 
Auch ein Paradigmenwechsel der Raumord-
nungspolitik und eine Abkehr vom Gleichwer-
tigkeitsziel wurde unterstellt. Der Idee der 

„großräumigen Verantwortungsgemeinschaf-
ten“ und damit der Solidarität zwischen stär-
keren und schwächeren Teilräumen innerhalb 
größerer Verflechtungsräume wurde keine rea-
listische Chance eingeräumt. 

Um zur Versachlichung der kontroversen Dis-
kussion beizutragen und den strategischen 
Ansatz der „großräumigen Verantwortungs-
gemeinschaft“ zu konkretisieren, wurde 2006 
der MORO-Schwerpunkt „Überregionale Part-
nerschaften – Innovative Projekte zur stadt-
regionalen Kooperation, Vernetzung und ge-
meinsamen großräumigen Verantwortung“ 
eingerichtet.

Das Modellvorhaben konkretisiert in sieben 
Modellregionen, wie überregionale Partner-
schaften zur Stärkung von Wachstum und 

der Raumordnung in enger Zusammenarbeit 
von Bund, Ländern und Regionen unterstützt.

Seit rund 15 Jahren fördert das BMVBS mit 
dem Aktionsprogramm „Modellvorhaben der 
Raumordnung“ (MORO) die praktische Ent-
wicklung, Erprobung und Umsetzung innovati-
ver raumordnerischer Handlungsansätze, Inst-
rumente und Methoden in Zusammenarbeit von 
Wissenschaft und Praxis, d. h. mit Akteuren vor 
Ort. Exemplarisch findet eine gezielte Förde-
rung von Modellvorhaben, Projekten und Stu-
dien statt, die neue Ansätze für die Raumord-
nung der Länder erschließen.

So haben BMVBS und BBSR für alle drei Leit-
bilder entsprechende Modellvorhaben auf den 
Weg gebracht und durchgeführt, die Umset-
zungsstrategien in konkreten Raumsituationen 
aufzeigen sollen.

Leitbild „Wachstum und Innovation“

Im Mittelpunkt der Diskussion in den letzten 
Jahren stand vor allem das Leitbild „Wachstum 
und Innovation“ mit den beiden Spannungsfel-
dern „Ausgleichs- und Entwicklungsziel“ so-
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um die Stärkung der spezifischen Funktionen 
und Potenziale der jeweiligen Teilräume.

•	 Das	 Partnerschafts-	 und	 Verantwortungs-
prinzip hat sich als Bottom-up-Prozess für 
funktionsfähige regionale Organisationsfor-
men bewährt und ist weiterzuentwickeln.

Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“

Das Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“ unter-
stützt die Neuausrichtung von Strategien, Ins-
trumenten und Standards, um auch künftig in 
allen Teilräumen eine angemessene infrastruk-
turelle Grundversorgung insbesondere in den 
Bereichen Bildung, Gesundheit und Öffentli-
cher Verkehr sicherzustellen. Dies erfordert 
vor allem in den von den Auswirkungen des Be-
völkerungsrückgangs und der Alterung betrof-
fenen Regionen die Überprüfung notweniger 
öffentlicher Leistungen und Ausstattungsstan-
dards. Ziel bleibt es, auch vor dem Hintergrund 
enger finanzieller Handlungsspielräume allen 
Bevölkerungsgruppen den gleichberechtigten 
und diskriminierungsfreien Zugang zu Versor-
gungsangeboten zu ermöglichen. 

Die Bundesraumordnung unterstützt bereits 
seit längerem die Landes- und Regionalplanung 
mit Modellvorhaben der Raumordnung bei der 
Erarbeitung von innovativen, integrativen Lö-
sungsansätzen zur Sicherung der öffentlichen 
Infrastrukturversorgung und Daseinsvorsor-
ge, insbesondere in dünn besiedelten Räumen 
mit Bevölkerungsrückgang und starker Alte-
rung. Während es in den abgeschlossenen 
Modellvorhaben um „Innovative Projekte zur 
Regionalentwicklung“ im Bildungs-, Gesund-
heits- und Verkehrsbereich sowie in der Alten- 
und Kinderbetreuung ging, widmen sich die ak-
tuelleren Modellvorhaben der Umsetzung des 
Leitbildes durch die Kreisentwicklungs- und 
Regionalplanung. 

(1) MORO „Regionalplanerische Handlungs
ansätze zur Gewährleistung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge“ (2006–2009)

Im Rahmen des Modellvorhabens wurden in 
drei Regionen Anpassungsstrategien an den 
demographischen Wandel entwickelt und 
konkrete Konzepte für die Sicherung einer 
quantitativ und qualitativ zukunftsfähigen re-
gionalen Infrastruktur erarbeitet. Jede Modell-
region thematisiert ein komplexes Bündel von 
Infrastrukturen und entwickelt Konzepte für 
die schonende Anpassung der Angebote an die 
gewandelte Nachfragerstruktur. In den Modell-
regionen werden Bevölkerung, private Wirt-
schaft, Kommunalpolitik und Zivilgesellschaft 
bei der Entwicklung der Anpassungsstrate-

Innovation umgesetzt werden können. Das 
Vorhaben zeigt innovative Ansätze auf und ent-
wickelt gemeinsam mit sieben Modellregio nen 
erfolgversprechende Möglichkeiten zur Steue-
rung überregionaler Partnerschaften. Modell-
regionen sind die um Ergänzungsgebiete er-
weiterten Metropolregionen Norddeutschland/
Hamburg, Berlin, Nordost, Mitteldeutschland, 
Frankfurt am Main/Rhein-Main/Mittelhessen/
Rhein-Neckar/Westpfalz, Nürnberg, Verflech-
tungsraum Bodensee sowie Stuttgart. 

Anhand von etwa 40 Teilprojekten wird über-
prüft, wie diese Partnerschaften ausgestaltet 
werden und sogar mittelfristig in eine Gover-
nancestruktur münden können. Die Themen-
vielfalt der Projekte reicht von regionalen Wirt-
schaftskreisläufen, Unternehmensclustern 
und Netzwerken, regionalen Entwicklungs-
konzepten bis hin zur grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. Neu an diesem Ansatz ist 
insbesondere der großräumige Zuschnitt der 
Kooperationsgebiete, die meist über die Gren-
zen bestehender Metropolregionen reichen.

Ein weiteres Modellvorhaben widmet sich den 
spezifischen Potenzialen und Herausforderun-
gen von großräumigen grenzüberschreitenden 
Verflechtungsräumen. Das MORO unterstützt 
die Netzwerkbildung mit dem Ziel der Insti-
tutionalisierung langfristiger und tragfähiger 
Partnerschaften. Projektpartner sind die deut-
schen Teilregionen Region Aachen sowie die 
regionalen Planungsverbände Mittlerer Ober-
rhein, Bodensee-Oberschwaben, Hochrhein-
Bodensee, Südlicher Oberrhein sowie die 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräume 
Euregio Maas-Rhein, Großregion SaarLorLux, 
Oberrhein und Bodensee. Dieses Projekt führte 
im März 2011 zur Gründung des Initiativkreises 
metropolitane Grenzregionen (IMeG). 

Der bisherige Umsetzungsprozess des Leitbil-
des zeigt: 
•	 Es	 ist	 wichtig,	 das	 Leitbild	 „Wachstum	 und	

Innovation“ unter Einbeziehung der Potenzi-
ale aller Teilräume umzusetzen. Dabei gilt es, 
das anspruchsvolle Konzept der Verantwor-
tungsgemeinschaften weiterzuentwickeln, 
das auf einer partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit zwischen unterschiedlich struktu-
rierten Räumen basiert.

•	 Der	Beitrag	von	Kernen	und	Netzen	zum	öko-
nomischen Wachstum und zur Generierung 
von Innovationen muss unterstützt werden. 
Es geht sowohl um die Festigung und Weiter-
entwicklung selbstorganisierter regionaler 
Steuerungsstrukturen zwischen Agglome-
rationen, ländlich geprägten sowie struktur-
starken und -schwachen Regionen als auch 
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Verkehrsinfrastruktur und Mobilität, Soziale 
Daseinsvorsorge und Familienfreundlichkeit, 
Neue Formen des Wohnens und Zusammenle-
bens sowie Kulturelle und regionale Identität. 

2009 wurde das Modellvorhaben auf zwei Mo-
dellregionen in den alten Bundesländern aus-
gedehnt (Landkreis Nordfriesland, Werra-
Meißner-Kreis). Dort konzentrieren sich die 
Projekte auf die drei Themenfelder „Master-
plan Daseinsvorsorge – Planung regionaler 
Infrastrukturanpassung“, „Klein- und Mittel-
städte für alle Generationen – Innovationen 
für familien- und altengerechte Stadtquartiere“ 
und „Leitprojekte – Förderung von Innovation 
und Wachstum“. 

(3) MORO „Masterplan Daseinsvorsorge –  
Regionale Anpassungsstrategien“ (2008–2011)

Ein Masterplan Daseinsvorsorge entwickelt 
auf diskursivem Wege eine bereichsübergrei-
fende regionale Anpassungsstrategie für ein 
komplexes Bündel von sozialen und techni-
schen Infrastrukturen unter besonderer Be-
rücksichtigung des langfristigen demographi-
schen Wandels. Im Rahmen einer detaillierten 

gien einbezogen. Durch diesen diskursiven An-
satz konnten kompromissfähige Konzepte ent-
wickelt und umgesetzt werden. Das Vorhaben 
wurde in zwei Planungsregionen der Regional-
planung Havelland-Fläming und der Mecklen-
burgischen Seenplatte und in einem Koopera-
tionsraum der beiden Landkreise Dithmarschen 
und Steinburg durchgeführt. 

(2) Modellvorhaben „Demographischer  
Wandel – Region schafft Zukunft“ (2007–2010)

Mit diesem Modellvorhaben wurden die Mög-
lichkeiten einer integrativen Verknüpfung von 
Forschungsprogrammen des BMVBS erprobt, 
um Mittel gebündelt in Modellregionen einset-
zen zu können, die besondere Herausforderun-
gen durch den demographischen Wandel zu be-
wältigen haben. 

Das Modellvorhaben wurde 2007 in zwei Regio-
nen der neuen Bundesländer (Stettiner Haff 
und Südharz-Kyffhäuser) gestartet. In den 
Modellregionen werden Projekte aus den fol-
genden sechs Handlungsfeldern gefördert 
und umgesetzt: Regionaler Arbeitsmarkt und 
Ausbildungsinitiativen, Regionale Wirtschaft, 
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•	 Die	 Stärkung	 kleinerer	 Städte	 und	 Gemein-
den auf der Grundlage des Zentrale-Orte-
Konzepts trägt dazu bei, eine nachhaltige 
Sicherung der Grundversorgung in dünn be-
siedelten, ländlichen Räumen zu sichern.

Das BMVBS hat hierzu im Jahr 2010 die Initia-
tive „Ländliche Infrastruktur“ mit dem neuen 
Programm der Städtebauförderung „Förderung 
kleiner Städte und Gemeinden – überörtliche 
Zusammenarbeit und Netzwerke“ gestartet. 
Dieses Programm richtet sich insbesondere 
an Klein- und Mittelstädte in dünn besiedelten 
ländlichen Räumen. Ziel ist es, ihre Funktion als 
Ankerpunkte der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge dauerhaft und auf hohem Niveau für die Be-
völkerung der gesamten Region zu sichern und 
zu stärken. Auf Dauer wird dies nur gelingen, 
wenn interkommunale/überörtliche Zusam-
menarbeit einen größeren Stellenwert erlangt. 
Das neue Programm ist deshalb weniger eine 
Investitions- als vielmehr eine Kooperationsof-
fensive.
 
Leitbild „Ressourcen bewahren,  
Kulturlandschaften gestalten“

Das dritte Leitbild hebt vor allem auf die Redu-
zierung der Flächenneuinanspruchnahme für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke und die aktiv-
planerische Kulturlandschaftsentwicklung ab. 
Das ExWoSt-Forschungsfeld „Fläche im Kreis“ 
(2004–2009) zeigte schon sehr früh, wie mit 
der Flächenkreislaufwirtschaft als neuem in-
tegrativem Politik- und Steuerungsansatz die 
Flächeninanspruchnahme reduziert werden 
kann. Im Mittelpunkt der fünf Beispielregionen 
standen Planspiele, in denen verschiedene Ak-
teure aus dem öffentlichen und privaten Sektor 
gemeinsam Strategien einer Flächenkreislauf-
wirtschaft erprobten.

Auch das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung hat im Rahmen seines Förder-
schwerpunktes „Forschung für die Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme und ein 
nachhaltiges Flächenmanagement (REFINA)“ 
Demonstrationsprojekte der Raumordnung ge-
fördert, die Möglichkeiten einer verbesserten 
Steuerung der Siedlungsentwicklung durch die 
Regionalplanung untersuchen. Ergebnisse se-
hen zentrale Handlungsmöglichkeiten in der Er-
fassung, Bewertung und dem Management der 
Bestandspotenziale, der Kommunikation er-
folgreichen Flächenmanagements und in mehr 
Kostentransparenz, wozu Bewertungsansätze, 
Modelle und Werkzeuge der Kosten-Nutzen-
Betrachtung entwickelt wurden. Ergebnisse 
aus Fläche-im-Kreis, REFINA und dem MORO 

„Innovative Projekte zur Regionalentwicklung   – 

Bestandsaufnahme werden Angebote der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge mit ihren Kapazi-
täten, Auslastungen, Personalbeständen und 
Kostenstrukturen analysiert und ihre Auslas-
tung auf der Basis einer kleinräumigen Be-
völkerungs- und Nachfrageprognose in die 
Zukunft fortgeschrieben. In verschiedenen Ar-
beitsgruppen werden anschließend konkrete 
Anpassungs- und Organisationsstrategien für 
die unterschiedlichen Daseinsversorgeberei-
che entwickelt. Sehr unterschiedliche Akteu-
re der Daseinsvorsorge werden intensiv bei der 
Suche nach praxistauglichen Lösungsansätzen 
einbezogen. Jede vorgeschlagene Maßnahme 
und Organisationsalternative wird durch eine 
Erreichbarkeitsmodellierung und Kosten-Nut-
zenbetrachtungen auf ihre Folgen für eine so-
zialverträgliche Versorgungsqualität und die 
Kostenbelastung abgeschätzt. 

Der Masterplan-Ansatz fasst die in einer gan-
zen Reihe von Modellvorhaben entwickelten 
und erprobten Strategien und Konzepte einer 
methodischen und prozessorientierten regio-
nalen Daseinsvorsorgeplanung zusammen. Es 
handelt sich um ein interkommunal abgestimm-
tes, zukunftsorientiertes Entwicklungskonzept 
zur Sicherung der Infrastrukturversorgung, das 
mittlerweile bei Politik und Planung auf breite 
Zustimmung gestoßen ist. 

(4) MORO „Aktionsprogramm Regionale  
Daseinsvorsorge“ (2011–2013)

Im April 2011 wurde das bundesweite „Aktions-
programm regionale Daseinsvorsorge“ gestar-
tet. Mit einem Wettbewerb sollen bis zu 30 Mo-
dellregionen in ländlichen Räumen bestimmt 
werden, die sich innovativ den infrastrukturel-
len Herausforderungen des demographischen 
Wandels stellen. Mit einer finanziellen Zuwen-
dung von 50  000 bis 200  000 Euro soll die Erar-
beitung einer Regionalstrategie Daseinsvorsor-
ge gefördert werden.

Der bisherige Umsetzungsprozess des Leitbil-
des zeigt: 
•	 Das	 Leitbild	 „Daseinsvorsorge	 sichern“	 hat	

sich sowohl auf Bundes- als auch auf Landes- 
und Regionalebene bestätigt und zur Inten-
sivierung der öffentlichen und fachübergrei-
fenden Diskussion beigetragen.

•	 Bei	 der	 künftigen	 Gestaltung	 des	 demogra-
phischen Wandels ist zum einen die Anpas-
sung der Infrastrukturinvestitionen an die 
sich verändernden regionalen Nachfrage- 
und Auslastungsverhältnisse zu bewältigen 
und zum anderen ein angemessenes Niveau 
vorausschauender Daseinsvorsorge im Sin-
ne des Vorhalteprinzips zu gewährleisten.
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statt dessen von einer dynamischen und ge-
staltenden Perspektive ausgehende Entwick-
lungsansätze und Handlungsoptionen für die 
Raumordnung wurden in der Studie „Regionale 
Kulturlandschaftsgestaltung“ (2007) ausgear-
beitet und dargestellt, gestützt auf die Auswer-
tung von 34 innovativen Praxisbeispielen. 

Ergebnisse aus diesen Projekten wurden u. a. 
in der Empfehlung des Beirats für Raumord-
nung vom 20.9.2007 zur Weiterentwicklung des 
Leitbildes „Kulturlandschaften als Auftrag der 
Raumordnung“ berücksichtigt. 

In den Folgejahren prägte die Diskussion um 
den forcierten Biomasseanbau die Diskussion 
um Kulturlandschaften, so in der 2007 durchge-
führten Studie zu kulturlandschaftlichen Wir-
kungen eines erweiterten Biomasseanbaus für 
energetische Zwecke. In dieser Studie wurden 
u. a. Flächenansprüche von Biomassepfaden 
durch klimabedingte Ausbauziele und Hand-
lungsoptionen für die Raumordnung ermittelt. 
Hinzu kamen 2007–2009 eine Studie zu Poten-
zialanalysen und Handlungsoptionen zur Nut-
zung von Biomasse erstmalig auf städtischen 
Recyclingflächen, Fallstudien zu Flächenbedar-

Themenschwerpunkt Nachhaltige Siedlungs-
entwicklung“ wurden im MKRO-Bericht „Flä-
chensparen als Aufgabe der Raumordnung“ 
(Juni 2009) berücksichtigt. 

Die Forderung des Leitbildes, fachübergrei-
fende Qualifizierungsstrategien und Visio-
nen für Kulturlandschaften zu entwickeln, hat 
der Bund in mehreren Gutachten und Modell-
vorhaben konkretisiert. Ausgangspunkt wa-
ren die zwei eher visionären Studien „Future 
Landscapes: Perspektive Kulturlandschaft“ 
und „Kulturlandschaft gestalten – prozessori-
entierte Strategien für die Raumentwicklung“ 
(2005 und 2006) sowie Untersuchungen zur In-
wertsetzung von Kulturlandschaft in den neu-
en Bundesländern als Standortfaktor und eine 
Fachtagung im April 2006. 

In der Folge wurden 2006 bis 2007 einzelne 
Analysen beauftragt, u. a. ein Rechtsgutachten 
zur Rolle und zu Aufgaben der Raumordnung 
hinsichtlich der Kulturlandschaftsgestaltung 
sowie eine analytische Studie zur räumlichen 
Verteilung von Fördermitteln auf Kulturland-
schaften in den neuen Bundesländern. Neu-
ere, weniger historisierend-schützende und 
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Karte 66
Impulse durch Modellvorhaben für das Leitbild Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften gestalten
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Der bisherige Umsetzungsprozess des Leitbil-
des „Ressourcen bewahren, Kulturlandschaf-
ten gestalten“ zeigt: 
•	 Das	 Leitbild	 ist	 ein	gleichgewichtiger	dritter	

Handlungsschwerpunkt neben den ökono-
mischen und sozialen Handlungsfeldern und 
für viele innovative Strategieentwicklungen 
in der Landes- und Regionalplanung von Be-
deutung.

•	 Insbesondere	 der	 Klimawandel	 und	 seine	
räumlichen Herausforderungen haben mitt-
lerweile einen besonderen Stellenwert er-
langt. Neue und veränderte Nutzungsan-
sprüche an den Raum werden auftreten, die 
vorhandene Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur wird neuen Anforderungen wie extremen 
Wetterereignissen gegenüberstehen.

•	 Die	 Raumordnung	 als	 fachübergreifende	
Planung erfüllt dabei durch die Einbezie-
hung aller raumrelevanten Planungen eine 
steuernde und koordinierende/vermittelnde 
Querschnittsfunktion. Dies betrifft sowohl 
die vorausschauende Bewältigung der Fol-
gen des Klimawandels als auch die Entwick-
lung wirksamer Vermeidungs- und Minde-
rungsstrategien.

In dem aktuellen Modellvorhaben „Raument-
wicklungsstrategien zum Klimawandel“ wer-
den entsprechende regionale Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsstrategien entwickelt. Das 
Ziel des Modellvorhabens besteht darin, regio-
nale Klimaschutz- und Klimaanpassungsstrate-
gien mittels Anwendung und Weiterentwick-
lung des raumordnerischen Instrumentariums 
in Modellregionen integriert wie auch sek-
torspezifisch zu erarbeiten. Im Fokus stehen 
die Bewertung der regionalen Betroffenheit 
durch den Klimawandel, der Aufbau regionaler 
Netzwerke, die Erarbeitung regionaler Anpas-
sungsstrategien und die Weiterentwicklung 
des raumordnerischen Instrumentariums. Ers-
te Umsetzungsschritte zu widerstandsfähigen 
und damit klimawandelangepassten Raum-
strukturen wurden erarbeitet. 

Gefördert werden acht Planungsregionen der 
Regionalplanung: Vorpommern, Havelland-Flä-
ming, Westsachsen, Oberes Elbtal-Osterzge-
birge, Mittel- und Südhessen, Mittlerer Ober-
rhein/Nordschwarzwald, Region Stuttgart 
sowie der Landkreis Neumarkt/Oberpfalz als 
Teilraum einer Planungsregion. Die betrach-
teten Handlungsfelder in den Modellregionen 
sind unterschiedlich und konzentrieren sich 
neben Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
sowie Städtebau und Verkehr auf den Hoch-
wasser- und Küstenschutz, Tourismus, Was-
serhaushalt und Gesundheitswesen (vgl. Kap. 
2.5.5).

fen und kulturlandschaftlichen Auswirkungen 
eines erweiterten Biomasseanbaus für energe-
tische Zwecke sowie des Hochwasserschutzes 
und im Jahr 2009 eine Studie und internationa-
le Fachtagung zur globalen und regionalen Ver-
teilung von Biomassepotenzialen sowie eine 
Analyse der Potenziale und Handlungsoptionen 
zur Nutzung von Biomasse auf Recyclingflä-
chen am Beispiel Sachsen in Kooperation mit 
dem Deutschen Biomassezentrum. 

Parallel dazu wurde dem Thema Flussgebiets-
management und Hochwasserschutz beson-
dere Aufmerksamkeit gewidmet. Mit dem 
MORO „Grünzug Neckartal“ (2006–2009) wur-
de beispielhaft gezeigt, wie stark durch In-
dustrialisierung geprägte Flusslandschaften 
in ihrer Eigenschaft als Kulturlandschaft wie-
der aufgewertet werden können. Ziel der lau-
fenden MORO-Studie „Landschaftsnetz Mo-
sel“ ist es, eine Vernetzung der Aktivitäten im 
Hinblick auf den Erhalt und die Verbesserung 
der kulturlandschaftlichen und ökologischen 
Qualitäten der Flusslandschaft der Mosel zu 
erreichen. Grundsätzlicher ging das MORO-
Forschungsfeld „Flusslandschaftsgestaltung   – 
Wechselbeziehungen zwischen vorbeugendem 
Hochwasserschutz und regionaler Kultur-
landschaftsgestaltung in Flusslandschaften“ 
(2008–2009) das Thema im Zusammenhang mit 
dem Hochwasserschutz und der Niedrigwas-
servorsorge an. In vier Modellregionen wurde 
die Kulturlandschaftsgestaltung als Integra-
tionsansatz verschiedener Fachplanungen und 
Nutzergruppen in übergreifenden räumlichen 
Zusammenhängen getestet.

Ab 2010 wurden Transformationsprozesse in 
der Landschaft, fokussiert auf Veränderungen 
durch die Energiewende und Umbauprozesse 
in urbanen und suburbanen Räumen, in einem 
Kooperationsprojekt von Bundesamt für Na-
turschutz (BfN) und BBSR untersucht und auf 
einer Arbeitstagung im September 2010 vorge-
stellt. 

Eine Möglichkeit des Bundes, das dritte Leit-
bild direkt umzusetzen, besteht in der Aufstel-
lung eines Raumordnungsplanes nach §  17 ROG 
(2008) für die ausschließlichen Wirtschafts-
zonen Deutschlands in der Nord- und Ostsee. 
Diese Raumordnungspläne, die zur Zeit der 
Leitbildentwicklung bereits in Arbeit waren, 
sind mittlerweile fertiggestellt und verbindlich. 
Sie koordinieren die unterschiedlichen Nut-
zungsansprüche der Wirtschaft, Wissenschaft 
und Seeschifffahrt mit dem Schutz der Mee-
resumwelt (vgl. Kap. 3.2.3). 
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(78) Weiterführende Infor-
mationen zu den Planungen 
in der deutschen AWZ sowie 
aktuelle Karten (System 
CONTIS) und die Raumord-
nungspläne finden sich auf 
der Website des BSH  
(www.bsh.de).

veräne Rechte zum Zweck der Erforschung und 
Ausbeutung, Erhaltung und Bewirtschaftung 
der lebenden und nichtlebenden natürlichen 
Ressourcen der Gewässer über dem Meeres-
boden, des Meeresbodens und seines Unter-
grunds sowie hinsichtlich anderer Tätigkeiten 
zur wirtschaftlichen Erforschung und Ausbeu-
tung der AWZ zu, wie der Energieerzeugung 
aus Wasser, Strömung und Wind. 

Die AWZ der Bundesrepublik Deutschland ist 
ca. 33 100 km² groß (Nordsee ca. 28 600, Ost-
see ca. 4  500 km²). Verglichen mit dem Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland um-
fasst sie ein knappes Zehntel der Fläche. 

Die AWZ der Nord- und Ostsee wurde zum ers-
ten Mal mit einer Raumordnung belegt. Dies 
erforderte zunächst eine Bestandsaufnahme 
bestehender Nutzungsansprüche sowie für 
den Umweltbericht eine Beschreibung und Be-
wertung der Meeresumwelt. Die Raumordnung 
stellt in der AWZ eine einstufige Planung dar, 
d. h. sie wird nicht auf nachfolgenden Ebenen 
in Teilräume ausdifferenziert und in kleinerem 
Maßstab vertieft beplant. In diesem Zusam-
menhang ist zu berücksichtigen, dass es in der 
AWZ kein Raumordnungsverfahren oder keine 
sonstige Beurteilung der Raumverträglichkeit 
gem. §  15 ROG gibt, welche die Raumverträg-
lichkeit einzelner Maßnahmen untersucht und 
ggf. sicherstellt. 

Auch hinsichtlich der Beschaffenheit des Pla-
nungsraumes ergeben sich bei einer Bepla-
nung des Meeres andere Anforderungen. So 
gibt es hier keine hergebrachten planerischen 
Bezugsgrößen wie bspw. Siedlungsraum, Frei-
raum und Infrastruktur. Vielmehr ist das Meer 
gekennzeichnet durch Weite, Offenheit und 
Barrierefreiheit, wodurch es wenig Orientie-
rungspunkte in der Fläche gibt. Hierdurch sind 
Gebietsabgrenzungen für einzelne Nutzungen 
in der räumlichen Wahrnehmung in der Regel 
nicht erfassbar. Daher ist für die Planung in der 
AWZ eine Verortung der einzelnen Nutzungen 
anhand von Koordinaten notwendig. 

Darüber hinaus ist die Dreidimensionalität des 
Planungsraums im Meer vielschichtiger ausge-
prägt als an Land. Die verschiedenen Ebenen 
Meeresoberfläche, Wassersäule, Meeresbo-
den, Meeresuntergrund sowie Luftraum wei-
sen jeweils spezielle Nutzungsmöglichkeiten 
und Schutzerfordernisse auf. Dieses erhöht das 
Potenzial der Unverträglichkeit einzelner Nut-
zungen, zugleich erhöhen sich jedoch auch die 
Möglichkeiten planerischer Festlegungen, in-
dem für verschiedene Ebenen zum Teil verschie-
dene Regelungen getroffen werden können.

3.2.3  Raumordnung auf dem Meer78

Neben den traditionellen Nutzungen wie 
Schifffahrt und Fischerei finden auf dem Meer 
zunehmend weitere Nutzungen statt, wie die 
Gewinnung von Gas, der Abbau von Sand und 
Kies, militärische Übungen, die Verlegung von 
Rohrleitungen und Seekabeln sowie die Ent-
wicklung von Offshore-Windenergie, die in 
jüngster Zeit besonders im Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit stand. Diese vielfältigen Nutzungs-
ansprüche können zu Konflikten untereinander 
bzw. mit den Zielen des Umwelt- und Natur-
schutzes führen.

Um die Bedürfnisse aller Raumansprüche in 
Einklang zu bringen und zu einer nachhaltigen, 
ausgewogenen Ordnung, Entwicklung und Si-
cherung des Raums zu gelangen, bedarf es ei-
ner integrativen, umfassend abwägenden und 
vorausschauenden Planung, Lenkung und Si-
cherung. Vor diesem Hintergrund wurde der 
Geltungsbereich des ROG im Jahre 2004 auch 
auf die nicht zum deutschen Hoheitsgebiet 
gehörende ausschließliche Wirtschaftszo-
ne (AWZ), also das Meeresgebiet jenseits der 
12-Seemeilen–Grenze, ausgedehnt. Der Bund 
ist seitdem ermächtigt, Ziele und Grundsätze 
der Raumordnung für folgende Bereiche aufzu-
stellen: wirtschaftliche und wissenschaftliche 
Nutzung, Gewährleistung der Sicherheit und 
Leichtigkeit der Seeschifffahrt und Schutz der 
Meeresumwelt.

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens für die 
Raumordnungspläne für die deutsche AWZ in 
der Nord- und Ostsee umfassten die Aufgaben 
des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hyd-
rographie (BSH) die Erstellung der Entwürfe 
dieser Raumordnungspläne, die Durchführung 
der strategischen Umweltprüfung sowie die 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Raumordnung in der ausschließlichen  
Wirtschaftszone (AWZ)

Bei der AWZ handelt es sich um das sich see-
wärts des Küstenmeeres (12-Seemeilen-Zone) 
anschließende Meeresgebiet, welches bis ma-
ximal zur 200-Seemeilen-Grenze reicht. Sie ge-
hört, im Gegensatz zum Küstenmeer, nicht zum 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Die AWZ wurde von der Bundesrepublik 
Deutschland auf Grundlage des Seerechts-
übereinkommens der Vereinten Nationen (SRÜ) 
mit Wirkung vom 1. Januar 1995 für die Nord- 
und Ostsee eingerichtet. Gemäß SRÜ stehen 
dem jeweiligen Küstenstaat in seiner AWZ sou-
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des Beteiligungsverfahrens hat das BMVBS, 
das die grenzüberschreitende Beteiligung mit 
den Anrainerstaaten durchgeführt hat, für die 
deutsche AWZ in Nord- und Ostsee Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung als Raumord-
nungsplan festgelegt. Im Einzelnen betreffen 
diese wirtschaftliche und wissenschaftliche 
Nutzungen, die Gewährleistung der Sicher-
heit und Leichtigkeit der Seeschifffahrt so-
wie den Schutz der Meeresumwelt. Die Raum-
ordnungspläne sind am 26.9.2009 (AWZ in der 
Nordsee) bzw. am 19.12.2009 (AWZ in der Ost-
see) in Kraft getreten (Verordnungen über die 
Raumordnung in der deutschen ausschließ-
lichen Wirtschaftszone in der Nordsee vom 
21.09.2009 (BGBl. I S. 3107) bzw. in der Ostsee 
vom 10.12.2009 (BGBl. I S. 3861)). 

Festlegungen der Raumordnungspläne
für die AWZ 

In den Raumordnungsplänen werden u.  a. Leit-
linien zur nachhaltigen räumlichen Entwicklung 
formuliert. So befasst sich eine Leitlinie mit der 
Förderung der Offshore-Windenergienutzung 
entsprechend der Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung. 

In einer weiteren Leitlinie wird die langfristi-
ge Sicherung und Nutzung der besonderen Ei-
genschaften und Potenziale der AWZ durch 
Reversibilität von Nutzungen, sparsame Flä-
cheninanspruchnahme sowie Priorität für 
meeresspezifische Nutzungen thematisiert. 
Schließlich wird auch die Sicherung der na-
türlichen Lebensgrundlagen durch die Vermei-
dung von Störungen und Verschmutzungen der 
Meeresumwelt behandelt. 

Die Raumordnungspläne für die AWZ beinhal-
ten Ziele bzw. Grundsätze der Raumordnung für 
Schifffahrt, Rohstoffgewinnung, Rohrleitun-
gen und Seekabel, wissenschaftliche Meeres-
forschung, Energiegewinnung (insbesondere 
Windenergie), Fischerei und Marikultur sowie 
Meeresumwelt. Die Festlegungen berücksich-
tigen auch die Belange der militärischen Ver-
teidigung, für die derzeit keine eigenständigen 
Festlegungen getroffen werden können. Die 
Raumordnungspläne legen insbesondere Vor-
ranggebiete für Schifffahrt, Windenergie so-
wie Rohrleitungen und Seekabel fest, in denen 
andere Nutzungen unzulässig sind, sofern sie 
mit den vorrangigen Nutzungen nicht vereinbar 
sind. Vorbehaltsgebiete werden für die Nutzun-
gen Schifffahrt, Rohrleitungen und Forschung 
festgelegt, denen bei der Abwägung mit kon-
kurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen 
besonderes Gewicht beigemessen wird. 

Bei der deutschen AWZ handelt es sich um ei-
nen küstenfernen Planungsraum. Dies führte   – 
verglichen mit entsprechenden Verfahren an 
Land, in denen Gemeinden und Private ein be-
sonderes Gewicht haben – zu einem anderen 
Schwerpunkt im Beteiligungsverfahren. Da die 
Meeresumwelt keine administrativen Grenzen 
kennt und die voraussichtlichen erheblichen 
Auswirkungen der Durchführung der Raum-
ordnungspläne auf Nachbarstaaten zu prüfen 
sind, hat die grenzüberschreitende Beteiligung 
im Verfahren einen hohen Stellenwert. Ebenso 
fand verfahrensbegleitend eine formelle Betei-
ligung und Abstimmung der Festlegungen mit 
den Bundesländern Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern 
statt. Vorhandene Planungen wie das Landes-
Raumordnungsprogramm Niedersachsen und 
das Landesraumentwicklungsprogramm Meck-
lenburg-Vorpommern, die beide Festlegungen 
zum Küstenmeer treffen, wurden ebenso be-
rücksichtigt wie Landesraumordnungsberich-
te. Eine Abstimmung zwischen den Planungen 
in der AWZ und in den Bundesländern ist umso 
wichtiger, weil für einige Nutzungen eine An-
bindung an Land unbedingt notwendig ist, so 
z. B. für die stromabführenden Kabel von Wind-
energieanlagen.

Planaufstellung für die AWZ

Nach Bekanntgabe der allgemeinen Planungs-
absichten durch das BMVBS im Jahre 2005 er-
folgte anschließend seitens des BSH eine Ab-
frage bei Behörden und Verbänden zu den in 
der AWZ stattfindenden Aktivitäten, Nutzun-
gen und Interessen, um angesichts der Küs-
tenentfernung einen umfassenden Überblick 
für die Bestimmung der raumplanerischen 
Ausgangsposition zu erhalten, die im Laufe 
des Verfahrens verfeinert wurde. Ebenfalls im 
Jahr 2005 wurde auf einem Termin mit Behör-
den und Verbänden der Untersuchungsumfang 
für den zu erstellenden Umweltbericht disku-
tiert.Die Planentwürfe und der Umweltbericht 
wurden im Folgenden in Abstimmung mit dem 
BMVBS erarbeitet. 

Nach öffentlicher Auslegung dieser Dokumen-
te und Einholung von Stellungnahmen der Be-
hörden und Verbände wurden Erörterungster-
mine zum ersten Planentwurf im Herbst 2008 in 
Rostock für die AWZ in der Ostsee und in Ham-
burg für die AWZ in der Nordsee durchgeführt. 
Nach weiterer Auswertung der eingegangenen 
Stellungnahmen und der Diskussionen auf den 
Erörterungsterminen wurde der Planentwurf 
überarbeitet. Die zweite Beteiligungsrunde mit 
erneuter Öffentlichkeitsbeteiligung ist im Juni 
2009 abgeschlossen worden. Nach Abschluss 
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Quelle: Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie
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  in der Nordsee   -  Kartenteil  -
   

Kartenprojektion:
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Maßstab 1:400.000
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Die Maßstabsangabe (1:400.000) bezieht
sich auf den verbindlichen Originalplan.
Der Maßstab dieser verkleinerten
Darstellung beträgt ca. 1: 2.200.000.

Bewilligung

Bewilligung

Raumordnungsplan für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone in der Nordsee - Kartenteil -

bieten für die Windenergie dar. Damit wird der 
Gewinnung von Windenergie Vorrang vor an-
deren raumbedeutsamen Nutzungen einge-
räumt. In den Vorranggebieten, die in der Nord-
see-AWZ 880 km² und in der Ostsee-AWZ 130 
km² aufweisen, sind 985 Windenergieanlagen 
(WEA) in der Nordsee-AWZ bzw. 240 WEA in 
der Ostsee-AWZ genehmigt worden (Stand: 
31.12.2011). Für weitere Windparks in den Vor-
ranggebieten mit geplanten 368 WEA bzw. 61 
WEA liegen dem BSH Anträge vor. 

Auf dieser Grundlage ergibt sich allein für die 
Vorranggebiete ein Realisierungspotenzial von 
1654 WEA mit einer rechnerischen Leistung 

Die Festlegungen von Vorrang- und Vorbe-
haltsgebieten für die Schifffahrt basieren auf 
einer Auswertung der aktuellen Verkehrsströ-
me. Die so ermittelten Hauptschifffahrtsrouten 
stellen das Grundgerüst der Raumordnungsplä-
ne dar, die von anderen Nutzungen zu beachten 
sind. Die Vorranggebiete sind von allen unver-
einbaren Nutzungen freizuhalten, insbesonde-
re von Hochbauten (z. B. Offshore-Windener-
gieanlagen). Hervorzuheben ist, dass durch die 
Gebietsfestlegungen für die Schifffahrt keine 
neuen Schifffahrtswege begründet werden. 

Eine weitere großräumige Regelung stellt die 
Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsge-
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Die Belange der Fischerei und der Verteidigung, 
für die derzeit keine eigenständigen räumli-
chen Festlegungen möglich sind, sowie der 
Schutz von Kulturgütern sollen bei Planung, 
Betrieb und Bau von Anlagen zur Energiege-
winnung sowie auch bei den Festlegungen für 
Rohstoffgewinnung, Rohrleitungen, Seekabel 
und wissenschaftliche Meeresforschung be-
rücksichtigt werden. Bei allen Nutzungsfest-
legungen in den Raumordnungsplänen gilt der 
quellenbezogene Grundsatz, dass nachteili-
ge Auswirkungen auf die Meeresumwelt, ins-
besondere die natürlichen Funktionen und die 
ökosystemare Bedeutung des Meeres vermie-
den werden sollen.

von 8  270 MW bei Verwendung von 5-MW-
Anlagen. Somit können die Vorranggebiete 
zusammen mit den bereits genehmigten 801 
Windenergieanlagen außerhalb dieser Gebie-
te einen wichtigen Beitrag zum Erreichen der 
Ausbauziele der Bundesregierung leisten. Mit 
Blick auf das Ziel „25  000 MW bis zum Jahr 
2030“ bleibt die Errichtung von Windenergie-
anlagen außerhalb der Vorranggebiete möglich. 
In den Natura-2000-Gebieten (Vogelschutzge-
biete, Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebiete) sind 
Windenergieanlagen hingegen unzulässig, wo-
durch in der AWZ in der Nordsee ca. 28 % und 
in der AWZ in der Ostsee ca. 56 % von der Nut-
zung durch Windenergieanlagen freigehalten 
werden. 

Karte 68
Raumordnungsplan für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone in der Ostsee – Kartenteil – 
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Festlegungen
Schifffahrt

Vorranggebiet Schifffahrt
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Naturschutz
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Militär
Militärische Übungsgebiete
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Bereich möglicher
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5 Plattform / Messmast /
Umspannstation
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3.7

4.1

4.3

Maßstab 1:400.000

Grenzen
Festlandssockel/AWZ

! ! ! ! Küstenmeer/12-sm-Zone
Internationale Grenze

Plangebiet
Plangebietsgrenze
Nordansteuerung bzw. Außenreede
der Häfen

0 10 20 30 405
km

Dieser Bereich ist vom Raumordnungsplan 
wegen widersprechender Rechtsauffassungen 
nicht erfasst. Nach deutscher Ansicht handelt 
es sich um einen Teil der deutschen ausschließ-
lichen Wirtschaftszone, wobei hieraus im Verhältnis 
zu Polen keine Rechte und Pflichten geltend 
gemacht werden. Nach polnischer Ansicht ist 
dieser Bereich Teil des polnischen Küstenmeeres.

Stettin und Swinemünde 

  Raumordnungsplan für die deutsche 
  ausschließliche Wirtschaftszone
  in der Ostsee  - Kartenteil  -

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
Hamburg und Rostock

Kartenprojektion:
Mercator (54° N), WGS 84

Quelle: Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie

Raumordnungsplan für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone in der Ostsee - Kartenteil - 
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Karte 69
Offshore Windparks in der AWZ
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Offshore Windparks in der AWZ

Geodätisches Datum: WGS 84
Kartenprojektion: Mercator (54° Nord)Netzanbindungen

in Betrieb
im Bau
genehmigt

! ! ! ! ! ! ! ! geplant

Offshore Windparks
in Betrieb
im Bau
genehmigt
geplant
nicht genehmigt

Wilhelmshaven Bremerhaven

Bremen

Hamburg

Flensburg

Kiel

Lübeck

Rostock

Stralsund

Greifswald

Grenzen
! ! ! Küstenmeer

Festlandsockel / AWZ
Internationale Grenze

Energie-Plattformen
"/ Umspannplattform, in Betrieb
"/ Umspannplattform, im Bau
"/ Umspannplattform, genehmigt
/ Umspannplattform, geplant
$1 Konverterplattform, im Bau
1 Konverterplattform, geplant

Quelle: Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie
BSH / M5 - 31.12.2011

Aktuelle Entwicklungen in der AWZ

Der Windpark „alpha ventus“ mit zwölf Wind-
energieanlagen ist 2009 als Testfeld der deut-
schen Industrie als erster deutscher Offshore-
Windpark errichtet worden. Der Antrag für 
dieses Projekt wurde 1999 beim BSH gestellt 
und 2001 genehmigt; die für die Kabelanbin-
dungen erforderlichen Genehmigungen (AWZ 
und Küstenmeer) folgten 2004. 2010 wurde die 
Rea lisierung des sehr viel größeren Vorhabens 

„BARD Offshore I“ mit 80 Windenergieanlagen 
in der Nordsee ca. 90 km nördlich von Borkum 
in Angriff genommen; die hierfür notwendige 
Kabelanbindung (Transformerstation offshore 
und Stromkabel bis an die Küste und in das ter-
restrische Netz) wurde 2009 bereits genehmigt 
und errichtet. Genehmigt wurden vom BSH bis 
zum 31.12.2011 28 Windparkvorhaben (25 Nord-
see, 3 Ostsee) auf einer Gesamtfläche von ca. 
1  120 km². 

Insgesamt sind mittlerweile 117 Anträge für 
die Errichtung und den Betrieb von Offshore-
Windparks in der AWZ gestellt und in der lau-
fenden Bearbeitung. Diese verteilen sich auf 97 
Projekte in der Nordsee und 20 in der Ostsee. 
Bereits die genehmigten 2027 WEA umfassen 
mehr als 10  135 MW Nennleistung, wobei rech-
nerisch von 5 MW je Einzelanlage ausgegan-
gen wird. 

Neben den Planungen der Offshore-Windparks 
inklusive der zugehörigen Kabelverbindungen 
in das deutsche Höchstspannungsnetz gibt es 
zunehmend Überlegungen zu Transitleitungen, 
die die Netze verschiedener Länder verbinden 
und über den Stromaustausch stabilisieren 
sollen. Die Entwicklung eines nordseeweiten 

„Super-Grids“, mit dem die Anrainerstaaten der 
Nordsee ihren offshore produzierten Strom je 
nach Bedarf ableiten wollen, genießt hohe po-
litische Bedeutung.
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gen wie z. B. die Schifffahrt sachgerechte Lö-
sungen zu finden. Das BSH hat daher die Lei-
tung des INTERREG-Projektes „BaltSeaPlan“ 
übernommen, in dem für bestimmte Modellre-
gionen Vorschläge für grenzüberschreitende 
Raumordnungspläne erarbeitet werden (www.
baltseaplan.eu).

Durch die Unzulässigkeit von WEA in Natura-
2000-Gebieten wird zudem dem Gedanken der 
naturverträglichen Produktion erneuerbarer 
Energien Rechnung getragen. Für die politisch 
erwünschte Errichtung der Offshore-Wind-
energie gilt es, weiter offene Fragen im Zuge 
des Erkenntnisgewinns durch die Errichtung 
dieser Anlagen zu bearbeiten, um einen ver-
träglichen Ausbau regenerativer Energien auf 
dem Meer zu gewährleisten. 

Für die Raumordnungspläne ist keine generel-
le Regelung für eine zeitlich festgelegte Über-
prüfung vorgesehen; das ROG sieht eine mit-
telfristige Änderung im Bedarfsfall vor. Laut 
Energiekonzept der Bundesregierung ist die 
Entwicklung der Offshore-Winenergie lang-
fristig sicherzustellen. Grundlage für eine Fort-
schreibung der AWZ-Pläne wird der Anfang 
2012 vorzulegende Evaluierungsbericht sein.

Fazit

Die Seegebiete vor unserer Küste sind entge-
gen der landläufigen Auffassung keine „freien 
Flächen“, sondern werden in zunehmendem 
Maße wirtschaftlich genutzt. Eine gänzlich 
neue Form der Nutzung sind Offshore-Wind-
parks in der deutschen AWZ, deren Planungen 
nicht nur Konfliktpotenzial hinsichtlich konkur-
rierender Nutzungen und Schutzansprüche, 
sondern auch Kenntnislücken über den Natur-
raum „Meer“ offenlegen. 

Mit der Einführung einer Raumordnung in der 
AWZ wurde der Gesetzgeber der Notwen-
digkeit einer abgestimmten Planung auf dem 
Meer gerecht, die wirtschaftliche Interessen 
und Meeresumweltschutz zusammenführt und 
dabei künftigen Generationen Raum für wei-
tere Entwicklungen lässt. Die Raumordnungs-
pläne lösen insbesondere das Konfliktpoten-
zial zwischen der Schifffahrt als traditioneller 
Nutzung und der Offshore-Windenergie, in-
dem die Hauptschifffahrtsrouten von Bebau-
ung freigehalten werden. Bei der Aufstellung 
der Raumordnungspläne ist deutlich geworden, 
wie wichtig dabei die grenzüberschreitende 
Beteiligung ist, um für internationale Nutzun-
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In den Jahren 2008 und 2009 wurden jeweils 
Fortschrittsberichte zur Umsetzung der Leit-
bilder vorgelegt, die 2009 mit einem erneuten 
Auftrag zur Weiterentwicklung und Konkreti-
sierung der Leitbilder verbunden waren. 2010 
und 2011 wurden hierzu die wesentlichen In-
halte präzisiert.

Demographischer Wandel und  
Daseinsvorsorge

Nach einem Grundsatzbeschluss im Jahre 2005 
und einem Eckpunktebeschluss im Jahre 2008 
nimmt die MKRO 2009 einen umfassenden Be-
richt über die Ziele und Aktivitäten des Bun-
des und der Länder entgegen und fasst einen 
Beschluss zur Umsetzung des Leitbildes „Da-
seinsvorsorge sichern“. 

Raumordnung und Klimawandel

Zum ersten Mal befasst sich die MKRO mit die-
sem Thema 2008. Auf der Grundlage eines Eck-
punktepapiers „Räumliche Konsequenzen des 
Klimawandels“ wird in einem Beschluss die 
Bedeutung des Klimawandels für die Raum-
ordnung festgestellt und ein Auftrag zur Ent-
wicklung eines raumordnerischen Handlungs-
konzeptes erteilt, das 2009 vorgelegt und 
verabschiedet wurde. Die verschiedenen raum-
relevanten Handlungsfelder zum Klimaschutz 
und Anpassungsstrategien an den Klima-
wandel sind dort aufgeführt. Derzeit wird das 
Handlungskonzept aktualisiert, u. a. im Zusam-
menhang mit den Themen Energieeffizienz und 
Ausbau der erneuerbaren Energien. 

Bedeutung des Einzelhandels für  
die Innenstädte

Auf der Grundlage eines Beschlusses von 2006 
und einer Umfrage des BBR zur „Steuerung 
des großflächigen Einzelhandels durch die 
Raumordnung“ in den Ländern und Regionen 
verabschiedet die MKRO 2008 ein Positionspa-
pier mit einem Beschluss, in dem die Schwer-
punkte einer raumordnerischen Strategie zur 
Sicherung der Attraktivität der Stadt- und Ge-
meindezentren dargelegt werden. 

Raumentwicklungspolitische  
Zusammenarbeit in der EU

Um die Politik der territorialen Kohäsion schon 
im Vorfeld der deutschen EU-Ratspräsident-
schaft mit den europäischen Institutionen zu 
führen, beschloss die MKRO 2006, im Jahr 2007 
eine Sondersitzung mit der EU-Kommission in 
Straßburg durchzuführen. Diese führte zu der 
Straßburger Erklärung „Zusammenhalt als Zu-

3.3 Raumordnung der Länder

Die Raumordnung auf Landesebene stellt jenen 
Teil der öffentlichen Verwaltung in den Län-
dern dar, der zusammenfassende, überörtliche, 
übergeordnete Raumordnungspläne beschließt, 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen 
koordiniert sowie im Rahmen der Zusammen-
arbeit mit anderen Partnern auf kooperativem 
Wege raumordnerische Themenstellungen 
bearbeitet. Die Landesplanung ist innerhalb 
eines Landesministeriums in einer obersten 
Landesplanungsbehörde angesiedelt. Deren 
Landesentwicklungsplan gilt für das gesam-
te Territorium eines Landes. Die auf der Ebene 
der Teilräume eines Landes durchgeführte Re-
gionalplanung wird als Teil der Landesplanung 
angesehen. Neben einem Überblick über den 
Stand der Landesplanung auf Ebene einzelner 
Länder erfolgt in diesem Kapitel eine ausführli-
che deskriptive Untersuchung der Regionalpla-
nung auf der Basis einer vergleichenden Plan-
analyse aller Planungsregionen in Deutschland.

3.3.1  Zusammenarbeit in der MKRO

Zentrale Plattform, in der Bund und Länder zu-
sammenarbeiten, ist die Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO). Sie setzt sich aus den 
für die Landesplanung zuständigen Ministern 
und Senatoren und dem für Raumordnung zu-
ständigen Bundesminister zusammen. Nach 
§  26 ROG ist ihre Aufgabe die gegenseitige 
Unterrichtung und Abstimmung über grund-
sätzliche Fragen und Positionen der Raum-
ordnung und Raumentwicklung. Die MKRO 
formuliert dazu politische Positionen und ver-
fasst Beschlüsse und Empfehlungen. Die Ar-
beit der MKRO wird durch Ausschüsse vorbe-
reitet, wobei der Hauptausschuss als Gremium 
der zuständigen Abteilungsleiter von Bund und 
Ländern die erarbeiteten Beschlüsse und Emp-
fehlungen der Ministerkonferenz vorlegt.

Schwerpunkte der Aktivitäten der MKRO wa-
ren im Berichtszeitraum 2005 bis 2011 Ent-
schließungen, Stellungnahmen und Berichte zu 
folgenden Themenfeldern:

Raumordnungspolitische Leitbilder und 
Handlungsstrategien

Nach dem 2005 erteilten Auftrag zur Weiter-
entwicklung des „Raumordnungspolitischen 
Orientierungsrahmens“ (1992) und „Raumord-
nungspolitischen Handlungsrahmens“ (1995) 
wurden 2006 neue „Leitbilder und Hand-
lungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland“ beschlossen.
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weit die Länder keine abweichenden Landes-
planungsgesetze erlassen haben. An die Stel-
le der bisherigen rahmenrechtlichen Vorgaben 
(§§  6 bis 17 ROG 1998) sind Regelungen über die 
Raumordungspläne der Länder in neuer Struk-
tur (§§  8 bis 16 ROG) getreten. 

Stand der Landesentwicklungspläne

§  8 Abs. 1 S. 1 ROG regelt, dass die Raumord-
nungspläne in den Ländern erstens der lan-
desweite Plan und zweitens die Regionalplä-
ne sind. Satz 2 bestimmt für die Länder Berlin, 
Bremen und Hamburg, dass dort der Flächen-
nutzungsplan unter bestimmten Voraussetzun-
gen die Funktion eines Raumordnungsplans 
übernehmen kann. Satz 3 regelt für die Länder 
Berlin, Bremen, Hamburg und das Saarland, 
dass dort keine Regionalpläne aufzustellen 
sind; er übernimmt damit im Umkehrschluss die 
Regelung des bisherigen §  9 Abs. 1 S. 1 ROG. In 
den übrigen Ländern sind Regionalpläne flä-
chendeckend aufzustellen. 

Von den Ländern aufgestellte Raumordnungs-
pläne für das Landesgebiet werden zumeist als 
Landesentwicklungsplan oder Landesentwick-
lungsprogramm bezeichnet. 

Die Aktualität der Landespläne weist eine gro-
ße Spannweite auf. Landesentwicklungspläne, 
die noch im vergangenen Jahrtausend in Kraft 
getreten sind, liegen nur noch in Nordrhein-
Westfalen vor, wo allerdings der aktuelle Ent-
wurf kurz vor seiner Inkraftsetzung durch die 
Landesregierung steht. Über die aktuellsten 
Landesentwicklungspläne verfügen Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz, Berlin-Brandenburg 
und Schleswig-Holstein. 

Festlegung von Raumkategorien

Zu den traditionellen Instrumenten landeswei-
ter Raumordnungspläne zählen Raumkatego-
rien. Die Festlegung von Raumkategorien ist 
nach §  8 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 ROG ein Pflichtinhalt 
von Raumordnungsplänen. Mittlerweile finden 
sich aber nicht mehr in allen Landesentwick-
lungsplänen entsprechende Festlegungen. Von 
den Flächenstaaten verzichtet Niedersachsen 
seit 2008 völlig auf den Einsatz von Raumkate-
gorien. 

Mittels Raumkategorien wird die Raumstruktur 
eines Landesterritoriums in homogen geprägte 
Teilräume eingeteilt. 

Die territoriale Gliederung mit Hilfe von Raum-
kategorien dient in landesweiten Raumord-
nungsplänen aber nicht nur der beschreiben-

kunftsaufgabe – Ausgestaltung einer gemein-
samen Raumentwicklungspolitik in Europa“. 

Raumordnung und Verkehr

Zum Themenkomplex Verkehr verabschiedete 
die MKRO verschiedene Entschließungen und 
Beschlüsse:
•	 Raumordnerische	 Anforderungen	 an	 den	

Schienenpersonenverkehr (2005)
•	 Masterplan	Güterverkehr	und	Logistik	(2008)
•	 Beschluss	 und	 Bericht	 „Raumordnerische	

Anforderungen an das Flughafennetz in 
Deutschland“ (2008)

•	 Schaffung	 von	 Parkplätzen	 für	 Lkw	 an	 Bun-
desautobahnen (2010).

Außerdem fasste die MKRO im Berichtszeit-
raum folgende Einzelbeschlüsse:
•	 Fortentwicklung	 der	 europäischen	 Raum-

entwicklungs- und Strukturpolitik (2005)
•	 Stand	und	Perspektiven	der	Regionalplanung	

(2006)
•	 Aus-	 und	 Neubaubedarf	 des	 Höchstspan-

nungsnetzes – raumplanerische Konsequen-
zen (2006)

•	 Aktionsplan	„Deutschland	Online“	(2008)
•	 Umweltgesetzbuch	(2008)
•	 Flächensparen	 als	 Aufgabe	 der	 Raumord-

nung (2009, 2010)
•	 Anforderungen	an	die	Politik	der	territorialen	

Kohäsion in der EU aus raumentwicklungs-
politischer Sicht (2010, 2011)

•	 Bürgerbeteiligung	 im	 Raumordnungsverfah-
ren (2011)

•	 Verstärkte	 Nutzung	 regenerativer	 Energien	
und Ausbau der Netze (2011).

3.3.2  Stand der Landesplanung

Für die landesweite Raumordnungsplanung 
sind in jedem Bundesland oberste Landespla-
nungsbehörden zuständig. Als Bestandteil ei-
nes Ministeriums sind sie unterschiedlichen 
Ressorts zugeordnet. Einen Sonderfall stellt 
die Gemeinsame Landesplanungsabteilung 
Berlin-Brandenburg dar, die sowohl Bestand-
teil der Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung in Berlin ist als auch dem Ministerium für 
Infrastruktur und Landwirtschaft in Branden-
burg angehört. 

Die Landesplanungsgesetze regeln Inhalte, Or-
ganisation, Instrumente und Verfahren der Lan-
desplanung für das gesamte Landesgebiet so-
wie für die Regionalplanung auf Teilraumebene. 
Auch nach Wegfall der Rahmengesetzgebung 
des Bundes im Raumordnungsrecht gelten Vor-
gaben des Raumordnungsgesetz des Bundes 
(ROG) für die Landesplanung unmittelbar, so-
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den Erfassung räumlicher Verteilungsmuster 
und prägender raumstruktureller Unterschie-
de. Mittels der Untergliederung eines Lan-
des in homogen geprägte Teilräume und der 
Verortung relevanter Problemkonstellationen 
werden die Objekte landesplanerischer Ziel-
aussagen identifiziert und landesplanerische 
Festlegungen räumlich ausgerichtet. Normati-
ve Vorgaben in Form von Zielen und Grundsät-
zen der Raumordnung in landesweiten Raum-
ordnungsplänen erhalten somit in vielen Fällen 
erst durch ihre Verknüpfung mit Raumkatego-
rien eine räumliche Konkretheit. Dabei muss 
allerdings berücksichtigt werden, dass von 
den einzelnen Raumkategorien – als kartogra-
phisch dargestellten Gebieten – in der Regel 
selbst keine Bindungswirkungen ausgehen.

Während neben den Verdichtungsräumen 
auch verstädterte Randzonen und verdichte-
te Gebiete im ländlichen Raum vielfach in Lan-
desentwicklungsplänen unterschieden wer-
den, tun sich viele Länder mit differenzierteren 
Raumtypen innerhalb des ländlichen Raumes 
noch schwer. Vor dem Hintergrund räumlich 
ausgreifender Suburbanisierungsprozesse und 
einer fortgeschrittenen Ausdifferenzierung 
des ländlichen Raumes in wachstumsstarke 
und wachstumsschwache Gebiete, sollte der 
ländliche Raum eines Landes aber nicht mehr 
als homogene Raumkategorie behandelt wer-
den. Nur in wenigen Ländern wird allerdings 
eine sehr differenzierte innere Gliederung des 
ländlichen Raumes vorgenommen (Bayern, 
Rheinland-Pfalz). 

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin – Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Mecklenburg-Vorpommern

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

Landesentwicklungsplan 2002 

Landesentwicklungsprogramm Bayern 

Landesentwicklungsprogramm 2003 (nur § 19 Abs. 11)

Flächennutzungsplan ersetzt einen Landesentwicklungsplan

Flächennutzungsplan ersetzt einen Landesentwicklungsplan

Landesentwicklungsplan Hessen 2000

Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern

Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2008

Gesetz zur Landesentwicklung (Landesentwicklungsprogramm – LEPro) 
vom 5. Oktober 1989, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2009

Landesentwicklungsprogramm Rheinland-Pfalz (LEP IV) 

Landesentwicklungsplan Sachsen 2003 

Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010

Landesentwicklungsplan Thüringen 2004

Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt "Siedlung"

Land Landesraumordnungspläne

21.08.2002

In Kraft getreten

Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms Bayern – 
Ziviler Luftverkehr 

Landesentwicklungsprogramm 2007
Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg
Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung

Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 

Änderung und Ergänzung des Landes-Raumordnungsprogramms 2008 - 
Entwurf 2010

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen – Schutz vor Fluglärm
1. Änderung des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen – 
Energieversorgung – Entwurf 2010

Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt "Umwelt"
1. Änderung des Landesentwicklungsplans, Teilabschnitt "Umwelt" – 
Entwurf 2010

Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt

Erste Verordung zur Änderung der Thüringen Verordnung über 
den Landesentwicklungsplan vom 9. Juli 2009

01.09.2006
01.01.2010

01.11.2003
01.02.2008
15.05.2009
16.06.2006

09.01.2001
28.07.2007

14.07.2005

30.01.2008

05.10.1989

29.06.1995
17.09.1998

25.11.2008

15.07.2006
29.07.2004

01.01.2004

12.03.2011

04.10.2010

30.10.2004
29.08.2009

22.10.1997

31.05.2001

Tabelle 8
Stand der Landesraumordnungspläne in den Ländern

Quelle: BBSR 2011
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Stand: 30.06.2010
Geometrische Grundlage: BKG, Gemeinden, 31.12.2008
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und Hamburg 
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Thüringen

Saarland

BBSR Bonn 2011©

Karte 70
Raumkategorien der Landesplanung in gemeindescharfer Abgrenzung
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leistungen privatwirtschaftlich oder durch den 
öffentlichen Sektor angeboten werden. 

Die zentralörtliche Bedeutung einer Gemein-
de ergibt sich aber nicht nur aus der Zahl an-
gebotener Einrichtungen und Dienstleistungen. 
Ihre raumordnerische Bedeutung kann viel-
mehr erst aus der Gesamtbetrachtung der Ver-
sorgungslandschaft aller Zentralen Orte eines 
Landes abgeleitet werden. Aus ihr ergibt sich 
letztlich die Einstufung der Überschussbedeu-
tung eines Ortes. Neben der faktischen Aus-
stattung sind somit die Nähe zu anderen Zent-
ren und deren Ausstattung entscheidend.

Da die Statusfestlegung als Zentraler Ort oft 
auch an Zuweisungen aus dem kommunalen Fi-
nanzausgleich gekoppelt ist, haben Gemeinden 
ein Interesse an der Einstufung als Zentraler 
Ort oder an einer Höherstufung. 

Welche Versorgungsleistung ein Zentraler Ort 
für sein Umland bietet, hängt nicht nur von sei-
ner Ausstattung mit Dienstleistungen ab, son-
dern ergibt sich vor allem aus den Erreichbar-
keitsverhältnissen. Nicht alle Länder definieren 
allerdings für die einzelnen Stufen ihres Zent-
rale-Orte-Systems Erreichbarkeitsstandards. 

Für das Zentrale-Orte-Konzept stellt die de-
mographische Entwicklung eine besonde-
re Herausforderung dar. In Zukunft wird die 
Tragfähigkeit von Einrichtungen durch den 
Bevölkerungsrückgang oder Verschiebun-
gen in der Alterszusammensetzung häufiger 
unterschritten. Das Leitbild „Daseinsvorsor-
ge sichern“ der MKRO fordert deshalb eine 
flexiblere Handhabung und Anpassung der 
Zentrale-Orte-Konzepte an die gewandelten 
räumlichen Nachfragestrukturen. Öffentliche 
Ausstattungsstandards und die Funktionszu-
weisungen für die unterschiedlichen Stufen 
des zentralörtlichen Systems gilt es zu über-
prüfen und zu modifizieren. 

Viele Landesplanungen haben daher bei der 
Neuaufstellung ihrer Landesentwicklungs-
pläne Reformen ihrer Zentrale-Orte-Syste-
me durchgeführt. Einige Bundesländer haben 
Straffungen der Zentrale-Orte-Systeme be-
reits vollzogen, indem sie die unterschiedenen 
Zentrale-Orte-Kategorien oder die Anzahl der 
Zentralen Orte substanziell reduziert haben, 
wie etwa Sachsen und Sachsen-Anhalt. Die 
Gemeinsame Landesplanung Berlin/Branden-
burg weist keine Grundzentren mehr aus. Der 
Verzicht auf die grundzentrale Ebene ging ein-
her mit Gemeindegebietsreformen, die größe-
re Verwaltungseinheiten mit mindestens 5  000 
Einwohnern schufen. Die durch Gemeindezu-

Festlegung Zentraler Orte 

Eines der bedeutendsten raumordnerischen In-
strumente stellt die Festlegung Zentraler Orte 
dar. Das bereits in den 1960er Jahren in West-
deutschland flächendeckend implementierte 
System Zentraler Orte wurde nach der Wie-
dervereinigung auch in den neuen Ländern 
durch die Landesplanung eingeführt. Durch 
ein System Zentraler Orte soll die Versorgung 
der Bevölkerung und der Wirtschaft mit priva-
ten Dienstleistungen und Arbeitsplätzen und 
einem komplexen Bündel öffentlicher Leistun-
gen der Daseinsvorsorge wie Schulen, Kran-
kenhäusern, Kultureinrichtungen, öffentlicher 
Nahverkehr, Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
turen zu angemessenen Erreichbarkeitsbedin-
gungen gewährleistet werden. Über ihre Ver-
sorgungsfunktion hinaus sollen Zentrale Orte 
gleichzeitig als Träger von Entwicklungsfunk-
tionen fungieren und zu einer räumlich konzent-
rierten wirtschaftlichen Entwicklung beitragen. 

Zentralörtliche Statusfestlegungen nimmt ins-
besondere die Landesplanung vor, während die 
Regionalplanung nur in wenigen Ländern Fest-
legungen auf der untersten Ebene des Zentra-
le-Orte-Systems vornehmen darf. Zentralört-
liche Festlegungen beziehen sich in der Regel 
auf Gemeinden, in wenigen Fällen auch auf 
Ortsteile, auf mehrere Gemeinden oder zent-
ralörtliche Städteverbünde, in denen verschie-
dene Gemeinden gemeinsam zentralörtliche 
Funktionen erfüllen.

Das angebotene Dienstleistungsbündel ist 
nicht in jedem Zentralen Ort gleich, sondern un-
terscheidet sich je nach Hierarchiestufe. Heute 
dominiert in den meisten Ländern ein dreistufi-
ger Aufbau in Ober-, Mittel- und Grundzentren. 
Die Gemeinsame Landesplanung Berlin/Bran-
denburg verwendet als bisher einzige Landes-
planung im Falle Berlins die zentralörtliche Stu-
fe „Metropole“ oberhalb der Oberzentren. 

Welche zentralörtlichen Leistungen auf wel-
cher Hierarchiestufe eines Zentrale-Orte-
Systems angeboten werden, regeln Ausstat-
tungskataloge der Landesplanung. Im Laufe 
der Zeit haben sich die Kataloge deutlich ge-
wandelt. Es wurden zusätzliche Leistungen 
aufgenommen, andere gestrichen und einige 
Länder haben sich sogar ganz von Ausstat-
tungskatalogen verabschiedet. Die Mehrzahl 
der Landesentwicklungsprogramme nutzt aber 
weiterhin dieses Instrument. Ausstattungska-
taloge bestimmen die Anforderungen für eine 
Mindestausstattung, unabhängig davon, ob die 
betreffenden gemeinwohlrelevanten Dienst-
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Datenbasis: Pläne und Programme der Länder
Geometrische Grundlage: BKG, Gemeinden, 31.12.2008

Anmerkung: Berlin ist im Landesentwicklungsplan
Berlin-Brandenburg (LEP B-B) 2009
als Metropole festgelegt, hat aber zugleich
die Funktion eines Oberzentrums.

Karte 71
Ober- und Mittelzentren
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Regionalpläne hat ihrerseits bereits den Pro-
zess der Entstehung der Leitbilder beeinflusst.

Leitbild „Wachstum und Innovation“

In den Ländern, in denen das Metropolregio-
nenkonzept durch die Landesentwicklungs-
pläne angestoßen wurde, wird in den Novel-
lierungen auch das Konzept der großräumigen 
Verantwortungsgemeinschaft unter beson-
derer Berücksichtigung der Einbindung peri-
pherer, ländlicher Räume fortentwickelt (z. B. 
in Berlin-Brandenburg, Bayern, aber auch in 
den Stadtstaaten Hamburg und Bremen). Da-
rüber hinaus sind länderübergreifende Ko-
operationen zur Stärkung der großräumigen 
Metropolfunktionen entstanden, z. B. der fünf 
norddeutschen Küstenländer Hamburg, Bre-
men, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern; in Mitteldeutsch-
land, Sachsen-Anhalt und Thüringen, zwischen 
Berlin-Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern oder auch im Landesgrenzen über-
schreitenden Verband Region Rhein-Neckar. 
Teilweise sind bereits gemeinsame regionale 
Entwicklungskonzepte für den erweiterten re-
gionalen Einzugsbereich der Metropolregionen 
entwickelt worden (z. B. Hamburg) bzw. in Auf-
stellung befindlich (z. B. Stuttgart). Bestehen-
de grenzüberschreitende Kooperationen haben 
durch den Metropolraumansatz des Leitbildes 

„Wachstum und Innovation“ neue Impulse er-
halten (z. B. Bodensee, Oberrhein, SaarLorLux, 
StädteRegion Aachen). Diese Regionen haben 
im März 2011 einen bundesweiten Initiativkreis 
gegründet. 

In einigen Ländern mit hohen Anteilen ländlich 
strukturierter, peripherer Räume sind auch ei-
gene Strategien für diese Räume im Sinne des 
Leitbildes „Wachstum und Innovation“ Ge-
genstand solcher Konzepte und Pläne (z. B. in 
Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen). Neben der klassischen 
Regionalförderung zum Ausgleich strukturbe-
dingter Standortnachteile geht es um die Nut-
zung endogener Entwicklungspotenziale.

Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“

Das Leitbild fordert die regionalspezifische 
Anpassung und Weiterentwicklung des Zen-
trale-Orte-Systems als Standortsystem der 
öffentlichen Daseinsvorsorge. Bundesländer 
mit deutlichen Bevölkerungsverlusten rich-
ten ihre Landes- und Regionalplanung ver-
stärkt auf die neuen demographischen Rah-
menbedingungen und Folgen aus. Im Rahmen 
der Novellierungen der Landespläne wurde 
und wird i.d.R. eine Strategie der Straffung 

sammenlegung gesteigerte Verwaltungskraft 
soll die größer gewordenen Gemeinden in die 
Lage versetzen, eigenständig und in eigener 
Verantwortung eine Grundversorgung flächen-
deckend zu gewährleisten.

Als Reaktion auf die Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels erfährt die funktionstei-
lige Wahrnehmung zentralörtlicher Funktionen 
in Städteverbünden/-netzen zunehmend an 
Bedeutung. Funktionen zwischen den beteilig-
ten Zentren lassen sich durch interkommuna-
le Zusammenarbeit so aufteilen, dass sie sich 
komplementär ergänzen, um damit im Städte-
verbund den zentralörtlichen Status erhalten 
zu können. Städteverbünde können zwar raum-
ordnerisch festgelegt werden, die tatsächliche 
Umsetzung der angestrebten Funktionsteilung 
ist aber von der Akzeptanz der beteiligten Ge-
meinden abhängig. Formalisierte Kooperatio-
nen, die einen Vorteils- und Lastenausgleich 
vornehmen und Verteilungskonflikte regeln, 
sind gegenüber rein informellen Kooperationen 
etwa in Städtenetzen im Vorteil. Einige Bun-
desländer, so Bayern, Brandenburg, Rheinland-
Pfalz und Thüringen, evaluieren festgelegte 
Funktionsteilungen. Sie überprüfen die Umset-
zung der Funktionszuweisung durch die koope-
rierenden Städte und machen den Status von 
der Einhaltung der Vorgaben abhängig.

Zentralörtliche Städteverbünde stellen ein 
wichtiges Instrument im Sinne des Leitbildes 

„Daseinsvorsorge sichern“ dar. Sie tragen zu-
gleich zur Umsetzung der Territorialen Agen-
da der EU bei, die fordert, dass die lokalen Ge-
bietskörperschaften zur Lösung anstehender 
Probleme wie dem demographischen Wandel 
in regionalen Bündnissen zusammenarbeiten.

Umsetzung der Leitbilder in  
Raumordnungsplänen der Länder

Alle Länder, die ab 2006 ihre Landesentwick-
lungspläne und -programme fortgeschrieben 
haben (Baden-Württemberg, Bayern, Ber-
lin-Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Saarland, Sachsen, Schles-
wig-Holstein, Thüringen) bzw. in der Neuauf-
stellungsphase sind (Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt), 
berücksichtigen die Leitbilder der Raument-
wicklung in Deutschland der MKRO und kon-
kretisieren sie für ihr jeweiliges Landesgebiet. 
Auch jüngste Fortschreibungen von Regional-
plänen nehmen Bezug darauf (z. B. in Bayern, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Sachsen). Die Weiterentwicklung der Landes-
entwicklungspläne und -programme sowie der 
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3.3.3  Stand der Regionalplanung

Im Mehrebenensystem der Raumplanung in 
Deutschland repräsentiert die Regionalpla-
nung die teilraumbezogene Stufe der Landes-
planung. Hauptinstrument der Regionalplanung 
ist der Regionalplan. Mit seinen verbindlichen 
Festlegungen werden die Ziele und Grundsät-
ze des Landesentwicklungsplans auf regiona-
ler Ebene konkretisiert und ergänzt, so dass 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen 
öffentlicher und privater Planungs- und Vorha-
benträger untereinander abgestimmt werden 
und ihre Ausrichtung an den verbindlichen Vor-
gaben der Raumordnung gesichert ist. Über die 
Pflichtaufgabe der Aufstellung und Änderung 
von Regionalplänen hinaus werden von den 
Trägern der Regionalplanung vielfältige Aktivi-
täten zur Verwirklichung der Regionalpläne und 
zur Förderung der Regionalentwicklung durch-
geführt. Diese informierenden, konzeptionellen 
und koordinierenden Aufgaben basieren sehr 
häufig auf einer regionalen Zusammenarbeit 
zahlreicher Akteure. 

Das ROG normiert für die Flächenländer eine 
Regionalplanungspflicht. Den Landesgesetz-
gebern wird aber ein weiter Gestaltungsspiel-
raum eingeräumt, der nicht nur zu einer gro-
ßen Organisationsvielfalt der Regionalplanung 
in den Ländern geführt hat, sondern auch un-
terschiedliche Abgrenzungsstrategien re-
gionaler Planungsräume ermöglichte. Alle 
Flächenländer haben landesrechtliche Ermäch-
tigungs- und Kompetenzregelungen zur Regio-
nalplanung erlassen und ihre Landesterritori-
en in regionale Planungsräume eingeteilt. In 
Deutschland wird Regionalplanung somit fast 
flächendeckend betrieben. Ausnahmen stel-
len das Saarland, das aufgrund seiner gerin-
gen Größe auf die Einführung einer eigenen 
Regionalplanung verzichtet hat, und die Stadt-
staaten Bremen, Hamburg und Berlin sowie die 
kreisfreien Städte in Niedersachsen dar, wo 
der Flächennutzungsplan den Regionalplan er-
setzt. 

Organisationsrechtlich sind zwei Grundmodel-
le der Regionalplanung zu unterscheiden, die 
in den Ländern allerdings in sehr unterschiedli-
chen Mischformen auftreten können:
•	 eine	 kommunalisierte	 Trägerschaft	 in	 Form	

von kommunalen Gebietskörperschaften, re-
gionalen Planungsgemeinschaften oder Pla-
nungsverbänden, die als Zusammenschluss 
von Kommunen gebildet werden

•	 eine	 staatliche	 Trägerschaft,	 bei	 der	 Pla-
nungsstellen in Mittelbehörden oder auch 

der Zahl der Ebenen des zentralörtlichen Sys-
tems (z. B. Berlin-Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern) sowie der Anzahl der Zentralen 
Orte (z. B. Berlin-Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt) verfolgt. Insge-
samt zeigt sich, dass die Zentralen Orte, vor al-
lem die Mittelzentren in ländlich strukturierten 
Räumen, neben der Versorgungsfunktion eine 
stärkere Entwicklungsfunktion erhalten (z. B. in 
Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Sach-
sen). Kooperationen, als freiwilliger Zusam-
menschluss von Gemeinden oder als Vorgabe 
der Landesplanung in Form von Zentrale-Or-
te-Kooperationen, existieren als Instrument in 
verschiedenen Formen in allen Ländern. Auch 
informelle Strategien in Form von regionalen 
Entwicklungskonzepten und Modellvorhaben 
zum demographischen Wandel werden von den 
Landesplanungen gefördert, unterstützt und in 
den Regionen umgesetzt. 

Leitbild „Ressourcen bewahren,  
Kulturlandschaften gestalten“

Der wesentliche Strategiegehalt des Leitbilds 
basiert auf den Instrumenten der Landes- und 
Regionalplanung, die gestärkt und geschärft 
werden sollen. Die Schwerpunktsetzung auf 
die Themen Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme, Kulturlandschaftsentwicklung, 
vorbeugender Hochwasserschutz und Raum-
ordnung im Küstenmeer entspricht den aktuel-
len Problemlagen der regionalen Raumplanung, 
die auch vor der Leitbildentwicklung schon be-
standen haben, aber durch das Leitbild strate-
gisch besonders hervorgehoben werden soll-
ten. Der Diskussions- und Entstehungsprozess 
der Leitbilder hat dazu geführt, dass das Be-
wusstsein für die Elemente dieses Leitbildes 
in der Landes- und Regionalplanung geschärft 
und die Planungspraxis maßgeblich beeinflusst 
wurden. Zur Erhaltung und Gestaltung der Kul-
turlandschaft sind in neuere Landesentwick-
lungspläne und Programme entsprechende 
Grundsätze aufgenommen worden. Auch wer-
den immer mehr Regionalparks und Freiraum-
verbünde zur siedlungsnahen Erholungsvorsor-
ge als Elemente einer Raumordnungsstrategie 
zur Kulturlandschaftsentwicklung ausgewie-
sen und die Schaffung neuer Seenlandschaften 
in Regionen mit aufgelassenen Tagebauen ver-
anlasst. Die weitere Umsetzung der Maßnah-
men zum vorbeugenden Hochwasserschutz in 
der Regionalplanung schreitet voran. Alle Re-
gionalplanfortschreibungen der letzten Jahre 
enthalten entsprechende Festlegungen, z. B. 
von Überschwemmungsbereichen oder Deich-
rückverlagerungen. 
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Abgrenzung von Planungsregionen, Stand 31.12.2010

neue Abgrenzung der Planungsregion 
entspricht nicht den Grenzen des am 31.12.2009
verbindlichen Regionalplans

100 km BBSR Bonn 2011©

Aktualisierung der Planungsdokumente
zwischen 31.12.2009 und 31.12.2010

neuer integrierter Regionalplan in Kraft getreten

* Teilregionalplan für unwirksam erklärt

*

neuer Regionaler Flächennutzungsplan 
in Kraft getreten

auf Teilregionsebene regionaler 
Flächennutzungsplan

Landesplan bzw. Flächennutzungsplan
ersetzt Regionalplan

Karte 72
Aktuelle Entwicklungen in  
den Planungsregionen

Gemeinden erarbeitet, umfasst ein Gebiet von 
rund 2  500 km2 Fläche. 

Mit dem Gesetz zur Übertragung der Regional-
planung auf den Regionalverband Ruhr (RVR) 
vom 5. Juni 2007 ist in Nordrhein-Westfalen 
zum 21. Oktober 2009 ein neuer Träger der Re-
gionalplanung gebildet worden. Zur Institutio-
nalisierung der neuen Planungsregion muss-
ten die Planungsregionen Düsseldorf, Arnsberg 
und Münster Gebiete abtreten. Innerhalb des 
neuen Planungsraums muss noch eine weitere 
Planungsregion unterschieden werden, für die 
ein Regionaler Flächennutzungsplan in Kraft 
ist: Bereits Ende 2005 haben sich die Städte 
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mül-
heim an der Ruhr und Oberhausen zu der Pla-
nungsgemeinschaft „Städteregion Ruhr“ zu-
sammengeschlossen, um einen Regionalen 
Flächennutzungsplan aufzustellen. 

Landesministerien die Durchführung der Re-
gionalplanung wahrnehmen und die Kommu-
nen nur förmlich beteiligt sind.

Eine reine staatliche Verfassung weist die 
Regionalplanung in Deutschland nur noch in 
Schleswig-Holstein auf, wo die oberste Lan-
desplanungsbehörde im Innenministerium Trä-
ger der Regionalplanung ist. Eine hochgradig 
kommunalisierte Organisationsform der Regio-
nalplanung existiert in Niedersachsen. Hier 
sind die kreisfreien Städte und die Landkreise 
Träger der Regionalplanung. In allen anderen 
Ländern wird die Regionalplanung weitgehend 
als eine kondominale Aufgabe gemeinsam von 
Land und Kommunen wahrgenommen.

Planungsregionen der Regionalplanung

Nach planungstheoretischen Idealvorstel-
lungen soll eine Regionalplanungsregion die 
funktionsräumliche Arbeitsteilung eines Ober-
zentrums und seines Versorgungsbereichs 
abbilden. Neben der Orientierung an den Ver-
flechtungsräumen von Ober- oder Mittelbe-
reichen spielen aber auch historische, kom-
munale oder landesentwicklungspolitische 
Gesichtspunkte eine nicht unwesentliche Rol-
le bei der räumlichen Abgrenzung von Pla-
nungsregionen. Sind Planungsräume der Re-
gionalplanung einmal etabliert, ändern sich 
ihre Grenzen verhältnismäßig selten. Seit dem 
Raumordnungsbericht von 2005 hat sich in 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-
Anhalt die räumliche Abgrenzung durch Ge-
bietsstandsänderungen oder die Schaffung 
neuer Planungsregionen geändert.

Am 1. Januar 2006 wurde der Verband Re gion 
Rhein-Neckar durch Zusammenlegung der Pla-
nungsgemeinschaft Rheinpfalz, des baden-
württembergischen Regionalverbandes Rhein-
Neckar-Odenwald (bis 2003 Unterer Neckar) 
und des hessischen Kreises Bergstraße, der 
auf dem Territorium der Planungsregion Süd-
hessen verortet ist, gegründet. Im neuen Ver-
band Region Rhein-Neckar wird nur noch ein 
Regionalplan für die gesamte Planungsregion 
aufgestellt werden. Eine Überlappung bleibt al-
lerdings noch zum hessischen Teil der Region 
bestehen.

Das vom Hessischen Landtag beschlossene 
Ballungsraumgesetz (BallrG) vom Dezember 
2000 sieht eine gemeinsame Aufstellung ei-
nes Regionalen Flächennutzungsplans durch 
den Planungsverband Ballungsraum Frank-
furt/Rhein-Main und das Regierungspräsidi-
um Darmstadt vor. Er wird für 75 Städte und 
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Regionalpläne

Regionalpläne sind unterschiedlich lange in 
Kraft, bevor sie vollständig oder in Teilen fort-
geschrieben bzw. neu aufgestellt werden. 
Während in Niedersachsen und Sachsen-An-
halt die rechtliche Gültigkeit eines Regional-
plans gemäß Landesplanungsgesetz zeitlich 
limitiert ist, weisen andere Länder keine zeitli-
chen Gültigkeitsbeschränkungen auf. Entspre-
chend unterscheidet sich die Aktualität der Re-
gionalpläne erheblich.

In den neuen Ländern ist die Fortschreibung 
der Ende der 1990er Jahre bzw. Anfang der 
2000er Jahre verbindlich gewordenen Pläne 
der ersten Generation in einem weit fortge-
schrittenen Stadium. Während in Sachsen und 
Sachsen-Anhalt die Pläne der zweiten Genera-
tion bereits in Kraft sind, befinden sich, bis auf 
den genehmigten Regionalplan Vorpommern, 
die übrigen Pläne in Mecklenburg-Vorpommern 
und Thüringen noch im Entwurfsstadium. Eine 
abweichende Entwicklung ist in Brandenburg 
anzutreffen. Hier liegen bisher keine rechtsgül-
tigen integrierten Regionalpläne vor, sondern 
nur einzelne sachliche Teilpläne. 

In den alten Ländern dominieren in einigen 
Ländern bereits Pläne der vierten Generation 
mit einem sehr aktuellen Genehmigungsstand, 
während in anderen Ländern noch immer Plä-
ne aus den 1980er Jahren rechtswirksam sind. 
Beispielsweise wird in Bayern in den meisten 
Regionen auf eine umfassende Neuaufstellung 
oder Gesamtfortschreibung integrierter Re-
gionalpläne verzichtet und erfolgen stattdes-
sen Aktualisierungen für einzelne Kapitel oder 
Plansätze in Form von Teilfortschreibungen. 

Sachliche Teilpläne, die in der Regel parallel zu 
integrierten Regionalplänen aufgestellt wer-
den und häufig Themen wie Rohstoffsicherung, 
Windenergienutzung oder Hochwasserschutz 
thematisieren, kommen neben integrierten Re-
gionalplänen in vielen Ländern zum Einsatz. 
Ausschließlich sachliche Teilpläne liegen nur 
in den Planungsregionen von Brandenburg vor. 
Dies hat zur Folge, dass in Brandenburg auch in 
der Summe aller Teilpläne in keiner Planungs-
region die gesamte Palette der Pflichtinhalte 
von Regionalplänen – Festlegungen zur Raum-, 
Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur – abge-
deckt ist.

Neben integrierten Regionalplänen und sach-
lichen Teilplänen ist als weiterer Regional-
plantyp der Regionale Flächennutzungsplan 
zu nennen. Nach §  8 Abs. 4 ROG 2008 kann ein 
Regionaler Flächennutzungsplan zugleich die 

In Sachsen wurde mit dem Gesetz zur Neu-
gliederung des Gebietes der Landkreise des 
Freistaates Sachsen (SächsKrGebNG) vom 29. 
Januar 2008 auch das sächsische Landespla-
nungsgesetz geändert. Dies hatte die Auflö-
sung der Regionalen Planungsverbände Chem-
nitz-Erzgebirge und Südwestsachsen zum 1. 
August 2008 zur Folge. Gleichzeitig wurde der 
Regionale Planungsverband Südsachsen neu 
gebildet, der Rechtsnachfolger der Regiona-
len Planungsverbände Südwestsachsen und 
Chemnitz-Erzgebirge ist. Das Verbandsgebiet 
umfasst darüber hinaus auch Teile der ehema-
ligen Region Westsachsen, deren Planungsre-
gion reduziert wurde.

Zu einer Neustrukturierung der bestehenden 
Planungsregionen hat in Sachsen-Anhalt die 
Kreisgebietsneuregelung mit Wirkung zum 1. 
Juli 2007 geführt. Ein Teil des Planungsgebiets 
der Regionen Harz und Anhalt-Bitterfeld-Wit-
tenberg wurde hierdurch der Planungsregion 
Magdeburg zugeschlagen. 

Bis auf die Stadtstaaten Berlin, Hamburg und 
Bremen sowie das Saarland wird in Deutsch-
land flächendeckend Regionalplanung betrie-
ben. Zählt man neben den Stadtstaaten und 
dem Saarland die Gebiete der kreisfreien Städ-
te in Niedersachsen nicht mit, da sie faktisch 
keine Träger der Regionalplanung sind, weil 
hier der Flächennutzungsplan den Regionalplan 
ersetzt, dann existieren im Jahr 2010 (Stand 1. 
Oktober) insgesamt 110 Planungsräume. Mit-
berücksichtigt sind auch die Städteregion Ruhr 
und der Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main, 
für die Regionale Flächennutzungspläne be-
reits existieren bzw. noch im Aufstellungsver-
fahren sind. 

Die durchschnittliche Größe einer Planungs-
region der Regionalplanung zum Stand 31. De-
zember 2009 entspricht einer Fläche von 3 170 
km². Durch die Auflösung bzw. Neugründung 
einzelner Planungsregionen ist der Wert zum 
Stand 1. Oktober 2010 leicht auf 3  199 km² ge-
stiegen. Die größte Planungsregion in Deutsch-
land ist mit 8 289 km² der Planungsraum Nord-
hessen und die kleinste Planungsregion mit 608 
km² der Landkreis Friesland in Niedersachen. 
Die durchschnittlich größten Planungsräume 
weisen Hessen, Brandenburg und Mecklen-
burg-Vorpommern auf. Die durchschnittlich 
kleinsten Planungsregionen finden sich in Nie-
dersachsen, Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen, wenn man hier nur die Ebene 
der Teilabschnitte berücksichtigt, für die je-
weils integrierte Regionalpläne erarbeitet wer-
den. 
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Karte 73
Stand der Regionalplanung
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Vorbehaltsgebiete für Natur- und Landschaft, 
Hochwasserschutz, Windkraftnutzung, Roh-
stoffabbau, Erholung)

•	 zur	 räumlichen	 Steuerung	 technischer	 und	
sozialer Infrastrukturen (z. B. Ausstattungs-
kataloge Zentraler Orte, Vorrangstandor-
te für Einrichtungen und technische Bauten, 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Infra-
strukturkorridore).

Zentrale Regulierungsobjekte der Regionalpla-
nung sind raumbedeutsame Vorhaben, Maß-
nahmen und Planungen, die Raum in Anspruch 
nehmen oder die räumliche Funktion eines Ge-
bietes beeinflussen. Die primären Adressa-
ten der Regionalplanung stellen somit ande-
re öffentliche Planungsträger bzw. Behörden 
dar, die Zulassungsentscheidungen über Pla-
nungsvorhaben treffen, so dass von einer Re-
gulierung anderer Regulierungsvorgänge ge-
sprochen werden kann. Dies entspricht dem 
Steuerungsmodus der Meta-Regulierung.79 

Im Rahmen der Aufstellung eines Regional-
plans gilt es raumbedeutsame Maßnahmen 
und Planungen untereinander abzustimmen. 
Im Vollzug des Regionalplans ist ihre Überein-
stimmung mit den verbindlichen Festlegungen 
des Regionalplans zu prüfen. Durch Stellung-
nahmen sind die Belange der Regionalplanung 
in Zulassungsentscheidungen der Genehmi-
gungsbehörden deutlich zu vertreten. Die Me-
ta-Regulierung durch Regionalplanung stellt 
eine effektive Möglichkeit dar, um Einfluss auf 
die Art der Flächennutzung auszuüben, ohne 
sich direkt an den eigentlichen Flächennutzer 
wenden zu müssen. Dies macht Meta-Regulie-
rung allerdings in der Umsetzung anfällig. Prak-
tisch müssen auf zwei Ebenen Verhaltensan-
passungen sehr unterschiedlicher Akteure 
bewirkt werden: Ein Regionalplan muss direkt 
(unmittelbar) auf das Verhalten öffentlicher 
Planungsträger und Zulassungsbehörden ein-
wirken und dadurch indirekt (mittelbar) das 
Verhalten von Flächennutzungsakteuren be-
einflussen. Die mittelbare Wirkung eines Plans 
setzt voraus, dass die Rechtsfolge seiner Fest-
legungen über anschließende Pläne und/oder 
Zulassungsentscheidungen an jene Akteu-
re vermittelt wird, die selbst nicht durch den 
Regio nalplan gebunden werden.

Verbindlichkeit textlicher und  
zeichnerischer Vorgaben

In einem rechtskräftigen Regionalplan sind nur 
die textlichen und zeichnerischen Vorgaben 
raumordnungsrechtlich verbindlich, die den 
Kriterien eines Ziels oder eines Grundsatzes 
der Raumordnung entsprechen. Diese Festle-

Funktion eines Regionalplans und eines ge-
meinsamen Flächennutzungsplans nach §  204 
Baugesetzbuch (BauGB) übernehmen, weshalb 
der Plan sowohl den Vorschriften des ROG als 
auch denen des BauGB entsprechen muss. Der 
1998 neu eingeführte „Regionale Flächennut-
zungsplan“ ist bisher erst sehr zögerlich von 
der Planungspraxis aufgegriffen worden. Erst 
ein Plan, der Regionale Flächennutzungsplan 
der Städteregion Ruhr für das Gebiet der Städ-
te Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mül-
heim an der Ruhr und Oberhausen ist in Kraft 
(seit dem 03.5.2010). Derzeit befindet sich der 
regionale Flächennutzungsplan für den Bal-
lungsraum Frankfurt/Rhein-Main im Aufstel-
lungsverfahren. 

Ebenfalls zu den Raumordnungsplänen zählen 
die in Berlin-Brandenburg, Nordrhein-Westfa-
len, Sachsen und Sachsen-Anhalt aufgestell-
ten Braunkohlenpläne. Ein Braunkohlenplan 
enthält jeweils für einen Tagebau die für einen 
geordneten Braunkohlenabbau erforderlichen 
Ziele der Raumordnung. Für stillzulegende oder 
stillgelegte Tagebaue erfolgt in Sachsen und 
Brandenburg die Aufstellung von Sanierungs-
rahmenplänen. Braunkohlenpläne können sich 
auch auf die Festlegung von Umsiedlungs-
standorten beziehen. Zentrale Angaben der 
Braunkohlenpläne sind die räumliche Ausdeh-
nung des Tagebaus, Angaben zur Grundwas-
serbeeinflussung, Oberflächengestaltung und 
Rekultivierung.

Instrumentenverbund Regionalplan

Der Regionalplan ist das Ergebnis eines kom-
plexen Beteiligungsverfahrens von Kommu-
nen, Fachplanungen und sonstigen Trägern öf-
fentlicher Belange und nach Einführung einer 
Öffentlichkeitsbeteiligung auch von Personen 
des Privatrechts. Er stellt ein gesamträumli-
ches, überfachliches und zusammenfassen-
des Entwicklungskonzept dar, das durch Fest-
legungen zur Raum-, Siedlungs-, Freiraum- und 
Infrastruktur für die Adressaten des Plans in 
eine raumordnungsrechtliche Verbindlichkeit 
überführt wird. Diese thematische Weite zieht 
eine Fülle detaillierter Aussagen nach sich und 
macht Regionalpläne zu verhältnismäßig volu-
minösen Berichten. In allen integrierten Regio-
nalplänen kommen sehr unterschiedliche Inst-
rumente zum Einsatz:
•	 zur	 räumlichen	 Koordination	 der	 Siedlungs-

entwicklung (z. B. Zentrale Orte, Achsen, ge-
meindescharfe Funktionszuweisungen, Vor-
ranggebiete für Siedlungsentwicklung) 

•	 zum	 Freiraum-	 und	 Ressourcenschutz	 und	
zur Koordination konkurrierender Nutzungen 
im Freiraum (z. B. Grünzüge, Vorrang- und 

(79) Einig, K.: Regulierung 
durch Regionalplanung. In: 
Die Öffentliche Verwaltung 
-DÖV-, 64. Jg., H. 5, 2011, 
S. 185–195.
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diesem Gebiet ausschließen, soweit diese mit 
den vorrangigen Funktionen und Nutzungen 
nicht vereinbar sind. Da Vorranggebiete inner-
gebietlich eine strikte Ausschlusswirkung ge-
genüber diesen nicht erwünschten Nutzungen 
entfalten und den Zielnutzungen einen Vorrang 
einräumen, weisen sie die Rechtsqualität von 
Zielen der Raumordnung auf.

Vorbehaltsgebiete repräsentieren nach §  8 
Abs. 7 S. 1 Nr. 2 ROG 2008 Gebiete, in denen 
bestimmten raumbedeutsamen Funktionen 
bei der Abwägung mit konkurrierenden raum-
bedeutsamen Nutzungen ein besonderes Ge-
wicht beizumessen ist. Vorbehaltsgebiete sind 
als bloße Grundsätze der Raumordnung anzu-
sehen. Als Optimierungsgebot sind sie nur mit 
einem relativen Abwägungsvorrang gegenüber 
anderen Belangen ausgestattet. Vorbehaltsge-
biete stellen somit das Ergebnis einer landes-
planerischen Zielfindung dar, für die noch keine 
abschließende Abwägung stattgefunden hat. 
Abweichend wird in Bayern von einem Zielcha-
rakter von Vorbehaltsgebieten ausgegangen. 
Diese Sichtweise muss allerdings als Minder-
meinung gewertet werden.

Eignungsgebiete sollen nach §  8 Abs. 7 Satz  1 
Nr.  3 ROG 2008 bestimmte raumbedeutsame 
Maßnahmen im Außenbereich steuern, die 
städtebaulich nach §  35 BauGB zu beurteilen 
sind und an anderer Stelle im Planungsraum 
ausgeschlossen werden. Außerhalb der Flä-
chen eines Eignungsgebietes, d. h. an allen 
anderen Stellen im gesamten Planungsraum, 
werden die raumbedeutsamen Vorhaben aus-
geschlossen.

Vorranggebiete mit kombinierter Ausschluss-
wirkung repräsentierten einen vierten Ge-
bietstyp. Bei ihnen weisen nach §  8 Abs. 7 
Satz  2 ROG 2008 sowohl die innergebietliche 
Konzentrations- und Vorrangwirkung als auch 
die außergebietliche Ausschlusswirkung den 
Rechtscharakter eines Ziels der Raumord-
nung auf, weshalb sie auch als Kombinations-
gebiete bezeichnet werden. Dieser Raumord-
nungsgebietstyp stellt daher die restriktivste 
Regulierungsform aller gebietsscharfen zeich-
nerischen Instrumente der Regionalplanung 
dar. 

Der Bundesgesetzgeber hat den Ländern für 
die Umsetzung der Raumordnungsgebiete in 
Landesrecht nur einen begrenzten Gestal-
tungsspielraum belassen. Die meisten Län-
der übernehmen nicht alle Raumordnungs-
gebietstypen, sondern haben sich auf eine 
Auswahl beschränkt. In der Regel wurden 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete in das Lan-

gungstypen ziehen jeweils unterschiedliche 
Rechtsfolgen für ihre Adressaten nach sich: 
•	 Ziele	 der	 Raumordnung	 verlangen	 von	 ihren	

Adressaten eine zwingende Befolgung der 
Vorgaben des Regionalplans. Sie lösen bei ih-
ren Adressaten eine strikte Beachtenspflicht 
aus. Diese setzt den Anpassungs- und Kon-
kretisierungsspielräumen der Adressaten 
enge Schranken und ermöglicht keine Über-
windung der Vorgaben durch eigene Abwä-
gungsentscheidungen. 

•	 Demgegenüber	 können	 zeichnerische	 und	
textliche Festlegungen in einem Regional-
plan, die Grundsätzen der Raumordnung ent-
sprechen, vor dem Hintergrund der jeweili-
gen Situation durch Adressaten im Rahmen 
eigener Abwägungsentscheidungen über-
wunden werden. Sie lösen somit eine weni-
ger strikte Berücksichtigungspflicht aus, die 
die Adressaten zu einer möglichst hohen 
Realisierung der normativen Vorgaben des 
Plans, vergleichbar einem Optimierungsge-
bot, verpflichten. In diesem Sinne gebieten 
auch Grundsätze etwas, wenn auch nicht 
strikt, sondern nur relativ.

Das ROG definiert seit 1998 präzise, welchen 
Kriterien ein Ziel oder ein Grundsatz der Raum-
ordnung in rechtlicher Hinsicht zu genügen 
hat. Die Bestimmung des Rechtscharakters 
einer verbindlichen Festlegung in einem Re-
gionalplan ist allerdings aufgrund ungenau-
er, missverständlicher oder unvollständiger 
Formulierungen oft nur mit Schwierigkeiten 
möglich. Die Kennzeichnung der verbindlichen 
Festlegungen eines Regionalplans als Ziel oder 
Grundsatz der Raumordnung ist hier hilfreich 
und deshalb vorgeschrieben. Sie ist für textli-
che Festlegungen mittlerweile gängige Praxis. 
Noch nicht alle Regionalplanungsträger befol-
gen aber die Kennzeichnungspflicht auch in ih-
ren Festlegungskarten. 

Raumordnungsgebiete in der  
Regionalplanung

Von den zeichnerischen Festlegungen sind für 
die Regionalplanung vor allem die flächenhaf-
ten Planzeichen von Bedeutung. Gebiets- und 
standortscharfe Flächenausweisungen mit 
raumordnungsrechtlicher Verbindlichkeit wer-
den als Raumordnungsgebiete bezeichnet. Das 
Raumordnungsgesetz unterscheidet Vorrang-, 
Vorbehalts-, Eignungs- und Vorranggebiete mit 
Ausschlusswirkung. 

Vorranggebiete sind nach §  8 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 
ROG 2008 solche Gebiete, die für bestimmte, 
raumbedeutsame Funktionen vorgesehen sind 
und andere raumbedeutsame Nutzungen in 
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Da das Saarland eine ähnliche Größe wie viele 
andere Planungsregionen der Regionalplanung 
aufweist und die zeichnerischen Festlegungen 
der Landesentwicklungspläne vergleichbar mit 
den Festlegungen anderer Regionalpläne sind, 
werden die zeichnerischen Darstellungen der 
Landesplanung bei der vergleichenden Plan-
analyse mitberücksichtigt. 

Es wurden alle zum Stichtag 31. Dezember 
2009 verbindlichen integrierten Regionalplä-
ne und sachlichen Teilpläne sowie deren Fort-
schreibungen und Änderungen berücksichtigt. 
Änderungen der Verbindlichkeit (In-Kraft- oder 
Außer-Kraft-Treten) nach diesem Zeitpunkt 
blieben unberücksichtigt. 

Gegenstand der thematisch ausgerichteten 
vergleichenden Plananalysen sind in erster Li-
nie zeichnerische Darstellungen in Regional-
plänen. Reine Informationskarten wurden nicht 
berücksichtigt. Die Untersuchung stützte sich 
somit ausschließlich auf verbindliche Festle-
gungskarten und berücksichtigte hier aber alle 
enthaltenen Planzeichenkategorien. Wird in ei-
nem Regionalplan auf eine Kennzeichnung ei-
nes Planzeichens als Ziel oder Grundsatz der 
Raumordnung bzw. als nachrichtliche Über-
nahme verzichtet, kann meistens auch nicht 
zweifelsfrei der rechtliche Charakter bestimmt 
werden. Ähnlich ist die Situation bei gebietli-
chen Festlegungen, bei denen nicht der Name 
des Raumordnungsgebietstyps genannt wird. 

desrecht integriert. Größere Abweichungen 
bestehen bei den Eignungsgebieten. Von den 
zwölf Flächenländern haben insgesamt fünf 
auf ihre Einführung verzichtet. Drei von ihnen 
haben stattdessen landesrechtliche Ermächti-
gungen für die Ausweisung von Ausschlussge-
bieten für die Regionalplanung geschaffen. Ein 
Ausschlussgebiet definiert für eine Planungs-
region den Raum, in dem eindeutig bestimmte 
raumbedeutsame Vorhaben nicht zugelassen 
werden dürfen. Es verzichtet somit auf die Be-
stimmung der Gebiete, in denen entsprechende 
Vorhaben einen Vorrang oder Vorbehalt genie-
ßen, weshalb die Ausweisung von Ausschluss-
gebieten in der Regel mit Vorrang- oder Vor-
behaltsgebieten kombiniert wird. Es können 
allerdings auch Sondertypen festgestellt wer-
den. Dazu zählt beispielsweise das Vorsorge-
gebiet, das von seinem Rechtscharakter einem 
Vorbehaltsgebiet entspricht. 

3.3.4  Ergebnisse der Regionalplananalysen

Gegenstand der vergleichenden Plananalyse 
sind Regionalpläne. Berücksichtigt wurden nur 
in Kraft befindliche integrierte Regionalpläne, 
sachliche Teilpläne und ihre Änderungen. Ak-
tuelle Entwürfe wurden somit nicht untersucht. 
Zudem wurden die Braunkohlenpläne nicht be-
rücksichtigt. Eingeflossen sind allerdings die 
Festlegungen, die integrierte Regionalpläne 
aus Braunkohlenplänen übernommen haben.

* *

* * *

**

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin-Brandenburg

Hessen

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Mecklenburg-Vorpommern

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

§ 11 Abs. 7 LplG BW

Art. 11 Abs. 2 BayLplG

Land Vorranggebiet Vorbehaltsgebiet Eignungsgebiet
Vorranggebiet mit 
der Wirkung von 

Eignungsgebieten

Ausschluss-
gebiet

ja ja nein nein ja

ja ja nein nein ja

rechtliche Grundlage

ja ja ja ja nein Art. 8 Abs. 2 Landesplanungsver-
trag; § 2 Abs. 3 RegBkPlG

§ 6 Abs. 3 HLPG

§ 3 Abs. 4 NROG

§ 13 Abs. 5 LPlG NW

§ 6 Abs. 2 LPlg RP

§ 2 Abs. 7 SLPG

§ 2 Abs. 2 SächsLPlG

§ 3 Abs. 7 LPlG

§  7 A bs. 3 ThürLPlG

ja ja nein ja nein

ja ja ja ja nein

nein nein nein nein nein

nein nein nein ja nein

ja ja nein nein ja

ja ja ja ja nein

ja ja ja nein

ja ja ja ja nein

nein nein nein nein

ja ja ja nein

LPlG SH

LPlG MV

nein

nein

* nur für die im LEP vorgesehenen Festlegungen ** Landesplanungsgesetz vom 3.5.2005

nein

Datenbasis: Landesplanungsgesetze der Länder

Tabelle 9
Gesetzliche Regelungen zu Raumordnungsgebieten in Landesplanungsgesetzen

Quelle: BBSR 2011
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nachvollziehenden Abwägungsentscheidung 
von der Genehmigungsbehörde ein niedrigeres 
Gewicht zugemessen wird.

Neben dem Boden- und Biotopschutz zielen die 
Festlegungen zum Freiraumschutz unter ande-
rem auf Erholungsvorsorge, Klimaschutz, vor-
sorgenden Hochwasserschutz, die Erhaltung 
von land- und forstwirtschaftlich genutzten 
Bereichen oder den Schutz zusammenhängen-
der, unzerschnittener Freiraumbestände ab. 

Einen Sonderfall stellen zeichnerische Festle-
gungen zur Rohstoffsicherung und Windkraft-
nutzung dar. Bei diesen Nutzungen handelt es 
sich um Funktionen, die zwar eindeutig im Frei-
raum angesiedelt sind, die aber im Konflikt mit 
klassischen Freiraumschutzbelangen stehen. 
Entsprechende Ausweisungen haben das Ziel, 
diese konfliktträchtigen raumbedeutsamen 
Vorhaben von den nicht geeigneten Standorten 
im Freiraum auszuschließen und sie auf jene 
Standorte zu lenken, wo sie günstige Standort-
bedingungen antreffen und ihre Realisierung 
mit möglichst geringen negativen Störeffekten 
für den Freiraum und Naturhaushalt verbun-
den ist. In diesem Sinne sorgen die Festlegun-
gen zur Windkraftnutzung und zum Rohstoffab-
bau für eine mit anderen Belangen verträgliche 
räumliche Verortung der ansonsten problema-
tischen Standortnutzungen im Freiraum. Sie 
werden nicht hier thematisiert, sondern in ei-
genen Unterkapiteln behandelt.  

Hinsichtlich der Bindungswirkung der Festle-
gungen ist in Deutschland ein Nord-Süd-Gefäl-
le erkennbar. Während im Norden verbindliche 
Festlegungen dominieren, weisen die Regio-
nalpläne in Bayern und Baden-Württemberg 
neben verhältnismäßig wenigen verbindlichen 
Planzeichen überwiegend unverbindliche Fest-
legungen mit reinem Informationsgehalt auf. 

In Sachsen und Niedersachsen findet eine be-
sonders umfangreiche Ausweisung von ver-
bindlichen Planzeichen zum Freiraumschutz 
statt. Ausschlaggebend für die hohe Anzahl der 
Planzeichen ist neben dem breiten Themen-
spektrum auch die Unterscheidung von Vor-
rang- und Vorbehaltsgebieten, die für fast je-
des Festlegungsthema getroffen wird.

Während Mecklenburg-Vorpommern und Thü-
ringen überwiegend mit Grundsätzen der 
Raumordnung arbeiten, setzen Bayern, Ba-
den-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Hes-
sen, Sachsen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-Holstein mehrheitlich Ziele der 
Raumordnung zur Sicherung des Freiraum-
schutzes ein. In Rheinland-Pfalz ist die Situa-

Die identifizierten Zweifelsfälle wurden den 
Trägern der Regionalplanung mit Bitte um Klar-
stellung übermittelt. In Ländern, deren Regio-
nalpläne sich stark ähneln (Bayern, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, 
Thüringen), wurde direkt die oberste Landes-
planungsbehörde um Auskunft gebeten. Im Fal-
le von Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen und 
Baden-Württemberg wurden die Angaben der 
Regionalplanung zur Verifikation mit den Lan-
desplanungsbehörden rückgekoppelt.

In der Regel beziehen sich diese Pläne auf 
Planungsregionen, die auch im Oktober 2010 
existieren. Im Falle in jüngster Vergangenheit 
durchgeführter Änderungen des Gebietszu-
schnitts bzw. der Schaffung neuer Planungs-
regionen liegen allerdings noch keine gültigen 
Regionalpläne vor, so dass auf die Vorläufer-
pläne zurückgegriffen werden musste. Aus die-
sem Grund ist der Planungsgebietsstand vom 
Dezember 2009 maßgeblich für die verglei-
chenden Plananalysen. Dementsprechend 
wurden unter anderem die Regionen Rheinpfalz 
und Unterer Neckar statt der Region Rhein-Ne-
ckar oder auch die Regionen Südwestsachsen 
und Chemnitz-Erzgebirge statt der Region Süd-
sachsen berücksichtigt. Insgesamt lagen der 
Auswertung 111 Planungsregionen zugrunde.

Festlegungen zum Freiraumschutz

Zentraler Bestandteil aller Regionalpläne sind 
Ausweisungen zur Erhaltung, Sicherung und 
Entwicklung des regionalen Freiraumes. Alle 
integrierten Regionalpläne weisen zeichneri-
sche Festlegungen zum Freiraumschutz auf. In 
Brandenburg wurden bisher noch keine sach-
lichen Teilpläne in Kraft gesetzt, die sich den 
hier untersuchten Belangen des Freiraum-
schutzes widmen.

Indirekt erfolgt durch die Festlegungen zur 
Freiraumstruktur auch eine räumliche Steue-
rung der Siedlungs- und Verkehrsflächen. Wer-
den Vorränge in Form eines Ziels der Raumord-
nung für Freiraumbereiche in Regio nalplänen 
ausgewiesen, erfolgt damit praktisch eine 
Umwidmungssperre, so dass eine bauliche 
Flächen inanspruchnahme durch raumbedeut-
same Planungen an den betroffenen Stand-
orten im Konflikt zu den Vorgaben der Re-
gionalplanung steht. Ein Vorhaben, das im 
Widerspruch zu einem Ziel der Raumordnung 
steht, kann durch eine Zulassungsbehörde 
nicht genehmigt werden. Im Fall eines entge-
genstehenden Grundsatzes der Raumordnung 
kann das Vorhaben wiederum realisiert wer-
den, wenn dem Freiraumbelang im Rahmen der 
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Karte 75
Planzeichen zum Freiraumschutz in Regional-
plänen

zeit und Erholung und Hochwasserschutz. Über 
drei Viertel der Planungsregionen nutzen ent-
sprechende Ausweisungen. Regionale Grün-
züge und Grünzäsuren sind in rund zwei Drittel 
der Planungsregionen zu finden.

Demgegenüber spielen Klimaschutz und Bo-
denschutz nur vereinzelt eine Rolle. Während 
Klimaschutz in Sachsen, Hessen und Teilen 
von Rheinland-Pfalz über spezielle Planzeichen 
thematisiert wird, konzentrieren sich die Fest-
legungen zum Bodenschutz auf Sachsen, Thü-
ringen sowie einzelne Regionen in Niedersach-
sen und Baden-Württemberg. 

Naturschutzrechtliche Festlegungen wie Na-
turschutz- oder Vogelschutzgebiete stellen 
nachrichtliche Übernahmen aus Fachplanun-
gen dar. Sie werden schwerpunktmäßig in Süd-
deutschland von der Regionalplanung in Fest-
legungskarten dargestellt. Als nachrichtliche 

tion uneinheitlich, in einigen Planungsregionen 
überwiegt der Einsatz von Zielen der Raumord-
nung, in anderen der von Grundsätzen.

Alle Regionalpläne mit Ausnahme von Bran-
denburg nutzen Festlegungen zu Natur und 
Landschaft. Bis auf zwei bayerische Regionen 
und die sachlichen Teilpläne in Brandenburg 
enthalten alle Pläne zeichnerische Festlegun-
gen zum Grund- und Oberflächenwasserschutz. 
Ebenfalls weit verbreitetet sind Planzeichen zu 
den Themen Land- und Forstwirtschaft, Frei-

Karte 74
Freiraumschutz in Regionalplänen
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kreten örtlichen Gegebenheiten muss letzlich 
sichergestellt sein, dass durch die Gebietsaus-
weisungen der Regionalpläne die Windenergie-
nutzung nicht verhindert wird (durch die Aus-
weisung zu kleiner oder ungeeigneter Flächen), 
sondern dass ihr in sachgerechter Weise Raum 
zur Verfügung gestellt wird. Die Regionalpla-
nung kann sowohl in Form von Vorrang- als 
auch Vorbehaltsgebieten eine räumliche Steu-
erung von Windenergieanlagen vornehmen. 
Mit ihrer Festlegung geht aber nicht automa-
tisch ein Ausschluss von Windenergieanlagen 
im sonstigen Raum einer Planungsregion ein-
her. Solche außergebietlichen Ausschlusswir-
kungen kann die Regionalplanung nur durch 
Rückgriff auf ergänzende Raumordnungsge-
bietstypen mobilisieren. Ein außergebietlicher 
Ausschluss lässt sich nur durch die Festlegung 
von Eignungsgebieten, Vorranggebieten mit 
Eignungswirkung oder durch Ausschlussgebie-
te verankern. 

Mit der Ausweisung von Eignungsgebieten, die 
sich für den Bau von Windkraftanlagen posi-
tiv anbieten, ist innerhalb der Darstellungs-
bereiche ein Vorbehalt der Windkraftnutzung 
verbunden. Gleichzeitig führt die Festlegung 
außerhalb der Bereiche zu einem generellen 
Ausschluss von Windkraftanlagen im verblie-
ben Raum einer Planungsregion. Will die Regio-
nalplanung zusätzlich zur Ausschlusswirkung 
auch eine innergebietliche Vorrangwirkung 
für den Bau von Windenergieanlagen erzielen, 
muss sie den vierten Typ von Raumordnungs-
gebieten einsetzen, die Vorranggebiete mit 
kombinierter außergebietlicher Ausschluss-
wirkung. 

Als weiteren Steuerungsansatz, der ursprüng-
lich vom Bundesgesetzgeber nicht vorgesehen 
war, haben einzelne Länder das Ausschluss-
gebiet als eigenständigen Raumordnungsge-
bietstyp eingeführt. In Bayern und Baden-
Württemberg hat der Landesgesetzgeber die 
Regionalplanung ermächtigt, innerhalb einer 
Planungsregion die Gebiete verbal und/oder 
zeichnerisch abzugrenzen, die aus raumordne-
rischer Sicht für die Windkraftnutzung unge-
eignet sind. Nur innerhalb der verbliebenen Be-
reiche, die vom Ausschlussgebiet ausgespart 
werden, wären dann in einer Planungsregion 
raumbedeutsame Windkraftanlagen realisier-
bar. Gegenüber konkurrierenden Nutzungen 
kann sich der Bau von Windkraftanlagen aber 
nur dann ausreichend durchsetzen, wenn diese 
ausschlussfreien Bereiche zusätzlich als Vor-
ranggebiet gesichert werden. 

Zur Steuerung der Windkraftnutzung greifen 
bislang Berlin-Brandenburg, Mecklenburg-Vor-

Übernahme lösen sie allerdings keine raumord-
nungsrechtlichen Bindungswirkungen aus, sie 
haben eine reine Informationsfunktion.

Vergleicht man die Festlegungen zum Freiraum-
schutz im thematischen Zusammenhang, so 
lassen sich Differenzen in der Schwerpunkt-
setzung sowie im Umfang des Themenspekt-
rums erkennen. Die Regionalpläne eines Bun-
deslandes weisen in der Regel eine größere 
Ähnlichkeit auf als die Regionalpläne unter-
schiedlicher Länder. Diese Unterschiede kön-
nen auf landesspezifische Besonderheiten der 
Planungskultur sowie auf vereinheitlichend 
wirkende Planzeichenverordnungen zurückge-
führt werden.

Durch besonders vielfältige Festlegungen zum 
Freiraum zeichnen sich die Regionalpläne in 
Sachsen und Thüringen aus. Bis zu elf der auf-
gelisteten Themen werden hier in Form von 
Planzeichendarstellungen aufgegriffen. Zu-
meist finden sich sechs bis acht der Themen in 
den Festlegungskarten der Regionalpläne wie-
der. Mit vier Themen liegt der Regionalplan von 
Oberfranken-Ost am unteren Ende der Skala, 
nur von den Brandenburger Planungsregionen 
übertroffen, die bisher keine Aspekte des be-
handelten Spektrums in Teilplänen aufgreifen. 

Festlegungen zur Windkraftnutzung

In den zurückliegenden Jahren hat der Ausbau 
der Windkraftnutzung einen enormen Boom 
erfahren. Der nationale Aktionsplan Erneu-
erbare Energie und das Energiekonzept der 
Bundesregierung, aber auch die energiepoli-
tischen Pläne der Länder sehen für die nächs-
ten Jahrzehnte die Fortsetzung dieses ex-
pansiven Ausbaupfades vor. Allein durch das 
Repowering, d. h. das Ersetzen alter Anlagen 
durch leistungsfähigere und in der Regel weni-
ger Windenergieanlagen, werden diese ehrgei-
zigen Ausbauziele der Politik allerdings nicht 
zu erreichen sein. Mehr Flächen werden benö-
tigt, um zusätzliche Anlagen errichten zu kön-
nen. Das Energiekonzept der Bundesregierung 
fordert deshalb eine Initiative, um gemeinsam 
mit den Ländern und Kommunen die Raumord-
nungspläne mit dem Ziel weiterzuentwickeln, 
dass ausreichende Flächen für neue Windener-
giegebiete ausgewiesen werden. 

Vielerorts stehen dem weiteren Ausbau der 
Windkraftnutzung Proteste der Bürger, des Na-
turschutzes und Einsprüche der Flugsicherung 
sowie militärische Belange entgegen. Eine ver-
mittelnde Position der Regionalplanung ist hier 
gefragt. Als Ergebnis eines planerischen Ge-
samtkonzepts und unter Würdigung der kon-
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Rechtlicher Status Verbindliche Flächenausweisungen
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Karte 76
Planzeichen zur Windenergie in Regionalplänen

Pfalz und Bayern die Festlegung von Aus-
schlussgebieten in Kombination mit der Aus-
weisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten. 
Dabei werden die Ausschlussgebiete nur teil-
weise gebietsscharf dargestellt. In zahlreichen 
Regionen basiert ihre Abgrenzung auf einer 
textlichen Festlegung. So werden in Baden-
Württemberg alle außerhalb der Vorrangge-
biete gelegenen Flächen zu Ausschlussgebie-
ten erklärt. Auf die zeichnerische oder verbale 
Festlegung von Räumen, in denen eine Wind-
kraftnutzung explizit ausgeschlossen ist, ver-
zichten die Planungsregionen in Hessen und 
Thüringen, mit Ausnahme von Nordthüringen. 

pommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-An-
halt und Schleswig-Holstein auf Eignungsge-
biete zurück. Auch in der Region Braunschweig 
findet eine Festlegung von Eignungsgebieten 
ergänzend zur Ausweisung von Vorranggebie-
ten mit einer kombinierten Ausschlusswirkung 
statt. Ausschließlich das letztgenannte Inst-
rument kommt in Sachsen (mit Ausnahme der 
Region Oberes Elbtal/Osterzgebirge), Nordthü-
ringen sowie den meisten niedersächsischen 
Planungsregionen zum Einsatz. 

Demgegenüber erfolgt in Baden-Württemberg 
sowie in einzelnen Regionen von Rheinland-
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den Hochwasserschutz. Gemäß §  2 Abs. 2 Nr. 
6 ROG hat die Raumordnungsplanung für den 
vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste 
und im Binnenland zu sorgen, im Binnenland vor 
allem durch Sicherung oder Rückgewinnung 
von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungs-
flächen. Durch die flächenhafte Festlegung von 
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten kann die Er-
reichung der folgenden Ziele des vorsorgenden 
Hochwasserschutzes unterstützt werden: 
•	 Sicherung	 und	 Rückgewinnung	 von	 natürli-

chen Überschwemmungsflächen
•	 Risikovorsorge	 in	 potenziell	 überflutungsge-

fährdeten Bereichen (hinter den Deichen)
•	 Rückhalt	 des	Wassers	 in	 der	 Fläche	des	ge-

samten Einzugsgebietes.

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete dienen dazu, 
den Belangen des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes gegenüber konkurrierenden Nut-
zungen und Raumfunktionen flächenhaft in 
Flusseinzugsgebieten zur Durchsetzung zu 
verhelfen. Die Regionalplanung besitzt beim 
Hochwasserschutz eine wichtige flankierende 
Funktion zur Wasserfachplanung. Nur durch 
die Ausweisung von Raumordnungsgebieten 
ist eine Risikovorsorge für überschwemmungs-
gefährdete Flächen möglich, für die keine Über-
schwemmungsgebiete gemäß §  31b des Was-
serhaushaltsgesetzes festgesetzt werden 
können.

Bisher existierte allerdings noch kein bundes-
weiter Überblick zum Einsatz von Raumord-
nungsgebieten des vorsorgenden Hochwasser-
schutzes in Regionalplänen. Die hier vorgelegte 
vergleichende Plananalyse zeigt erstmals, wel-
che Planungsregionen in welchen Umfang von 
der Ausweisung von Vorrang- und Vorbehalts-
gebieten zum Hochwasserschutz Gebrauch ge-
macht haben.

Zeichnerische Ausweisungen zum Hochwas-
serschutz finden sich vor allem in den Regio-
nalplänen im Einzugsbereich von Rhein, Donau, 
Elbe, Main, Neckar und Ems. Trotz häufiger 
Flutkatastrophen wurde an der Oder bislang 
kein vorbeugender Hochwasserschutz durch 
die Regionalplanung umgesetzt. Entsprechen-
de Vorrang- und Vorbehaltsgebietsauswei-
sungen fehlen in den Planungsregionen von 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern. 
Auch die Ende der 1990er Jahre in Kraft getre-
tenen Regionalpläne in Thüringen enthalten – 
mit Ausnahme von Südwestthüringen – keine 
zeichnerischen Festlegungen zum Hochwas-
serschutz. 

In den meisten Ländern, die Raumordnungs-
gebiete ausweisen, erfolgt der vorbeugende 

In diesen Regionen werden lediglich Vorrang- 
bzw. Vorbehaltsgebiete festgelegt. Insgesamt 
werden von 75 Planungsregionen Raumord-
nungsgebiete zur Windenergie ausgewiesen. 
Bislang verzichten mit Ausnahmen der Region 
Münsterland alle Planungsregionen in Nord-
rhein-Westfalen auf eine Steuerung der Wind-
kraftnutzung durch Raumordnungsgebiete. 
Ebenso weisen zahlreiche Regionen in Bayern 
sowie einzelne Regionen in Baden-Württem-
berg, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt kei-
ne gebietsscharfen Bereiche für Windkraftnut-
zung aus. 

Besonders umfangreiche Flächensicherungen 
nehmen die Planungsregion Münsterland so-
wie die Regionen in Brandenburg vor. Während 
im Münsterland rund 4 % der Regionsfläche als 
Eignungsgebiete dargestellt sind, nehmen Eig-
nungsgebiete in Brandenburg durchschnitt-
lich 1,3 % sowie in Schleswig-Holstein durch-
schnittlich 1 % der Regionsfläche in Anspruch. 
In den übrigen Ländern werden deutlich gerin-
gere Anteile an der Regionsfläche der Raum-
ordnungsgebietsausweisungen erreicht. 

Im deutschlandweiten Mittel liegt die Größe 
von Raumordnungsgebieten für Windkraftnut-
zung – ohne Ausschlussgebiete und Gebiets-
ausweisungen auf dem Meer – bei 73 ha. Auch 
hier treten die Eignungsgebiete in Brandenburg 
besonders hervor. So weist der inzwischen 
durch Gerichtsurteil aufgehobene Teilplan der 
Planungsregion Havelland-Flämig eine durch-
schnittliche Flächengröße je Eignungsgebiet 
von 600 ha auf. In Prignitz-Oberhavel beträgt 
die durchschnittliche Raumordnungsgebiets-
größe rund 250 ha. Besonders kleine Flächen-
ausweisungen sind in Südwestsachsen mit 
durchschnittlich unter 10 ha zu finden. 

Raumordnungsgebietsausweisungen zur Wind-
energienutzung sind nicht nur auf das Land 
beschränkt, sondern finden auch in ausgie-
bigem Umfang im Offshorebereich auf dem 
Meer statt. In den Bundesraumordnungsplä-
nen für die ausschließliche Wirtschaftzone in 
Nord- und Ostsee werden umfangreiche Vor-
ranggebiete für Windenergie festgelegt. In der 
Nordsee beträgt die durchschnittliche Flächen-
größe der fünf Gebiete 176 km². In der Ostsee 
werden zwei Gebiete mit einer durchschnittli-
chen Größe von 130 km² ausgewiesen. 

Festlegungen zum vorbeugenden  
Hochwasserschutz

Eine zentrale Bedeutung haben gebietsscharfe 
Festlegungen der Regionalplanung in Form von 
Raumordnungsgebieten für den vorbeugen-



174 Raumordnungsbericht 2011

Karte 77
Planzeichen zum vorbeugenden Hochwasserschutz in Regionalplänen

Rechtlicher Status Verbindliche Flächenausweisungen
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Planzeichen zum vorbeugenden Hochwasserschutz in Regionalplänen

beugenden Hochwasserschutzes geschlos-
sen werden. Hierzu müsste als Maßstab ein 
einheitliches Hochwasserereignis zu Grunde 
gelegt werden. Erst nachdem die überflutete 
Fläche bestimmt worden ist, kann durch Ver-
schneidung mit den ausgewiesenen Raumord-
nungsgebieten des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes eine Aussage abgeleitet werden, 
ob eine ausreichende Vorsorge durch die Re-
gionalplanung getroffen wurde und alle über-
fluteten Bereiche ausreichend durch Festle-
gungen der Regionalplanung berücksichtigt 
werden oder ein Vollzugsdefizit besteht. 

Besonders umfangreich fällt die Flächensi-
cherung in den relativ jungen Regionalplänen 

Hochwasserschutz überwiegend durch die 
Festlegung von Vorranggebieten. Sie sollen 
bestehende Nutzungen vor einer baulichen In-
anspruchnahme für Siedlungszwecke schüt-
zen, aber auch verhindern, dass sich auf diesen 
Standorten Nutzungen mit hohem Schaden-
spotenzial ansiedeln, die im Überflutungsfal-
le negativ betroffen wären. Außerdem sollen 
Vorranggebietsausweisungen den Ausbau des 
Retentionsvermögens und die Ausweitung von 
Überflutungsbereichen – z. B. durch Rückverle-
gung von Deichen – unterstützen, um den Flüs-
sen in Zukunft wieder mehr Raum zu geben.

Grundsätzlich kann nicht von der Größe der 
Raumordnungsgebiete auf die Qualität des vor-
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der Rohstoffsicherung sind in Deutschland das 
Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG), die 
Landesplanungsgesetze der Länder, das Bun-
desbaugesetz (BBauG), das Bundesberggesetz 
(BBergG) und das Lagerstättengesetz. Da die 
oberflächennahen Rohstoffe nur begrenzt vom 
Regelungsbereich des BBerG erfasst werden, 
kommt der vorsorgenden Sicherung von Flä-
chen für den Rohstoffabbau durch Festlegun-
gen der Regionalplanung eine zentrale Bedeu-
tung zu.80 Die Regionalplanung wird deshalb als 
das wichtigste Instrument zur vorsorglichen 
Rohstoffsicherung angesehen. 

Das Verhältnis zwischen verbindlichen und un-
verbindlichen zeichnerischen Darstellungen in 
den Festlegungskarten der Regionalpläne un-
terscheidet sich in erster Linie zwischen den 
Ländern und weniger zwischen den Planungs-
regionen eines Landes. In Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern, Hessen, Nie-
dersachen, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und überwiegend in Bayern finden 
sich nur verbindliche Planzeichen zur Roh-
stoffsicherung. In allen Regionen Hessens und 
in den meisten Regionen Bayerns weisen alle 
zeichnerischen Planelemente den Rechtscha-
rakter von Zielen der Raumordnung auf. Auf-
grund der Interpretation von Vorbehaltsgebie-
ten als Ziel der Raumordnung werden in Bayern 
ausschließlich Ziele der Raumordnung zur Roh-
stoffsicherung eingesetzt. Diese umfassen so-
wohl Vorrang- als auch Vorbehaltsgebiete.

Im Saarland, Rheinland-Pfalz, Baden-Württem-
berg, Sachsen und Nordrhein-Westfalen treten 
auch ausgeprägt unverbindliche Planzeichen und 
nachrichtliche Übernahmen auf. Planzeichen mit 
Informationsgehalt liegen zudem in Nordrhein-
Westfalen vor. Zahlreiche Pläne legen in Erläu-
terungskarten Reservegebiete für den oberirdi-
schen Abbau nichtenergetischer Bodenschätze 
fest. Bei diesen gebietsscharfen zeichnerischen 
Darstellungen handelt es sich nicht um verbind-
liche Raumordnungsgebiete, sondern um eine 
zeichnerische Erläuterung eines textlichen Ziels. 
Als Planzeichen weisen sie keine raumordnungs-
rechtliche Verbindlichkeit auf. 

In fast allen Planungsregionen werden ge-
bietsscharfe Vorrang- und/oder Vorbehaltsge-
biete ausgewiesen. Eine Ausnahme bildet das 
Saarland. Hier erfolgt nur eine standortschar-
fe Festlegung mit Grundsatzcharakter. Nur in 
Nordrhein-Westfalen wird mit der Festlegung 
eines Vorranggebietes eine außergebietliche 
Ausschlusswirkung verknüpft. Raumbedeutsa-
me Vorhaben des Rohstoffabbaus sind hier au-
ßerhalb der dargestellten Vorranggebiete aus-
geschlossen. 

in Sachsen-Anhalt aus. Beispielweise werden 
rund 11 % der Regionsfläche in der Region Alt-
mark als Vorranggebiet Hochwasserschutz 
ausgewiesen. Ebenfalls einen hohen Flächen-
anteil erreicht die niedersächsische Region 
Verden mit 14 % der Regionsfläche. In Nieder-
sachsen wird im Durchschnitt aller Regionen, 
die Raumordnungsgebiete zum vorbeugenden 
Hochwasserschutz ausweisen, ein Anteil von 
3,4 % der Regionsfläche erreicht. Einen ähnlich 
hohen Wert erreicht auch Nordrhein-West-
falen. Im Mittel weisen die Regionen, in de-
nen bereits Vorranggebiete zum Hochwasser-
schutz ausgewiesen wurden, einen Anteil von 
3,9 % der Regionsfläche auf. Deutlich niedriger 
liegen die Anteilswerte in Baden-Württemberg 
und Bayern mit jeweils 1,8 % der Regionsfläche.

In Hessen beschränkt sich der vorbeugende 
Hochwasserschutz der Regionalplanung auf die 
Ausweisung einzelner Hochwasserrückhalte-
becken. Diese gebietlichen Festlegungen sind 
nicht dafür ausgelegt, umfangreiche Überflu-
tungsflächen zu sichern und den möglichst un-
problematischen Ablauf des Hochwassers ohne 
hohes Schadensaufkommen in der Fläche zu er-
möglichen. Entsprechend erreichen die Gebiets-
ausweisungen der Regionalplanung in Hessen 
nur geringe Anteile an der Regionsfläche.

Neben der Festlegung von Vorranggebieten 
werden von etwa der Hälfte der Planungsregio-
nen zusätzlich ergänzend Vorbehaltsgebiete 
ausgewiesen. Vorbehaltsgebiete dominieren 
in den Regionen Mittlerer Oberrhein, Rhein-
pfalz und Rheinhessen-Nahe. Auch in Sachsen 
nimmt die Regionalplanung in größerem Um-
fang Vorbehaltsausweisungen vor. Zusätzlich 
werden hier aber auch flächenhafte Auswei-
sungen in Regionalplänen dargestellt, die kei-
nem Vorbehaltsgebiet entsprechen, aber trotz-
dem eine Bindungswirkung von Grundsätzen 
der Raumordnung erreichen. 
 
Festlegungen zur Rohstoffsicherung

Unter Rohstoffsicherung werden alle Maßnah-
men verstanden, die Rohstoffvorkommen lang-
fristig einer wirtschaftlichen Gewinnung und 
Verwertung zur Verfügung stellen und entge-
genstehende Ansprüche von Dritten abwehren.  

Oberflächennahe Rohstoffe werden vorrangig 
von der Bauwirtschaft benötigt. Als Massen-
rohstoff sind Kies, Sand und Steine transport-
intensive Güter. Aus Kostengründen können 
sie nicht über beliebige Entfernungen an den 
Ort des Verbrauchs transportiert werden. Ei-
ner regionalen Versorgung kommt deshalb eine 
zentrale Bedeutung zu. Rechtliche Grundlagen 

(80) Staatliche Geologische 
Dienste der Bundesrepublik 
Deutschland: Rohstoffsiche-
rung in der Bundesrepublik 
Deutschland – Zustandsbe-
richt –. Stand: 31. Dezember 
2008, http://www.infogeo.de/
dokumente/download_pool/
rohstoffsicherung_2008.pdf, 
Zugriff am 12.10.2010.
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in Hessen vor. Jeweils rund 4 % der Fläche der 
Regionen werden im Landesmittel als Vorrang-
gebiet ausgewiesen. In Nordrhein-Westfalen 
konzentriert sich die Rohstoffsicherung vor al-
lem auf die Regierungsbezirke Köln und Düssel-
dorf. Ebenso wie die Ausweisungen im Regie-
rungsbezirk Köln sind auch die umfangreichen 
Festlegungen in der sächsischen Region Ober-
lausitz-Niederschlesien vor allem auf die hier 
verorteten Braunkohlentagebaugebiete zu-
rückzuführen.

Obwohl auch die bayerischen Regionen Würz-
burg und Westmittelfranken über 4 % der 
Re gion für den Abbau von Bodenschätzen 
sichern, besitzen die Festlegungen eine ge-

Ausschlusswirkungen kennen allerdings auch 
andere Regionalpläne. Eine Ausweisung von 
Ausschlussgebieten nehmen einzelne Re-
gionen in Niedersachsen und Baden-Würt-
temberg vor. So werden in den Regionen Leer 
und Hameln-Pyrmont gemeindescharfe so-
wie in der Region Hannover gebietsschar-
fe Ausschlussgebiete für raumbedeutsame 
Rohstoffabbauvorhaben im Regionalplan de-
finiert. Gebietsscharfe Ausweisungen von Aus-
schlussgebieten erfolgen auch in den Regional-
plänen der Regionen Bodensee-Oberschwaben 
und Hochrhein-Bodensee. 

Eine besonders umfangreiche Flächensiche-
rung für Rohstoffe nehmen die Regionalpläne 

Karte 78
Planzeichen zur Rohstoffsicherung in Regionalplänen

Rechtlicher Status Verbindliche 
Flächenaus-
weisungen
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cherten Rohstoffarten Sammelkategorien aus. 
Festgesteine umfassen Fest- und Hartgesteine 
wie Granit, Gneis, Basalt, Quarzit, Grauwacke, 
Sandstein oder Kalkstein. In gebrochener oder 
gemahlener Form genutzte Feststeine können 
als Natursteine bezeichnet werden. Hiervon 
zu unterscheiden sind die Naturwerksteine, 
die ebenfalls den Feststeinen zuzuordnen sind, 
aber durch Bearbeitung in eine präzise dimen-
sionierte und maßgerechte Form gebracht wer-
den können. 

Steine und Erden gehören zu den oberflächen-
nahen Rohstoffen. In der Regel erfolgt der Ab-
bau im Tagebau. Allerdings ist ein Abbau im Un-
tertagebetrieb nicht ausgeschlossen. 

Neben dem Abbau von Erden und Steinen si-
chert die Regionalplanung durch die Auswei-
sung von Raumordnungsgebieten auch die 
Nutzung verschiedener Energierohstoffe. Flä-
chenbedeutsam ist vor allem die im Tagebau 
gewonnene Braunkohle. In den Ländern mit 
wirtschaftlich bedeutenden Braunkohlenlager-
stätten hat sich mit der Braunkohlenplanung 
eine spezielle Form der Raumordnung ausdiffe-
renziert. 

Spezielle Braunkohlenpläne werden landes-
weit oder regionsbezogen aufgestellt. Sie 
enthalten textliche Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung und auch zeichnerische Karten 
mit gebietlichen Festlegungen. Leider konnten 
diese speziellen Braunkohlenpläne mit ihren 
umfangreichen Darstellungen im Rahmen die-
ses Regionalplanvergleichs nicht ausgewertet 
werden. Da die Festlegungen der Braunkoh-
lenpläne aber in die traditionellen Regionalplä-
ne übernommen werden, konnten sie indirekt 
für die quantitative Auswertung berücksich-
tigt werden. Eine Ausnahme ist die Region 
Oberland-Spree, wo bisher kein fachlicher Teil-
regionalplan mit Darstellungen zur Rohstoff-
sicherung existiert, aber Festlegungen aus 
Braunkohlen- bzw. Sanierungsrahmenplänen 
vorliegen. 

Große Braunkohlenabbaugebiete sind in Nord-
rhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg zu finden. Eine Sicherung 
der Braunkohlenvorkommen in Brandenburg 
erfolgt durch Braunkohlen- und Sanierungs-
pläne, deren Träger die Gemeinsame Landes-
planungsabteilung Berlin-Brandenburg ist. 
In Nordrhein-Westfalen werden Braunkoh-
lenpläne vom Braunkohlenausschuss, einem 
Sonderausschuss des Regionalrats des Re-
gierungsbezirks Köln aufgestellt. Neben den 
Teilabschnitten der Planungsregion Köln wer-
den auch Teile der Planungsregion Düsseldorf 

ringere Schutzwirkung, da überwiegend auf 
Vorbehaltsgebiete zurückgegriffen wird. Wird 
allerdings unterstellt, das Vorbehaltsgebie-
te in Bayern die Bindungswirkung eines Ziels 
der Raumordnung realisieren können, dann 
erreicht die Regionalplanung mit diesen Aus-
weisungen ein höheres Gewicht für den Roh-
stoffbelang. Eine ähnliche Tendenz ist auch in 
Schleswig-Holstein zu erkennen. Auch hier do-
minieren Vorbehaltsgebiete. 

Um beantworten zu können, welche Roh-
stoffarten durch Raumordnungsgebietsaus-
weisungen der Regionalplanung für den lang-
fristigen Rohstoffabbau gesichert werden, 
wurde eine Inhaltsanalyse der Regionalplan-
texte durchgeführt. In den Fällen, wo der Re-
gionalplantext keine Ausführungen zur Art der 
gesicherten Rohstoffe enthält, mussten Roh-
stoffkarten der geologischen Landesämter 
ausgewertet werden. Durch Verschneidung 
bzw. Überlagerung der Raumordnungsgebiete 
für Rohstoffsicherung mit den Verbreitungskar-
ten der Rohstoffe konnte in der Regel verhält-
nismäßig sicher ermittelt werden, auf welche 
Rohstoffvorkommen sich ein Raumordnungs-
gebiet bezieht. Da Rohstoffvorkommen aber 
häufig in Schichten übereinanderliegen, konn-
te in Einzelfällen allerdings nicht eindeutig die 
Rohstoffart bestimmt werden, die durch ein 
Raumordnungsgebiet vorrangig gesichert wer-
den soll.

Durch die Raumordnung werden in erster Li-
nie oberflächenahe Rohstoffe aus der Gruppe 
der Steine, Erden und Industrieminerale gesi-
chert. Hierzu zählen Vorkommen von Locker- 
oder Festgesteinen, die an der Erdoberfläche 
oder unmittelbar unter nicht nutzbaren Gestei-
nen liegen und im Tagebau gewonnen werden 
können. Zudem treffen die Regionalpläne in ei-
nem geringeren Umfang Festlegungen zu Ener-
gierohstoffen. Ausnahmsweise werden dabei 
auch tiefliegende Rohstoffe von den Auswei-
sungen erfasst.

In Einzelfällen werden durch ein Raumord-
nungsgebiet mehrere Rohstoffarten gleichzei-
tig gesichert. Der Flächenanteil der jeweiligen 
Rohstoffart kann leider nur grob abgeschätzt 
werden, da weitergehende Informationen nicht 
zur Verfügung stehen. Jede Rohstoffart wur-
de deshalb gleichberechtigt behandelt und die 
Gesamtfläche eines Raumordnungsgebietes 
entsprechend proportional auf die gesicherten 
Rohstoffarten aufgeteilt.

Sofern keine detaillierte Klassifikation der Stei-
ne und Erden vorgenommen werden konnte, 
weist die Karte der durch Regionalpläne gesi-
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Karte 79
Rohstoffsicherung in Regionalplänen
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Festlegungen zur Infrastruktur

Die Infrastruktur gehört gemäß §  8 Abs. 5 Nr.  3 
ROG neben der Raum-, Siedlungs- und Frei-
raumstruktur zum Pflichtbestandteil von Fest-
legungen in Regionalplänen. Offensichtlich 
erwartet der Gesetzgeber von der Regional-
planung, dass diese sowohl zur technischen 
wie zur sozialen Infrastruktur textliche und 
zeichnerische Festlegungen in ihren Plänen 
ausweist. Mit ihren Festlegungen darf die Re-
gionalplanung allerdings nicht eine Fachpla-
nung ersetzen. „Sie darf (ohne spezielle ge-
setzliche Ermächtigung) nicht an die Stelle der 
Fachplanung treten und deren Aufgaben über-
nehmen. Den Fachplanungsträgern muss zur 
Erfüllung der ihnen eingeräumten Planungsbe-
fugnis ein ausreichender Planungsspielraum 
ver bleiben“.81

Die vergleichende Plananalyse konzentriert 
sich ausschließlich auf Planzeichen für die Inf-
rastrukturbereiche Entsorgung, Energieversor-

überplant. In Sachsen wird die Trägerschaft 
für Braunkohlenpläne von den Regionalen Pla-
nungsverbänden, die für die allgemeine Regio-
nal planung zuständig sind, wahrgenommen. 
Ähnlich ist die Situation in Sachsen-Anhalt. 

Kleinere Sicherungsflächen für Braunkohleab-
bau weisen zudem der Regionalplan des Groß-
raums Braunschweig in Niedersachsen, die 
Planungsregionen Nord- und Südhessen sowie 
die bayerische Region Oberfranken-Ost aus. 

Als weiterer oberflächennaher Energierohstoff 
wird in Deutschland in vier Regionen Ölschie-
fer gesichert. Mit rund 26 km² führt die Region 
Braunschweig die umfangreichste Flächensi-
cherung durch. 

Neben den Sedimenten Kies und Sand sowie 
Ton und Tongestein nimmt der Energierohstoff 
Torf eine zentrale Position in der Rohstoffsi-
cherung des Landes Niedersachsen ein. Als 
einzige weitere westdeutsche Region legt die 
Region Bodensee-Oberschwaben ebenfalls 
Raumordnungsgebiete zur Sicherung des Torf-
abbaus fest. In den neuen Ländern weist je-
weils mindestens eine Region jedes Bundes-
landes entsprechende Raumordnungsgebiete 
aus. 

Nur in einem geringen Umfange treffen die Re-
gionalpläne auch Festlegungen hinsichtlich 
tiefliegender Rohstoffe. In Niedersachsen le-
gen fünf Regionen übertägige Anlagen zu Ge-
winnung tiefliegender Rohstoffe mit Bezug zu 
Energierohstoffen fest. Durch die Festlegung 
werden Anlagen zur Förderung, Aufbereitung 
und Lagerung tiefliegender Rohstoffe gesi-
chert. Im Gegensatz zu den oberflächennahen 
Rohstoffen findet keine Sicherung der Lager-
stätten selbst statt. Ziel der Festlegung in der 
Region Wittmund ist die raumordnerische Si-
cherung eines Erdölfeldes. In Nienburg-We-
ser, Leer, Soltau-Fallingbostel und Rotenburg 
(Wümme) werden Ergasaufbereitungsanlagen 
sowie Erdgasbohrstellen gesichert. Die in den 
Regionen Soltau-Fallingbostel und Rotenburg 
(Wümme) punktförmig festgelegten Vorrang-
standorte (36 bzw. 3 Standorte) werden hier 
nicht in der Karte regionalplanerisch gesicher-
ter Rohstoffarten dargestellt.

Karte 80
Planzeichen zur Infrastruktur in Regionalplänen – 
ohne Verkehr
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Karte 81
Infrastruktur in Regionalplänen
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gung, Kommunikation, Wasserwirtschaft und 
soziale Infrastruktur. Zeichnerische Darstellun-
gen zur Verkehrsinfrastruktur wurden nicht be-
rücksichtigt. 

Mit Ausnahme der Regionen Rheinhessen-Na-
he, Westpfalz, Augsburg, Allgäu und allen Pla-
nungsregionen in Brandenburg finden sich ent-
sprechende zeichnerische Ausweisungen in 
allen sonstigen verbindlichen Regionalplänen. 
Auffällig ist, dass zahlreiche Regionen aus-
schließlich auf eine nachrichtliche Übernahme 
zurückgreifen und vollständig auf eigene raum-
ordnungsrechtlich verbindliche Festlegungen 
verzichten. Dies ist insbesondere in Bayern 
und Schleswig-Holstein der Fall und einge-
schränkt auch in Mecklenburg-Vorpommern, 
wo in geringem Umfang auch Festlegungen mit 
Grundsatzcharakter vorliegen. 

Sehr uneinheitlich ist die Situation in Rhein-
land-Pfalz; hier finden sich Planungsregionen 
ohne zeichnerische Aussagen zur Infrastruktur 
oder nur mit Informationsangeboten. Verbind-
liche Festlegungen zur Infrastruktur besitzt in 
Rheinland-Pfalz nur noch die Region Trier. 

In Nordrhein-Westfalen, Hessen und Sach-
sen-Anhalt liegen ausschließlich Ziele der 
Raumordnung im Infrastrukturbereich vor. In 
Niedersachsen überwiegen zwar klar Ziele 
der Raumordnung, es wird aber auch umfang-
reich von der zeichnerischen Ausweisung von 
Grundsätzen Gebrauch gemacht. 

Die einzelnen Themenbereiche der Infra-
struktur sind in den einzelnen Ländern in der 
Regio nalplanung sehr unterschiedlich vertre-
ten. Durchschnittlich zehn Themen werden in 
Niedersachsen in jedem Plan durch Planzei-
chen abgedeckt. Mit zwölf Themen weisen die 
Regio nen Nienburg/Weser, Stade und Verden 
bundesweit das größte Themenspektrum auf. 

Bundesweit besitzen Planzeichen zum The-
ma Abfallwirtschaft die größte Verbreitung. 
Über 75 % der Planungsregionen weisen ent-
sprechende Planzeichen auf. In über zwei Drit-
tel der Planungsregionen befinden sich zudem 
Planzeichen zur Abwasserwirtschaft, zu Hoch-
spannungsleitungen, Rohrleitungen (ohne) 
Wasser und Umspannwerken. Wasserwirt-
schaft sowie Kultur und Sport werden in je-
weils rund einem Drittel der Planungsregionen 
abgedeckt. 

Ein erstaunliches Ergebnis der vergleichenden 
Plananalyse ist, dass nur extrem wenige Regio-
nalpläne Planzeichen zur sozialen Infrastruktur 
enthalten. Obwohl gerade diese Infrastruktu-

Karte 82
Planzeichen zum Gewerbe in Regionalplänen
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ren bei der Anpassung des Daseinsvorsorge-
angebotes an die demographisch bedingte ge-
wandelte Nachfrage im Vordergrund stehen, 
nimmt die Regionalplanung mit ihren Plänen 
faktisch keine Koordinationsfunktionen des 
Anpassungsprozesses wahr.

Festlegungen zur Gewerbeentwicklung 

Planzeichen zum Gewerbe besitzen eine bun-
desweite Verbreitung. Allerdings weisen nur 
rund drei Viertel aller Regionen verbindliche 
Festlegungen auf. Während alle Planungsre-
gionen in Baden-Württemberg (mit Ausnahme 
der grenzüberschreitenden Region Donau-Iller), 
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt entsprechende Ausweisungen 
nutzen und auch in Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz und Schleswig-Holstein zahlreiche Regio-
nen eine Bindungswirkung vorsehen, greifen in 
Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Thü-
ringen nur einzelne Regionen auf diese Instru-
mente zurück. 

Die verbindlichen Festlegungen zum Gewer-
be können in Abhängigkeit ihres Raumbezugs 
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Karte 83
Festlegungen zum Gewerbe in Regionalplänen

Gemeindefunktion und standortscharfe Festlegungen Verbindliche Flächenausweisungen
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in drei Typen eingeteilt werden. In der Regel 
auf das gesamte Gemeindegebiet bezieht sich 
die Festlegung einer Gewerbefunktion. Mit der 
Funktionszuweisung ist zumeist die Aufhebung 
der Beschränkung auf eine gewerbliche Eigen-
entwicklung verbunden. Den betroffenen Ge-
meinden wird von der Regionalplanung eine 
besondere Eignung für eine Gewerbeflächen-
entwicklung zuerkannt, die über den lokalen Ei-
genbedarf der örtlichen Wirtschaft hinausgeht 
und auch Flächenangebote für die Ansiedlung 
von Gewerbe- und Industriebetrieben mit um-
fasst. 

Die Gewerbefunktion wird sowohl textlich als 
auch vielfach ergänzend zeichnerisch fest-
gelegt. Bis auf Nordrhein-Westfalen, Sach-

sen-Anhalt und Thüringen werden in jedem 
Bundesland in mindestens einer Region ge-
werbliche Funktionen auf Gemeindeebene 
festgelegt. Vor dem Hintergrund landesplane-
rischer Ausweisungen führen alle Regionen in 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Sach-
sen eine entsprechende Funktionszuweisung 
durch. Auch in Niedersachsen kommt das Inst-
rument in großem Umfang zum Einsatz. Bedingt 
durch die geringe Größe der Planungsregionen 
besitzt hier teilweise über die Hälfte aller Ge-
meinden eine entsprechende Schwerpunkt-
funktion in der Gewerbeentwicklung. Ledig-
lich der Großraum Braunschweig verzichtet auf 
entsprechende Festlegungen. 
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3.3.5 Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Aus den Ergebnissen der vergleichenden Re-
gionalplananalysen lassen sich folgende 
Schlussfolgerungen für die Weiterentwicklung 
der Raumordnungspraxis auf Ebene der Teil-
räume ziehen: 

In fast allen Ländern werden von der Regio-
nalplanung alle Pflichtbereiche abgedeckt, so 
dass dort für alle Planungsregionen Festlegun-
gen zur Raum-, Siedlungs-, Freiraum- und Infra-
struktur vorliegen. Werden von der Regional-
planung nur Teilregionalpläne zu ausgewählten 
Inhalten aufgestellt, fehlen für einzelne Pflicht-
bereiche entsprechende Festlegungen. Die Re-
gionalplanung limitiert damit nicht nur ihren 
Steuerungseinfluss, sie büßt langfristig auch 
ihren Charakter als integrierte Gesamtplanung 
ein.

In vielen Ländern verzichtet die Regionalpla-
nung weitgehend auf eigenständige verbind-
liche zeichnerische Festlegungen zur Infra-
struktur. In diesen Fällen beschränkt sie sich 
fast ausschließlich auf die Widergabe nach-
richtlicher, fachplanerischer Übernahmen. Da 
von diesen zeichnerischen Darstellungen al-
lerdings keine raumordnungsrechtlichen Bin-
dungswirkungen ausgehen, verzichtet die 
Regionalplanung in großen Teilen des Bundes-
gebiets auf einen raumordnungsrechtlichen 
Koordinationsanspruch von Infrastrukturvor-
haben.

Grundsätzlich hat der Bundesgesetzgeber aber 
ein Interesse daran, dass all jene raumbedeut-
samen Aussagen von Fachplanungen in Raum-
ordnungspläne integriert werden, die zu einer 
Koordination von Raumnutzungen erforderlich 
erscheinen (vgl. §  8 Abs. 6 ROG). Die Integra-
tionspflicht fachplanerischer Aussagen ist 
nach Auffassung des Gesetzgebers einzulösen, 
indem all jene Aussagen von Fachplanungen in 
Raumordnungspläne überführt werden, die
•	 sich	 zur	 Aufnahme	 in	 Raumordnungspläne	

eignen (raumbedeutsame Maßnahmen und 
Planungen),

•	 als	 Ziel	 oder	 Grundsatz	 der	 Raumordnung	
festgelegt werden können und

•	 deren	 Übernahme	 in	 Raumordnungspläne	
nach Abwägungsgrundsätzen erfolgen kann.

Die Intensivierung der Integration fachplaneri-
scher Belange erscheint ratsam, soll die raum-
ordnerische Abstimmung der Fachplanungen 
durch eigenständige Festlegungen der Raum-
ordnung verbessert werden.

In Baden-Württemberg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern und Bayern greifen nur wenige 
Regionen auf eine Konzentration der Gewerbe-
flächenentwicklung mittels gemeindescharfer 
gewerbeorientierter Funktionsausweisungen 
zurück.

Standort- und flächenscharfe Festlegungen 
verfolgen in der Regel zwei Ziele. Zum einen 
werden Bereiche von der Regionalplanung 
identifiziert, auf denen eine Gewerbeflächen-
entwicklung als raumverträglich eingeschätzt 
wird. Dementsprechend soll die gewerbliche 
Entwicklung auf diese Bereiche ausgerichtet 
werden. Insbesondere gebietsscharfe Raum-
ordnungsgebiete dienen zudem einer Siche-
rung der Flächen vor einer Inanspruchnahme 
durch konkurrierende Nutzungen. Dabei ist der 
Schutz durch Vorranggebiete deutlich höher 
als durch Vorbehaltsgebiete. Der Umfang der 
ausgewiesenen Raumordnungsgebiete spie-
gelt den von der Regionalplanung vorrangig 
verfolgten Steuerungsansatz wider. Eine um-
fassende Standortsteuerung setzt umfangrei-
che Standort- oder Flächenausweisungen vo-
raus. Ein solcher Ansatz wird in Deutschland 
nur in Nordrhein-Westfalen und Hessen ge-
nutzt. Bis zu 7 % der Regionsflächen werden in 
diesen Ländern als Industrie- und Gewerbebe-
reiche mit dem Charakter von Vorranggebieten 
ausgewiesen. Auf Grundlage aktueller Vorga-
ben der Landesplanung erfolgt die Festlegung 
in den vor kurzem in Kraft getretenen Plänen 
in den Teilregionen Siegen und Paderborn als 
Vorranggebiet mit der Wirkung von Eignungs-
gebieten. Die dadurch bewirkte Konzentra tion 
der Baulandanweisung auf Vorranggebiete 
trägt zur Mengensteuerung des Siedlungs- und 
Verkehrsflächenwachstums bei. Eine Mengen-
steuerung mittels gemeindescharfer Flächen-
kontingente ist bundesweit nur in Südhessen 
zu finden. Die meisten Regionen beschrän-
ken sich auf die Festlegungen von Gemeinde-
funktionen und die Sicherung einzelner regio-
nalbedeutsamer Standorte bzw. Flächen für 
die Gewerbeentwicklung. Der Anteil der Flä-
chenausweisungen ist in diesen Fällen gering. 
Überwiegend werden weniger als 1 % der Re-
gionsfläche gesichert. Ein umfassender Steue-
rungsanspruch besteht hier nicht. 
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Werden ursprünglich als integrierte Gesamt-
pläne aufgestellte Regionalpläne nur noch ka-
pitelweise fortgeschrieben, führt dies in der 
Summe zu einer Vielzahl von Teilfortschreibun-
gen. Neben den aktuellen, in Kraft befindlichen 
Teilfortschreibungen sind zusätzlich noch jene 
Kapitel des ursprünglichen integrierten Ge-
samtplans rechtswirksam, die zwischenzeitlich 
nicht fortgeschrieben wurden und häufig noch 
aus den 1980er Jahren stammen. Will sich ein 
Adressat über die aktuell in Kraft befindlichen 
Festlegungen der Regionalplanung für eine Pla-
nungsregion informieren, müssen prinzipiell 
alle gültigen Plandokumente, die häufig sehr 
zahlreich sind, durchgesehen werden. Selbst 
wenn die Regionalplandokumente und ihre 
Fortschreibungen auf der Homepage der Pla-
nungsregion digital angeboten werden, ist für 
den Leser eine Orientierung nur mit erhebli-
chem Aufwand möglich. 

Von Vorteil erweist es sich, wenn nicht nur die 
textlichen Festlegungen, sondern auch die Än-
derungen in den Plankarten regelmäßig in neu-
en Dokumenten zusammengeführt werden. Er-
folgt keine Integration der Teilfortschreibungen 
zu einem umfassenden Dokument, besteht die 
Gefahr, dass von den Adressaten möglicher-
weise veraltete Festlegungen betrachtet oder 
gültige Festlegungen übersehen werden. 

Ein gravierendes Problem vieler Regionalpläne 
ist ihre schwierige Interpretierbarkeit. Dies gilt 
sowohl für die textlichen wie für die zeichne-
rischen Darstellungen. Während sich bei den 
textlichen Festlegungen allerdings die vorge-
schriebene Kennzeichnung der raumordnungs-
rechtlichen Verbindlichkeit weitgehend durch-

gesetzt hat, verzichten viele Festlegungskarten 
in Regionalplänen immer noch auf eine explizi-
te Kennzeichnung als Ziel, Grundsatz, nach-
richtliche Übernahme oder ein Planzeichen mit 
reiner Informationsfunktion. Dies hat zur Folge, 
dass Leser vielfach nicht eindeutig den Rechts-
charakter einer zeichnerischen Darstellung er-
fassen können. Im Sinne der Plangeber müsste 
allerdings eine möglichst große Verständlich-
keit aller Inhalte eines Regionalplans sein.

Insofern wird angeregt, standardmäßig für je-
des Planzeichenelement in der Festlegungs-
kartenlegende zu ergänzen, ob es sich um ei-
nen Grundsatz oder ein Ziel der Raumordnung 
handelt oder ob der Fall einer nachrichtlichen 
Übernahme vorliegt und das Planzeichen rein 
informative Zwecke verfolgt.

In den Ländern, in denen eine Planzeichenver-
ordnung in Kraft ist, weisen die Regionalpläne 
eine höhere Homogenität der zeichnerischen 
Festlegungen auf als in Ländern, ohne landes-
weite Regelung der zeichnerischen Inhalte ih-
rer Regionalpläne. Dies erleichtert nicht nur für 
viele Adressaten der Raumordnung die Lesbar-
keit der Pläne, auch Investoren, die z. B. auf der 
Suche nach geeigneten Standorten für Wind-
kraftanlagen, den Rohstoffabbau oder die Ent-
wicklung von Baugebieten sind, können sich 
leichter orientieren.

Dies spricht für die Einführung verbindlicher 
Planzeichenverordnungen. Um allerdings eine 
themengerechte Weiterentwicklung der lan-
desrechtlichen Vorgaben zu gewährleisten, 
sollten Planzeichenkataloge möglichst offen 
für Ergänzungen sein. 
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Nach §  3 ROG sind raumbedeutsame Planun-
gen und Maßnahmen „Planungen einschließ-
lich der Raumordnungspläne, Vorhaben und 
sonstige Maßnahmen, durch die Raum in An-
spruch genommen oder die räumliche Ent-
wicklung oder Funktion eines Gebietes beein-
flusst wird, einschließlich des Einsatzes der 
hierfür vorgesehenen öffentlichen Finanzmit-
tel“. Werden raumbedeutsame Planungen re-
alisiert, so werden aus diesen raumwirksame 
Maßnahmen. Raumwirksam heißt dann, dass 
durch die Maßnahmen räumliche Aktivitäts-
muster in Wirtschaft und Gesellschaft und da-
mit Flächennutzungen und Landschaftsbilder 
verändert oder die Wettbewerbssituation bzw. 
räumliche Bedeutung einer Stadt oder Region 
im nationalen Wirtschafts- und Siedlungsgefü-
ge beeinflusst werden.

Da das Thema der raumwirksamen Mittel mit-
telfristig in einem eigenen Bericht des BBSR 
behandelt wird, verzichtet der Raumordnungs-
bericht 2011 weitgehend auf eine inhaltlich und 
kleinräumig differenzierte Darstellung. Statt-
dessen wird das Engagement des Bundes mit 
seinen raumwirksamen Mitteln in einer mittel-
fristigen Perspektive für den Zeitraum 2004–
2010 erläutert. Außerdem werden die regio-
nalen Einnahmen- und Ausgabenströme der 
Sozialversicherung im Zusammenspiel mit den 
raumwirksamen Mitteln betrachtet. Die regio-
nalen Transfers im Rahmen der Sozialversiche-
rung haben eine Größenordnung erreicht, die 
die des Finanzausgleichs übersteigt und einen 
wichtigen Beitrag zur „Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse“ leistet. 

Vor dem Hintergrund der neuen EU-Förderperi-
ode bis 2013 wird zudem das europäische Enga-
gement in Form der Struktur- und Agrarpolitik 
beschrieben, da diesen aufgrund ihres Mittel-
volumens und ihrer instrumentellen Ausrich-
tung eine große raumentwicklungspolitische 
Bedeutung zukommt. In diese Betrachtung 
wird auch die Forschungs- und Technologie-
politik einbezogen. Im Zuge der Umsetzung der 
europäischen Transparenzrichtlinie können 
erstmals ausgewählte Ergebnisse zum europä-
ischen Mitteleinsatz in regional disaggregierter 
Form unterhalb der Länderebene dargestellt 
werden. 

4  Raumwirksame Mittel

Im Mittelpunkt der Darstellung stehen die 
direkten monetären Zahlungsströme an die 
„Erstempfänger“. Diese verdeutlichen, in 
welchem Umfang die einzelnen Regionen an 
den verschiedenen Politikbereichen partizi-
piert haben. Bei der Interpretation gilt es Fol-
gendes zu beachten:

•	 Soweit	die	Förderung	antragsgesteuert	er-
folgt, müssen zunächst Antragsteller inner-
halb des Raums gewonnen werden, damit 
Fördermittel in die Region fließen können. 

•	 Eine	 unterdurchschnittliche	 Inanspruch-
nahme kann neben einem geringen Besatz 
an potenziellen Antragstellern auf einem 
geringen Engagement oder auf Informati-
onsdefiziten seitens der Akteure gründen. 
Es kann aber auch ein geringerer Hand-
lungsbedarf bestehen oder eine Anhebung 
mit geringerem Mitteleinsatz möglich sein.

•	 Von	 einer	 unterdurchschnittlichen	 Förde-
rung pro Einwohner kann nicht auf einen 
unterdurchschnittlichen Wirkungsgrad ge-
schlossen werden. 

•	 Aufgrund	 der	 räumlich-funktionalen	 Ar-
beitsteilung wird die formale Begünstigung 
einer Region in der Regel auch in anderen 
Räumen „effektiv“ wirksam, etwa über in-
duzierte Käufe und Vorleistungsverflech-
tungen. 

•	 Bei	 großräumigen	 Infrastrukturinvestitio-
nen erschweren Probleme der regionalen 
Zurechenbarkeit eine sachadäquate Inter-
pretation der Ergebnisse. Dies gilt speziell 
für Verkehrsinvestitionen, da diese Teil 
von Netzstrukturen sind und die regiona-
len Wirkungen räumlich auseinanderfallen 
können. 

•	 Die	 regionale	Mittelverteilung	 einer	 Fach-
politik ist zunächst fachpolitisch zu bewer-
ten. Dies gilt insbesondere für jene Fach-
politiken, die keine ausgleichs-, sondern 
entwicklungspolitische Ziele aufweisen, 
wie z. B. die Forschungs- und Entwicklungs-
politik. Ähnliche Überlegungen gelten für 
Programme, die nur in bestimmten Räumen 
zur Anwendung kommen können. 

Begriffe: Raumwirksamkeit und  
Verteilungswirkungen
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Inzwischen wurden zwar deutliche Fortschrit-
te in der Angleichung der Lebensverhältnis-
se in Ostdeutschland erreicht. Gleichwohl ist 
die Lage auf den ostdeutschen Arbeitsmärk-
ten, bedingt durch das begrenzte Arbeits-
platzwachstum und das im Vergleich zu West-
deutschland höhere Arbeitskräfteangebot, 
noch nicht befriedigend. Zugleich droht die 
demographische Entwicklung die langfristi-
gen Entwicklungsperspektiven der ostdeut-
schen Regionen immer stärker zu beeinträch-
tigen. Die Auswirkungen der demographischen 
Entwicklung werden zeitverzögert auch in den 
westdeutschen Regionen immer stärker spür-
bar, wobei einzelne Regionen oder Städte be-
reits heute in starkem Maße mit den negativen 
Folgen konfrontiert sind. 

Ein zentraler Indikator für die wirtschaftliche 
Leistungskraft von Regionen ist das Bruttoin-
landsprodukt je Einwohner. 1996 lagen die ost-
deutschen Regionen insgesamt bei etwa 68 % 
des westdeutschen Niveaus. Die erheblichen fi-
nanziellen Anstrengungen, die seit Inkrafttreten 
des Solidarpaktes I im Jahre 1995 unternommen 
wurden, konnten die Entwicklung der neuen 
Länder stabilisieren und zumindest eine weitere 
Angleichung in der wirtschaftlichen Leistungs-
kraft induzieren. Diese Angleichung wurde im 
Krisenjahr 2009 durch die geringere Betroffen-
heit der ostdeutschen Regionen von der Finanz- 
und Wirtschaftskrise in der Tendenz verstärkt, 
wobei dieser Effekt temporär war. 

In Betrachtungszeitraum haben sich einige 
grundlegende Änderungen in der Gestaltung 
zentraler Rahmenbedingungen ergeben: So 
markiert das Jahr 2005 den Start des Solidar-
paktes II und die Neuregelung des Länderfi-
nanzausgleichs. Zum 1. September 2006 ist die 
erste Stufe der Föderalismusreform mit den 
Änderungen zum Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG) und zur Sozialen Wohn-
raumförderung in Kraft getreten, wonach die 
finanzpolitische Verantwortung für diese Be-
reiche in die Zuständigkeit der Länder fällt. 
Zum Ausgleich leistet der Bund Kompensatio-
nszahlungen bis 2019, die bis 2013 zweckge-
bunden sind.

Außerdem wurden zur Bewältigung der Finanz- 
und Wirtschaftskrise seitens der Bundesregie-
rung verschiedene Maßnahmen ergriffen, von 
denen ebenfalls räumliche Wirkungen ausge-
hen. Bereits Anfang November 2008 wurde das 
Konjunkturpaket I verabschiedet. Das Maßnah-
menpaket förderte Investitionen und Aufträ-
ge von Unternehmen, privaten Haushalten und 
Kommunen in einer Größenordnung von rund 
31  Mrd. Euro in den Jahren 2009 und 2010. 

4.1 Öffentliche Finanzströme und 
Raumentwicklung

Mit ihren verschiedenen Fachpolitiken und da-
mit verbundenen Finanzströmen üben Bund und 
Länder einen starken Einfluss auf wirtschaftli-
che Strukturen und den Bestand an öffentlicher 
Infrastruktur und somit auf die Raumentwick-
lung aus. Eine Regionalisierung raumwirksa-
mer Bundesmittel kann deshalb nicht losgelöst 
von den zentralen Herausforderungen der Po-
litik erfolgen, wozu neben der Bewältigung des 
Klimawandels und den Folgen der Wirtschafts- 
und Finanzkrise weiterhin die Überwindung der 
großräumigen Unterschiede in der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit zählen.

Mit dem Solidarpakt II, der bis Ende 2019 läuft, 
wurden Weichen für den weiteren Aufbau der 
neuen Länder gestellt: Sie erhalten im Zeit-
raum 2005 bis 2019 Leistungen in Höhe von 
156,5  Mrd. Euro, die von 2008 an jährlich ab-
geschmolzen werden. Im Rahmen des Korbs 
I stellt der Bund insgesamt mehr als 100  Mrd. 
Euro als Bundesergänzungszuweisungen zur 
Verfügung. Für den Korb II verpflichtete er 
sich zur Bereitstellung zusätzlicher 51  Mrd. 
Euro, was derzeit jährlich 10  Mrd. Euro be-
deutet. Diese Mittel sind nicht Teil des Finanz-
ausgleichsgesetzes, sondern Haushaltsmittel 
und damit jeweils abhängig von den Jahres-
entscheidungen des Bundes. 

Begriff: Solidarpakt II
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zur Verfügung (u.  a. Infrastruktur im Städte-
bau oder Kultureinrichtungen, Krankenhäuser, 
Lärmschutzmaßnahmen oder ländliche Infra-
struktur). 

4.1.1  Finanzielle Basissicherung der 
 deutschen Regionen 

Auch wenn allen öffentlichen Finanzströmen 
eine Raumwirksamkeit zu attestieren ist, be-
sitzen folgende Politikbereiche unter raument-
wicklungspolitischen Aspekten eine besondere 
Bedeutung, da sie unmittelbar Einfluss auf die 
Entwicklung der deutschen Regionen nehmen 
und für diese eine Basissicherung darstellen:
•	 Die	Finanzausgleichspolitik	greift	unmittelbar	

in das Finanzgefüge zwischen den Ländern 
(Länderfinanzausgleich) und den Gemeinden 
(kommunaler Finanzausgleich) mit dem Ziel 
ein, Länder und Gemeinden in die Lage zu 
versetzen, öffentliche Aufgaben ohne grö-
ßere regionale Unterschiede wahrnehmen zu 
können (Gleichwertigkeitsziel).

•	 Die	 Arbeitsmarktpolitik	 mit	 ihrem	 umfang-
reichen Mitteleinsatz wirkt ebenfalls aus-
gleichend auf regionale Unterschiede in der 
Wirtschafts- und Finanzkraft. Hierzu tragen 
sowohl die vom Bund finanzierten Leistun-
gen nach dem Sozialgesetzbuch als auch die 
beitragsfinanzierten Leistungen der Bundes-
agentur für Arbeit bei. Die regionale Dimen-
sion kommt darin zum Ausdruck, dass Regio-
nen, die mehr Beiträge erwirtschaften als 
sie Leistungen benötigen, indirekt jene Re-
gionen finanziell unterstützen, die mehr Leis-
tungen empfangen als sie Beiträge zahlen.83 

Am 27. Januar 2009 hat die Bundesregierung 
mit dem „Pakt für Beschäftigung und Stabili-
tät“ das zweite Konjunkturpaket verabschiedet, 
das fünf verschiedene Maßnahmen mit einem 
Umfang von 50  Mrd. Euro vorsah und wichti-
ge Impulse zur Stärkung der Binnenkonjunktur 
setzte:
•	 Stärkung	 der	 Bürger,	 Entlastung	 der	 Privat-

haushalte und des Mittelstandes
•	 Beschäftigungssicherung	 und	 Qualifizie-

rungsoffensive
•	 Nachhaltige	 Finanzpolitik	 für	 die	 künftigen	

Generationen
•	 Kommunales	 Investitionsprogramm,	 Zu-

kunftsinvestitionen der Öffentlichen Hand
•	 Kredit-	 und	 Bürgschaftsprogramm;	 Förde-

rung von Investitionen und Innovationen in 
der Wirtschaft. 

Unter raumentwicklungspolitischen Aspekten 
ist insbesondere das Programm „Zukunftsin-
vestitionen der Öffentlichen Hand“ zu nennen, 
da dessen Schwerpunkte Bildungsinvestitio-
nen und Investitionen in sonstige Infrastruk-
turbereiche waren. Im Vordergrund der Bil-
dungsinvestitionen stehen Maßnahmen, die 
CO2-Emissionen reduzieren oder die Energie-
effizienz steigern, einschließlich des Einsatzes 
erneuerbarer Energien. Insgesamt standen für 
dieses Programm 13,3  Mrd. Euro zur Verfügung, 
davon entfallen 10  Mrd. Euro auf den Bund und 
3,3  Mrd. Euro auf Landes- und Gemeindemit-
tel. Der überwiegende Teil der Mittel war für 
den Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur vorge-
sehen. Die übrigen Mittel standen für den In-
vestitionsschwerpunkt sonstige Infrastruktur 

Die räumlichen Wirkungen der im Rahmen der 
Konjunkturprogramme ergriffenen Maßnah-
men sind aufgrund ihres Mittelansatzes und 
ihrer spezifischen Ausgestaltung hinsichtlich 
ihrer räumlichen Wirkungen unterschiedlich 
einzuschätzen. Auch liegen bisher noch keine 
umfassenden empirischen Informationen im 
Sinne einer Erfolgskontrolle vor. Die Verlänge-
rung des Kurzarbeitergeldes und die Gewäh-
rung der Abwrackprämie in Höhe von 5  Mrd. 
Euro haben in erster Linie die besonders stark 
von der Wirtschaftskrise betroffenen Regionen 
bevorzugt. Dazu zählen vor allem die Standor-
te der Automobilhersteller sowie der expor-
torientierten Investitionsgüterindustrie. Der 
im Rahmen des Konjunkturpaketes I erhöhte 
Mittelansatz für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftstruk-
tur“ in Höhe von 100 Mio. Euro begünstigte die 

strukturschwachen Regionen, und zwar auf-
grund des räumlichen Zuschnitts des nationa-
len Fördergebietes vor allem die ostdeutschen 
Regionen. Da viele ländliche Räume zum För-
dergebiet gehören, hat der erhöhte Mittelan-
satz tendenziell einen ausgleichenden Effekt 
auf die regionalen Disparitäten. Zudem sind 
positive Effekte für die ländlichen Räume infol-
ge des forcierten Ausbaus des Breitbandnetzes 
(50 Mio. Euro) zu erwarten, die u.  a. in einer er-
höhten Standortgunst für moderne Dienstleis-
tungen münden. Die räumlichen Wirkungen 
des kommunalen Investitionsprogramms in 
Höhe von 10  Mrd. Euro sind hingegen deutlich 
schwerer einzuschätzen. Aufgrund des Fehlens 
vergabefertiger „Schubladenprojekte“, erfolg-
te die Umsetzung mit einer gewissen zeitlichen 
Verzögerung. Auch variiert der Verteilungsmo-
dus auf die Kommunen von Land zu Land.82

Beispiel: Räumliche Wirkungen der Konjunkturprogramme I und II 

(82) Akademie für Raumfor-
schung und Landesplanung: 
Regionalpolitik im Lichte der 
Wirtschafts- und Finanzkri-
se. Positionspapier Nr. 82, 
2010 S. 12/13.

(83) Bruckmeier, K. / Zarth, 
M. / Schnitzlein, D. D.: Eine 
regionale Betrachtung der 
Sozialversicherung und 
raumwirksame Bundesmittel 
– Wer partizipiert wie? In: 
Mäding, H. (Hg): Öffentliche 
Finanzströme und räumliche 
Entwicklung. Forschungs- 
und Sitzungsberichte der 
ARL, Bd 132, S. 106f..
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4.1.2  Regionales Umverteilungsvolumen        
der Sozialversicherung 

Die Gegenüberstellung der Leistungen der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) an eine Region 
und der Beitragsfinanzierung aus der Region 
zuzüglich der von ihr geleisteten Steuern zur 
Deckung der Defizite der BA ergeben die Net-
tobilanz der Transfers in der Arbeitslosenversi-
cherung.

In den Jahren 2003 und 2005 lag das Umvertei-
lungsvolumen mit 7,8 und 6,3  Mrd. Euro nahe 
dem Volumen des Länderfinanzausgleichs (6,8 
bzw. 6,9  Mrd. Euro). Noch größer ist das Um-
verteilungsvolumen innerhalb der gesetzlichen 
Rentenversicherung: In beiden Jahren betrug 
dieses auf Ebene der Länder ca. 21.  Mrd. Euro 
und entsprach in etwa dem dreifachen Vo-
lumen des Länderfinanzausgleichs. Bedingt 
durch die infolge der Rezession 2008/2009 
geschrumpften Steuereinnahmen der Geber-
länder ist das Volumen des Länderfinanzaus-
gleichs kleiner und sind die Umverteilungsvolu-
mina der Sozialversicherung größer geworden. 
In beiden Teilsystemen geht zwar der größte 
Teil der Transfers aus den alten in die neuen 
Länder, aber auch in Westdeutschland finden 
sich Regionen mit negativem Finanzierungs-
saldo. Dabei konzentrieren sich Regionen mit 
hohem positiven Finanzierungssaldo in der Ar-
beitslosenversicherung vor allem in den süd-
deutschen Ländern. Die Spanne der Regional-
werte reicht im Durchschnitt der Jahre 2003 
bis 2008 von plus 461 Euro/Einwohner für die 
Raumordnungsregion München bis zu minus 
635 Euro/Einwohner für die Region Vorpom-
mern. Neben München zählen die Regionen 
Stuttgart, Hamburg und Rhein-Main zu den 
größten Geberregionen. Nach dem Arbeits-
ortprinzip erwirtschafteten sie allein im Jahre 
2008 einen Überschuss von fast 2,6  Mrd. Euro.

Aufgrund der flächendeckend hohen Arbeitslo-
sigkeit liegen die größten Empfängerregionen 
in Ostdeutschland. An der Spitze stehen die 
Regionen Südsachsen und Berlin, die z. B. im 
Jahre 2008 ein Minus von rd. 480 bzw. 437 Mio. 
Euro verzeichnen. Bezogen auf die Einwohner-
zahl schnitt Berlin im Zeitraum 2003–2008 von 
allen ostdeutschen Regionen mit einem durch-
schnittlichen Nettotransfer je Einwohner von 

–146 Euro noch am besten ab und war in etwa 
vergleichbar mit der Region Lüneburg. Mit 
deutlichem Abstand folgten dann die Regio-
nen Oberes Elbtal/Osterzgebirge (–208 Euro/
Einwohner) und Havelland-Fläming (–293 Euro/
Einwohner). 

Die Transfers im Rahmen der Arbeitslosen-
versicherung führen zu einer Stabilisierung 
regionaler Einkommen und können zumindest 
regionale Entwicklungen unterstützen. 

•	 Im	 Rahmen	 der	 regionalen	 Strukturpolitik	
wird die unternehmerische Arbeitsplatzba-
sis in strukturschwachen Regionen entwe-
der durch die einzelbetriebliche Investitions-
förderung oder durch den gezielten Ausbau 
wirtschaftsnaher Infrastrukturen gestärkt. 
Dadurch erfahren die strukturschwachen 
Regionen eine unmittelbare Unterstützung 
bei der Bewältigung ihrer Strukturprobleme 
und sollen in die Lage versetzt werden, wie-
der an die bundesdeutsche Entwicklung an-
zuschließen. 

Dieses mehrstufige Modell einer Basissiche-
rung ist in seiner finanziellen Bedeutung be-
achtlich. Die Beitragszahlungen im Rahmen 
der Arbeitslosenversicherung leisten dabei ei-
nen nicht zu vernachlässigenden Anteil. Allein 
im Zeitraum 2002–2010 wurden rund 710  Mrd. 
Euro verausgabt. Davon entfallen rund 51 % auf 
die neuen Länder, wo die Förderintensität je 
Einwohner mit 21 611 Euro fast viermal so hoch 
ist wie in den alten Ländern (5 325 Euro). Der 
Anteil der regionalen Strukturpolitik an die-
sem Finanzvolumen ist gering, während erwar-
tungsgemäß Finanzausgleichs- und Arbeits-
marktpolitik am stärksten zu Buche schlagen. 

Eine weitergehende Regionalisierung des Ba-
sisausgleichs ist infolge fehlender kleinräu-
miger Daten zum Finanzausgleich nur für die 
Ebene der Länder möglich. Entsprechend ih-
rer Wirtschaftsstärke profitieren diese unter-
schiedlich am Basisausgleich. Dies gilt auch für 
die ostdeutschen Länder, in denen es einzel-
ne Wachstumsregionen gibt. Allerdings liegen 
die Werte in einer recht engen Spanne, auch 
wenn Berlin gefolgt von Mecklenburg-Vorpom-
mern am stärksten profitiert. Brandenburg und 
Sachsen partizipieren hingegen am geringsten. 
In Westdeutschland partizipiert Bremen mit 
deutlichem Abstand am stärksten, und zwar 
mehr als doppelt so stark wie das Saarland, 
während die sogenannten Geberländer Baden-
Württemberg, Bayern und Hessen am gerings-
ten partizipieren.

Die Elemente dieses Systems einer Basissi-
cherung agieren nicht voneinander unabhän-
gig, sondern sind verflochten. Dies hat zur Fol-
ge, dass Änderungen innerhalb des Systems 
an anderer Stelle wieder aufgefangen werden 
müssen, soll der räumliche Ausgleich zwischen 
strukturstarken und -schwachen Regionen be-
stehen bleiben. 
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die im Zuge der konjunkturellen Entwicklung 
vorgenommenen Beitragssenkungen und Leis-
tungsreduzierungen ab 2007. Nur sieben Regio-
nen wechselten dabei im Vergleich 2008 zu 
2003 ins Negative.

Die Einteilung der Regionen nach ihrem Finan-
zierungssaldo in der Arbeitslosenversicherung 
war im Zeitraum 2003–2008 weitgehend sta-
bil, wobei die absolute Höhe der Salden kleiner 
geworden ist. Hierfür ursächlich waren auch 

Häufigkeiten

2 17 24 38 13 2

Häufigkeiten

23 8 12 6 17 30

km100
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4.2 Raumwirksame Bundesmittel

4.2.1  Struktur nach Ländern

Insgesamt können für den Zeitraum 2004–2010 
rund 655  Mrd. Euro an raumwirksamen Bun-
desmitteln auf Länderebene verortet werden. 
Davon erhalten die neuen Länder mit rund 
245  Mrd. Euro rund 14 737 Euro pro Kopf der 
Bevölkerung, während in den alten Ländern 6 
203 Euro auf einen Einwohner kommen. 

Der Förderpräferenzvorsprung der neuen Län-
der beruht auf einer formalen Zuordnung der 
Zahlungsströme. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
dass aufgrund räumlicher und wirtschaftlicher 
Interaktionen die alten Länder vom förderpoli-
tischen Engagement des Bundes in den neuen 
Ländern profitieren. Der zusammenfassende 
Ost-West-Vergleich verstellt zudem den Blick 
auf die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Ländern. Diese werden bei einer Betrachtung 
der Pro-Kopf-Verteilung differenziert nach 
Ländern deutlich. 

In den alten Ländern belegt Bremen – mit deutli-
chem Abstand vor Hamburg und dem Saarland  – 
in der Ausstattung mit raumwirksamen Förder-
mitteln je Einwohner den ersten Platz. Hierzu 
tragen im Falle von Berlin und Saarland vor al-
lem die Bundesergänzungszuweisungen sowie 

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel
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Raumwirksame Bundesmittel 2004 bis 2010

Die Ausführungen zur regionalen 
Verteilung raumwirksamer Mittel 
basieren auf unterschiedlichen 
Datenquellen. Hierzu zählt ins-
besondere die Förderstatistik der 
KfW-Bankengruppe, die Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit und 
die Förderstatistik des Bundes-
amtes für Wirtschaft und Ausfuhr. 
Auch wurde auf Angaben einzel-
ner Bundesressorts zurückge-
griffen. Je nach Programm han-
delt es sich bei den Werten um 
Ist-Zahlungen oder um zugesagte 
Mittel. Dies gilt insbesondere für 
die Darlehensförderung durch 
die KfW-Bankengruppe.

Die Darlehen werden mit einem 
Subventionswert von 4 % berück-
sichtigt. Der Subventionswert 
hängt vom Referenzzinssatz, 
dem jeweiligen Kreditzins sowie 
der Laufzeit und der Zahl der til-
gungsfreien Jahre ab. Diese Kon-
ditionen variieren nicht nur von 
Programm zu Programm, son-
dern teilweise innerhalb der ein-
zelnen Programme je nach den 

konkreten Konditionen, zu denen 
die einzelnen Kredite vergeben 
werden. Eine detaillierte Berech-
nung für alle Programme und Ein-
zelkredite ist aufgrund fehlender 
Angaben zu den einzelnen ver-
gebenen Krediten nicht möglich. 
Daher wird ebenso wie bei den 
letzten Raumordnungsberichten 
näherungsweise ein Subventi-
onswert von 4 % angesetzt.

Aus inhaltlichen Gründen wur-
den auch Programme aufgenom-
men, die die KfW-Bankengruppe 
über Eigenmittel finanziert. Dabei 
können grundsätzlich nur sol-
che Programme berücksichtigt 
werden, zu denen entsprechend 
regionalisierbare Daten vorlie-
gen. Aus Gründen der programm-
übergreifenden Vergleichbarkeit 
werden die Mittel auf die Ein-
wohner bezogen. Weitergehende 
Erläuterungen zu den einzelnen 
Programmen finden sich in den 
Anmerkungen zur Tabelle Raum-
wirksame Bundesmittel 2004–
2010.

Datenbasis Raumwirksame Mittel

Quelle: BBSR 2011
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Tabelle 10
Raumwirksame Mittel 2004 bis 2010

Raumwirksame Bundesmittel (Auswahl)

relevanter 
Zeitraum

gesamt Alte Länder Neue Länder gesamt Alte Länder Neue Länder

in Mio. EUR in EUR je Einwohner

FINANZAUSGLEICHSPOLITIK 100 360,0 7 158,0 93 202,0 1 220,7 109,1 5 614,3
Bundesergänzungszuweisungen¹ 2004–2010 100 360,0 7 158,0 93 202,0 1 220,7 109,1 5 614,3
GROßRÄUMIGE VERKEHRSPOLITIK 113 850,2 79 701,8 34 148,4 1 384,8 1 214,7 2 057,0

Bundesfernstraßen 2004–2010 36 294,0 26 113,0 10 181,0 441,5 398,0 613,3
Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes 2004–2010 23 966,0 16 212,0 7 754,0 291,5 247,1 467,1
Bundeswasserstraßen 2004–2010 5 637,0 4 131,0 1 506,0 68,6 63,0 90,7
Mittel nach dem Regionalisierungsgesetz² 2004–2010 47 953,2 33 245,8 14 707,4 583,3 506,7 886,0
ARBEITSMARKT- UND SOZIALPOLITIK 251 636,4 177 297,5 74 338,9 3 062,4 2 702,8 4 482,8
ausgewählte Leistungen nach Sozialgesetzbuch III bzw. II3 2004–2010 150 913,4 95 548,5 55 364,8 1 835,6 1 456,3 3 335,1
Kindergeld (verwertbare Daten erst ab 2006 verfügbar) 2006–2010 66 323,0 54 912,9 11 410,1 808,0 837,4 691,1
Erziehungsgeld 2004–2008 11 310,3 8 742,5 2 567,7 137,4 133,2 154,3
Leistungen nach Bundeselterngeld-/Elternzeitgesetz 2007–2010 14 727,1 11 863,6 2 863,4 179,6 181,0 173,9
Wohngeld 2004–2010 8 362,7 6 229,9 2 132,8 101,7 95,0 128,5
WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG 23 745,1 16 367,2 7 377,9 288,8 249,5 444,5
Sektorhilfen für Steinkohlenbergbau, Werften, Seeschifffahrt 2004–2010 12 998,6 12 886,9 111,7 158,1 196,4 6,7
Investitionszulage4 2004–2010 4 949,2 935,2 4 014,0 60,2 14,3 241,8
GRW-Gewerbliche Wirtschaft 2004–2010 3 484,1 542,2 2 941,9 42,4 8,3 177,2
  zinsgünstige Darlehensförderung für KMU5  
  ERP Regionalförderprogramm6 2004–2010    69,4 25,0 44,4 0,8 0,4 2,7
  KfW StartGeld7 2004–2010 42,4 36,4 6,0 0.5 0,6 0,4
  KfW Unternehmerkredit8 2004–2010 1 394,6 1 257,9 136,8 17,0 19,2 8,2
  KfW Gründungs- und Wachstumsfinanzierung (GuW)9      2004 1,4 1,3 0,1 0,02 0,02 0,01
  KfW Unternehmerkapital10 2004–2010 104,4 81,4 23,0 1,3 1,2 1,4
  ERP Eigenkapitalhilfeprogramm      2004 4,2 3,0 1,2 0,1 0,0 0,1
  ERP Existenzgründungsprogramm      2004 3,0 2,1 0,9 0,0 0,0 0,1
  KfW Kapital für Arbeit      2004 6,5 4,6 1,9 0,1 0,1 0,1
  KfW Globaldarlehen11 2004–2008 401,0 334,7 66,4 4,9 5,1 4,0
  KfW Sonderprogramm Große Unternehmen12 2009–2010 116,6 111,6 5,0 1,4 1,7 0,3
  KfW Sonderprogramm Mittelständische Unternehmen13 2009–2010 169,6 144,8 24,8 2,1 2,2 1,5
UMWELT UND ENERGIE 4 612,5 3 880,1 732,5 56,2 59,2 44,2
Marktanreizprogramm für erneuerbare Energien 2004–2010 1 328,8 1 174,4 154,4 16,2 17,9 9,3
ERP Umwelt-/Energiesparprogramm- 2007–2010 219,9 150,9 69,0 2,7 2,3 4,2
  Bereich Nutzfahrzeuge (Zuschuss)
KfW CO2-Gebäudesanierungsprogramm (Zuschuss) 2007–2010 51,9 45,0 6,9 0,6 0,7 0,4
KfW Energieeffizient Sanieren (Zuschuss)14 2009–2010 233,4 209,3 24,1 2,9 3,2 1,5
   zinsgünstige Darlehensförderung5
  ERP Umwelt- und Energiesparprogramm15 2004–2009 432,9 292,3 140,5 5,3 4,5 8,5
  ERP Umwelt- und Energieeffizienzprogramm16 2008–2010 98,8 89.0 9,8 1,2 1,4 0,6
  KfW Umweltprogramm17 2002–2009 236,9 192,1 44,8 2,9 2,9 2,7
   KfW CO2-Gebäudesanierungsprogramm18 2004–2006 442,8 370,2 72,6 5,4 5,6 4,4
  KfW Programm zur CO2-Minderung 2005–2009 47,6 44,5 3,1 0,6 0,7 0,2
  KfW Solarstrom Erzeugen 2004–2010 71,9 67,8 4,1 0,9 1,0 0,2
  KfW Programme zur Förderung erneuerbarer Energien19 2007–2009 537,5 458,7 78,9 6,5 7,0 4,8
  KfW Kommunalkredit (energetische Gebäudesanierung) 2007–2010 5,0 4,6 0,4 0,1 0,1 0,0
  KfW Sozial Investieren (energetische Gebäudesanierung) 2005–2009 2,0 1,5 0,5 0,02 0,02 0,03
  KfW Ökologisch Bauen20 2009–2010 288,2 254,6 33,6 3,5 3,9 2,0
  KfW Energieeffizient Bauen (Effizienzhaus 70 und 85) 2009–2010 243,9 211,6 32,3 3,0 3,2 2,0
  KfW Energieeffizient Sanieren21 371,0 313,6 57,4 4,5 4,8 3,5
FORSCHUNG UND BILDUNG 70 965,2 52 132,8 18 832,6 863,2 794,6 1 134,6
Forschungsbereich

Institutionelle Förderung (Inland) BMBF und BMWi22 2004–2010 25 707,9 19 343,3 6 364,6 312,7 294,8 383,4
Direkte Projektförderung diverser Ressorts 23 2004–2010 21 219,6 16 279,7 4 939,8 258,1 248,1 297,6
Indirekte Projektförderung von BMWi und BMU24 2004–2010 1 545,8 147,5 1 398,3 18,8 2,2 84,2
Hochschulpakt (Programmteil DFG-Programmpauschalen) 2007–2010 673,1 528,3 144,8 8,2 8,1 8,8
  zinsgünstige Darlehensförderung5

  ERP Inovationsprogramme25 2004–2010 209,5 203,2 6,4 2,5 3,1 0,4
Bildungsbereich 

Hochschulbau26 2004–2010 6 891,0 5 277,3 1 613,6 83,8 80,4 97,2
GA Bildungsplanung bzw. Kompensationsmittel für deren Entfall 2004–2010 767,3 446,4 320,9 9,3 6,8 19,3
Förderung Ausbildungsplätze Neue Länder (BMBF) 2004–2010 453,6 0,0 453,6 5,5 0,0 27,3
Ausbildungsförderung (BaföG) 2004–2010 7 221,4 4 755,6 2 465,7 87,8 72,5 148,5
Berufliche Aufstiegsfortbildung (BMBF) 2004–2010 683,7 585,9 97,8 8,3 8,9 5,9
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Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ 2004–2009 3 927,0 3 128,9 798,1 47,8 47,7 48,1
Exzellenzinitiative Spitzenuniversitäten (DFG-Bewilligungen) 2006–2010 1 099,6 978,2 121,4 13,4 14,9 7,4
Hochschulpakt (Aufnahme zusätz. Studienanfänger) 2007–2010 565,7 458,2 107,5 6,9 7,0 6,5
STADTENTWICKLUNG, WOHNEN, INFRASTRUKTUR 59 505,9 41 633,9 14 444,5 724,4 634,9 872,0
Eigenheimzulage 2004–2010 22 508,9 18,996,1 3 512,8 273,8 289,5 211,6
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)27 2004–2010 11 548,7 8 820,6 2 728,1 140,5 134,4 164,3
Städtebauförderung (vorgesehene Finanzhilfen)28 2004–2010 3 731,7 1 572,1 2 159,6 45,4 24,0 130,1
Sozialer Wohnungsbau/Soziale Wohnraumförderung29 2004–2010 3 136,7  1973,0 1 163,7 38,2 30,1 70,1
Wohnungsbauprämie30 2009–2010 3 426,8 41,7
GRW-Wirtschaftsnahe Infrastruktur 2004–2010 1 473,2 231,4 1 241,8 17,9 3,5 74,8
Altschuldenhilfegesetz (Härtefallregelung nach §  6a) 2004–2010 852,0 0,0 852,0 10,4 0,0 51,3
Mittel nach Zukunftsinvestitionsgesetz 2009–2010 10  000,0 7 674,9 2 325,1 122,2 117,3 141,9
KfW Altersgerecht Umbauen (Zuschuss) 2010 3,4 3,1 0,3 0,04 0,05 0,02
   zinsgünstige Darlehensförderung5

  KfW Wohnraummodernisierungsprogramme31 2004–2010 686,9 543,1 143,8 8,4 8,3 8,7
  KfW Wohneigentumsprogramm32 2004–2010 1 346,5 1 218,2 128,3 16,4 18,6 7,7
  KfW Infrastrukturprogramm33 2004–2005 208,1 158,8 49,3 2,5 2,4 2,9
  KfW Kommunal Investieren34 2005–2010 110,9 81,1 29,8 1,3 1,2 1,8
  KfW Kommunalkredite35 2005–2010 287,4 214,5 72,9 3,5 3,3 4,4
  KfW Sozial Investieren36 2005–2010 141,1 104,8 36,3 1,7 1,6 2,2
  KfW Investitionskredit Kommuen37 2009–2010 42,7 42,0 0,7 0,5 0,6 0,04
AGRARPOLITIK 30 182,9 28 742,8 1 440,1 367,1 438,1 86,8
GA Verbesserung der Agrarstruktur und Küstenschutz 2004–2010 4 533,7 3 178,0 1 355,7 55,1 48,4 81,7
Landwirtschaftliche Sozialpolitik (Schätzwerte) 2004–2010 25,649,2 25 564,7 84,4 312,0 389,6 5,1
RAUMWIRKSAME BUNDESMITTEL INSGESAMT 654 857,6 406 913,8 244 517,0 7 967,7 6 202,8 14 736,3
RAUMWIRKSAME MITTEL ANDERER INSTITUTIONEN (Auswahl) 

Finanzausgleichspolitik der Länder  
  Länderfinanzausgleich: 2004–2010 0,0 –41 833,9 41 883,9 0,0 –637,6 2 520,0
   Empfänger-Länder 2004–2010 51 087,7 9 253,8 41 883,9 621,4 141,0 2 520,0
   Zahler-Länder 2004–2010 –51 087,7 –51 087,7 0,0 –621,4 –778,6 0,0

Arbeitsmarktpolitik der Bundesagentur für Arbeit 38 2004–2010 277 738,4 203 255,8 74 482,6 3 378,3 3 097,8 4 486,7
  darunter: Eingliederungstitel 2004–2010 26 982,0 15 640,1 11 341,9 328,2 238,4 683,2
   darunter: Zuschüsse zu den Kosten beruflicher Weiterbildung 2004–2010 5 656,9 3 850,6 1 806,3 68,8 58,7 108,8
   darunter: Förderung der Berufsausbildung benachteiligter   
Auszubildender 

2004–2010 5 742,2 3 086,1 2 656,1 69,8 47,0 160,0

   darunter: Marktersatz39 2004–2010  2 522,1 525,2 1 996,9 30,7 8,0 120,3
darunter: Eingliederungszuschüsse 2004–2010 3 479,6 1 892,0 1 587,6 42,3 28,8 95,6
  darunter: weitere Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 2004–2010 69 242,3 53 375,2 15 867,0 842,2 813,5 955,8
   darunter: Leistungen zur Förderung der Teilhabe Behinderter  
 am Arbeitsleben

2004–2010 18 242,4 13 494,8 4 757,6 222,0 205,7 286,6

   darunter: Leistungen zur Förderung der Aufnahme einer selb-
ständigen Tätigkeit 

2004–2010 15 413,1 11 579,5 3 833,5 187,5 176,5 230,9

   darunter: Förderung der Berufsausbildung 2004–2010 6 419,4 4 087,5 2 331,9 78,1 62,3 140,5
   darunter: Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung 2004–2010 5 023,1 3 746,5 1 276,6 61,1 57,1 76,9
   darunter: Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts40 2004–2010 149 833,2 112 363,3 37 469,9 1 822,5 1 712,5 2 257,1
Maßnahmen der EU 2004–2010 78 612,3 44 115,1 31 672,7 956,2 672,4 1 907,9
Förderperiode 2000–2006
Strukturpolitik41 2004–2006 12 228,0 4 071,0 8 157,0 148,4 62,0 487,4
  darunter: Bundesprogramm Verkehr (nur Neue Länder)  2004–2006 657,4 0,0 657,4 8,0 0,0 39,3
  darunter: Bundesprogramm ESF 2004–2006 1 649,1 667,7 981,4 20,0 10,2 58,6
  darunter: EAGFL-Garantiemittel für ländliche Entwicklung 2004–2006 2 095,3 1 628,6 466,7 25,4 24,8 27,9
EAGFL Abt. Garantie, ohne ländliche Entwicklung 2004–2006 18 425,3 12 629,3 5 796,0 223,6 192,3 346,3
Förderperiode 2007–2013 
Strukturpolitik42 2007–2010 11 569,3 3 839,8 7 729,6 141,1 58,6 469,5
nachrichtlich: Bundesprogramm Verkehr (nicht regionalisierbar) 2007–2010 868,1 10,6
nachrichtlich: Bundesprogramm ESF (nicht regionalisierbar) 2007–2010 1 956,4 23,9
ELER-Entwicklung des Ländlichen Raumes43 2007–2010 3 672,6 2 073,4 1 599,2 44,8 31,6 97,1
EGFL 2007–2010 22 170,4 15 164,6 7 005,9 270,4 231,4 425,5
6. und 7. EU-Forschungsrahmenprogramm44 2004–2010 7 722,1 6 337,0 1 385,1 93,9 96,7 83,4
RAUMWIRKSAME MITTEL INSGESAMT 1 011 208,3 612 450,8 392 506,3 12 302,2 9 335,5 23 650,9

Raumwirksame Bundesmittel (Auswahl)
relevanter 
Zeitraum

gesamt Alte Länder Neue Länder gesamt Alte Länder Neue Länder

in Mio. EUR in EUR je Einwohner
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Anmerkungen und Fußnoten zu Tabelle 10
Datenbasis: Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Bundesfinanzministerium, Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie, Bundesministerium für Bildung und Forschung, Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), Bundesagentur für Arbeit, Operationelle EU-Programme, Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Deutsche Forschungsgemeinschaft, Laufende Raumbeobachtung des BBSR, eigene Berech-
nungen
Anmerkungen und Fußnoten: Angaben i.d.R. nur soweit regionalisierbar; Differenzen durch Rundung möglich
Bei den aufgeführten Mitteln handelt es sich u.  a. um Ist-Zahlungen, aber auch um Bewilligungen (v.a. bei den Darlehen), so dass 
ein Teil der aufgeführten Summen auch erst nach 2010 ausgabewirksam werden kann. 
 1  Seit 2002 inkl. Aufbau-Ost
 2  Es handelt sich nicht um Bundesmittel i.e.S., sondern um Anteile aus dem Steueraufkommen des Bundes, die den Ländern für 
Zwecke einer ausreichenden Versorgung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im  Personennahverkehr zustehen. Die Mittel 
sind insbesondere für die Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) zu verwenden, können darüber hinaus aber 
auch zur Verbesserung des Öffentlichen  Personennahverkehrs (ÖPNV) eingesetzt werden. Die Verwendung der Mittel sowie die 
Ausschreibung und Vergabe von Verkehrsleistungen liegt in der Verantwortung der Länder. 
 3  Leistungen nach SGB II ab 2005 (hier: ALG II und Sozialgeld sowie Leistungen zur Eingliederung in Arbeit); bei Leistungen nach 
SGB III erfolgten ab 2005 nur Restzahlungen.
 4  Enthält: Herstellung von abnutzbaren, neuen, beweglichen Wirtschaftgütern des Anlagevermögens sowie Investitionen im Be-
herbergungsgewerbe (seit 2007). Da sich die gesetzliche Grundlage zwischenzeitlich 
  mehrfach geändert hat, gehen die Daten auf Basis der zum jeweiligen Zeitpunkt gültigen Gesetzesfassung ein.
 5  Zinsgünstige Darlehen wurden mit einem pauschalem Subventionswert von 4 % berücksichtigt, da eine Einzelfallbetrachtung 
nicht praktikabel gewesen wäre. 
 6  Inkl. Variante KU-Fenster, seit 2008, KU = Kleine Unternehmen
 7  Inkl. Vorgängerprodukte
 8  Inkl. Variante KU-Fenster, außerhalb KU-Fenster, Betriebsmittel
 9  Jahr 2005 nicht regionalisierbar; Inkl. Variante Betriebsmittel
 10  Enthält die Bereiche ERP Kapital für Gründung, ERP Kapital für Wachstum, Kapital für Arbeit und Investitionen 
 11  Enthält die Bereiche Gewerbliche Wirtschaft, kleiner Mittelstand, Wohnwirtschaft; 2004–2008: Ca. 20,8 Mio. EUR (Subventi-
onswert) nicht regionalisierbar, Bereich    Wohnwirtschaft 2009–2010 komplett nicht regionalisier-
bar (26,8 Mio Subventionswert)
 12  Ca. 108,5 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 13  Ca. 134,7 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 14  Ca. 560 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 15  Varianten Standard und Nutzfahrzeuge (Kredit); Ca. 45,1 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 16  Ca. 2,4 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 17  Inkl. Vorgängerprodukt DtA Umweltprogramm; Ca. 12,7 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 18  Ca. 12,9 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 19  Ca. 85 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar, umfasst KfW Programm zur Förderung Erneuerbarer Energien und 
KfW Erneuerbare Energien
 20  Ca. 4 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 21  Varianten Effizienzhaus, Einzelmaßnahmen, Kommunen; Ca. 7,3 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 22  Die Institutionelle Förderung bezieht sich nicht auf einzelne Forschungsvorhaben, sondern jeweils insgesamt auf eine For-
schungseinrichtung, die über einen  
  längeren Zeitraum vom Bund alleine oder gemeinsam mit den Ländern gefördert wird.
 23  Die direkte Projektförderung ist auf ein konkretes Forschungsfeld bezogen. Ziel ist, in ausgewählten Bereichen einen im inter-
nationalen Maßstab hohen  
  Leistungsstand von FuE zu erreichen. Projektförderung  erfolgt generell im Rahmen von Förder- bzw. Fachprogrammen auf 
Grundlage eines Antrags für ein zeitlich    befristetes Vorhaben. Daten zur Projektförderung ande-
rer Ressorts als des BMBF decken ggf. nur Teilbereiche der Förderung ab.
 24  Die indirekte Projektförderung dient der Unterstützung von Forschungseinrichtungen und Unternehmen (insbes. KMU) bei FuE-
Tätigkeiten. Es gibt i.d.R. keine  
  Ausrichtung auf ein bestimmtes Forschungsthema  oder Technologiefeld. Die Förderung zielt auf die Entwicklung und Stärkung 
von Forschungsinfrastruktur,  
  -kooperationen, innovativen Netzwerken und Personalaustausch zwischen Forschungseinrichtungen und der Wissenschaft ab. 
Daten zur Projektförderung decken  
  ggf. nur Teilbereiche der Förderung ab.
 25  Inkl. Variante KU-Fenster; Ca. 0,7 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 26  Gemeinschaftsaufgabe Aus- und Neubau von Hochschulen nach Art. 91a GG (bis 2006), anschließend: Kompensationsmittel an 
die Länder
 27  Ab 2007 GVFG-Bundesprogramm sowie Kompensationszahlungen an die Länder für den Entfall der GVFG-Länderprogramme
 28  Umfasst die Programme Sanierung und Entwicklung, Denkmalschutz, Soziale Stadt, Stadtumbau Ost, Stadtumbau West, Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren sowie  
  Kleinere Städte und Gemeinden
 29  Ab 2007 Kompensationszahlungen an die Länder für den Entfall der sozialen Wohnraumförderung
 30  Nur Bundesgesamtwert verfügbar, daher keine Berücksichtugung bei den Summenzeilen für alte und neue Länder
31  KfW-Wohnraummodernisierungsprogramm für die neuen Länder, KfW-Wohnraummodernisierungsprogramm II, KfW-Wohn-
raummodernisierungsprogramm 2003,  
  KfW Wohnraum Modernisieren, Altersgerecht Umbauen; Ca. 11,8 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 32  Ca. 37,7 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
 33  Inkl. Sonderfonds Wachstumsimpulse
34  Inkl. Investitionsoffensive Infrastruktur; Ca. 4,1 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
35 Ohne Bereich energetische Gebäudesanierung, inkl. Investitionsinitiative Infrastruktur und ungebundenem Kommunalkredit; Ca. 
22 Mio. EUR (Subventionswert)  
  nicht regionalisierbar
36  Ohne Bereich energetische Gebäudesanierung, inkl. Investitionsinitiative Infrastruktur; Ca. 2,7 Mio. EUR (Subventionswert) 
nicht regionalisierbar 
37  Ca. 55,5 Mio. EUR (Subventionswert) nicht regionalisierbar
38  Ohne besondere Dienststellen und Zentrale
39  Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Strukturanpassungsmaßnahmen, Beschäftigung schaffende Infrastrukturförderung
40  Hierzu zählt insbesondere das Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit
41  Ermittelt auf der Basis von Jahresdurchschnittswerten der Gesamtfördersumme (Preise von 1999). Enthält Mittel für Ziele 1–3 
(inkl. Übergangsunterstützung),  
  Gemeinschaftsinitiativen INTERREG III A und B,  LEADER (ohne nationale Vernetzung), EQUAL, URBAN, EAGFL-Garantiemittel 
für ländliche Entwicklung sowie  
  Bundesprogramme ESF bzw. Verkehr 
42  Umfasst Mittel aus ESF und EFRE, ohne Bundesprogramme
43  Ist-Werte (Zahlungseingänge in Deutschland)
44  Es handelt sich um reine EU-Mittel; Datenbasis sind die Vertragsabschlüsse zwischen EU und Forschungsnehmern, Ca. 3,1 Mio. 
EUR nicht regionalisierbar
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in Mio. 
EUR

in % in EUR/
Ew.

Großräumige Verkehrspolitik 47  953,2 6,9 583,3

Mittel nach dem Regionalisierungsgesetz¹ 47  953,2 6,9 583,3
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 251  636,4 36,2 3  060,8

ausgew. Leistungen nach Sozialgesetzbuch III bzw. II¹ 150  913,4 21,7 1  835,6

Kindergeld (Auswertung ab 2006) 66  323,0 9,5 806,7
Erziehungsgeld¹ 11  310,3 1,6 137,6
Leistungen nach Bundeselterngeld-/Elternzeitgesetz¹ 14  727,1 2,1 179,1
Wohngeld¹ 8  362,7 1,2 101,7
Wirtschaftsförderung 18  739,4 2,7 227,9

Sektorhilfen Steinkohlenbergb., Werften, Seeschiffahrt¹ 12  998,6 1,9 158,1
Einzelbetriebliche Regionalförderung 3  553,5 0,5 43,2
Mittelstandsförderung (inkl. Sonderpr. gr. Unternehmen) 2  187,4 0,3 26,6
Umwelt und Energie 3  283,3 0,5 39,9

CO²-Minderung/Energetische Sanierung (i.d.R. Kredite) 1  685,4 0,2 20,5
Erneuerbare Energien (Kredite) 609,4 0,1 7,4
Umwelt/Energieeinsparung (i.d.R. Kredite) 988,5 0,1 12,0
Forschung und Bildung 77  743,2 11,2 945,6

Hochschule 9  053,8 1,3 110,1
Ausbildungshilfe/Fortbildung 7  906,2 1,1 96,2
Schule/Ausbildungsplätze 4  380,6 0,6 53,3
Projektförderung 22  765,4 3,3 276,9
Innovationsförderung (Kredite) 207,1 0,0 2,5
Institutionelle Förderung 25  707,9 3,7 312,7
6./7. EU-Forschungsrahmenprogramm 7  722,1 1,1 93,9
Stadtentwicklung, Wohnen, Infrastruktur 19  580,7 2,8 238,2

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 11  548,7 1,7 140,5
Städtebauförderung 3  731,7 0,5 45,4
Infrastrukturförderung GRW 1  473,2 0,2 17,9
Infrastrukturförderung (Kredite) 790,2 0,1 9,6
Wohnraumförderung (Kredite) 2  036,9 0,3 24,8
Agrarpolitik 30  182,9 4,3 367,1

GA Agrarstruktur und Küstenschutz¹ 4  533,7 0,7 55,1
Landwirtschaftliche Sozialpolitik¹ 25  649,2 3,7 312,0
Arbeitsmarktpolitik der BA 246  292,8 35,4 2  995,8

Eingliederungstitel 26  944,7 3,9 327,7
weitere Leistungen der aktiven Arbeitsförderung¹ 69  246,6 10,0 842,3
Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts¹ 150  101,5 21,6 1  825,8
Insgesamt 695  411,9 100,0 8  458,7

¹Mittel wurde für einzelne bzw. alle Jahre mittels Sekundärdaten von der Länder- auf die ROR-
Ebene heruntergeschätzt. Bei den aufgeführten Mitteln handelt es sich u.  a. um Ist-Zahlungen, 
aber auch um Bewilligungen (insbesondere bei den Darlehen), so dass ein Teil der aufgeführten 
Summen auch nach 2010 ausgabewirksam werden kann.
Datenbasis: Datenbank Raumwirksame Mittel des BBSR; GRW einschl. EFRE

Tabelle 11
Ausgewählte, regionalisierbare Raumwirksame Mittel 2004 bis 2010

die Leistungen im Rahmen der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik bei. Am anderen Ende stehen 
Hessen, Baden-Württemberg und Bayern, ge-
folgt von Rheinland-Pfalz. In den neuen Ländern 
profitieren je Einwohner die Länder Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin am stärksten. Be-
gründet liegt dies vor allem in dem höheren Mit-
teleinsatz der Finanzausgleichspolitik sowie der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. 

Bei einer differenzierten Maßnahmendarstel-
lung nach Ländern ergibt sich auf der Basis ei-
ner Pro-Kopf-Analyse folgendes Bild:

Die neuen Länder profitieren aufgrund ih-
rer Strukturschwäche überproportional vom 

Basis ausgleich. Maßnahmen, die eng mit dem 
Bevölkerungsbesatz korrespondieren, variie-
ren kaum zwischen den Ländern. Dies gilt im 
Bereich Stadtentwicklung für neue und alte 
Länder gleichermaßen. Dieses Ergebnis resul-
tiert vor allem daher, dass die regionale Mit-
telverteilung unter anderem auf der Basis des 
Bevölkerungsanteils eines Landes an der Ge-
samtbevölkerung oder damit eng korrelieren-
der Größen erfolgt.

Maßnahmen, die an bestimmte Standortvor-
aussetzungen oder vorhandene Einrichtungen 
(z. B. Hochschulen) gebunden sind, streuen 
stärker zwischen den einzelnen Ländern. Re-
gionale Schwerpunkte der Agrarpolitik sind 
z. B. die Länder Mecklenburg-Vorpommern und 
Brandenburg und in Westdeutschland Rhein-
land-Pfalz, Bayern und Niedersachsen. Regio-
nale Schwerpunkte kennzeichnen auch den 
Einsatz der Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung. Im Vergleich zu den meisten west-
deutschen Flächenländern schneiden die ost-
deutschen Flächenländer dabei günstiger ab. 

Die regionale Verteilung der raumwirksamen 
Mittel trägt den unterschiedlichen Ausgangs-
situationen und Problemlagen in beiden Teilen 
Deutschlands Rechnung. Bei einer mittelfristi-
gen und regional differenzierten Betrachtung 
wird die unterschiedliche Inanspruchnahme 
raumwirksamer Mittel entsprechend der Stel-
lung der einzelnen Regionen im Standortgefü-
ge und ihrer räumlich-funktionalen Spezialisie-
rung erkennbar. 

4.2.2  Regionale Verteilungsmuster

Die regional und inhaltlich differenzierte Be-
trachtung setzt an den formalen Zahlungs-
strömen an. Die Auswahl der einbezogenen 
raumwirksamen Bundesmittel orientiert sich 
einerseits an der Verfügbarkeit kleinräumi-
ger Daten und andererseits am Mittelvolumen. 
Unter raumentwicklungspolitischen Aspekten 
stehen die Politikbereiche 
•	 Hochschule	und	Forschung,	
•	 Arbeitslosenhilfe/Arbeitslosengeld	II/Sozialgeld,	
•	 Wirtschaftsförderung,
•	 Umwelt	und	Energie,
•	 Stadtentwicklung	und	Wohnen,	
•	 Verkehrspolitik	und
•	 Landwirtschaftspolitik	

im Fokus, da sie die Entwicklung in den Teilräu-
men Deutschlands unmittelbar beeinflussen.
Die Karte „Raumwirksame Mittel“ dokumen-
tiert zunächst, in welchem Umfang die einzelnen 
Raumordnungsregionen an den ausgewählten 
raumwirksamen Mitteln insgesamt partizipiert Quelle: BBSR 2011
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Karte 86
Geber- und Empfängerregionen
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Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel
Geometrische Grundlagen: BKG/BBSR, Raumordnungsregionen, 
31.12.2008
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Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel
Geometrische Grundlage: BKG/BBSR, Raumordnungsregionen, 
31.12.2009

In der Karte wurden regionalisierbare Mittel aus folgenden Bereichen
berücksichtigt: Großräumige Verkehrspolitik, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik,
des Bundes, Wirtschaftsförderung, Umwelt und Energie, Forschung und Bil-
dung, Stadtentwicklung, Wohnen, Infrastruktur, Agrarpolitik, Arbeitsmarktpo-
litik der Bundesagentur 

Inanspruchnahme raumwirksamer Mittel im
Zeitraum 2004 bis 2010 in EUR je Einwohner

100 km

 bis unter 7 000

  7 000 bis unter 8 000

  8 000 bis unter 9 000

  9 000 bis unter 10 000

10 000 bis unter 11 000

11 000 und mehr 

Häufigkeiten
25 28 12 8 13 10

Raumwirksame Mittel

Karte 85
Raumwirksame MIttel

Die Typisierung basiert auf dem Transfersaldo der Arbeitslo-
senversicherung je Einwohner im Zeitraum 2003–2008 sowie 
auf der Höhe der je Einwohner gezahlten Arbeitslosenhilfe/ALG 
II einschließlich Sozialgeld. Beide Indikatoren haben einen un-
mittelbaren Bezug zur ökonomischen Lage einer Region.

Die Geberregionen – d. h. positiver Saldo bei der Arbeitslo-
senversicherung – werden in zwei Typen unterteilt: Zur Spit-
zengruppe mit einem positiven Saldo größer als 167 Euro/
Einwohner zählen 18 westdeutsche Regionen. Sie werden im 
folgenden als Geberregionen 1. Ordnung bezeichnet, da sie 
bezogen auf die Einwohner am stärksten zur Finanzierung der 
Umverteilung innerhalb der Arbeitslosenversicherung beitra-
gen. Alle 35 Regionen mit einem positiven Saldo der Arbeits-
losenversicherung kleiner als 167 Euro/Einwohner gehören zu 
den Geberregionen 2. Ordnung. Insgesamt acht Geberregio-
nen (u.  a. Hamburg, Bremen, Köln, Bochum/Hagen und Duis-
burg/Essen) weisen dabei im Zeitraum 2003–2008 einen über 
dem Bundeswert von 225 Euro/Einwohner liegenden Bezug 
von ALG II/Sozialgeld und Arbeitslosenhilfe auf.

Innerhalb der Empfängerregionen, die definitionsgemäß alle 
negative Salden bei der Arbeitslosenversicherung aufwei-
sen, werden drei Typen unterschieden: Für die Empfängerre-
gionen 1. Ordnung ist ein sehr hoher negativer Saldo bei der 
Arbeitslosenversicherung und ein überdurchschnittlich ho-
her Bezug von Arbeitslosenhilfe sowie von ALGII/Sozialgeld 
kennzeichnend. Demgegenüber haben die Empfängerregio-
nen 3. Ordnung im Vergleich zu den anderen Empfängerre-
gionen relativ gesehen eine bessere Position im System der 
Arbeitslosenversicherung. Die Spanne der Transfersalden 
reicht von –130 Euro/Einwohner für die Region Ost-Friesland 
bis –6 Euro/Einwohner für Westmittelfranken.

Zur Restgruppe zählen insgesamt sieben westdeutsche Re-
gionen und Berlin. Sie haben einen negativen Saldo bei der 
Arbeitslosenversicherung nicht schlechter als –146 Euro/Ew. 
und einen überdurchschnittlich hohen Bezug von Arbeitslo-
senhilfe und ALG II/Sozialgeld. Sie werden im Folgenden als 
Empfängerregionen 2. Ordnung bezeichnet und hinsichtlich 
ihrer Position im System der Arbeitslosenversicherung zwi-
schen den Empfängerregionen 1. und 3. Ordnung eingestuft. 

Methode: Typisierung der deutschen Regionen nach ihrer Position als Geber- oder Empfängerregionen im  
System der Sozialversicherung
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Den höchsten Mitteleinsatz weisen die Regio-
nen Vorpommern und Emscher-Lippe mit rund 
13  600 Euro/Einwohner auf.

In der Bundesrepublik hat die staatliche Aus-
gleichspolitik durch die grundgesetz-liche 
Vorgabe der „Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse“ eine lange Tradition. In 
diesem Kontext sind auch die regionalen Ein-
nahmen- und Ausgabenströme der Sozialver-
sicherungssysteme zu sehen. Sie stehen in 
einem unmittelbaren Zusammenhang mit der 

haben. Aufgrund des konzentrierten Mittelein-
satzes im Zuge des Aufbaus Ost und der arbeits-
marktpolitischen Probleme Ostdeutschlands 
besteht erwartungsgemäß ein großräumi-
ges Ost-West-Gefälle. Den niedrigsten Einsatz 
raumwirksamer Mittel weist die Region Hoch-
rhein-Bodensee mit rund 6  211 Euro/Einwohner 
auf. Auf den Plätzen mit einem deutlich über-
durchschnittlichen Mitteleinsatz in einer Grö-
ßenordnung von mindestens rund 10  000 Euro/
Einwohner folgen nach Emscher-Lippe und Bre-
merhaven ausschließlich ostdeutsche Regionen. 

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel
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Zusammenfassung der Programme nach Politikbereichen entsprechend Tabelle Raumwirksame Mittel auf Ebene der Raumordnungsregionen.

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel
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Zusammenfassung der Programme nach Politikbereichen entsprechend Tabelle Raumwirksame Mittel auf Ebene der Raumordnungsregionen.

Bei der Förderung über Darlehen wurde ein pauschaler Subventionswert von 4 % der Darlehenssumme angerechnet.

Abbildung 31
Raumwirksame Mittel nach Geber-/Empfängerregionen 2004 bis 2010

Abbildung 32
Raumwirksame Mittel für Stadtentwicklung, Wohnen, Infrastruktur 2004 bis 2010
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der Position der Regionen im System der Ar-
beitslosenversicherung dargestellt.

Geberregionen – d. h. positiver Saldo bei der 
Arbeitslosenversicherung – finden sich aus-
schließlich in den alten Ländern. Zur Spitzen-
gruppe der Geberregionen 1. Ordnung zählen 
vor allem Regionen im Süden der Bundesrepub-
lik. Mit Ausnahme von Berlin zählen alle Regio-
nen in den neuen Ländern zu den Empfänger-
regionen 1. Ordnung, d. h. zu den Regionen, die 

wirtschaftlichen Leistungskraft der deutschen 
Regionen. Zudem implizieren die Transfers der 
Sozialversicherung nicht nur einen Effekt auf 
der nachsorgenden Ebene. Aufgrund der von 
ihnen ausgelösten Nachfrageeffekte leisten 
sie zumindest einen Beitrag zur Stabilisierung 
der regionalen Entwicklung, auch wenn ihre 
Impulse für selbsttragende Wachstumsprozes-
se verglichen mit Maßnahmen der Wirtschafts- 
und Forschungsförderung begrenzt sind. Vor 
diesem Hintergrund wird im Folgenden der Ein-
satz raumwirksamer Mittel differenziert nach 

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel
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Bei der Förderung über Darlehen wurde ein pauschaler Subventionswert von 4 % der Darlehenssumme angerechnet.

Zusammenfassung der Programme nach Politikbereichen entsprechend Tabelle Raumwirksame Mittel auf Ebene der Raumordnungsregionen.

Innovationsförderung (Kredite)

Institutionelle Förderung

EU-Forschungsrahmen-
programm

Abbildung 33
Raumwirksame Mittel für Forschung und Bildung 2004 bis 2010

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel
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Zusammenfassung der Programme nach Politikbereichen entsprechend Tabelle Raumwirksame Mittel auf Ebene der Raumordnungsregionen.

Abbildung 34
Raumwirksame Mittel für Arbeitsmarktpolitik der Bundesagentur 2004 bis 2010

Quelle Abbildungen 31 bis 34: BBSR 2011
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auch zum Fördergebiet der Gemeinschaftsauf-
gabe zählten.

Ein ähnliches Bild ist für den Bereich Stadt-
entwicklung und Wohnen erkennbar, wo der 
konzentrierte Mitteleinsatz der Städtebauför-
derung und der Infrastrukturförderung im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
zugunsten der Empfängerregionen 1. Ordnung 
zu Buche schlägt. Demgegenüber kommt die 
Wohnraumförderung über die verschiedenen 
Darlehensprogramme der KfW-Bankengruppe, 
(z. B. Wohnraummodernisierungsprogramme, 
Wohneigentumsprogramme) tendenziell stär-
ker in den anderen Regionstypen zum Einsatz. 

Im Bereich Forschung und Hochschule fällt zu-
nächst auf, dass neben den Geberregionen 1. 
Ordnung auch die Empfängerregionen 2. Ord-
nung überdurchschnittlich am Einsatz raum-
wirksamer Mittel partizipieren. Neben der in-
stitutionellen Förderung, die sich wie die GA 
Hochschulbau auf die Regionen mit Hoch-
schulstandorten konzentriert, ist dies auf den 
Mitteleinsatz im Rahmen der Projektförde-
rung zurückzuführen. Ihre Inanspruchnahme 
streut regional zwar deutlich stärker als der 
Mitteleinsatz bei der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau, dennoch konzentriert sich die 
Projektförderung in den ostdeutschen Empfän-
gerregionen 1. Ordnung nicht nur auf wenige 
bekannte forschungsorientierte Regionen wie 
Berlin, Oberes Elbtal/Osterzgebirge oder Ostt-
hüringen. So weisen immerhin sieben der ins-
gesamt 22 ostdeutschen Regionen dieses Typs 
einen höheren Mitteleinsatz als der Durch-
schnitt der westdeutschen Geberregionen 2. 
Ordnung auf. 

Die Innovationsförderung für kleine und mittle-
re Unternehmen über Darlehen wird zwar flä-
chendeckend angeboten, streut aber hinsicht-
lich der Inanspruchnahme regional sehr stark. 
Aufgrund ihrer instrumentellen Ausgestaltung 
bindet sie im Vergleich zur Projektförderung 
deutlich weniger Mittel. Sie kommt vor allem 
den Geberregionen zugute, was in erster Linie 
eine Folge der stark überdurchschnittlichen 
Begünstigung süddeutscher Regionen mit ei-
nem hohen Besatz forschungsorientierter und 
mittelständischer Unternehmen ist. 

Bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik besteht 
erwartungsgemäß ein Gefälle zugunsten der 
Empfängerregionen, was durch den arbeits-
marktpolitisch orientierten Verteilungsschlüs-
sel für den Mitteleinsatz und den regional 
konzentrierten Einsatz der verschiedenen ar-
beitsmarktpolitischen Instrumente bedingt ist. 

einen sehr hohen negativen Saldo bei der Ar-
beitslosenversicherung aufweisen.

Danach weisen die Empfängerregionen 1. Ord-
nung zusammen mit denen 2. Ordnung, wobei 
letztere mit Ausnahme von Berlin alle in West-
deutschland liegen, mit rund 11  000 Euro/Ein-
wohner den höchsten Mitteleinsatz auf. Dem-
gegenüber partizipieren die Geberregionen 1. 
und 2. Ordnung sowie die Empfängerregionen 3. 
Ordnung deutlich schwächer und in etwa ver-
gleichbarer Intensität an den raumwirksamen 
Mitteln. Dabei reicht die Spanne der Werte von 
rund 7  500 bis zu 7 700 Euro/Einwohner. 

4.2.3  Regional-sektoral differenzierte  
Begünstigungsmuster 

Neben diesen Niveauunterschieden bestehen 
zwischen den verschiedenen Typen von Ge-
ber- und Empfängerregionen je nach Politikbe-
reichen deutliche Unterschiede. So ist der sehr 
hohe Wert der Empfängerregionen 1. und 2. Ord-
nung durch den Einsatz der Arbeitsmarktpolitik 
der BA bedingt. Diese Regionstypen partizipie-
ren aufgrund ihrer arbeitsmarktpolitischen Pro-
bleme zudem überdurchschnittlich an den Mit-
teln des Bundes für Arbeitslosenhilfe/ALG II/
Sozialgeld. Obwohl die übrigen Re gionstypen 
im Gruppendurchschnitt einen deutlich niedri-
geren Mitteleinsatz erreichen, sind diese jedoch 
zum Teil auch stark vom Problem der Langzeitar-
beitslosigkeit betroffen. Dies gilt insbesondere 
für Regionen wie Duisburg/Essen und Bochum/
Hagen. Umgekehrt fällt bei den Geberregionen 
1. Ordnung der hohe Mitteleinsatz im Bereich 
Hochschule und Forschung und bei den Empfän-
gerregion 3. Ordnung der Mitteleinsatz im Be-
reich der Agrarpolitik auf.

Die Ergebnisse im Bereich Wirtschaftsförde-
rung sind durch zwei Besonderheiten geprägt: 
zum einen durch die einzelbetriebliche Regio-
nalförderung im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftstruktur“, da zu deren Fördergebiet die 
ostdeutschen Empfängerregionen 1. Ordnung 
in Gänze zählen; zum anderen durch den kon-
zentrierten Einsatz sektoral gezielter Hilfen 
in einzelnen westdeutschen Geber- und Emp-
fängerregionen. Da die Sektorhilfen für Werf-
ten, Steinkohle und See- und Küstenschiff-
fahrt von ihrem Finanzvolumen her bedeutend 
umfangreicher sind als die Mittel für Regio-
nalförderung, weisen die Empfängerregionen 
2. Ordnung, in denen u. a. Standorte der Stein-
kohleförderung liegen, einen höheren Einsatz 
raumwirksamer Mittel auf. Bei den westdeut-
schen Empfängerregionen kommt noch hinzu, 
dass einzelne Gebiete in den letzten Jahren 
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Der hohe Wachstumsbeitrag der Geberregio-
nen lässt sich durch ihre bessere Ausstattung 
mit Potenzialfaktoren und über ihr höheres 
technologisches Niveau der Produktion er-
klären, das ihnen ein stärkeres Wirtschafts-
wachstum ermöglicht.84 Außerdem ist zu ver-
muten, dass einzelne raumwirksame Mittel, 
wie z. B. aus dem Bereich Hochschule und For-
schung, in den Geberregionen aufgrund von 
Agglomerationsvorteilen und einer höheren 
Ausstattung mit innovationsorientierten Unter-
nehmen auf einen „fruchtbaren Boden“ fallen 
und die ohnehin hohe Wirtschaftskraft dieser 
Regionen weiter stärken. 

Darüber hinaus profitieren die Geberregio-
nen direkt und indirekt vom Einsatz raumwirk-
samer Mittel in den Empfängerregionen: Vom 
Ausbau der Infrastruktur und der Investitions-
förderung profitieren sie in der Erstellungspha-
se über Vorleistungsverflechtungen unmittel-
bar. Erhöhen sich im Zuge der anschließenden 
Nutzungsphase wirtschaftliche Aktivität und 
Steuerkraft der Empfängerregionen, so bedeu-
tet dies für die Geberregionen weniger Aus-
gleichszahlungen, da sich die Position der Emp-
fängerregionen im Finanzausgleich verbessert. 
Ein anderes Beispiel ist der Ausbau der groß-
räumigen Verkehrsinfrastruktur in struktur-
schwachen Regionen, der über Netzeffekte 
indirekt die Erreichbarkeit der Geberregionen 
verbessert. Gleichwohl nützen diese positiven 
Effekte den Geberregionen nur begrenzt, wenn 
ihnen die Mittel fehlen, um bestehende Ent-
wicklungsengpässe und Infrastrukturdefizite 
unmittelbar vor Ort zu beheben. 

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu 
beachten, dass die Unterschiede in der regio-
nalen Inzidenz der Sozialversicherung und der 
raumwirksamen Mittel innerhalb der Geber- 
und Empfängertypen zum Teil bedeutend sind. 
Eine Analyse für einzelne Regionen würde ein 
noch detaillierteres Bild von der regionalen In-
zidenz öffentlicher Finanzströme zeichnen. Die 
Erarbeitung inhaltlich differenzierter regionaler 

„Förderprofile“ sollte daher integraler Bestand-
teil regionaler Stärken-Schwächen-Analysen 
sein und darüber informieren, ob Umfang und 
Struktur des Mittelzuflusses in Einklang mit 
den regionalen Entwicklungsmöglichkeiten und 

-engpässen stehen. 

Bei den Empfängerregionen 1. Ordnung schla-
gen neben den hohen Lohnersatzleistungen 
(Arbeitslosengeld) die Ausgaben für weite-
re Leistungen der aktiven Arbeitsmarkpolitik 
(z. B. Kurzarbeitergeld, berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen) sowie die Ausgaben im 
Rahmen des sogenannten Eingliederungstitels 
zu Buche. Hierzu zählen insbesondere Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, Eingliederungszu-
schüsse oder die Übernahme der Kosten beruf-
licher Weiterbildung. 

Auch wenn die hier gewählte Aggregatbe-
trachtung auf Grundlage der Raumordnungs-
regionen mit einer Nivellierung einhergeht, 
wird deutlich, dass der Einsatz raumwirksa-
mer Mittel weniger dem Prinzip einer Gießkan-
nenförderung folgt. Dies gilt insbesondere für 
den Bereich Hochschule und Forschung und 
für Maßnahmen, die an bestimmten Standort-
voraussetzungen anknüpfen oder deren Ziel-
gruppe regional ungleich verteilt ist. Auch das 
regionale Verteilungsmuster der einzelbetrieb-
lichen Regionalförderung in Ostdeutschland 
steht in erster Linie für eine an den Standort-
präferenzen privater Investoren ausgerichtete 
Konzentration. Stärker flächendeckend orien-
tierte Maßnahmen, wie z. B. die Mittelstands-
förderung über Darlehen, schlagen von ihrem 
Mittelvolumen her deutlich geringer zu Buche 
und müssen aufgrund ihrer fachpolitischen 
Ausrichtung nicht zwangsläufig dem Gebot ei-
ner regionalen Konzentration folgen. Dies gilt 
auch für Infrastrukturmittel, die ein politisch 
festgelegtes Mindestangebot an regionaler 
Daseinsvorsorge sichern. 

Wachstumsbeitrag der Regionen

Die Geberregionen der Sozialversicherung par-
tizipieren aufgrund ihrer Strukturstärke deut-
lich schwächer an den raumwirksamen Bun-
desmitteln. Dies gilt erwartungsgemäß für 
diejenigen Mittel, die zum Ausgleich regionaler 
Strukturprobleme und zur Bewältigung arbeits-
marktpolitischer Herausforderungen gewährt 
werden. Zu nennen sind hier die regionale 
Strukturpolitik und die Arbeitsmarktpolitik der 
BA sowie die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
des Bundes. Diese Regionen tragen dennoch 
entscheidend zum wirtschaftlichen Wachs-
tum bei, sei es in Form von Arbeitsplätzen 
oder Wertschöpfung. Dies gilt auch für einzel-
ne Empfängerregionen und interessanterwei-
se nicht nur für westdeutsche, sondern auch 
für ostdeutsche Regionen. Beispiele für solche 

„ostdeutschen Wachstumsregionen“ sind Obe-
res Elbtal/Osterzgebirge und Havelland-Flä-
ming sowie Mittel- und Südthüringen.

(84) Heimpold, G. / Franz, P.: 
Interregionale Ausgleichs-
politik auf dem Prüfstand: 
Die Geber- und Nehmerregi-
onen und ihre Wirtschafts-
leistung. In: Wirtschaft im 
Wandel, 11/2006, S. 329.
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4.3 Raumwirksame europäische 
Fachpolitiken

Unter raumentwicklungspolitischen Aspekten 
besitzen die gemeinsame Agrarpolitik und Eu-
ropäische Strukturpolitik eine herausragende 
Bedeutung. Aber auch andere Gemeinschafts-
politiken weisen eine große Raumwirksamkeit 
auf, obgleich ihr primäres Ziel nicht im Abbau 
regionaler Disparitäten besteht. Hierzu gehö-
ren neben dem Aufbau Transeuropäischer Net-
ze (TEN) und der Sicherung einer nachhaltigen 
wirtschaftlichen Entwicklung insbesondere die 
Forschungs- und Technologiepolitik, da mit ihr 
Innovationen und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft gefördert werden. 

Hinsichtlich der finanziellen Bedeutung der EU-
Fachpolitiken für Deutschland ergibt sich ein 
eindeutiges Bild: Über die Direktzahlungen und 
marktbezogenen Ausgaben der gemeinsamen 
Agrarpolitik sowie über die Strukturfonds im 
Rahmen der Kohäsion für Wachstum und Be-
schäftigung erzielt Deutschland mit Abstand 
die meisten Rückflüsse. 

4.3.1  Europäische Strukturpolitik

Die europäische Strukturpolitik in der aktuellen 
Förderperiode bis 2013 ist durch drei Prioritä-
ten gekennzeichnet, für die europaweit insge-
samt rund 347.4  Mrd. Euro (in laufenden Prei-
sen) zur Verfügung stehen: 
•	 Ziel	Konvergenz:	Rund	 81,5	%	der	Mittel	 ent-

fallen auf diese Priorität, die in erster Linie 
Regionen betrifft, deren Pro-Kopf-BIP we-
niger als 75 % des Gemeinschaftsdurch-
schnitts ausmacht. Regionen die aufgrund 
des sog. statistischen Effekts unter dieser 
Grenze liegen, erhalten eine befristete Un-
terstützung, da sich deren objektiven Bedin-
gungen nicht geändert haben dürften.  

•	 Ziel	 Regionale	 Wettbewerbsfähigkeit	 und	
Beschäftigung: Rund 16 % der Mittel sind für 
diese Priorität vorgesehen, wobei die regio-
nalen Programme der Vorwegnahme und 
Förderung des regionalen Wandels dienen 
und einzig aus dem EFRE finanziert werden. 

•	 Ziel	 Europäische	 territoriale	 Zusammenar-
beit: Dieses Ziel basiert auf den Erfahrungen 
mit INTERREG und bindet rund 2,5 % der Mit-
tel. Die Mittelaufteilung erfolgt anhand des 
Umfangs der Bevölkerung in den betreffen-
den Regionen und deren jeweiligen sozioöko-
nomischen Bedingungen. Die Maßnahmen 
werden aus dem EFRE finanziert und konzen-
trieren sich auf integrierte Programme. 

Deutschland erhält für die aktuelle Förderperi-
ode insgesamt 26,3  Mrd. Euro an EU-Struktur-
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Karte 87
EU-Fördergebiete

Abbildung 35
Mitteleinsatz in den Zielen „Konvergenz“ und 
„Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“

Quelle: BBSR 2011
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die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“, allerdings 
liegt es im Ermessen der Länder, ob sie ergän-
zende Maßnahmen über spezielle Förderrichtli-
nien vorsehen und damit das gesamte Förder-
spektrum des EFRE ausnutzen. 

Besondere Bedeutung erlangt die europäische 
Strukturpolitik nicht nur aufgrund ihres hohen 
Mitteleinsatzes, sondern auch dadurch, dass 
ihr Einsatz auf der Basis einer Programmfinan-
zierung erfolgt. Für die aktuelle Förderperiode 
musste daher Deutschland nach Artikel 27 der 
Verordnung Nr. 1083/2006 des Rates mit Allge-
meinen Bestimmungen über den Europäischen 

fondsmitteln. Davon entfallen 25,5  Mrd. Euro 
auf das Konvergenzziel und das Ziel Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung so-
wie 0,8  Mrd. Euro auf das Ziel Europäische Ter-
ritoriale Zusammenarbeit. Von den 25,5  Mrd. 
Euro für die Ziele Konvergenz und Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung ent-
fallen 15,1  Mrd. Euro auf die Konvergenzregio-
nen in den neuen Bundesländern und 991 Mio. 
Euro auf die NUTS II-Region Lüneburg (alle An-
gaben in laufenden Preisen). Für das Ziel „Re-
gionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-
tigung“ stehen insgesamt 9,4  Mrd. Euro zur 
Verfügung. Als Orientierungshilfe für den re-
gionalen Einsatz des EFRE dient insbesondere 

Karte 88
Einzelbetriebliche Förderung und Infrastrukturförderung

Datenbasis: BBSR-Datenbank Raumwirksame Mittel Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2008
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(85) Nationaler Strategi-
scher Rahmenplan für den 
Einsatz der EU-Strukturfonds 
in der Bundesrepublik 
Deutschland 2007–2013.

deutsche Strategie für den Einsatz der Struk-
turfonds enthält. 

Im Vergleich zur letzten Förderperiode geht die 
europäische Strukturpolitik inzwischen noch 
stärker auf die Problemlagen und Anforderun-
gen der Städte ein. Die „nachhaltige Stadtent-
wicklung“ ist daher auch integraler Bestandteil 
der deutschen Strategie, wobei Maßnahmen 
zur Förderung der Entwicklung benachteiligter 
Gebiete im Mittelpunkt stehen und innerhalb 
der Operationellen Programme städtische Ge-
bietskulissen festgelegt werden können. Zu-
sätzlich bieten die Strukturfondsverordnungen 
die Möglichkeit, Stadtentwicklungsfonds ein-
zurichten (JESSICA) und Globalzuschüsse zu 
verwenden. Förderpolitische Ansatzpunkte lie-
gen z. B.
•	 in	städtebaulichen	Aufwertungsstrategien,
•	 in	der	Sanierung	der	physischen	Umwelt	und	

Reaktivierung von Industrie-brachen,
•	 in	der	Verbesserung	des	Gründungsklimas,	
•	 im	 Abbau	 spezifischer	 Entwicklungshemm-

nisse in benachteiligten Stadtteilen sowie 
•	 in	Projekten	 zur	Qualifizierung	 von	 Jugendli-

chen und Migranten.

Daneben greift die deutsche Strategie weitere 
neue Herausforderungen auf und bewertet die-
se im gesamtstaatlichen Rahmen. Dies gilt ins-
besondere für den demographischen Wandel. 
Denn dieser betrifft nicht nur einzelne Regio-
nen oder Städte, sondern Deutschland in seiner 
Gesamtheit und hat vielfältige Aufgaben in na-
hezu allen Bereichen zur Folge (z. B. Infrastruk-
tur, Arbeitsmarkt, Bildung). Entsprechende för-
derpolitische Ansatzpunkte finden sich in fast 
allen thematischen Prioritäten. Auch leitet der 
NSRP einen Paradigmenwechsel im Bereich 
der Infrastrukturförderung ein, denn künftig 
geht es nicht mehr nur um deren Ausbau, son-
dern auch um deren Sicherung und Anpassung 
an veränderte Nachfragestrukturen.

Aufgrund ihres erheblichen Entwicklungsrück-
standes zum Gemeinschaftsdurchschnitt fallen 
die fünf neuen Bundesländer auch in der aktu-
ellen Förderperiode bis 2013 unter das Konver-
genzziel. Die Förderung mit den EU-Struktur-
fonds soll den wirtschaftlichen Aufholprozess 
beschleunigen und zur Schaffung von mehr und 
besseren Arbeitsplätzen beitragen. Zu den ori-
ginären Konvergenzregionen gehören die Län-
der Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen 
sowie die Regierungsbezirke Dessau, Mag-
deburg, Dresden, Chemnitz und Brandenburg 
Nordost. Die Regierungsbezirke Leipzig, Halle 
und die Region Brandenburg Südwest werden 
als Phasing-Out-Regionen innerhalb des Kon-
vergenzzieles gefördert. Gleiches gilt für die 

Fonds für regionale Entwicklung, den Europä-
ischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds 
einen Nationalen Strategischen Rahmenplan 
(NSRP) vorlegen.85 Der Rahmenplan gewähr-
leistet die Kohärenz zwischen den Interventio-
nen der Strukturfonds und den strategischen 
Kohäsionsleitlinien der Gemeinschaft und zeigt 
den Zusammenhang zwischen den Prioritäten 
der Gemeinschaft einerseits und dem nationa-
len Reformprogramm (NRP) andererseits auf. 
Der NSRP ist gleichzeitig der Bezugsrahmen 
für die Ausarbeitung der Operationellen Pro-
gramme der Länder und des Bundes, da er die 
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Erfahrungen aus den neuen Ländern zeigen, 
sind auch wirtschaftlich schwache Regionen 
in der Lage, leistungsfähige Forschungs- und 
Technologiezentren neu anzusiedeln und zu 
„halten“. Hierzu bedarf es allerdings einer en-
gen Kooperation nationaler, regionaler und lo-
kaler Akteure und eines zielorientierten Regio-
nalmarketings. Das siebte Rahmenprogramm 
der EU kann hierzu in sinnvoller Ergänzung zu 
nationalen Förderaktivitäten einen wichtigen 
Beitrag leisten. 

4.3.2  Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 

Obwohl die Ausgaben im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) im Laufe der Zeit all-
mählich gesunken sind, machen sie noch immer 
rund 41 % des EU-Haushaltes aus. Ihre politi-
schen Ziele betreffen die 
•	 Steigerung	 der	 landwirtschaftlichen	Produk-

tivität,
•	 Steigerung	 des	 landwirtschaftlichen	 Pro-

Kopf-Einkommens,
•	 Stabilisierung	der	Märkte,
•	 Sicherstellung	 der	 Versorgung	 der	 Bevölke-

rung mit Nahrungsmitteln und die
•	 Sorge	um	angemessene	Verbraucherpreise.

2010 erhielt Deutschland insgesamt einen Be-
trag von fast 5,70  Mrd. Euro aus dem EGFL (Di-
rektzahlungen und marktbezogene Ausgaben). 
Das Bundesland Bayern ist Hauptempfänger 
der Mittel aus dem EGFL, gefolgt von Nieder-
sachsen. In den neuen Ländern erhält Meck-
lenburg-Vorpommern die meisten EGFL-Mittel. 

Untersuchungen über die räumlichen Auswir-
kungen der GAP auf Einkommen, Arbeitsmarkt, 
Infrastruktur und natürliche Ressourcen zeigen 
die besonders enge und spezifische Beziehung 
zwischen der Landwirtschaft und dem ländli-
chem Raum. Für die ländlichen Räume besitzt 
daher die GAP ein erhöhtes Maß an Verant-
wortung. 

Die Europäische Kommission hat im Oktober 
2011 Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2013 
vorgelegt. In ihren Vorschlägen greift die Kom-
mission wichtige Maßnahmen auf, wie künftig 
die Herausforderungen einer rentablen Nah-
rungsmittelproduktion, eine nachhaltige Be-
wirtschaftung der natürlichen Ressourcen 
und Klimamaßnahmen sowie eine ausgewo-
gene ländliche Entwicklung bewältigt werden 
können. Die Beratungen dieser Vorschläge im 
Rat und im Europäischen Parlament stehen 
im engen Zusammenhang mit dem künftigen 
Mehrjährigen Finanzrahmen der EU von 2014 
bis 2020. Sie werden voraussichtlich nicht vor 

NUTS II-Region Lüneburg in Niedersachsen, 
deren BIP pro Einwohner in Kaufkraftparitäten 
(KKS) gemessen am durchschnittlichen BIP pro 
Kopf der EU-15 als einzige westdeutsche Re-
gion unterhalb der Abgrenzungskriterien ge-
blieben ist.

Die westdeutschen Bundesländer – Nieder-
sachsen ohne die NUTS II-Region Lüneburg – 
und Berlin erhalten eine Förderung im Rahmen 
des Ziels „Regionale Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung“. Es ist prinzipiell flächen-
deckend angelegt, wobei die Länder regionale 
Schwerpunkte der Förderung setzen können. 
Die deutsche Strategie berücksichtigt vor al-
lem die nach EU-Beihilferecht ausgewiesenen 
strukturschwachen nationalen Regionalförder-
gebiete für die Unterstützung von Innovationen 
und Modernisierungen in Unternehmen, die ab 
2007 ebenfalls neu abgegrenzt sind. 

Forschungs- und Technologiepolitik

Die Europäische Gemeinschaft fördert durch 
ihre Forschungs- und Innovationspolitik die Zu-
sammenarbeit mit und zwischen Unternehmen, 
Forschungszentren und Universitäten. Das 
Augenmerk liegt auf der Stärkung der wissen-
schaftlichen und technologischen Grundlagen 
der Industrie und ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
im weltweiten Maßstab.

Dem siebten Forschungs-Rahmenprogramm 
für den Zeitraum 2007–2013 stehen insgesamt 
54,4  Mrd. Euro zur Verfügung. Es unterstützt 
die Entwicklung und Implementierung ver-
schiedener Politiken der Gemeinschaft und ist 
in vier spezifische Programme untergliedert: 
•	 Kooperation	(32,4		Mrd.	Euro)	
•	 Ideen	(7,5		Mrd.	Euro)	
•	 Menschen	(4,7		Mrd.	Euro)
•	 Kapazitäten	(4,2		Mrd.	Euro).

Einzelne Vorhaben zielen speziell auf die Beein-
flussung regionaler Entwicklungsprozesse ab. 
Dies gilt insbesondere für den Bereich „Koope-
ration“, in dessen Rahmen grenzüberschrei-
tende Kooperationsprojekte zwischen Univer-
sitäten, Industrie und Forschungszentren zu 
Themen wie Klimawandel, Transport oder In-
formations- und Kommunikationsmittel geför-
dert werden. Unter raumentwicklungspoliti-
schen Aspekten kommt außerdem dem vierten 
Programmbereich, der die gezielte Förderung 
von Forschungsinfrastrukturen und KMU-För-
derung ermöglicht, eine besondere Bedeutung 
zu. Gerade in strukturschwächeren Regionen 
können das regionale Innovationspotenzial und 
die wirtschaftliche Verwertung neuer Ideen 
und Konzepte gefördert werden. Denn wie die 
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Europäischer Landwirtschaftsfonds

Folgen für die räumliche Entwicklung in ländli-
chen Regionen ergeben können. 

Dazu gehören:
•	 der	Verlust	an	Arbeitsplätzen	und	Defizite	in	

der ländlichen Infrastruktur
•	 die	Aufgabe	traditioneller	Bewirtschaftungs-

methoden und infolgedessen eine Verände-
rung der Landschaftsbilder

•	 die	Nutzung	 von	 Feuchtgebieten,	 Heideland-
schaften und naturnahen Magerwiesen

•	 die	 Grundwasserbelastung	 durch	 ertrags-
steigernde Produktionsmittel

•	 der	Rückgang	der	Artenvielfalt.

Um der Gefahr negativer Umwelteffekte ent-
gegenzuwirken, gibt es eine Vielzahl rechtli-
cher Vorschriften im Rahmen des nationalen 
Ordnungsrechts als Voraussetzung für die In-
anspruchnahme von Mitteln im Rahmen der 1. 
Säule der GAP (Markt- und Einkommenspolitik).

Die Politik für ländliche Räume im Rahmen der 
2. Säule der GAP trägt darüber hinaus durch 
finanzielle Anreize gezielt dazu bei, neben 
der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Land- und Forstwirtschaft 
•	 die	Umwelt	und	Landschaft	durch	Förderung	

einer ressourcenschonenden Landbewirt-
schaftung zu verbessern und

•	 die	 Lebensqualität	 in	 ländlichen	 Räumen	 zu	
steigern und die Diversifizierung der Wirt-
schaft zu fördern.

Maßgeblich hierfür ist die Verordnung zur „För-
derung der Entwicklung des ländlichen Raums 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums“ 
(ELER-Verordnung). Sie bildet den Rahmen 
für die 2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) im Zeitraum 2007–2013. Die Förderung der 
ländlichen Entwicklung soll die Reformen der 
1. Säule der GAP flankieren und gleichzeitig ei-
nen Beitrag zur Umsetzung der überarbeiteten 
Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäf-
tigung und der Nachhaltigkeitsziele von Göte-
borg leisten. Die 2. Säule der GAP verfolgt damit 
übergeordnete Ziele, die enge Querbezüge zu 
den Zielen der EU-Strukturpolitik aufweisen.

Deutschland stehen in der aktuellen Förder-
periode 2007–2013 rund 9,1  Mrd. Euro EU-Mit-
tel über den ELER zur Verfügung. Zusammen 
mit den nationalen Mitteln (Bund und Länder) 
werden damit etwas über 18  Mrd. Euro (rund 
2,6  Mrd. Euro pro Jahr) an öffentlichen Mitteln 
in den Länderprogrammen zur ländlichen Ent-
wicklung eingesetzt. Der Bund unterstützt die 
ländliche Entwicklung über die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 

Ende 2012 abgeschlossen. Die künftige Aus-
gestaltung der GAP wird zumindest mittelbar 
auch Auswirkungen auf die Strukturen im länd-
lichen Raum haben. Sowohl im europäischen 
wie auch nationalen Kontext gibt es jedoch 
erhebliche Unterschiede zwischen den ländli-
chen Räumen.

Mit der Globalisierung der Wirtschaft sowie 
der Intensivierung, Konzentration und Spezia-
lisierung der landwirtschaftlichen Produk tion 
besteht die Gefahr, dass sich auch negative 

Karte 90
Europäischer Landwirtschaftsfonds
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des Küstenschutzes“ (GAK). Er stellt hierfür 
jährlich 600 Mio. Euro an Bundesmitteln bereit. 
Zusammen mit den Ländermitteln belaufen sich 
die GAK-Mittel auf rund 1  Mrd. Euro pro Jahr.

Der Schwerpunkt der Förderung im Rahmen 
der ländlichen Entwicklung in Deutschland 
liegt bei den Maßnahmen zur Verbesserung der 
Umwelt- und Landschaft. Hierbei wird den neu-
en Herausforderungen eine zunehmende Be-
deutung beigemessen. Maßnahmen im Bereich 
der Wasserwirtschaft, der Biodiversität, des 
Klimawandels und der erneuerbaren Energien 
stehen dabei im Fokus der Förderung.

In Abhängigkeit von den regionalen Heraus-
forderungen ist die Schwerpunktbildung der 
Förderung in den einzelnen Bundesländern al-
lerdings sehr unterschiedlich. So steht die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit in Nord-
deutschland im Vordergrund, die Förderung 
der Verbesserung der Umwelt- und Landschaft 
überwiegt im Süden, und die Verbesserung 
der Lebensqualität in ländlichen Räumen ein-
schließlich der Diversifizierung der Wirtschaft 
hat vor allem in den neuen Bundesländern ein 
besonderes Gewicht.

4.4  Raumordnungspolitische  
Schlussfolgerungen

Aufgrund ihrer Strukturstärke partizipieren die 
Geberregionen der Sozialversicherung insge-
samt deutlich schwächer an den raumwirksa-
men Bundesmitteln. Dies gilt erwartungsge-
mäß für diejenigen Mittel, die zum Ausgleich 
regionaler Strukturprobleme und zur Bewälti-
gung arbeitsmarktpolitischer Herausforderun-
gen gewährt werden. Gleichwohl tragen diese 
Regionen entscheidend zum wirtschaftlichen 
Wachstum bei, sei es in Form von Arbeitsplät-
zen oder Wertschöpfung. Dies trifft auch für 
einzelne Empfängerregionen zu, und interes-
santerweise nicht nur für westdeutsche, son-
dern auch für ostdeutsche Regionen.

Der hohe gesamtwirtschaftliche Wachstums-
beitrag der Geberregionen lässt sich durch de-
ren bessere Ausstattung mit Potenzialfakto-
ren und ein höheres technologisches Niveau 
der Produktion erklären. Außerdem dürften 
sie gerade im Bereich von Forschung und Ent-
wicklung eine höhere regionale Absorptionsfä-
higkeit besitzen. Darüber hinaus profitieren die 
Geberregionen direkt und indirekt vom Einsatz 
raumwirksamer Mittel in den Empfängerregio-
nen.

Im Vergleich zur letzten Förderperiode geht die 
europäische Strukturpolitik inzwischen noch 
stärker auf die Problemlagen und Anforderun-
gen der Städte ein, denn „Nachhaltige Stadt-
entwicklung“ ist als Querschnittsziel explizit in 
der deutschen Strategie berücksichtigt. Dane-
ben greift die deutsche Strategie weitere neue 
Herausforderungen auf und bewertet diese im 
gesamtstaatlichen Rahmen. Dies gilt insbeson-
dere für den demographischen Wandel. Denn 
dieser betrifft nicht nur einzelne Regionen oder 
Städte, sondern Deutschland in seiner Gesamt-
heit. Unter raumentwicklungspolitischen As-
pekten ist außerdem die europäische Politik 
für ländliche Räume zu beachten, auch wenn 
Deutschland in der aktuellen Förderperiode 
etwa 10 % weniger Mittel erhält. 

Schließlich hat in der jüngsten Vergangenheit 
die Bedeutung strukturstarker Regionen für die 
Finanzierung staatlicher Ausgleichspolitik zu-
nehmend gesellschaftspolitische Aufmerksam-
keit erhalten. Denn im Sinne einer „nachhalti-
gen Ausgleichspolitik“ gilt es die langfristigen 
Entwicklungsperspektiven gesamtwirtschaft-
licher Wachstumsregionen durch geeignete 
Maßnahmen zu fördern, damit Ausgleichspo-
litik mit dem Ziel der Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse finanzierbar bleibt. Das 
strukturpolitische Engagement des Bundes 
und der Einsatz raumwirksamer Mittel müssen 
daher sowohl dem Ausgleichs- als auch dem 
Wachstumsziel Rechnung tragen.

Insgesamt kommt ein vielfältiger Mix an För-
dermaßnahmen zum Einsatz, an dem die struk-
turschwachen Regionen in unterschiedlicher 
Weise partizipieren. Vor allem Städtebauför-
derung, Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und ar-
beitsmarktpolitische Hilfen bilden zusammen 
mit der 2. Säule der Agrarpolitik und der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ die zentra-
len Bausteine einer Raumentwicklungspolitik 
für diese Regionen, die gleichzeitig in besonde-
rem Maße von Schrumpfungsprozessen betrof-
fen sind. Deren Bewältigung ist eine Dauerauf-
gabe für alle Ressorts.

Die bestehende differenzierte Programm-
struktur raumwirksamer Mittel bildet hierfür 
eine wichtige Grundlage, die es in einem ers-
ten Schritt zu optimieren gilt. In einem zweiten 
Schritt wäre dann die Etablierung ressortüber-
greifender Förderansätze zu verstärken, was 
jedoch angesichts der historisch gewachsenen 
Zuständigkeiten auf nationaler und EU-Ebene 
und der damit einhergehenden förderrechtli-
chen Rahmenbedingungen nicht einfach um-
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Diese förderpolitische Erweiterung sollte mit 
einer stärkeren Flexibilisierung der Förderpro-
gramme einhergehen. Gefordert sind zudem in-
novative Lösungen, um die Bereitstellung kom-
munaler Eigenanteile (z. B. „Muskelhypothek“) 
zu erleichtern. Außerdem sollten künftig ver-
bindliche interkommunale Absprachen nicht 
nur finanziell gefördert weden, sondern stärker 
als bisher als Fördervoraussetzung gelten.

Da die Akteure vor Ort die regionalen Proble-
me und Potenziale am ehesten kennen, ist eine 
noch stärkere Dezentralisierung der Förde-
rung anzustreben, wie sie bereits im Rahmen 
des LEADER-Ansatzes praktiziert werden. In 
diesem Kontext kommt alternativen Finanzie-
rungsinstrumenten in Form von Regionalbud-
gets und Regionalfonds eine besondere Be-
deutung zu. Denn als Ergänzung traditioneller 
Förderprogramme führen sie zu einer stärkeren 
Dezentralisierung und erleichtern die Aktivie-
rung von privatem Kapital für Zwecke einer ak-
tiven Regionalentwicklung.

Gleichwohl können sie auch vorhandene Finan-
zierungsmöglichkeiten ersetzen, sofern damit 
ein Zugewinn an Effektivität und Effizienz ein-
hergeht. Dabei müssen in der Regel seitens 
der Ressorts keine zusätzlichen Mittel aufge-
bracht, sondern können bereits bestehende 
Finanzierungsquellen (z. B. EFRE) genutzt wer-
den. Regionalfonds haben zudem den zusätzli-
chen Vorteil, dass sie die eingesetzten Mittel 
dauerhaft sichern. Denn durch den Rücklauf 
der Mittel plus Vergütung stehen die Mittel 
nicht nur ein weiteres Mal zur Verfügung, son-
dern vermehren sich und können wieder für 
neue Projekte eingesetzt werden. Allerdings 
sind Regionalfonds aufgrund ihres revolvieren-
den Charakters und der damit einhergehenden 
Notwendigkeit „rentierlicher“ Projekte meis-
tens in strukturstarken Regionen und in einem 

„ökonomisch“ großräumigeren Kontext einfa-
cher umsetzbar.

zusetzen ist. Es bleibt abzuwarten, ob durch 
die künftige Ausgestaltung der europäischen 
Strukturpolitik, z. B. durch die derzeit themati-
sierte Forderung nach mehr interkommunaler 
Zusammenarbeit, integrierten Projekten und 
einer stärkeren Berücksichtigung von Stadt-
Umland-Beziehungen, weitere Anreize für die 
Ausgestaltung und Vernetzung nationaler Poli-
tiken gesetzt werden.

Was den ersten Schritt, die Optimierung der 
vorhandenen Förderstruktur angeht, bestehen 
hinsichlich der derzeitigen Fördervielfalt Po-
tenziale insbesondere bei folgenden Punkten:

Zunächst gilt es, im Rahmen einer ressortüber-
greifenden Abstimmung zentrale Förderre-
gelungen bei Bedarf zu modifizieren, um eine 
Bündelung fachspezifischer Programme vor 
Ort zu erleichtern. Im Idealfall bedeutet dies, 
dass einzelne Ressorts Mittel für sektorüber-
greifende Programme oder spezifische Zwecke 
anderer Ressorts zur Verfügung stellen. Auch 
sollten künftig regionale Entwicklungskonzep-
te ressortübergreifend angelegt sein, um Syn-
ergieeffekte vor Ort zu erzielen. So macht es 
grundsätzlich wenig Sinn, wenn jede Fachpoli-
tik ein eigenes Entwicklungskonzept für einen 
bestimmten Raum oder einzelne Teilräume auf-
legt, das nur auf die spezifischen Förderansät-
ze der jeweiligen Fachpolitik ausgerichtet ist. 
Hier sind die bereits vorhandenen integrierten 
Entwicklungsansätze, beispielsweise in der 
Struktur- und Ländlichen Entwicklungspolitik, 
auszubauen.

In vielen Räumen führen Bevölkerungsrück-
gang und Überalterung in Verbindung mit kom-
munalen Haushaltsnotlagen dazu, dass grund-
legende Infrastrukturen in ihrem Bestand 
gefährdet sind. Diese bedürfen einer gezielten 
Förderung zur Sicherung der Daseinsvorsorge. 
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Der Raumordnungsbericht des BBSR soll Infor-
mationen für Politiker und Entscheidungsträger 
auf allen administrativen Ebenen bieten. Er ver-
mittelt Fakten zur Raumentwicklung, vergleicht 
und bewertet sie und leitet daraus Handlungs-
empfehlungen für die Raumordnungspolitik ab, 
stellt mögliche Lösungsansätze für drängen-
de Probleme dar und macht Vorschläge für die 
künftige Ressortforschung des BMVBS. 

Zunächst werden auf der Basis der empirisch-
analytischen Ergebnisse des Berichts die Her-
ausforderungen herausgestellt, vor denen die 
Raumordnungspolitik steht (Kap. 5.1).

Eine wichtige Funktion hat der Raumordnungs-
bericht für die Vorbereitung der Fortschreibung 
und Aktualisierung der „Leitbilder und Hand-
lungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland“, die die MRKO 2006 beschlossen 
hat (vgl. Kap. 5.2). Seine Analysen und empiri-
schen Erkenntnisse sollen den geplanten Fort-
schreibungs- und Aktualisierungsdiskurs in-
haltlich vorbereiten und strukturieren. Zuerst 
wird deshalb auf die Themen eingegangen, die 
bereits in den Leitbildern und Handlungsstrate-
gien angesprochen sind, aber noch einer ver-
tiefenden Behandlung bedürfen. Danach wird 
der Ergänzungsbedarf der Leitbilder ermittelt. 
Es werden zwei Leitbildergänzungen „Klima 
und Energie“ und „Mobilität und Logistik“ vor-
geschlagen. Abschließend wird der Umset-
zungsbedarf der aktualisierten und ergänzten 
Leitbilder und Handlungsstrategien themati-
siert. Mittels Projekten des Aktionsprogramms 
Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) hat 
der Bund bereits die Umsetzung der Leitbilder 
in der Vergangenheit gefördert. Aus den aktu-
alisierten und erweiterten Inhalten leiten sich 
neue Erfordernisse der Umsetzungsunterstüt-
zung ab. Konkret wird gezeigt, mit welchen ge-
planten und bereits eingeleiteten neuen MO-
RO-Vorhaben die Realisierung der neuen und 
alten Leitbildziele gefördert werden kann.

5  Raumordnungspolitischer Handlungsbedarf

Der dritte Abschnitt zeigt auf, für welche 
Grundsätze der Raumordnung eine Aufstellung 
von Bundesraumordnungsplänen aus Sicht des 
BBSR sinnvoll erscheint (vgl. Kap. 5.3). Das 
neue ROG ermächtigt mit §  17 Abs. 1 den Bund, 
einzelne Grundsätze der Raumordnung, wie sie 
im Grundsatzkatalog von §  2 Abs. 2 ROG defi-
niert werden, durch Bundesraumordnungsplä-
ne zu konkretisieren. 

Im vierten Abschnitt werden weitere Punkte 
aufgeführt, bei denen aus Sicht des BBSR ein 
dringender Handlungsbedarf für die Landes- 
und Regionalplanung bereits besteht oder in 
Zukunft zu erwarten ist (vgl. Kap. 5.4).

Abschließend werden Folgerungen für die För-
derung des Territorialen Zusammenhalts in Eu-
ropa abgeleitet (vgl. Kap. 5.5).
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negativen Folgen des Klimawandels nicht nur 
in den besonders betroffenen Regionen

•	 behutsame	 Fortentwicklung	 der	 Kulturland-
schaften, Verringerung der Inanspruchnah-
me natürlicher Ressourcen und Erhöhung 
der Ressourceneffizienz insbesondere durch 
Stabilisierung der Siedlungsdichten und die 
Begrenzung des Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenwachstums.

Weiterer Handlungsbedarf, der nach den Er-
kenntnissen des Raumordnungsberichts bereits 
absehbar ist, aber in den Analysen noch nicht im 
Detail bestimmt werden konnte, ergibt sich für 
die Raumordnungspolitik von Bund, Ländern und 
Regionen für die folgenden Punkte:

Der raumbezogene Umgang mit Risiken, die 
sich aus dem Bau bzw. dem Betrieb techni-
scher Anlagen bzw. ihrer räumlichen Konzen-
tration ergeben oder mit Naturgefahren und 
menschverursachten Katastrophen verbunden 
sind, gilt bislang als ein wenig beachteter Be-
reich in der Raumordnung von Bund, Ländern 
und Regionen. Insbesondere jene Gefahren, 
mit denen im Zuge des Klimawandels zu rech-
nen ist, die die Folge von Naturkatastrophen 
sind oder die sich aus einem unvorhersehba-
ren Störfall für Mensch und Umwelt ergeben, 
sollten zukünftig verstärkt in den Mittelpunkt 
räumlicher Risikovorsorge treten. 

Dabei ist vor allem dem Belang der Kritischen 
Infrastruktur in der Praxis mehr Beachtung zu 
schenken. In Festlegungen von Raumordnungs-
plänen und bei der Abstimmung raumbedeutsa-
mer Vorhaben und Maßnahmen gilt es die Rol-
le der Kritischen Infrastruktur, die diese für die 
Erhaltung der Funktionsfähigkeit unserer aus-
differenzierten Gesellschaft spielt, zu sichern 
und zu stärken.

Metropolräume spielen eine wichtige Rolle als 
Sitz globaler Unternehmen, als Entscheidungs-
zentren der nationalen und internationalen Po-
litik, als Gateways zu Informationsnetzen und 
Verkehrsinfrastruktur sowie als Zentren der 
Kultur und Wissenschaft. Aus diesen Gründen 
sind Metropolräume zu einem strategischen 
Objekt nationaler und europäischer Politik ge-
worden. Auf der Grundlage eines europawei-
ten Metropolenvergleichs kann nun das bereits 
etablierte Metropolregionenkonzept der MKRO 
weiterentwickelt werden. Für die Raumord-
nung von Bund, Ländern und Regionen bedeu-
tet dies, innovative Maßnahmen und Konzepte 
zu erarbeiten, wie die Stellung der deutschen 
Regionen im europäischen Metropolenwettbe-
werb durch Ausbau und Stärkung ihrer Metro-
polfunktionen verbessert werden kann. 

5.1 Herausforderungen für die  
Raumordnungspolitik in Bund  
und Ländern

Die teilraumdifferenzierten Analysen des 
Raumordnungsberichts, die Erfahrungen aus 
der angewandten Modellvorhabenforschung 
des BBSR und die vergleichenden Plananaly-
sen haben zur Identifikation der folgenden He-
rausforderungen beigetragen, denen sich die 
Raumordnungspolitik von Bund, Ländern und 
Regionen bereits heute schon oder verstärkt in 
der näheren Zukunft stellen muss:
•	 Die	 Abwendung	 einer	 sich	 selbst	 verstär-

kenden Abwärtsspirale peripherer ländlicher 
Räume infolge ungünstiger ökonomischer, 
demographischer und infrastruktureller Ent-
wicklungen und die Ergreifung von Maßnah-
men zur Gewährleistung und Herstellung der 
Gleichwertigkeit in Teilräumen, in denen be-
reits eine erhebliche Abweichung vom Bun-
desdurchschnitt zahlreicher Dimensionen 
regionaler Lebensverhältnisse festgestellt 
werden kann

•	 sozialverträgliche,	 kostensensible	 Anpas-
sung des Angebots sozialer und technischer 
Infrastrukturen der Daseinsvorsorge an die 
gewandelte Nachfragestruktur, die inakzep-
table Einbußen der Versorgungsqualität und 
der Erreichbarkeit sowie überproportionale 
Steigerungen der Kostenbelastung öffentli-
cher Haushalte und privater Akteure vermei-
det

•	 Erhaltung	 leistungsfähiger	 Zentraler-Orte-
Netze, unter anderem durch die stärkere 
Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf 
Zentrale Orte als Versorgungs- und Arbeits-
marktzentren

•	 Gewährleistung	 einer	 bedürfnisgerechten	
Mobilität und eines attraktiven öffentlichen 
Personenverkehrs auch in nachfrageschwa-
chen Teilräumen und unter ungünstigen Öl-
preisbedingungen

•	 Ausweisung	 zusätzlicher	 Flächen	 für	 Wind-
kraft- und Solarenergienutzung sowie Ener-
gie- und CO2-Speicherung in Regionalplänen 
und kommunalen Bauleitplänen, einschließ-
lich der aktivplanerischen Unterstützung des 
Repowerings und der Erarbeitung regionaler 
Energiekonzepte

•	 Flankierung	 der	 Ausbaupläne	 der	 Leitungs-
netze durch vorsorgliche Trassensicherung 
in Raumordnungsplänen und Suche nach 
raumverträglichen und in der Bevölkerung 
konsensfähigen Standorten und Korridoren 
für Leitungen durch partizipative Raumord-
nungsverfahren

•	 Intensivierung	 des	 Klimaschutzes	 in	 allen	
Regionen und verbesserte Anpassung an die 
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In Europa werden der Ausbau und die Vernet-
zung der Stromnetze vorangetrieben. Auch 
auf europäischer Ebene stellt die Integration 
der zentralen Stromerzeugungsanlangen kon-
ventioneller Art und der kleineren, dezentra-
len Stromquellen aus erneuerbarer Energie-
produktion in ein Verbundnetz eine zentrale 
Herausforderung dar. Die Raumordnung von 
Bund, Ländern und Regionen muss die Weiter-
entwicklung des transeuropäischen Stromnet-
zes unterstützen, nicht nur um eine verlässli-
che und kosteneffektive Energieversorgung zu 
ermöglichen, sondern um in Europa den Um-
bau des Energiesystems in eine nachhaltige 
Entwicklungsrichtung zu forcieren und die Zu-
kunftsvision eines „Smart Grids“ Wirklichkeit 
werden zu lassen.

Durch den Ausbau der transeuropäischen Ver-
kehrsnetze soll innerhalb von Europa ein mo-
dernes und effizientes Verkehrssystem reali-
siert werden. Aufgrund seiner zentralen Lage 
in Europa betrifft und belastet der wachsende 
europäische Transitverkehr vor allem Deutsch-
land. Aus diesem Grunde ist die Integration 
der deutschen Verkehrsinfrastruktur in das 
europäische Verkehrssystem nicht nur von ei-
ner zentralen strategischen Bedeutung für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, sondern 
auch für die Entwicklung des verkehrlichen 
Belastungsniveaus seiner Bevölkerung. Die 
Raumordnungspolitik von Bund und Ländern 
sollte deshalb beim weiteren Ausbau der eu-
ropäischen Verkehrsnetze nicht nur die wirt-
schaftlichen Standortbedingungen Deutsch-
lands im Auge behalten, sondern vor allem 
umweltverträgliche Verkehrsinfrastrukturen 
fördern, die eine Reduzierung des Belastungs-
niveaus von Mensch und Naturhaushalt zur 
Folge haben.
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Metropolraumtypen Datenbasis: Eigene Erhebung des BBSR, 
Geometrische Grundlage: 
GfK GeoMarketing, Regionen NUTS 2
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und welche wichtigen Themen noch keine aus-
reichende Berücksichtigung gefunden haben. 
Es ist geplant, in einem breit angelegten diskur-
siven Prozess zwischen MKRO, dem Beirat für 
Raumordnung und externen Fachleuten, euro-
päischen Nachbarländern und dem BBSR den 
Aktualisierungs-, Weiterentwicklungs- und 
Umsetzungsbedarf der Leitbilder und Hand-
lungsstrategien zu erörtern und inhaltlich aus-
zuarbeiten, so dass sie durch einen MKRO-Be-
schluss im Jahr 2013 fortgeschrieben werden 
können. Eine wichtige vorbereitende Funktion 
kommt in diesem Zusammenhang den Analysen 
des Raumordnungsberichts zu.86 

5.2.1  Aktualisierungsbedarf der Leitbilder 

Leitbild „Wachstum und Innovation“

Das Leitbild „Wachstum und Innovation“ ist 
ausgesprochen wachstumszentriert ausge-
richtet. Wachstum darf allerdings kein Selbst-
zweck sein. Das alleinige Ziel, das BIP zu meh-
ren, greift zu kurz. Trotzdem bleibt Wachstum 
wichtig. Die Finanzkrise hat demonstriert, dass 
gravierende Probleme nur durch Wachstum 
gelöst werden können. Ein zentraler Indika-
tor für wirtschaftliches Wachstum bleibt so-
mit das BIP bzw. seine Steigerung. Allerdings 
muss es um seine Auswirkungen auf die regio-
nale Lebensqualität ergänzt werden. In diesem 
Zusammenhang ist die Europa 2020-Strategie 
der EU wichtig. Hier werden drei Aspekte des 
Wachstums besonders beleuchtet: das intel-
ligente, das nachhaltige und das integrative 
Wachstum. Ziele der EU sind eine Erwerbs-
quote von 75 %, Aufwendungen für Forschung 
und Entwicklung von 3 % des BIP und die Rück-
führung der Zahl der Schulabgänger ohne Ab-
schluss auf einen Anteil von maximal 10 %. Es 
liegt nahe, das Leitbild „Wachstum und Inno-
vation“ stärker mit den Zielvorgaben der EU 
zu verknüpfen. Länder und Regionen müssen 
prüfen, welchen Beitrag sie zur Erreichung der 
Ziele der Europa 2020-Strategie leisten können, 
da – so der gegenwärtige Stand der Diskus-
sion   – die Vergabe der Strukturfondsmittel an 
diese drei Ziele geknüpft werden soll. 

In dem Leitbildprozess sollten weiterhin der 5. 
Kohäsionsbericht und die darauf aufbauenden 
Schlussfolgerungen Beachtung finden. In die-
sem Zusammenhang sind zwei Aspekte wich-
tig: einerseits die Rolle der Städte und ihre 
Bedeutung als Wachstumsmotoren und ande-
rerseits die funktionalen Räume bzw. der ter-
ritoriale Zusammenhalt. Die Kommission weist 
den Städten eine wichtige Rolle für Wachstum, 
Kreativität und Innovation zu und fordert auch 

Karte 91
Metropolraumtypen

5.2 Fortentwicklung der Leitbilder zur 
Raumentwicklung in Deutschland 

Seitdem die Leitbilder und Handlungsstrategi-
en für die Raumentwicklung in Deutschland im 
Jahr 2006 durch die MKRO beschlossen wur-
den, prägen sie sehr wesentlich die Raumord-
nungspolitik von Bund, Ländern und Regionen 
(vgl. Kap. 3.2.2). Zwar gaben sie auch Anlass 
zur Kritik, insbesondere an die kontroverse Be-
wertung der Metropolregionenpolitik durch In-
teressenvertreter des ländlichen Raumes sei 
hier erinnert, im Rückblick überwiegen aber 
deutlich Anregungen und Innovationen sowie 
Umsetzungsaktivitäten auf der Ebene von Bund, 
Ländern und Regionen (vgl. Kap. 3.2 und 3.3). 
Mit der einsetzenden Reflexion über die Leitbil-
der stellten sich bald die Fragen, welche Punk-
te der drei Leitbilder aktualisiert werden sollten 

(86) MKRO = Ministerkon-
ferenz für Raumordnung: 
Konkretisierung und Weiter-
entwicklung der Leitbilder 
für die Raumentwicklung in 
Deutschland. Beschluss der 
37. Ministerkonferenz für 
Raumordnung am 19. Mai 
2010 in Berlin, S. 1.
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Metropolfunktionen in Deutschland

Karte 92
Metropolfunktionen in Deutschland

die Entwicklung eines ehrgeizigen Konzepts 
der Stadtentwicklung. 

Hier hat das BBSR mit der Erstellung des euro-
paweiten Metropolfunktionsindexes eine wich-
tige empirische Grundlage gelegt. Dabei wur-
den nicht nur die funktionale Bedeutung der 
Städte hervorgehoben und die Metropolfunk-
tio nen als wichtige Standortvorteile für 
Wachstum und Innovation dargestellt, sondern 
auch die polyzentrale Struktur und der räumli-
che Zusammenhang von städtischen und länd-
lichen Teilregionen innerhalb von Metropolre-
gionen. Gleichzeitig wurden auch wegen des 
räumlich breiten Ansatzes alle Standorte ein-
bezogen, die mindestens eine Metropolfunk-
tion aufweisen. Diese Studie liefert damit um-
fangreiche Informationen über die Verteilung 
von metropolitanen Funktionen in den Berei-
chen Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Ver-
kehr und Kultur. Auf dieser empirischen Basis 
können Hinweise für sinnvolle Bündelungen 
und Vernetzungen von Funktionsstandorten 
innerhalb von Metropolregionen oder zur Bil-

dung solcher Regionen abgeleitet werden. Ent-
sprechende Erkenntnisse sind eine wichtige 
Grundlage für die Erstellung von Strategien 
und Konzepten zur Förderung der Bedeutung 
und Konkurrenzfähigkeit der deutschen Metro-
polregionen in Europa.

Da sich die Metropolräume hinsichtlich ihrer 
Ausstattung mit Metropolfunktionen, ihrer Ein-
wohnerzahl und wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit, aber auch in Bezug auf ihre funktionale 
Vielfalt bzw. Spezialisierung stark unterschei-
den, lassen sich verschiedene Typen von Met-
ropolräumen in Europa bilden.

Der analytische Vergleich der Metropolräu-
me in Europa ermöglicht auch eine an europä-
ischen Maßstäbe orientierte Eingruppierung 
der politischen Metropolregion in Deutschland 
nach ihrer Bedeutung. Die bisher ohne Bedeu-
tungsunterschiede von der Ministerkonferenz 
für Raumordnung anerkannten elf Metropolre-
gionen können somit einen unterschiedlichen 
Stellenwert in der Raumordnungspolitik erlan-
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räumigen Partnerschaft aus dem Beitrag der 
Regionen zu gemeinsamen Projekten und ihrem 
Zugehörigkeitsgefühl zu einem Raum.

Damit stellt sich auch die Frage, welche Per-
spektive den Räumen außerhalb von Metro-
polregionen im Sinne der Stadt-Land-Partner-
schaften aufgezeigt werden kann. Denn auch 
für diese meist dünn besiedelten, peripheren 
ländlichen Räume ist eine räumliche Entwick-
lungsstrategie wichtig. Auch wenn im Nach-
gang zu den Leitbildern 2006 die Entwicklung 
und Umsetzung von Stabilisierungsstrategien 
weniger intensiv verfolgt wurde als die För-
derung der Stadt-Land-Partnerschaften, darf 
diese Idee gerade jetzt bei der Fortschreibung 
der Leitbilder nicht aufgegeben werden. Eine 
intensive Strategiediskussion ist hier notwen-
dig, weil die (BIP-)wachstumsorientierten Ent-
wicklungspotenziale hier oftmals fehlen bzw. 
nur verstreut vorkommen und wenig Ausstrah-
lungskraft entwickeln. Dennoch ist ebenso zu 
fragen, inwieweit diese Regionen zur Europa 
2020-Strategie beitragen können, so dass dort 
von einem qualitativen Wachstum gesprochen 
werden kann.

Dies löst aber beispielsweise nicht das Prob-
lem von fehlenden Arbeitsplätzen. Hier bieten 
sich in der Energieproduktion, in der zukünf-
tig wieder steigenden Bedeutung der Land-
wirtschaft und vielleicht auch im Tourismus 
Chancen, die aber hinsichtlich ihres Beschäfti-
gungspotenzials realistisch eingeschätzt wer-
den müssen. Dennoch zeigt gerade dies, dass 
eine neue Diskussion um Stabilisierungsstrate-
gien vor dem Hintergrund des Ausgleichsziels 
geführt werden muss. Die Strategie „Entwick-
lung ohne Wachstum im herkömmlichen Sinn“ 
muss somit weitergedacht werden. Hier gilt es 
an den Diskurs über qualitatives Wachstum an-
zuknüpfen und neue Modelle der Wohlstands-
messung zu berücksichtigen.

Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“

Im Vordergrund des Leitbildes steht die ver-
trägliche Anpassung des zentralörtlichen Sys-
tems als Reaktion auf die Gefährdung von 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge durch 
drastische Änderungen der Nachfrage in Fol-
ge des demographischen Wandels und knapper 
werdender öffentlicher Mittel. Insbesondere 
die Mittelzentren sind im ländlichen Raum als 

„stabilisierende Anker“ von zentraler Bedeu-
tung, um ein öffentliches Angebot von Leistun-
gen der Daseinsvorsorge auf hohem Niveau 
und zu verträglichen Erreichbarkeitsbedingun-
gen für die Bevölkerung eines Mittelbereichs 
zu sichern und zu stärken. 

gen und ein ähnlich dem Zentrale-Ort-System 
abgestuftes Metropolregionskonzept entwi-
ckeln, das den einzelnen Metropolregionen un-
terschiedliche Funktionen im europäischen und 
nationalen Kontext zuweist.

Bei der Fortentwicklung des Leitbildes „Wach-
tums und Innovation“ entsprechend dieser eu-
ropäischen Metropolraumtypisierung könn-
ten auch weitere, kleinere Räume einbezogen 
werden, um neue Initiativen für „überregio-
nale Partnerschaften“ anzustoßen. Gleichzei-
tig könnte es auch Hinweise auf teilräumliche 
Untergliederungen bei sehr großen Metropol-
regionen geben. Die Förderung der Vernet-
zung wichtiger Standorte von Metropolfunktio-
nen innerhalb der Metropolregionen und über 
Grenzen hinweg ist ein weiterer Anknüpfungs-
punkt für raumordnungspolitische Maßnahmen, 
verkehrliche Maßnahmen und Vorschläge für 
regionale Entwicklungsstrategien. 

Als ein besonderer Raumtyp des mitteleuro-
päischen Kernraumes der EU sollte sich den 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen 
intensiver als bislang gewidmet werden, da 
sich hier metropolitane Funktionen und eine 
wirtschaftliche Dynamik finden, die auch die 
Ziele von Europa 2020 unterstützen. Wegen 
der Grenzlage ist eine Vernetzung mit den aus-
ländischen Potenzialen schwieriger, aber den-
noch wichtig. Gerade aus diesem Grund sollten 
diese Regionen in die Leitbilder aufgenommen 
werden, damit der Blick auf die dortigen Chan-
cen und Probleme seitens des Bundes und der 
Länder geschärft wird.

Ein flächendeckender Ansatz großräumiger 
Partnerschaften, wie er in den Leitbildern 2006 
dargestellt wurde, hat sich nicht bewährt. Bei 
der Frage nach der Größe der Partnerschaften 
ist vor allem wichtig zu klären, inwiefern die 
Regionen zu den Zielen und Projekten des Ko-
operationsraumes beitragen können. Dort, wo 
Potenziale nicht mehr gegeben sind, endet der 
Kooperationsraum. Hierbei muss aber zwischen 
einer operativen Ebene, d. h. der Bearbeitung 
von Projekten, und der strategischen Ebene, 
d. h. einer Idee für den Gesamtraum, unterschie-
den werden. Nicht alle Teilräume einer Partner-
schaft müssen immer an allen Projekten teilneh-
men. Das ist das Prinzip der variablen Geometrie, 
bei der sich unterschiedliche Konstellationen 
von kooperierenden Teilräumen je nach Reich-
weite des Projektes ergeben.Weiter entfernt 
liegende Regionen lassen sich schwerer in ge-
meinsame Strategien einbinden, weil dort das 
Gefühl einer funktionalen Einheit abnimmt und 
unter Umständen andere Prioritäten vorherr-
schen. Somit ergibt sich die Größe einer groß-
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net. Wann allerdings eine solche Situation ge-
geben ist, bleibt weitgehend offen. Die „Leit-
bilder und Handlungsstrategien“ haben daher 
2006 die Frage aufgeworfen, wie stark in einer 
Region vom Durchschnittsniveau des Gesam-
traums abgewichen werden darf, „ohne die 
Leitvorstellung der Gleichwertigkeit zu verlet-
zen“.87 Diese Frage konnte bisher nicht befrie-
digend beantwortet werden, denn ein Diskurs 
zwischen Bund und Ländern über Mindeststan-
dards der Daseinsvorsorge wurde erst in An-
sätzen geführt. 

Die Aufnahme dieses dringend benötigten Dis-
kurses könnte ein solideres Fundament für das 
Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“ schaffen, 
wenn es gelänge, zwischen Bund und Ländern 
Mindeststandards für zentrale Leistungen der 
Daseinsvorsorge kooperativ zu vereinbaren. Zu 
denken wäre hier in erster Linie an eine Stan-
dardsetzung im Kompetenzbereich der Raum-
ordnung. Neben Erreichbarkeitsnormen und 
Ausstattungsnormen Zentraler Orte sollten 
auch Tragfähigkeitsgrenzen für zentralörtlich 
relevante Einrichtungen thematisiert werden.

Neben einem Diskursbedarf über Mindest-
standards für Leistungen der Daseinsvorsorge 
in der Fläche besteht darüber hinaus auch ein 
Konsensbedarf über Mindestindikatorwerte für 
zentrale Dimensionen der Lebensverhältnis-
se. Der Grundsatz der Raumordnung in §  2 Abs. 
2 Nr. 4 ROG fordert, dass in Räumen, in denen 
die Lebensverhältnisse in ihrer Gesamtheit im 
Verhältnis zum Bundesdurchschnitt wesentlich 
zurückgeblieben sind oder ein solches Zurück-
bleiben zu befürchten ist (strukturschwache 
Räume), die Entwicklungsvoraussetzungen zu 
verbessern sind. Dieser Grundsatz sagt aber 
noch nichts über die in diesem Zusammen-
hang relevanten Indikatoren und maßgeblichen 
Schwellenwerte aus. 

Im Rahmen der Fortschreibung des Leitbildes 
„Daseinsvorsorge sichern“ sollte deshalb ne-
ben Mindeststandards auch konkret thema-
tisiert werden, mit welchen Indikatoren sich 
Lebensverhältnisse in ihren vielschichtigen Di-
mensionen möglichst aussagekräftig abbilden 
lassen und bei welchen Indikatorwerten eine 
problematische Unterschreitung von Gleich-
wertigkeitsschwellen vorliegt. Durch ein re-
gelmäßiges Monitoring im Rahmen der laufen-
den Raumbeobachtung des BBSR kann auf der 
Grundlage eines Frühwarnsystems der Hand-
lungsbedarf identifiziert werden, wenn in Teil-
räumen Indikatorwerte kumulativ in verschie-
denen Lebensverhältnisdimensionen unter 
akzeptable Schwellenwerte absinken. 

Bisher wurde in der Karte zum Leitbild nur das 
aktuelle System der Zentralen Orte für die Ebe-
ne der Ober- und Mittelzentren abgebildet. Es 
bestehen offensichtlich jedoch Notwendig-
keiten und auch Spielräume für eine Straffung 
der Zentrale-Orte-Systeme in den Ländern, 
ohne hierdurch die Erfüllung der bestehenden 
Tragfähigkeits- und Erreichbarkeitskriterien 
zu gefährden. Hierzu ist einerseits die Identi-
fizierung der Zentren eines Basisnetzes erfor-
derlich, die auch im Jahr 2050 noch über eine 
ausreichende Tragfähigkeit verfügen, und an-
dererseits der Räume, die durch Maßnahmen 
zur Verbesserung der Erreichbarkeit oder zur 
Sicherung der Tragfähigkeit gestützt werden 
müssen, damit eine flächendeckende, überört-
liche Versorgung zu akzeptablen Erreichbar-
keitsbedingungen langfristig aufrechterhalten 
werden kann. Durch Aufnahme einer Leitbild-
karte mit einem solchen Basisnetz von Mittel-
zentren ließe sich aufzeigen, wie notwendige 
Konzentrationsmaßnahmen mit einer qualitati-
ven Verbesserung des Infrastrukturangebotes 
einhergehen können. 

Insbesondere das Leitbild „Daseinsvorsorge 
sichern“ ist Ausdruck einer solidarischen Ge-
sellschaft und zielt auf die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse in den Teilräumen 
des Bundesgebietes ab. Diese Solidarität ist 
eine der Grundlagen des föderativen Staats-
aufbaus in Deutschland. In Zeiten des demo-
graphischen Wandels, der Auswirkungen der 
Finanzkrise und der damit verbundenen Not-
wendigkeit der Haushaltskonsolidierung auf al-
len föderalen Ebenen liegt die Vermutung nahe, 
dass der finanzielle Spielraum einer räumlichen 
Verteilungspolitik kleiner wird (vgl. Kap. 4). 
Wenn das Solidarpaktfortführungsgesetz am 
31. Dezember 2019 außer Kraft tritt, läuft nicht 
nur der Solidarpakt aus, spätestens dann muss 
auch der Länderfinanzausgleich überprüft wer-
den. Im Rahmen der Fortschreibung des Leit-
bildes „Daseinsvorsorge sichern“ sind deshalb 
schon frühzeitig Ziele für eine bedarfsgerechte 
Weiterentwicklung des Finanzausgleichssys-
tems zu formulieren.

Der Bund ist zur Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse gemäß Art. 72 Abs. 2 GG nach 
neuerer Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes nur in extremen bundesstaat-
lichen Notlagen verpflichtet. Die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse gilt danach erst 
dann als bedroht und der Bund zum Eingreifen 
legitimiert, wenn sich die Lebensverhältnisse 
in den Bundesländern in erheblicher, das bun-
desstaatliche Sozialgefüge beeinträchtigender 
Weise auseinanderentwickelt haben oder sich 
eine derartige Entwicklung konkret abzeich-

(87) MKRO: Leitbilder und 
Handlungsstrategien für 
die Raumentwicklung in 
Deutschland. Verabschiedet 
von der Ministerkonferenz 
für Raumordnung am 
30.6.2006, Berlin. S. 7.
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erwähnt. Die im Analyseteil dokumentier-
ten Szenariorechnungen (vgl. Kap. 2.7) bele-
gen, dass die Erreichung des 30-ha-Ziels nur 
bei einem verhältnismäßig schwachen Wirt-
schaftswachstum, einer zurückhaltenden Zu-
wanderung aus dem Ausland und einer eher 
ungünstigen demographischen Entwicklung 
im Bundesgebiet bis 2020 wahrscheinlich ist. 
Wird davon ausgegangen, dass sich die Wirt-
schaft und die Wohlstandsverhältnisse der 
Bevölkerung in der nächsten Zukunft positi-
ver entwickeln werden, sind somit zusätzliche 
Maßnahmen erforderlich, soll die Erreichung 
des 30-ha-Ziels gesichert werden.

Die Analyse der jüngsten Entwicklung hat ge-
zeigt, dass – wie in der Vergangenheit – die 
bauliche Freiflächeninanspruchnahme von 
den Kernstädten hin zu den ländlichen Räu-
men je Einwohner ansteigt. Regional differen-
ziert weist die Pro-Kopf-Inanspruchnahme 
von Freiraum für bauliche Zwecke im Zeitraum 
2005 bis 2008 höchste Zunahmen in den rela-
tiv dünn besiedelten Regionen außerhalb der 
großen Agglomerationsräume auf, während 
die Zuwächse in den großen Ballungsräumen 
vergleichsweise niedrig sind. Die Senkung der 
einwohnerbezogenen Flächenneuinanspruch-
nahme in geringer besiedelten bzw. schrump-
fenden Regionen muss daher für die Raum-
ordnungspolitik das vordringliche Ziel sein. 
Eine verbesserte Mengensteuerung durch die 
Raumordnung, ein intensiviertes Flächenmana-
gement zur Mobilisierung der Baulandbestände 
und zur Förderung der Innenentwicklung auf 
kommunaler und regionaler Ebene sowie die 
Unterstützung kompakter Siedlungsstrukturen 
sind dann unumgänglich. 

Trifft eine wachsende Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche auf eine stagnierende oder 
schrumpfende Bevölkerungsbasis, sinkt auto-
matisch die Siedlungsdichte, d. h. je Einwoh-
ner erhöht sich der Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenbestand. Auch langfristig betrachtet sind 
die Siedlungsdichten im Bundesgebiet rückläu-
fig, wodurch die Infrastrukturauslastung sinkt 
und sich deren Kosten auf weniger Einwohner 
verteilen. Seit 1992 ist dieser Prozess in Ost-
deutschland allerdings deutlich stärker als in 
Westdeutschland ausgeprägt. Angesichts der 
abgeschwächten Intensität der baulichen Flä-
cheninanspruchnahme erscheint heute und 
in Zukunft der Trend sinkender Siedlungsdich-
ten als erhebliches ökologisches und finan-
zielles Problem. Die Ressourceneffizienz der 
Flächennutzung verschlechtert sich, die Infra-
strukturkosten pro Kopf werden immer höher. 
Für die Fortschreibung des Leitbildes „Res-
sourcen bewahren, Kulturlandschaften gestal-

Ein wichtiger Impuls für die Leitbildfortschrei-
bung wäre eine ergänzende Karte, die jene 
Räume mit ausgesprochen ungleichwertigen 
Lebensverhältnissen identifiziert (Vgl. Kap. 2.1). 
Die abgegrenzten Räume können dann als vor-
dringliche Zielräume der Raumordnungspolitik 
für Maßnahmen zur Angleichung der regiona-
len Lebensverhältnisse in die eigentliche Leit-
bildkarte integriert werden.

Leitbild „Ressourcen bewahren,  
Kulturlandschaften gestalten“

Das dritte Leitbild ist inhaltlich am stärksten 
von allen Leitbildern auf den räumlichen Ko-
ordinationsauftrag der Raumordnung ausge-
richtet. Als Leitvorstellung fungiert dabei eine 
nachhaltige Raumentwicklung, bei der die so-
zialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den 
Raum mit den ökologischen Funktionen so in 
Einklang zu bringen sind, dass daraus eine dau-
erhafte, großräumig ausgewogene Ordnung 
resultiert. Deshalb hat das dritte Leitbild „Res-
sourcen bewahren, Kulturlandschaften gestal-
ten“ zum Ziel, konkurrierende Nutzungsvorstel-
lungen, räumliche Entwicklungspotenziale und 
ökologische Schutzinteressen so miteinander 
in Einklang zu bringen, dass die gewachsene 
Kulturlandschaft in ihren prägenden Merkma-
len erhalten bleibt und verträglich weiterentwi-
ckelt werden kann. 

Raumordnerischer Kulturlandschaftsschutz ist 
aber deutlich mehr als nur die Bewahrung his-
torischer Landschaften. Der raumordnerische 
Gestaltungsauftrag geht über die Konservie-
rung historisch bedeutsamer Räume weit hin-
aus und umfasst ebenso ländliche Räume wie 
städtisch und industriell geprägte Gebiete. Der 
Raumordnungsbericht identifiziert drei The-
men, die im Zuge der geplanten Fortschreibung 
intensiver thematisiert werden sollten:
•	 Senkung	 der	 baulichen	 Flächeninanspruch-

nahme und Stabilisierung der Siedlungsdich-
ten

•	 Intensivierung	 des	 vorbeugenden	 Hochwas-
serschutzes und Ausweitung von Reten-
tionsflächen

•	 Nachhaltige	 Rohstoffsicherung	 und	 grenz-
überschreitende Koordination des Rohstoff-
abbaus.

Senkung der baulichen Flächeninanspruch-
nahme und Stabilisierung der Siedlungsdich-
ten: Das Leitbild „Ressourcen bewahren, Kul-
turlandschaften gestalten“ nennt als Ziel die 
Verminderung der baulichen Flächeninan-
spruchnahme. Trotzdem wird das 30-ha-Ziel 
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie in 
den Leitbildern und Handlungsstrategien nicht 
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gerung von Deichen unterstützen kann, um den 
Flüssen in Zukunft wieder mehr Raum zu geben. 

In diesem Zusammenhang gilt es auch neues-
te Erkenntnisse der Klimaforschung einzube-
ziehen, die in Zukunft von häufigeren und gra-
vierenderen Hochwasserereignissen ausgeht. 
Eine Umfrage bei den Planungsstellen der Re-
gionalplanung im Jahr 2010 hat ergeben, dass 
etwa drei Viertel der Planungsstellen für ihre 
Region mit einem erhöhten Hochwasserrisiko 
als Folge des globalen Klimawandels rechnen 
und ca. die Hälfte der antwortenden Planungs-
stellen von einer Verschärfung der Niedrigwas-
serproblematik in ihrer Region ausgeht. 

Es sollte deshalb geprüft werden, ob bundes-
weit die Erkenntnisse der Klimaforschung 
durch die Anpassung des Bemessungshoch-
wassers berücksichtigt werden sollten. Es 
wäre zu überlegen, ob sich die MKRO ent-
schließt, die Berücksichtigung eines bestimm-
ten Bemessungshochwassers zu fordern, an 
dem sich die Ausweisung von Raumordnungs-
gebieten des vorbeugenden Hochwasserschut-
zes zu orientieren hätte. Neben einem solchen 
Standard für Hochwasserkartierungen bietet 
sich auch die Verankerung einer Pflichtkartie-
rung des Hochwasserschadenspotenzials an, 
die leider immer noch für die meisten Teilräume 
in Deutschland fehlt. 

Neben den Anstrengungen des vorbeugen-
den Hochwasserschutzes in den Flussräumen 
ist auch der Küstenschutz bei der Fortschrei-
bung der Leitbilder angemessen zu berück-
sichtigen. Im Küstenschutz müssen angesichts 
eines steigenden Meeresspiegels vor allem 
Vorsorgemaßnahmen hinter den Deichlinien er-
griffen werden, mit denen die Anpassung von 
Nutzungen entsprechend dem jeweiligen Über-
flutungsrisiko sowie die planerische Vorsorge 
für Flächen mit Versalzungs- und Vernässungs-
risiko infolge steigender Wasserstände einge-
leitet werden. 

Nachhaltige Rohstoffsicherung und grenzüber-
schreitende Koordination des Rohstoffabbaus: 
Bisher kommt das für die Raumordnungspraxis 
zentrale Steuerungsfeld des Abbaus oberflä-
chennaher Rohstoffe im Leitbild „Ressourcen 
bewahren, Kulturlandschaften gestalten“ nicht 
vor. Von Seiten der Wirtschaft wird allerdings 
immer wieder gemahnt, die Raumordnung si-
chere nicht ausreichend Flächen für den Roh-
stoffabbau. Auch die Rohstoffstrategie der 
Bundesregierung hat die zentrale Bedeutung 
der Rohstoffsicherung in der Fläche für die 
deutsche Wirtschaft hervorgehoben.89 Zwar 
konnte die vergleichende Regionalplanaus-

ten“ wird deshalb die Aufnahme eines eigenen 
Ziels für die Entwicklung der Siedlungsdichte in 
Deutschland vorgeschlagen. 

Angeregt wird eine Orientierung an der Dich-
tezielsetzung der Schweiz. In der „Strategie 
Nachhaltige Entwicklung 2002“ des Schwei-
zerischen Bundesrats wurde ein Ziel veran-
kert, nach dem die Siedlungsfläche pro Kopf in 
der Schweiz langfristig auf rund 400 m2 stabili-
siert werden soll.88 Das 400-m2-Stabilisierungs-
ziel ist nicht nur ein Umweltziel, weil es einen 
deutlichen Beitrag zur Senkung des Siedlungs-
flächenwachstums in der Schweiz leistet, es 
ist auch ein ökonomisches Ziel der Infrastruk-
tureffizienz. Die Sicherung eines stabilen Be-
wohner-Siedlungsflächen-Verhältnisses ge-
währleistet, dass die infrastrukturtechnisch 
zu versorgende und zu erhaltende Fläche nicht 
von immer weniger Beitragszahlern finanziert 
werden muss. Der große Vorteil dieser Ziel-
formulierung besteht darin, dass die demogra-
phische Entwicklung in die Zielformulierung 
integriert werden könnte. Mit der Wahl der 
Siedlungsfläche pro Kopf wird die Siedlungs-
dichte als Steuerungsgröße identifiziert.

Intensivierung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes und Ausweitung von Retentionsflä-
chen: Der vorbeugende Hochwasserschutz ist 
ein öffentlicher Belang, dem die Raumordnung 
zwar zunehmende Beachtung in ihren Plänen 
widmet, der aber in einigen Ländern noch nicht 
weitgehend genug berücksichtigt wird. Die Re-
gionalplanung der meisten Länder sieht mitt-
lerweile eine Ausweisung von Vorrang- und 
Vorbehaltsgebieten zum vorbeugenden Hoch-
wasserschutz vor (vgl. Kap. 3.3.2). In einigen 
Teilräumen erfolgt dennoch immer noch kei-
ne Sicherung überschwemmungsgefährdeter 
Flächen und keine Begrenzung des dortigen 
Schadenspotenzials durch Ausweisung von 
Raumordnungsgebieten in Regionalplänen. Au-
ßerdem stellt sich die Frage, ob allein durch die 
Unterschutzstellung von überschwemmungs-
gefährdeten Gebieten ausreichend Anreize für 
die aktive Ausweitung von Retentionsflächen 
und Auen sowie die Rückverlagerung von Dei-
chen gesetzt werden. Die Raumordnung muss 
überprüfen, ob sie die Ziele des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes aktiv genug verfolgt. 

Bei einer Fortschreibung des Leitbilds „Res-
sourcen bewahren, Kulturlandschaften ge-
stalten“ sollten Bund und Länder deshalb 
Maßnahmenvorschläge entwickeln, wie die 
Raumordnung aktivplanerisch die Vergröße-
rung und Gestaltung von Retentionsräumen, 
die Renaturierung von Auen und die Rückverla-

(88) Schweizer Bundesrat: 
Strategie Nachhaltige 
Entwicklung 2002. Bericht 
des Schweizerischen Bun-
desrates vom 27. März 2002. 
Bern 2002, www.deza.admin.
ch/ressources/resour-
ce_de_23811.pdf, Zugriff am 
13.12.2010.

(89) BMWi = Bundesminis-
terium für Wirtschaft und 
Technologie: Rohstoffstra-
tegie der Bundesregierung. 
Sicherung einer nachhal-
tigen Rohstoffversorgung 
Deutschlands mit nicht-
energetischen minerali-
schen Rohstoffen. Berlin 
2010, S. 12.
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5.2.2  Ergänzungsbedarf der Leitbilder

Bereits Mitte 2009 wurde der Hauptausschuss 
durch die MKRO gebeten, Vorschläge zur Wei-
terentwicklung und Konkretisierung der Leitbil-
der für die Raumentwicklung zu den Bereichen 

„Mobilität und Logistik“ sowie „Klimaschutz 
und Energieversorgung“ zu erarbeiten. Die auf-
geführten Schwerpunktthemen sollen im ge-
planten Leitbilddiskurs 2012 aufgegriffen wer-
den. Geplant ist eine vertiefende Diskussion 
mit den Ländervertretern der MKRO, aber auch 
mit der Fachöffentlichkeit und den Nachbarlän-
dern von Deutschland. Die anschließende Fort-
schreibung der Leitbilder durch einen gemein-
samen Beschluss der Mitglieder der MKRO ist 
für 2012 geplant. Die Analyseergebnisse des 
Raumordnungsberichtes begründen keinen di-
rekten Erweiterungsbedarf, der über die von 
der MKRO bereits identifizierten Themen hi-
nausginge. Ein neues Leitbild „Deutschland in 
Europa“ wird nicht für notwendig gehalten.

Neues Leitbild „Klima und Energie“

Die Themenfelder „Klimaschutz und Klimaan-
passung“ sowie „Nachhaltiges Energiesystem 
und erneuerbare Energie“ weisen so viele ge-
meinsame Berührungspunkte auf, dass ihre 
isolierte Behandlung als einzelne Leitbilder kei-
nen Sinn macht. Hier wird deshalb für ein inte-
griertes Leitbild „Klima und Energie“ plädiert, 
das die beiden komplexen Politikfelder insbe-
sondere in räumlicher Hinsicht zusammenführt. 
Die durch den Klimawandel neu hinzugekom-
menen Herausforderungen für die Raumord-
nung haben deren Aufgabenspektrum ausge-
weitet (vgl. Kap. 2.5, Kap. 3.3). Die Minderung 
der Folgen des Klimawandels durch die Redu-
zierung des Ausstoßes von Treibhausgasen 
und die vorsorgliche Anpassung an die Auswir-
kungen des Klimawandels sind gleichberech-
tigte Strategieelemente der Raumordnungspo-
litik von Bund und Ländern. Die Raumordnung 
ist gefordert, regionale Auswirkungen des Kli-
mawandels zu identifizieren und aus dieser Fol-
genabschätzung Konsequenzen für die räumli-
che Planung abzuleiten. 

Die raumordnerischen Instrumente zur Vor-
sorge gegenüber Naturgefahren müssen stär-
ker auf die zunehmenden zukünftigen Risiken 
ausgerichtet werden (z. B. für Hangrutschun-
gen, Erosionen, Lawinen, Hochwasser). Ins-
besondere in den Verdichtungsräumen sollten 
mit der Festlegung klimatisch bedeutsamer 
großräumiger Freiflächen die Kalt- bzw. Frisch-
luftsammelgebiete und Abflussleitbahnen ge-
sichert werden, damit die Luftaustauschpro-
zesse verbessert und so Überwärmungen und 

wertung (vgl. Kap. 3.3.2) dokumentieren, dass 
fast alle Regionalpläne in Deutschland Vorrang- 
und/oder Vorbehaltsgebiete für den Rohstoff-
abbau ausweisen. Ob durch die erreichte Flä-
chensicherung allerdings für alle Rohstoffarten 
in ausreichendem Umfang und zu verhältnis-
mäßigen Transportwegen Rohstoffe für die 
Wirtschaft zur Verfügung stehen, konnte noch 
nicht beantwortet werden. 

Angesichts steigender Rohstoffpreise hat sich 
die Bundesregierung bereits zu Vorschlägen 
der Wirtschaftsministerkonferenz geäußert 
und die Wirtschaftsminister der Länder ge-
beten, die vom Bund-Länder-Ausschuss Bo-
denforschung vorgelegten Handlungsemp-
fehlungen zur Verbesserung der heimischen 
Rohstoffgewinnung in Zusammenarbeit mit den 
anderen zuständigen Länderministerien umzu-
setzen.90 Eine ausschließlich regionale Steue-
rung des Abbaus mineralischer Rohstoffe stößt 
rasch an Grenzen, da länderübergreifende und 
nationale Bedarfe in der Regel bei der Dimen-
sionierung von Vorsorgeflächen für den Roh-
stoffabbau zugunsten einer rein regional ori-
entierten Bedarfsabschätzung vernachlässigt 
werden. Durch die Regionalplananalyse konnte 
belegt werden, dass in Deutschland 1,4 % des 
Bundesgebietes durch Ausweisung von Vor-
rang- und Vorbehaltsgebieten für den Rohstoff-
abbau raumordnungsrechtlich gesichert sind. 
Ob damit allerdings für alle Rohstoffarten eine 
ausreichende Rohstoffsicherung erreicht ist, 
konnte nicht beantwortet werden.

Dazu reicht eine Betrachtung der Raumord-
nungsplanung allein nicht aus. Ergänzend müs-
sen die Flächen untersucht werden, für die Ab-
baugenehmigungen erteilt wurden. Ergänzend 
erscheint es notwendig, über länderübergrei-
fende Sichtweisen und bundesweit einheitli-
che fachliche Grundlagen zur Abschätzung des 
Bedarfs nach Rohstoffen und Abbauflächen 
nachzudenken. Auch der Export und Import von 
Rohstoffen und der Abbau nichtmineralischer 
Rohstoffe, insbesondere der Braunkohlenab-
bau, bedürfen aufgrund ihrer bundesweiten 
Bedeutung einer intensivierten länderübergrei-
fenden Abstimmung. 

Als zentrale Vorsorgeplanung für den Abbau 
oberflächennaher Rohstoffe sollte sich des-
halb auch die Raumordnungspolitik bei der 
Fortschreibung des Leitbildes „Ressourcen be-
wahren, Kulturlandschaften gestalten“ genau-
er positionieren und eingrenzen, in welchem 
Umfang eine Flächenvorsorge für die Rohstoff-
sicherung in Deutschland überhaupt erfolgen 
kann und welcher Bedarf für eine überregiona-
le Abstimmung des Rohstoffabbaus besteht. 

(90) BMWi = Bundesminis-
terium für Wirtschaft und 
Technologie: Rohstoffstra-
tegie der Bundesregierung. 
Sicherung einer nachhal-
tigen Rohstoffversorgung 
Deutschlands mit nicht-
energetischen minerali-
schen Rohstoffen. Berlin 
2010, S. 12.
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schädlicher Stoffe oder zur Energiespeiche-
rung) noch einer Weiterentwicklung.92

Ein wichtiger Gegenstand für ein Leitbild „Kli-
ma und Energie“ dürfte die räumliche Veror-
tung des vorhandenen geologischen Speicher-
potenzials für CO2 darstellen, wenn das Ziel der 
Bundesregierung, bis 2050 die Treibhausgase 
auf 80 bis 95 % des Ausgangsjahres 1990 zu 
verringern, erfolgreich umgesetzt werden soll. 
Sowohl der terrestrische Bereich als auch der 
Meeresgrund werden als potenziell geeignete 
Standorte für die CO2-Speicherung diskutiert. 
Prinzipiell eignen sich nicht alle Teilräume in 
Deutschland gleichermaßen. Außerdem muss 
mit dem Widerstand einzelner Länder gegen 
eine CO2-Speicherung auf ihrem Territorium 
gerechnet werden. 

Die mit dem Ausbau erneuerbarer Energiepro-
duktion und dem Aufbau von Leitungs- und 
Speicherinfrastruktur einhergehenden Flä-
chennutzungskonflikte, insbesondere mit den 
Belangen des Naturschutzes und der Kultur-
landschaftsentwicklung, sind möglichst ver-
träglich zu bewältigen. Auch der Ausbau des 
Energiepflanzenbaus für energetische Zwe-
cke wird mittlerweile als gravierender Konkur-
renzfaktor für die klassische Landnutzung zur 
Futter- und Nahrungsmittelproduktion wahr-
genommen. Ein intensivierter Ausbaupfad der 
erneuerbaren Energie setzt somit die Lösung 
zum Teil erheblicher Planungskonflikte voraus. 
Dies wird nur mit einer anderen Planungs- und 
Beteiligungskultur gelingen. Für das Leitbild 
spielt daher auch die Ausformulierung einer 
Strategie partizipativer Planung auf der Grund-
lage einer umfassenden Öffentlichkeitsbetei-
ligung eine wichtige Rolle, um eine flächenef-
fiziente Erzeugung von erneuerbaren Energien 
zu fördern und bauliche Elemente verträglich in 
die Kulturlandschaft zu integrieren.

Deutschlands erneuerbare Energiepolitik muss 
nach Möglichkeit auch Bezüge zu einer europä-
ischen Energiepolitik aufweisen. 

Neues Leitbild „Mobilität und Logistik“

Als Informationsgrundlage für die Fortschrei-
bung des nächsten Bundesverkehrswegeplans 
(BVWP) könnte eine Konzeption für ein Grund-
netz im Rahmen eines Leitbilds „Mobilität und 
Logistik“ erarbeitet werden. Prinzipiell begrüßt 
die MKRO die Idee einer solchen Grundnetz-
konzeption. Deren zentrale Aufgabe bestände 
darin, vom zukünftigen Verkehrsinfrastruktur-
bedarf ausgehend die BVWP-Zielsetzung an 
einer gesamträumlichen Netzkonzeption aus-
zurichten.93 

Emissionskonzentrationen in klimatischen Be-
lastungsgebieten gemindert werden. Die vor-
sorgende Anpassung an die Auswirkungen 
des Klimawandels, insbesondere zur Steige-
rung der Katastrophenresistenz der vorhande-
nen Siedlungsstrukturen, erfordert die Integra-
tion von Elementen einer Risikovorsorge in die 
räumliche Planung.

Die Raumordnung kann außerdem einen un-
mittelbaren Beitrag zum Klimaschutz leisten, 
in dem sie eine ressourceneffiziente und ver-
kehrssparsame Raumstruktur fördert. Diese 
Punkte verdeutlichen bereits den engen Zu-
sammenhang zwischen den Maßnahmen einer 
nachhaltigen Klimapolitik und den Steuerungs-
ansätzen einer ressourcenschonenden Ener-
giepolitik. Hinzu treten die Ausbaupläne er-
neuerbarer Energie, die von Bund und Ländern 
gleichermaßen als vordringliches Ziel verfolgt 
werden (vgl. Kap. 2.5, Kap 3.3). 

Bund und Länder verfolgen weitgehend ähn-
liche ehrgeizige energiepolitische Ziele. Al-
lerdings stößt ihre zielgerechte Realisierung 
zunehmend an Grenzen. Der dringend nötige 
Ausbau der Stromnetze stockt, da umfangrei-
che örtliche Proteste Planungsverfahren ver-
langsamen und die Energieunternehmen nicht 
im erforderlichen Umfang den Ausbau der Net-
ze vorantreiben. Vielerorts stehen für den wei-
teren Ausbau der Windenergienutzung nicht 
mehr ausreichend Flächenangebote zur Verfü-
gung. Die Bundesregierung möchte deshalb in 
ihrem Energiekonzept eine Initiative auf den 
Weg bringen, „um gemeinsam mit den Ländern 
und Kommunen die Raumordnungspläne mit 
dem Ziel weiterzuentwickeln, dass ausreichen-
de Flächen für neue Windenergiegebiete aus-
gewiesen werden.91 

Sowohl beim Ausbau der Netze als auch bei der 
Bereitstellung zusätzlicher Flächen für Wind-
energie-, Solarkraft- und Biomasseanlagen 
kommt der Raumordnungsplanung eine zentra-
le Bedeutung zu. Das Leitbild „Klima und Ener-
gie“ sollte außerdem auf die netztechnischen 
und netzwirtschaftlichen Herausforderungen 
eingehen, die sich aus der Einbindung dezent-
raler Energieerzeuger ergeben. Die Ausbauzie-
le erneuerbarer Energie von Bund und Ländern 
sind nur zu erreichen, wenn neben dem Bau 
weiterer Anlagen für die Gewinnung und Spei-
cherung erneuerbarer Energie auch Stromlei-
tungen modernisiert und ausgebaut werden. 
Um diese Planungsaufgabe verträglich meis-
tern zu können, bedürfen die raumordnungs-
rechtlichen Steuerungsansätze für die Siche-
rung und infrastrukturelle Erschließung von 
unterirdischen Speichern (Verbringung klima-

(91) Unterrichtung durch die 
Bundesregierung, Energie-
konzept für eine umwelt-
schonende, zuverlässige 
und bezahlbare Energie-
versorgung, Deutscher 
Bundestag, Drucksache 
17/3049, 28.09.2010, S. 5.

(92) Erbguth, W.: Unterir-
dische Raumordnung zur 
raumordnungsrechtlichen 
Steuerung untertägiger 
Vorhaben. Zeitschrift für 
Umweltrecht, H3, 2011, S. 
121–126.

(93) Die Bundesregierung: 
Masterplan Güterverkehr 
und Logistik. Berlin 2008, 
S. 9.
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Dies gilt insbesondere für die bauliche Flächen-
inanspruchnahme, die Überlagerung mit dem 
stadtregionalen Personenverkehr, die verkehr-
lich hoch belasteten Korridore sowie für die 
Emissionen des Güterverkehrs. Des Weiteren 
sollte das Leitbild die Position stärken, dass 
der ÖPNV für die Raumordnungspolitik von 
Bund und Ländern ein wichtiges Mittel zur Si-
cherung der Erreichbarkeit von Infrastruktur-
angeboten der Daseinsvorsorge auch in nach-
frageschwachen Räumen ist. 

Gerade in Regionen mit einer geringen und 
weiter abnehmenden Siedlungssdichte, also 
aus nahverkehrsplanerischer Sicht nachfrage-
schwachen Räumen, gilt es ein Mindestmaß 
öffentlichen Personenverkehrs auch zukünftig 
zu gewährleisten. Die damit verbundenen Kos-
ten führen insbesondere in nachfrageschwa-
chen Räumen mit knappen öffentlichen Kassen, 
rückläufigen Erwerbstätigenzahlen und sinken-
den Steuereinnahmen zu erheblichen Finanzie-
rungsproblemen.

Auch die Raumordnung muss zur Vermeidung 
von Umweltbelastungen und zur Verbesserung 
der Lärm- und Luftschadstoffsituationen bei-
tragen. Gefordert sind horizontal und vertikal 
koordinierte Vorgehensweisen, die an den Ur-
sachen der Verkehrsentstehung ansetzen und 
sowohl die Attraktivitätssteigerung des nicht 
motorisierten und des öffentlichen Verkehrs 
als auch Verbesserungen des Kfz-Verkehrs 
bewirken. Bedeutende Verursacher und damit 
wesentliche Handlungsfelder sind bei der Luft-
reinhaltung und der Lärmminderung nahezu 
identisch, so dass Luftreinhalte-, Lärmminde-
rungs- und Verkehrsentwicklungsplanung zu-
künftig besser aufeinander abgestimmt wer-
den sollten.

Innerhalb von Europa sind auch funktionieren-
de Verkehrsinfrastrukturen eine unabdingbare 
Voraussetzung für den territorialen Zusammen-
halt. Eine unzureichende Verknüpfung dieser 
Infrastrukturen wird in der Europa 2020-Stra-
tegie der EU derzeit als Hemmnis für mehr 
Wachstum und Arbeitsplätze in Europa iden-
tifiziert. Das Programm TEN-T zielt darauf ab, 
für ganz Europa ein effizientes Verkehrsnetz zu 
realisieren, vorrangig durch Schließung beste-
hender Lücken und Beseitigung von Engpässen, 
um den angestrebten europaweit reibungslos 
funktionierenden Verkehr zu garantieren. 

Engpässe könnten in Zukunft durch ein über-
geordnetes „Kernnetz“ beseitigt werden, das, 
ergänzt durch nationale Grundnetze, effiziente 
Transportstrukturen mit entsprechenden Aus-
bauoptionen schafft. Auf diese Weise könnten 

Eine aus Sicht der Raumordnung entwickelte 
Netzkonzeption betrachtet das Zentrensystem 
in Deutschland im Zusammenhang, berücksich-
tigt neben Zentralen Orten auch herausragende 
Logistikzentren und bestimmt verkehrsträger-
übergreifend die bestehenden Verbindungs-
qualitäten zwischen den einzelnen Zentren. Die 
Gliederung der Netze für den Personen- und 
den Güterverkehr sollte zunächst getrennt er-
folgen und anschließend zusammengeführt 
werden. Damit lassen sich u. a. Nutzungskon-
flikte zwischen den beiden Verkehrsarten und 
mögliche Verlagerungsstrategien innerhalb der 
verfügbaren Netze ableiten.94 Auf der Grundla-
ge einer Verbindungsbedarfsanalyse würden 
die zentralen Verbindungen, die als elementa-
re Relationen zwischen Zentren zu werten sind, 
identifiziert. In einer ergänzenden Karte könnte 
dieses abstrakte Grundnetz mit seinen derzeiti-
gen Verbindungsqualitäten dargestellt werden. 
Die elementaren Verbindungen, die Defizite 
hinsichtlich der Verbindungsqualität aufwei-
sen, würden mit einem vordringlichen Ausbau- 
bzw. Neubaubedarf zeichnerisch herausge-
stellt werden. 

In einem Leitbild „Mobilität und Logistik“ muss 
nach Auffassung der MKRO95 neben der bes-
seren Vernetzung der Konsum- und Produk-
tionszentren mit den nationalen und internatio-
nalen Export- und Logistikdrehscheiben auch 
der notwendige Ausbau der regionalen Ver-
kehrsinfrastruktur zur Stärkung der regiona-
len Mobilität im Sinne großräumiger Verant-
wortungsgemeinschaften Berücksichtigung 
finden. Außerdem sollten die Maßnahmen des 

„Masterplans Güterverkehr und Logistik“ der 
Bundesregierung (2008) zum Aus- und Neu-
bau überregionaler Verkehrsverbindungen und 

-knoten mit den in Raumordnungsplänen der 
Länder integrierten Logistikkonzepten in Über-
einstimmung gebracht werden. 

In Deutschland haben sich Standorträume für 
Logistik entwickelt, die eine andere Struktur 
und andere Schwerpunkte aufweisen als die 
Zentralen Orte für die Versorgung. In einem 
Leitbild „Mobilität und Logistik“ könnten die 
bedeutenden Logistikzentren dargestellt wer-
den. Eine Übernahme von Planungen der Län-
der würde diese Karte ergänzen und die zu-
künftig auszubauenden Logistikstandorte im 
Raum verorten. Für die Beschreibung dieser 
Raumfunktion sollte auf vorhandene Ansätze 
(z. B. „Urban Logistics“) zurückgriffen und soll-
ten diese entsprechend angepasst werden. 

Ein Verkehrsleitbild sollte zusätzlich die Raum-
verträglichkeit von Aus- und Neubaumaßnah-
men der Verkehrsinfrastruktur unterstützen. 

(94) BMVBS = Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung: Ak-
tionsplan Güterverkehr und 
Logistik – Logistikinitiative 
für Deutschland. Berlin 2010.

(95) MKRO = Ministerkon-
ferenz für Raumordnung: 
Konkretisierung und Weiter-
entwicklung der Leitbilder 
für die Raumentwicklung in 
Deutschland. Beschluss der 
37. Ministerkonferenz für 
Raumordnung am 19. Mai 
2010 in Berlin, S. 3.
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Zur Unterstützung des Leitbildes „Wachstum 
und Innovation“

Weiterentwicklung  
der StadtLandPartnerschaften

Erste Modellvorhaben unter dem Titel „Überre-
gionale Partnerschaften“ haben gezeigt, dass 
Stadt-Land-Partnerschaften in großräumi-
gen Zusammenhängen möglich sind und eine 
zielführende Strategie darstellen, die über 
Stadt-Umland-Kooperationen räumlich weit 
hinausgehen. Es gilt deshalb, die bestehenden 
Ansätze derartiger Kooperationen zu vertiefen. 

Zum einen bedeutet dies eine Verstetigung, da-
mit sich dieser neue und vielversprechende 
Ansatz in der Raumordnung etabliert. Das ab-
geschlossene Modellvorhaben hat dafür den 
Anfang gemacht, und viele Regionen haben – 
auch durch eine finanzielle Eigenbeteiligung – 
gezeigt, dass dies ein vielversprechender Weg 
ist. Dennoch ist weiterhin Zeit nötig, damit die-
se Art der Kooperation auch über eine Förde-
rung des Bundes hinaus in den Regionen nach-
haltig wirken kann. Zum anderen sollten neue 
Ideen und Projekte durchgeführt werden, die 
das bisherige Portfolio ergänzen oder konkreti-
sieren. Möglichkeiten sind dabei beispielswei-
se die Schaffung von Regionalfonds oder eine 
bessere Erschließung durch den öffentlichen 
Verkehr, um die Anbindung der eher periphe-
ren Räume an die Zentren zu verbessern. Eben-
so könnten nach den positiven Erfahrungen 
der ersten Modellvorhaben Themen bearbeitet 
werden, die stärker konfliktbeladen sind und 
gerade deshalb einer Unterstützung bei der 
Lösungssuche bedürfen. Denkbar ist die ver-
stärkte Erarbeitung von gemeinsamen regio-
nalen (Stadt-Land-) Entwicklungskonzepten.
 
Ebenso kann die neue Phase des Modellvor-
habens dazu beitragen, die Idee der Stadt-
Land-Partnerschaften stärker im europäischen 
Kontext zu sehen – d. h. die Ziele der Europa 
2020-Strategie zu unterstützen, den Austausch 
mit anderen europäischen Ländern zu verstär-
ken, insbesondere auch die metropolitanen 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräume 
stärker in den Blick zu nehmen und die Idee 
weiter in eine zieladäquate Ausgestaltung der 
Regionalpolitik der EU hineinzutragen. 

Entwicklung und Umsetzung von Stabilisie
rungsstrategien außerhalb von großräumigen 
metropolitanen StadtLandPartnerschaften

Ausgehend von einer rückläufigen wirtschaft-
lichen und demographischen Entwicklung in 
ländlichen Räumen außerhalb von Metropolre-

für ganz Europa – unabhängig von nationalen 
Einzellösungen – ein kohärentes Verkehrsnetz 
geschaffen und angemessene Erreichbarkei-
ten in allen Regionen sichergestellt werden. 
Im Leitbild „Mobilität und Logistik“ könnte die 
Arbeitsteilung zwischen Grund- und Kernnetz 
zeichnerisch dargestellt werden. In einer Euro-
pakarte ist die verkehrstechnische Integration 
Deutschlands in die Verkehrsinfrastruktur Eu-
ropas verkehrsträgerübergreifend darzustellen.

Das Leitbild sollte schließlich den Übergang 
vom fossilen zum postfossilen Zeitalter the-
matisieren. In einem Leitbild „Mobilität und Lo-
gistik“ gilt es deshalb frühzeitig Strategien zu 
entwickeln, wie aus Sicht der Raumordnung 
der Übergang in das postfossile Zeitalter durch 
eine angepasste Weiterentwicklung der Ver-
kehrsinfrastruktur möglichst ohne soziale und 
wirtschaftliche Verwerfungen und ohne Fehl-
investitionen abzufedern ist.

5.2.3  Umsetzungsbedarf der Leitbilder

Mit einer Aktualisierung und Ergänzung der 
Leitbilder und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland ist es nicht 
getan. Notwendig ist die konkrete Entwick-
lung und praktische Umsetzung/Erprobung 
von Konzepten und Handlungsstrategien, die 
den identifizierten Problemstellungen und dem 
dringlichen Handlungsbedarf der Raumordnung 
Rechnung tragen. Die angewandte Ressortfor-
schung, vor allem das raumordnungspolitische 
Aktionsprogramm „Modellvorhaben der Raum-
ordnung“ (MORO) ist dafür ein wichtiges und 
bewährtes Instrument. Modellvorhaben dienen 
zur Umsetzung einer stärker aktions- und pro-
jektorientierten Raumentwicklungspolitik und 
zur Erprobung neuer Handlungsansätze und 
Instrumente in Siedlungsräumen, in denen aus 
Bundessicht besonderer Handlungsbedarf be-
steht.

Allgemein wird es darauf ankommen, die MO-
RO-Vorhaben stärker als bisher thematisch zu-
zuspitzen, die Gewinnung von Erkenntnissen 
im Fallspektrum zu verbreiten, in der Sachebe-
ne zu vertiefen und die Forschungsergebnisse 
stufenweise produkt- und ergebnisorientierter 
und auch schneller als bisher bundesweit brei-
tenwirksam verfügbar zu machen.

Ausgehend von dem formulierten Aktualisie-
rungs- und Ergänzungsbedarf der Leitlinien 
und Handlungsstrategien zeichnen sich mit-
telfristig im Einzelnen u. a. folgende vordring-
lichen Schwerpunkte für die Modellvorhaben-
forschung ab:
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und akzeptablen Erreichbarkeitsbedingungen 
realisieren. Die Alternativenentwicklung findet 
in Netzwerkstrukturen statt. Neben Vertretern 
aus Fachplanung und Verwaltung werden auch 
die Kommunal- und die Landespolitik einbezo-
gen. Die entwickelten Anpassungsstrategien 
sollen nach Möglichkeit auch in partizipativen 
Prozessen mit der interessierten Öffentlichkeit 
diskutiert werden. Diese diskursive regionale 
Daseinsvorsorgeplanung ist durchweg auf eine 
breite Akzeptanz in den Regionen gestoßen 
und hat dort eine kontinuierliche Auseinander-
setzung mit dem Umbau der Daseinsvorsorge 
bewirkt. Angesichts der langen methodischen 
Reifephase und der breiten Akzeptanz bei Ver-
waltung und Politik ist es nun geboten, das 
Konzept Masterplan Daseinsvorsorge breiten-
wirksam deutschlandweit umzusetzen. 

Das BMVBS hat deshalb 2011 ein Aktionspro-
gramm Regionale Daseinsvorsorge gestartet.
Es hat das Ziel, 
•	 das	 Konzept	 Masterplan	 Daseinsvorsorge	

breitenwirksam umzusetzen,
•	 die	 regionale	 Daseinsvorsorge	 über	 fach-

liche Begleitung und Erfahrungsaustausch 
fortzuentwickeln und zu optimieren und 

•	 regionale	 Daseinsvorsorgeplanung	 als	 „Tür-
öffner“ für demographie- und daseinsvorsor-
gerelevante Förderprogramme der verschie-
denen Ebenen zu etablieren.

Zur Unterstützung des Leitbildes „Ressour-
cen bewahren, Kulturlandschaften gestalten“

Experimentelle Erprobung tauschbasierter 
Instrumente zur Begrenzung der baulichen 
Flächeni nanspruchnahme

Im Leitbild „Ressourcen bewahren, Kulturland-
schaften gestalten“ spielt die Dämpfung der 
baulichen Flächeninanspruchnahme eine wich-
tige Rolle. Nicht alle Länder haben allerdings 
ihre Regionalplanung mit Instrumenten zur 
Mengensteuerung der Baulandentwicklung der 
Kommunen ausgestattet. Aber auch in den Län-
dern, die über positivplanerische Instrumen-
te zur Mengenregulierung verfügen, wird das 
Instrumentarium nur selten zu einer restrikti-
ven Begrenzung der baulichen Freirauminan-
spruchnahme genutzt. In einem MORO sollen 
neue Formen der Steuerung der Siedlungsent-
wicklung erprobt werden, die einerseits einen 
deutlichen Beitrag zur Senkung des Siedlungs- 
und Verkehrsflächenwachstums leisten, ande-
rerseits aber über ein flexibleres Instrumenten-
design verfügen und dadurch Effizienzvorteile 
gegenüber konventionellen mengensteuernden 
Instrumenten der Regionalplanung aufweisen. 
Die alternativen Steuerungsansätze sollen in 

gionen können Stabilisierungsstrategien prinzi-
piell drei Ziele verfolgen: Umkehr der aktuellen 
Entwicklung im Sinne eines regionalen Wirt-
schaftswachstums, Stabilisierung der aktuel-
len Situation im Sinne der Erhaltung des Status 
quo (wenn auch z. T. mit anderen Mitteln und 
Nutzungen) oder aktive Schrumpfung mit dem 
Ziel eines neuen regionalen Tragfähigkeits-
niveaus. Handlungsoptionen zur Umsetzung 
entsprechender Ziele sollten in einem Modell-
vorhaben der Raumordnung entwickelt und er-
probt werden. Zum einen könnte dies die Un-
terstützung einer klassischen, jedoch gezielten 
regionalen Wirtschaftsförderung sein, die be-
kannte „Stärken stärkt“. Neue Chancen bie-
ten sich hier u. a. in der Energieproduktion, der 
Neuausrichtung der Landwirtschaft oder auch 
im Tourismussektor – vorausgesetzt, einschlä-
gige Potenziale dafür sind vorhanden. Zum 
anderen sind auch Instrumente für eine ziel-
gerichtete finanzielle Honorierung von überre-
gional nachgefragten öffentlichen Leistungen 
zu erproben.

Zur Unterstützung des Leitbildes  
„Daseinsvorsorge sichern“

Breitenwirksame Umsetzung einer zukunftsbe
ständigen regionalen Daseinsvorsorgeplanung

Der demographische, wirtschaftliche und so-
ziale Wandel hat in vielen ländlichen Räumen 
dazu geführt, dass die Sicherung und der Um-
bau der verschiedenen Angebote der Daseins-
vorsorge zu einem Kernthema der Entwicklung 
dieser Räume geworden sind und auf abseh-
bare Zeit auch bleiben werden. Bereits seit 
2005 hat das BMVBS in Zusammenarbeit mit 
dem BBSR in einer Reihe von Modellvorhaben 
der Raumordnung Strategien und Modelle ei-
ner methodischen und prozessorientierten Da-
seinsvorsorgeplanung erprobt und weiterent-
wickelt. Seit 2007 fungiert der Ansatz unter der 
Bezeichnung „Masterplan Daseinsvorsorge“. 

In einem Masterplan Daseinsvorsorge wird für 
einen kommunalen, interkommunalen oder re-
gionalen Versorgungsraum, ausgehend von 
einer Analyse des demographisch bedingten 
Anpassungsbedarfs von Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge und des ermittelten spezifi-
schen Infrastrukturbedarfs der Bevölkerung, 
ein integriertes Maßnahmekonzept für die be-
reichsübergreifende Weiterentwicklung von 
Infrastrukturen festgelegt. Ein Masterplan 
nimmt detaillierte Kosten-Nutzen-Prüfungen 
alternativer Versorgungsszenarien vor, um die 
umsetzungsreifen Vorschläge zu identifizie-
ren, die ein gewünschtes Infrastrukturversor-
gungsniveau zu möglichst niedrigen Kosten 
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Wohnort zum Ausbildungs- oder Arbeitsplatz, 
zu Einkaufsmöglichkeiten und zu sozialen Inf-
rastruktureinrichtungen zu gelangen. Die flä-
chenhafte Erschließung des ländlichen Raums 
erfolgt in erster Linie durch ein engmaschiges 
Straßennetz. Das vorherrschende Verkehrs-
mittel ist der Pkw. Für jene Bevölkerungsgrup-
pen, die nicht über einen Pkw verfügen, ist der 
ÖPNV ein unverzichtbares Element des Ge-
samtverkehrssystems. Jedoch führen vor al-
lem sinkende Schülerzahlen in peripheren und 
ländlichen Räumen zu einem Schrumpfen des 
ÖPNV-Angebots in der Fläche. Die Finanzie-
rungsgrundlagen (Schülerverkehre) fallen zu-
nehmend weg. 

Ziel muss es sein, die Erreichbarkeit der Zen-
tren und zentralörtlichen Funktionen für alle 
gleichermaßen zu sichern. Das „Grundrecht“ 
auf Mobilität muss zur Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in den Regionen führen. Es 
soll die Teilnahme am sozialen, politischen und 
wirtschaftlichen Leben für alle ermöglichen.

Um den Belangen der Mobilität auch künftig 
Rechnungen tragen zu können, wird ein Mo-
dellvorhaben „Innovatives Gesamtkonzept be-
darfsgerechte und nachhaltige Mobilität“ vor-
geschlagen. Ziel des Modellvorhabens ist die 
Entwicklung neuer bezahlbarer Mobilitätskon-
zepte und deren Praxistest vor dem Hinter-
grund der stark rückläufigen Schülerverkehre. 
Dies ist auch vor dem Hintergrund der für 2014 
anstehenden Überprüfung der Höhe der Fi-
nanzmittel nach dem Regionalisierungsgesetz 
zu sehen. 

Da das Grundlagenwissen für die Planung iso-
lierter Systeme von flexiblen ÖPNV-Bedie-
nungsformen in den vergangenen Jahren im 
Rahmen von Forschungsprojekten erarbeitet 
wurde, gilt es nun, darauf aufbauende innova-
tive Gesamtkonzepte zu entwickeln. Aufgrund 
des abnehmenden Schülerverkehrsanteils sind 
weitere Einrichtungen der öffentlichen Da-
seinsvorsorge einzubinden, so dass Erreich-
barkeiten besser gewährleistet werden kön-
nen. Die Gesamtkonzepte sollen zudem besser 
mit den schienengebundenen Verkehrsange-
boten vernetzt werden und auch künftig exis-
tierende Fernbuslinien berücksichtigen. Dabei 
sind transparente Kosten- und Finanzierungs-
strukturen im Rahmen der Zuweisung an  
ÖPNV-Unternehmen zu erproben und zu prüfen. 
Da bürgerschaftliches Engagement (z. B. durch 
Bürgerbusse) zunehmend an Bedeutung ge-
winnt, soll es ebenfalls in die Gesamtkonzepte 
integriert werden.

Kooperation mit Trägern der Landes- und Re-
gio nalplanung erarbeitet werden.

Zur Unterstützung des neuen Leitbildes  
„Klima und Energie“

Entwicklung von Maßnahmen zur Intensivie
rung des vorbeugenden Hochwasserschutzes

Die Klimaforschung rechnet in Zukunft mit häu-
figeren und erheblicheren Hochwasserereig-
nissen. Vor diesem Hintergrund ist es erfor-
derlich, dass die Raumordnung aktive Ziele des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes verfolgt. 
Im Rahmen von Modellvorhaben der Raum-
ordnung gilt es, aktivplanerisch Maßnahmen-
vorschläge zu entwickeln und praktisch umzu-
setzen, welchen Flüssen in Zukunft durch die 
Vergrößerung und Gestaltung von Retentions-
räumen, die Renaturierung von Auen und die 
Rückverlagerung von Deichen mehr Raum ge-
geben werden muss. Darüber hinaus werden 
die weiteren Ziele einer an den Klimawandel 
angepassten Raumentwicklung in der 2. Phase 
der Modellvorhaben KlimaMORO erprobt.

Entwicklung von raumordnerischen Konzepten 
und Maßnahmen für eine ressourcenschonen
de Energieversorgung

Bund und Länder verfolgen ehrgeizige energie-
politische Ziele, deren Realisierung allerdings 
schwierig ist. Sowohl mit der Bereitstellung 
zusätzlicher Flächen für regenerative Ener-
gien (Wind, Biomasse, Solarkraft) als auch 
mit dem notwendigen Ausbau der Energienet-
ze und Energiespeicherinfrastrukturen gehen 
Flächennutzungs-/Planungskonflikte einher, 
die möglichst verträglich zu bewältigen sind. 
Im Rahmen von Modellvorhaben sollten in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern konsensua-
le Handlungsansätze/Lösungen zur Sicherung 
von Standorten und Trassen der energetischen 
Infrastruktur und zur Beschleunigung von Pla-
nungsverfahren entwickelt und erprobt wer-
den.

Zur Unterstützung des neuen Leitbildes  
„Mobilität und Logistik“

Bedarfsgerechte und nachhaltige Mobilität in 
ländlichen Räumen sichern

Eine Kernaufgabe der öffentlichen Daseins-
vorsorge ist die Sicherstellung der Mobilität 
durch eine hinreichende Verkehrsinfrastruktur. 
Eine gute Verkehrsinfrastrukturversorgung hat 
im ländlichen Raum für die Bevölkerung eine 
grundlegende Bedeutung, um vom jeweiligen 
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lung vornehmen können. Die Grundsätze die-
nen aber auch als Direktiven für Abwägungs-
vorgänge.

Je abstrakter allerdings die bundesrechtlichen 
Grundsätze formuliert sind, umso größer fällt 
auch der Gestaltungsspielraum ihrer Adres-
saten bei der ausdifferenzierenden Konkre-
tisierung aus. Um den abstrakten Gehalt der 
Grundsätze inhaltlich weiter auszufüllen, hat 
der Bundesgesetzgeber mit der Novellierung 
des ROG die Bundesraumordnung ermächtigt, 
Grundsätze des ROG durch Bundesraumord-
nungspläne weiter zu konkretisieren. Die Re-
gelung stellt keine Verpflichtung dar, sondern 
räumt der Bundesraumordnung lediglich die 
Möglichkeit ein, Bundesraumordnungspläne zu 
Konkretisierungszwecken aufzustellen.

Unmittelbar ergeben sich drei Fragen aus der 
neuen bundesrechtlichen Regelung:
•	 Wie	 weit	 reicht	 der	 Konkretisierungsspiel-

raum des Bundes?
•	 Für	 welche	 Grundsätze	 der	 Raumordnung	

bietet sich eine Konkretisierung mittels Bun-
desraumordnungsplan an? 

•	 Wie	 lassen	 sich	 der	 integrative	 Gesamt-
planungscharakter und der überfachliche 
Ansatz der Raumordnung bei einem Bun-
desraumordnungsplan einlösen, der nur für 
einen Grundsatz der Raumordnung eine Kon-
kretisierung herbeiführen soll?

Die Aufgabenwahrnehmung im System der 
Raumplanung folgt dabei der folgenden Logik: 
Je höher die räumliche Ebene, desto abstrakter 
die verbindlichen Vorgaben. Im Umkehrschluss 
bedeutet dies, dass die Regionalplanung über 
größere Konkretisierungsspielräume ver-
fügt als die Landesplanung, und diese wie-
derum weist größere Spielräume auf als die 
Bundesraumordnung. Eine Konkretisierung 
bis ins Detail scheidet auf der Ebene der Bun-
desraumordnung schon deshalb aus, weil die 
Aufgabenstellung der Raumordnung im bun-
desstaatlichen Planungssystem – vom Gegen-
stromprinzip einmal abgesehen – auf eine fort-
schreitende Konkretisierung von der höheren 
zur niedrigeren Planungsstufe angelegt ist.

Allein aus einer Interpretation des Gesetzes-
textes lässt sich noch nicht sagen, welcher der 
acht Grundsätze der Raumordnung vordringli-
cher auf Bundesebene zu thematisieren ist. Po-
tenziell müssen alle Grundsätze als gleichran-
gig angesehen werden.

In einem Ressortforschungsvorhaben des 
BMBVS wird untersucht, welche Grundsätze 
der Raumordnung dringend einer Konkretisie-

5.3 Konkretisierung von Grundsätzen 
der Raumordnung durch  
Bundesraumordnungspläne

Bisher hatte der Bund keine Kompetenz zur 
Aufstellung von Raumordnungsplänen im Ho-
heitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland. 
Eine entsprechende rechtliche Ermächtigungs-
grundlage wurde erst mit §  17 ROG im Jahre 
2008 geschaffen.

Das neue Raumordnungsgesetz ermächtigt in 
§  17 Abs. 1 das BMVBS, im Einvernehmen mit 
den fachlich betroffenen Bundesministerien 
und im Benehmen mit den Ländern und den an-
grenzenden Staaten einzelne Grundsätze der 
Raumordnung nach §  2 Abs. 2 ROG durch Bun-
desraumordnungspläne zu konkretisieren. Das 
BMVBS ist für die Aufstellung dieser Raumord-
nungspläne zuständig. Die vorbereitenden Ver-
fahrensschritte werden vom BBSR durchge-
führt.

Der Grundsatzkatalog enthält insgesamt acht 
Grundsätze, die potenziell alle einer Konkreti-
sierung durch Bundesraumordnungspläne of-
fenstehen:
1. Schaffung ausgeglichener Verhältnisse im 

Gesamtraum und in seinen Teilräumen
2. Sicherung des Funktionserhalts von Städ-

ten und ländlichen Räumen und Freiraum-
schutz

3. Gewährleistung der Daseinsvorsorge
4. Entwicklung einer ausgewogenen Wirt-

schaftsstruktur
5. Erhaltung und Entwicklung von Kulturland-

schaften
6. Sicherung, Entwicklung und Wiederher-

stellung ökologischer Funktionen 
7. Berücksichtigung der Erfordernisse der 

Verteidigung und des Zivilschutzes
8. Förderung des Zusammenhalts in der Euro-

päischen Union und Ausbau transeuropäi-
scher Netze.

Die Grundsätze der Raumordnung des ROG 
stellen raumordnungspolitische Richtlinien in 
Form von Rechtssätzen dar, die unmittelbar als 
Richtschnur für Träger der Raumordnung gel-
ten. Wesentlich ist in diesem Zusammenhang, 
dass die Grundsätze der Raumordnung keine 
Letztentscheidungen darstellen. Sie sind viel-
mehr auf eine weitere Konkretisierung durch 
die Träger der Raumordnung auf der Basis ab-
wägender Entscheidungen ausgelegt. Auch 
wenn die Grundsätze des ROG materielle Vor-
gaben des Gesetzgebers repräsentieren, legen 
sie im Wesentlichen nur den Rahmen fest, in-
nerhalb dessen die Träger der Raumordnung 
verbindliche Festlegungen zur Raumentwick-
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Risikomanagement und Schutz kritischer 
Infrastrukturen

Der Beirat für Raumordnung hat in seiner Bera-
tungsfunktion für das BMVBS den Themenbe-
reich raumplanerisches Risikomanagement als 
geeignet für eine Konkretisierung mittels Bun-
desraumordnungsplan empfohlen.97 Im Hand-
lungsfeld „Raumplanerisches Risikomanage-
ment“ ist vorrangig an eine Konkretisierung 
des Grundsatzes Nr. 6 (Umwelt, Klimaschutz) 
gedacht. Angesprochen sind der vorbeugen-
de Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland, die räumlichen Erfordernisse des 
Klimaschutzes, der Ausbau der erneuerbaren 
Energien sowie der Erhalt und die Entwicklung 
natürlicher Senken für klimaschädliche Stoffe 
und für die CO2-Einlagerung.

Es gilt technische Risiken zu thematisieren, die 
einer besonderen raumplanerischen Steuerung 
bedürfen. Beachtet werden muss dabei, dass 
sich Umwelt- und Technikrisiken vielfach über-
lagern, weshalb eine integrierte Risikobetrach-
tung und planerische Vorsorge gefordert ist.

Einen weiteren Aspekt könnte ein integrierter, 
belangübergreifender Ansatz für den Einzugs-
raum eines Flusssystems wie der Elbe oder 
des Rheins darstellen. Aus einer Anpassungs-
perspektive an den Klimawandel kollidieren 
in Flusskorridoren zahlreiche Belange. Auch 
ist eine aktivplanerische Gestaltung des ge-
samten Retentionsraumes eines Flusssystems 
nur denkbar, wenn ein integrierter Gesamt-
planungsansatz verfolgt wird, selbst wenn die 
Konkretisierung der tangierten Grundsätze auf 
einem verhältnismäßig hohen Abstraktionsni-
veau erfolgt.

Neu als Grundsatz der Raumordnung (Nr. 3) 
wurde in das Raumordnungsgesetz der Satz 
aufgenommen, dass „dem Schutz kritischer In-
frastrukturen (…) Rechnung zu tragen“ ist. Die 

„Kritische Infrastruktur“ repräsentiert einen 
Belang von zentraler Bundesrelevanz.

Da der Grundsatz „Kritische Infrastruktur“ für 
die Raumordnungspraxis noch sehr neu ist, die 
Berücksichtigung dieses Belanges aber zu ei-
ner Neuinterpretation bisher bewährter raum-
ordnerischer Leitbilder der Planung zwingt 
(z. B. die Infragestellung des Bündelungsprin-
zips von Infrastrukturen), könnten durch eine 
Grundsatzkonkretisierung oder durch Hand-
lungsempfehlungen der MKRO wichtige Orien-
tierungsfunktionen für die Raumordnung von 
Bund und Ländern erfüllt werden.

rung durch einen Bundesraumordnungsplan 
bedürfen und welche Grundsätze für eine ent-
sprechende Konkretisierung überhaupt geeig-
net sind. 

Die Analyseergebnisse des Raumordnungsbe-
richtes erlauben eine Einschätzung des raum-
ordnungspolitischen Handlungsbedarfs und 
entsprechend für berührte Belange der Grund-
sätze der Raumordnung eine Einschätzung, ob 
ein Grundsatz mehr oder weniger konkretisie-
rungsbedürftig ist. Zusammenfassend sieht 
das BBSR für folgende Themen gewichtige 
raumordnungspolitische Gründe zur Prüfung 
der Möglichkeit und Dringlichkeit einer Konkre-
tisierung von Grundsätzen der Raumordnung 
durch einen Bundesraumordnungsplan: 
•	 Ausbau	 erneuerbarer	 Energien	 und	 der	 Lei-

tungsnetze
•	 Risikomanagement	und	Schutz	Kritischer	Inf-

rastrukturen
•	 Begrenzung	des	Siedlungs-	und	Verkehrsflä-

chenwachstums
•	 Aufbau	 eines	 nationalen	 Biotopverbundsys-

tems
•	 Rohstoffsicherung.

Ausbau erneuerbarer Energie und  
der Leitungsnetze

Der Ausbau erneuerbarer Energie ist ein zent-
rales Ziel von Bund und Ländern. Der Anteil der 
erneuerbaren Energien am gesamten Brutto-
stromverbrauch soll nach dem Energiekonzept 
der Bundesregierung im Jahr 2020 mindestens 
35 % betragen und danach kontinuierlich er-
höht werden. Dieses Ausbauziel ist nur zu er-
reichen, wenn Stromleitungen modernisiert 
und ausgebaut werden. So geht die dena Netz-
studie II (2010), allerdings bei einem noch hö-
heren Anteil erneuerbarer Energien, in ihrem 
Basisszenario für das Jahr 2020 von einem re-
sultierenden Netzzubaubedarf von 3 600 km 
Trassenlänge aus.96

Die Bundesraumordnung kann im Bundesge-
biet noch nicht ausgenutzte Potenziale er-
neuerbarer Energiegewinnung aufzeigen, den 
Flächenbedarf für Anlagenneubau und Anla-
generweiterung (Repowering) abschätzen so-
wie den Flächenbedarf für den Leitungsaus-
bau dimensionieren. Als Alternative zu einem 
Bundesraumordnungsplan könnte auch ein 
Beschluss der MKRO in Frage kommen, in dem 
sich jedes Bundesland zu bestimmten Ausbau-
zielen verpflichtet, beispielsweise zur Auswei-
sung einer bestimmten Fläche von Raumord-
nungsgebieten für die Windkraftnutzung in 
Landes- oder Regionalplänen.

(96) Deutsche Energie Agen-
tur (Hrsg.): Dena-Netzstudie 
II – Integration erneuerbarer 
Energien in die deutsche 
Stromversorgung im Zeit-
raum 2015–2020 mit Ausblick 
auf 2025. Berlin 2010.

(97) Beirat für Raumordnung: 
Stellungnahme des Beirates 
für Raumordnung zu §  17 
Abs. 1 GeROG, verabschie-
det auf der Sitzung am 
29.06.2009.
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Rohstoffsicherung

Der Beirat für Raumordnung spricht sich für 
einen Bundesraumordnungsplan zur Roh-
stoffsicherung aus. Im Handlungsfeld „Roh-
stoffvorsorge“ wird eine Konkretisierung des 
Grundsatzes Nr. 4 (Wirtschaft) vorgeschla-
gen: „Es sind die räumlichen Voraussetzungen 
für die vorsorgende Sicherung sowie für die 
geordnete Aufsuchung und Gewinnung von 
standortgebundenen Rohstoffen zu schaffen.“ 
Die Steuerung der Nutzung oberflächennaher 
Rohstoffe wird bereits traditionell als zentrale 
Aufgabe der Raumordnungsplanung verfolgt, 
wie die Planauswertungen in Kapitel 3.3.4 be-
legen. Der Beirat für Raumordnung empfiehlt 

„länderübergreifende Sichtweisen und bundes-
weit einheitliche fachliche Grundlagen zur Ab-
schätzung des Bedarfs und zur Einschätzung 
bundesweit bedeutsamer Herkunftsräume und 
ggf. zu Substitutionsmöglichkeiten“. Auch der 
Export und Import von Rohstoffen und der Ab-
bau nichtmineralischer Rohstoffe bedürfen ei-
ner intensiven länderübergreifenden Abstim-
mung.

Konkretisierung von Grundsätzen im Rahmen 
eines integrierten Gesamtplanungsansatzes

Bisher kreist die fachliche und rechtliche Dis-
kussion ausschließlich um die Konkretisierung 
einzelner Grundsätze. Dem Naturell der Raum-
ordnung als überfachliche integrierte Planung 
würde allerdings eher die Konkretisierung 
mehrer Grundsätze in einem Plan entsprechen. 
Diesen Ansatz verfolgte das Bundesraumord-
nungsprogramm (BROP), das am 14.2.1975 von 
der MKRO gemeinsam von Bund und Ländern 
verabschiedet wurde. Seine vorrangige Aufga-
be bestand in der Konkretisierung der Grund-
sätze des ROG, um als Orientierungsrahmen für 
die langfristige, großräumige Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland in ihrer Gesamt-
heit zu dienen.

Aus Sicht des BBSR muss sich ein Bundes-
raumordnungsplan aber nicht immer auf das 
ganze Staatsgebiet der Bundesrepublik be-
ziehen. Prinzipiell ist auch ein Teilraumbezug 
denkbar, der allerdings das Territorium mehre-
rer Länder tangieren sollte.

Begrenzung baulicher Freirauminanspruch-
nahme und Stabilisierung der Siedlungsdich-
ten

Ein zentrales Ziel der Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie besteht in der signifikanten Ab-
senkung der täglichen baulichen Freiraum-
inanspruchnahme. Mehrere Grundsätze des 
Raumordnungsgesetzes weisen einen direk-
ten Bezug zu diesem Ziel auf. Explizit heißt es 
in Grundsatz Nr. 2: „Die weitere Zerschneidung 
der freien Landschaft und von Waldflächen ist 
dabei so weit wie möglich zu vermeiden; die 
Flächeninanspruchnahme im Freiraum ist zu 
begrenzen“. Nach Aussage des Koalitionsver-
trages der Bundesregierung soll im Rahmen der 
anstehenden Überprüfung von Indikatoren der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie auch das 
Einsparziel (30-ha-Ziel) im Sinne größtmögli-
cher ökologischer Wirksamkeit neu definiert 
werden.98 Es soll sich stärker an der tatsächli-
chen Zerschneidung oder Versiegelung von Le-
bensräumen orientieren.

Aufbau eines nationalen  
Biotopverbundsystems

Das Raumordnungsgesetz formuliert den Auf-
trag, die weitere Zerschneidung der freien 
Landschaft und von Waldflächen so weit wie 
möglich zu vermeiden und die Flächeninan-
spruchnahme im Freiraum zu begrenzen (Nr. 2). 
Außerdem ist den Erfordernissen des Bioto-
penverbundes Rechnung zu tragen (Nr. 6). Von 
Seiten des Naturschutzes sind bereits erheb-
liche Anstrengungen unternommen worden, 
die Flächen zu identifizieren, die für den Auf-
bau eines Biotopverbundsystems zentrale Brü-
cken- und Verbindungsfunktionen übernehmen 
können. Die Länder haben in ihren Raumord-
nungsplänen einen Teil des Bestandes dieser 
Flächen bereits gesichert.

Auf der Ebene des Bundes existiert bisher kein 
Instrument, um die Biotopverbundsysteme der 
Länder im Gesamtstaat zu verknüpfen und zu 
integrieren und die zusätzlichen Flächen, die 
über das bestehende gesicherte Netz ergän-
zend benötigt werden, zu schützen.

(98) Wachstum, Bildung, 
Zusammenhalt. Der 
Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP. 2009, 17. 
Legislaturperiode, S.42.
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und Anpassens. Die besten Erfolgschancen ha-
ben dabei jene Regionen, die bereits frühzei-
tig ein bereichsübergreifendes Konzept für die 
Gestaltung der Daseinsvorsorgeangebote ihrer 
Region erarbeitet haben. Sowohl die Förderung 
der verwaltungsinternen Zusammenarbeit und 
die aktive Einbeziehung aller relevanten Res-
sorts bei der Lösungssuche als auch die inten-
sivierte Partizipation von Bevölkerung, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft sind erforderlich, 
soll eine regionale Daseinsvorsorgeplanung er-
folgreich erarbeitet und umgesetzt werden. 

Kosteneffektivität öffentlicher Planungen 
verbessern

Auch Landes- und Regionalplanung sollten 
dazu beitragen, dass Finanzprobleme und fi-
nanzielle Ungleichgewichte entschärft, die 
Raumwirksamkeit finanzpolitischer Überlegun-
gen intensiver beeinflusst und Einspareffekte 
durch verstärkte interkommunale Kooperation 
mobilisiert werden. Insbesondere auf regio-
naler Ebene ist intensiver von Kosten-Nutzen-
Analysen in der Planung Gebrauch zu machen.
 
Verkehr vermeiden, Infrastruktur behutsam 
ausbauen und für die Mobilität der Zukunft 
vorsorgen

Die Landes- und Regionalplanung kann durch 
eine integrierte Siedlungs- und Verkehrs-
planung in verkehrlich hoch belasteten Ge-
bieten zu einer Entlastung beitragen, durch 
Konzentration der Neubautätigkeit auf ÖPNV-
Haltestellen die Versorgung der Bevölkerung 
verbessern und zur Entwicklung einer ver-
kehrssparenden Siedlungsstruktur beitragen. 
Die Landes- und Regionalplanung darf selbst 
keine Verkehrsplanung wie eine Fachplanung 
betreiben. Allerdings kann sie Trassenkorri-
dore gegenüber konkurrierenden Belangen 
durch Festlegung in Raumordnungsplänen si-
chern, die Berücksichtigung raumordneri-
scher Kriterien bei der Verkehrsplanung einfor-
dern und durch Festlegung eines funktionalen 
Verkehrsnetzes Verbindungen mit einer be-
stimmten Verbindungsqualität innerhalb eines 
Systems Zentraler Orte abstrakt und verkehrs-
trägerübergreifend entwickeln helfen.
 
Schutz Kritischer Infrastrukturen
verbessern

Als Kritische Infrastrukturen werden Einrich-
tungen mit wichtiger Bedeutung für das staat-
liche Gemeinwesen bezeichnet, bei deren 
Ausfall oder Beeinträchtigung Versorgungs-
engpässe, Störungen der öffentlichen Sicher-
heit oder andere dramatische Folgen eintreten. 

5.4 Handlungsbedarf für die  
Landes- und Regionalplanung

In den einzelnen Kapiteln des Raumord-
nungsberichtes konnten auf der Grundlage 
teilräumlich differenzierter Analysen Prob-
lemstellungen identifiziert, neue und alte Her-
ausforderungen beschrieben und der resultie-
rende Handlungsbedarf für die Raumordnung 
abgeschätzt werden. Da die Landes- und 
Regio nalplanung bei den meisten Themen die 
entscheidende raumordnerische Handlungs-
ebene darstellt, gilt es hier in zusammenfas-
sender Darstellung speziell die für sie relevan-
ten Herausforderungen zu identifizieren: 

Mindeststandards der Daseinsvorsorge 
festlegen und gewährleisten

Um besser beurteilen zu können, welches An-
gebot an öffentlichen Leistungen der Daseins-
vorsorge in Teilräumen künftig noch im Sinne 
gleichwertiger regionaler Lebensverhältnis-
se garantiert werden kann, sind bundesweite, 
aber möglicherweise regional differenzierte 
Mindeststandards zentral. Neben Erreich-
barkeitszielen werden zudem auch Tragfähig-
keitsschwellen für unterschiedliche Arten von 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen sowie Qua-
litätsstandards benötigt. Standardvorgaben 
müssen nicht nur zwischen Vertretern von 
Raumordnung und Fachpolitiken abgesprochen 
sein, vielmehr sind auch ein Diskurs über Min-
deststandards in der MKRO und darüber hin-
aus ein gesellschaftlicher Diskurs zu führen.

Zentrale-Orte-Systeme an den  
demographischen Wandel anpassen

Eine Anpassung der bestehenden Zentrale-Or-
te-Systeme an den demographischen Wandel 
ist insbesondere in den Räumen erforderlich, in 
denen Tragfähigkeitsschwellen für zentralört-
liche Einrichtungen durch den Rückgang des 
Kundenpotenzials unterschritten werden. Re-
aktionen auf den Rückgang des Nachfragerpo-
tenzials sind die Straffung und Flexibilisierung 
Zentraler-Orte-Konzepte sowie kooperations-
orienterte Lösungen, wie die Funktionsteilung 
in Städteverbünden. In den neuen Ländern ist 
der Umbau Zentraler-Orte-Systeme bereits 
weit fortgeschritten, in den alten Ländern steht 
er noch bevor. 

Den Anpassungsprozess der  
Daseinsvorsorge koordinieren

Als komplexe Planungsaufgabe erfordert der 
demographische Wandel von der Regionalpla-
nung eine Doppelstrategie des Gegensteuerns 
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men zur Anpassung (Adaption) enthalten. Für 
den Steuerungserfolg der Raumordnung ist 
eine integrierte Strategie entscheidend. Neben 
verbindlichen Instrumenten benötigen klima-
politische Strategien der Landes- und Regio-
nalplanung auch informelle, kooperationsorien-
tierte Instrumente, wie integrierte regionale 
Klimaschutz- und Energiekonzepte.

Dämpfung baulicher Flächeninanspruchnah-
me und Stabilisierung der Siedlungsdichte

Zwar hat sich die Raumordnung der meisten 
Länder bisher nicht zur Umsetzung des 30-ha-
Ziels der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
verpflichtet, dennoch spielt die Senkung der 
baulichen Flächeninanspruchnahme für alle 
Landesplanungen eine wichtige Rolle. Eine prä-
zise Mengenregulierung des Siedlungs- und 
Verkehrsflächenzuwachses ist nur mit entspre-
chend ausgelegten Instrumenten realisierbar. 
Eine Verbesserung der Mengensteuerungska-
pazität der Raumordnung kann durch Einfüh-
rung positivplanerischer Instrumente zur di-
rekten Steuerung der Baulandausweisung der 
Gemeinden erfolgen (z. B. gemeindescharfe 
Baulandkontingente wie in Hessen, eine prä-
zise Flächensteuerung der Eigenentwicklung 
wie in Hannover oder Siedlungs-, Gewerbe- 
und Industriebereiche wie in NRW).

Ergänzend gilt es Vorschriften für den Ein-
satz dieser Instrumente in der Regionalpla-
nung zu erlassen, um im notwendigen Umfang 
eine Dämpfung des Siedlungs- und Verkehrs-
flächenwachstums zu erreichen. Die bisher 
praktizierte Festlegung rein qualitativer Ziele 
für die zukünftige Entwicklung der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche eines Landes hat sich als 
wirkungslos erwiesen, da sich jeder Adres-
sat anders an das Ziel gebunden fühlt und eine 
Evaluierung praktisch unmöglich ist. Um eine 
Überprüfung der Zielerreichung zu ermögli-
chen, ist die Quantifizierung der Zielwerte er-
forderlich. Auch sollte die Zeitdimension prä-
zise genannt werden, bis wann der Zielwert 
erreicht werden soll. Eine entsprechende Ope-
rationalisierung der Ziele könnte im Landesent-
wicklungsplan vorgenommen werden.

Neben der Dämpfung der baulichen Flächen-
inanspruchnahme ist die Stabilisierung der 
Siedlungsdichte ein weiteres zentrales Ziel.
 
Wohnungsbau in nachfragestarken  
Immobilienmärkten fördern

Die Versorgung der Bevölkerung mit Wohn-
raum hat sich in vielen Teilräumen entspannt. 
Aufgrund niedriger Neubauquoten wird die 

Weil sie ein wichtiger öffentlicher Belang der 
Raumordnung sind, ist die Landes- und Regio-
nalplanung verpflichtet, dem Schutz Kritischer 
Infrastrukturen ausreichend Rechnung zu tra-
gen. Offensichtlich geschieht dies in der Raum-
ordnungspraxis noch nicht ausreichend. Häufig 
steht der Schutz Kritischer Infrastrukturen im 
Widerspruch zu anderen Raumordnungsprin-
zipien, z. B. der Bündelung von Leitungstras-
sen. Soll der Belang Kritischer Infrastrukturen 
in Zukunft durch die Raumordnung angemes-
sener wahrgenommen werden, benötigt sie 
bessere Informationen (Risikoanalysen, Ge-
fahrenkarten). Die öffentlichen Stellen des 
Katastrophenschutzes sind intensiver an Pla-
nungsverfahren der Landes- und Regionalpla-
nung zu beteiligen.

Flächen und Trassen für den Ausbau erneuer-
barer Energieproduktion sichern

Da die Raumordnung keine Fachplanung ist, 
kann sie den anstehenden Umbau des Energie-
systems nicht vorrangig gegenüber anderen 
öffentlichen und privaten Belangen verfolgen. 
Insbesondere die zusätzliche Ausweisung von 
Flächen für Windkraftnutzung, Photovoltaikan-
lagen, die energetische Biomasseverwertung, 
Stromleitungstrassen und unterirdische Spei-
cher für CO2 erzeugen zahlreiche und oft kom-
plizierte Konflikte. Die Koordinationsleistung 
der Landes- und Regionalplanung und ihr Ver-
mögen, einen Interessenausgleich unter kon-
kurrierenden Belangen herzustellen, sind daher 
gefordert. Die Bewältigung dieser Flächennut-
zungskonflikte, die mit dem Ausbau der erneu-
erbaren Energieproduktion in jedem Teilraum 
in Deutschland zu erwarten sind, wird in den 
kommenden Jahren die größte Herausforde-
rung der Landes- und Regionalplanung darstel-
len.

Integrierte Strategie zur Bewältigung der 
Folgen des Klimawandels durchsetzen

Zukünftig sind von der Landes- und Regio-
nalplanung verstärkt Risikoanalysen über die 
Anfälligkeit Kritischer Infrastrukturen durch 
Extremwetterereignisse und andere klimabe-
dingte Naturgefahren durchzuführen. Auch 
Vulnerabilitätskartierungen werden zu einer 
Steuerung des Schadenspotenzials von Raum-
nutzungen in gefährdeten Gebieten von der 
Regionalplanung benötigt. Da die Auswirkun-
gen des Klimawandels teilräumlich sehr unter-
schiedlich ausgeprägt sind, müssen individu-
elle Planungskonzepte erarbeitet werden, die 
örtlich angepasste Maßnahmen zur Vermei-
dung negativer Effekte des Klimawandels (Mi-
tigation) als auch raumspezifische Maßnah-



227Raumordnungspolitischer Handlungsbedarf

Steuerungskapazität von Regionalplänen 
verbessern

Während sich bei den textlichen Festlegungen 
die vorgeschriebene Kennzeichnung der raum-
ordnungsrechtlichen Verbindlichkeit weitge-
hend durchgesetzt hat, verzichten viele Festle-
gungskarten in Regionalplänen immer noch auf 
ihre genaue Bezeichnung. Dies hat zur Folge, 
dass Leser vielfach nicht eindeutig den Recht-
scharakter einer zeichnerischen Darstellung 
erfassen können. Standardmäßig sollte in der 
Festlegungskartenlegende eines Regional-
plans für jedes Planzeichenelement der rechtli-
che Status eindeutig ausgewiesen sein. 

In den Ländern, in denen eine Planzeichenver-
ordnung in Kraft ist, weisen die Regionalpläne 
eine höhere Homogenität der zeichnerischen 
Festlegungen auf als in Ländern, die keine lan-
desweite Regelung der zeichnerischen Inhalte 
ihrer Regionalpläne kennen. Dies erleichtert 
nicht nur die Lesbarkeit der Pläne, auch In-
vestoren, die auf der Suche nach geeigneten 
Standorten für Windkraftanlagen, den Roh-
stoffabbau oder die Entwicklung von Bauge-
bieten sind, können sich leichter orientieren. 
Um einen Innovationstransfer zu ermöglichen, 
sollten Planzeichenkataloge allerdings offen 
für Ergänzungswünsche sein.

Insbesondere im Themenbereich der Infra-
struktur dominiert in Regionalplänen häufig 
die nachrichtliche Übernahme. Da von diesen 
zeichnerischen Darstellungen keine raumord-
nungsrechtlichen Bindungswirkungen ausge-
hen, verzichtet die Regionalplanung in großen 
Teilen des Bundesgebiets faktisch auf ihren 
Beitrag zur Lenkung und Beeinflussung von 
Infrastrukturvorhaben. Grundsätzlich hat der 
Bundesgesetzgeber aber ein Interesse dar-
an, dass all jene raumbedeutsamen Aussagen 
von Fachplanungen in Raumordnungspläne in-
tegriert werden, die zu einer Koordination von 
Raumnutzungen erforderlich erscheinen.

Generell sollten alle Aussagen von Fachplanun-
gen in Raumordnungspläne überführt werden, 
die sich zur Aufnahme in Raumordnungsplä-
ne eignen (raumbedeutsame Maßnahmen und 
Planungen), als Ziel oder Grundsatz der Raum-
ordnung ausweisbar sind und deren Übernah-
me in Raumordnungspläne nach Abwägungs-
grundsätzen erfolgen kann. Ergänzend sollte 
die Raumordnung auch von eigenständigen 
Festlegungen Gebrauch machen, z. B. der Aus-
weisung funktionaler Grundnetze im Verkehr 
oder im Bereich der sozialen Infrastruktur.

Wohnimmobilienversorgung aber in nachfrage-
starken regionalen Immobilienmärkten bereits 
mittelfristig zu Problemen führen. Hier kann 
das Angebot – vor allem, wenn es um neue 
Wohnimmobilien geht – die Nachfrage nur 
noch sehr eingeschränkt decken.

Aus raumordnerischer Sicht erscheint deshalb 
eine Förderung des Wohnungsneubaus insbe-
sondere in Kernstädten der nachfragestarken 
regionalen Wohnungsmärkte vordringlich. In 
prosperierenden Immobilienmärkten ist eine 
konsequente kombinierte Mengen- und Stand-
ortsteuerung der Wohnungsbautätigkeit durch 
die Regionalplanung erforderlich, um die wei-
tere Verknappung von Freiräumen zu vermei-
den, eine Orientierung der Neubautätigkeit an 
den Haltepunkten des ÖPNV zu erreichen, die 
städtebauliche Innenentwicklung zu forcie-
ren, aber auch um ausreichende Flächen für 
den Wohnungsneubau an den raumordnerisch 
sinnvollen Standorten zu sichern. Für nachfra-
geschwache regionale Immobilienmärkte mit 
bereits ausgeprägten Leerstandsproblemen ist 
die Förderung der Innenentwicklung eine wich-
tige Bedingung, um den bestehenden Infra-
strukturbestand effizienter auszunutzen. Nied-
rige Marktpreise setzen hier aber nur geringe 
Anreize für einen ressourcenschonenden Um-
gang mit der Fläche, weshalb die Regionalpla-
nung hier besonders gefordert ist. 

Lenkung der Gewerbebaulandentwicklung 
auf verträgliche Standorte

Im gewerblichen Bereich ist die Raumordnung 
nach wie vor mit expansiven Baulandstrategien 
der Gemeinden konfrontiert. Vielerorts über-
steigen die Baulandreserven bereits den lang-
fristigen Flächenbedarf der Wirtschaft. Auf-
grund disperser Baulandausweisung herrscht 
ein Überangebot kleiner Flächen an Standor-
ten mit suboptimalen Eigenschaften, während 
gleichzeitig ein Mangel an großen, verkehrs-
technisch sehr gut erschlossenen Standorten 
beklagt wird.

Um dieses Baulandparadox bewältigen zu kön-
nen, muss die Regionalplanung erstens zu einer 
Mengen- und Standortsteuerung der kommu-
nalen Gewerbebaulandentwicklung durch die 
Landesgesetzgeber legitimiert sein und zwei-
tens diese Instrumente in der Praxis auch so 
einsetzen, dass die Entwicklung von Gewerbe-
flächen an ungeeigneten Standorten unterbun-
den und auf Standorte konzentriert wird, wo 
die Wirtschaft noch einen Bedarf für zusätz-
liche Flächen hat und aus Sicht der Raumord-
nung nichts gegen eine Gewerbeentwicklung 
spricht. 



228 Raumordnungsbericht 2011

nen die Bürger und Unternehmen aktiv bei der 
Entwicklung von Planungsvisionen und Leitbil-
dern einbezogen werden.

Auch wenn die Landes- und Regionalplanung 
selbst keine Vorhabenplanung darstellt, bietet 
die Durchführung einer breiten Öffentlichkeits-
beteiligung die Möglichkeit, die Legitimations-
basis von Landes- und Regionalplänen zu ver-
bessern. Online-Beteiligungsverfahren bieten 
den Bügern und Unternehmen die Möglichkeit, 
sich einfacher an Planungsverfahren zu betei-
ligen. 

Ausweitung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Einführung von Online-Verfahren

Erfahrungen mit konfliktbehafteten Infrastruk-
turplanungen haben in der jüngeren Vergan-
genheit immer wieder demonstriert, dass es 
durch eine möglichst frühzeitige und breite 
Beteilung der Öffentlichkeit sowie eine trans-
parente Informationspolitik eher gelingt, eine 
Zustimmung zu Projekten in der Bevölkerung zu 
erhalten. Ergänzende Informationsveranstal-
tungen können das Interesse der Bevölkerung 
und der Wirtschaft an der Landes- und Regio-
nalplanung wecken. In Ideenwerkstätten kön-
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len deutlich verbessert werden, infrastruktu-
relle Verkehrsengpässe für die wirtschaftliche 
Entwicklung abgebaut und die verkehrliche Er-
reichbarkeit verbessert werden.

Die Strukturpolitik der EU könnte zur Förderung 
europäischer Wachstumspole um eine Metro-
polregionspolitik ergänzt werden. Die im Rah-
men des europäischen Vergleichs der Metro-
polräume in Europa identifizierten Potenziale 
und Defizite deutscher Metropolen stellen An-
satzpunkte für eine deutsche Metropolregions-
politik dar. Interessante Impulse für eine euro-
päische Metropolregionspolitik versprechen 
die Erfahrungen der deutschen Stadt-Land-
Partnerschaften.

Die Naturschutzziele des europäischen 
Schutzgebietsnetzwerks Natura 2000 fordern 
eine aktive Partizipation der deutschen Regio-
nen. Allein auf der Grundlage ihrer Schutzge-
bietsausweisungen können die natürlichen 
Lebensgrundlagen aber nicht ausreichend er-
halten werden. Deshalb muss eine umweltver-
trägliche Landnutzung auf europäischer Ebene 
gefördert werden, die den Naturhaushalt und 
die Biodiversität durch eine nachhaltige Wirt-
schaftsweise erhält. Die Raumentwicklungs- 
und Agrarpolitik der EU kann zur Dämpfung der 
baulichen Freirauminanspruchnahme, zur Be-
grenzung der Landschaftszerschneidung beim 
Ausbau der Verkehrs- und Leitungsinfrastruk-
turen, zum Ausbau des biologischen Landbaus 
und einer nachhaltigen Forstwirtschaft sowie 
zum Erhalt naturnaher Kulturlandschaften we-
sentliche Beiträge leisten.

Um den europäischen Klimaschutz zu verbes-
sern und die Anpassung an den Klimawandel 
in den Mitgliedsstaaten der EU zu optimieren, 
wurde das europäische Klima- und Energie-
paket verabschiedet. Bis zum Jahr 2020 sind 
der Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-
endenergieverbrauch auf 20 % zu erhöhen, die 
Treibhausgasemissionen um 20 % zu senken 
und die Energieeffizienz um 20 % zu steigern. 
Neben allen Ausbauanstrengungen darf aber 
nicht vergessen werden, dass die Erhöhung der 
Energieeffizienz an erster Stelle steht.

5.5 Territorialen Zusammenhalt von 
Deutschland in Europa stärken

Trotz der starken räumlichen Auswirkungen 
vieler EU-Politiken wird deren räumliche Di-
mension in der deutschen Politikgestaltung 
bislang nicht ausreichend berücksichtigt und 
sollte in Zukunft mehr Beachtung finden. Durch 
Aufnahme des Ziels der Förderung des territo-
rialen Zusammenhalts in den Vertrag von Lis-
sabon und die Überarbeitung der Territorialen 
Agenda 2011 werden räumliche Aspekte in der 
Kohäsionspolitik der EU künftig an Bedeutung 
gewinnen. 

Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat schmerz-
haft demonstriert, dass die Entwicklung der 
deutschen Wirtschaft sehr wesentlich von 
der konjunkturellen Lage im europäischen Bin-
nenmarkt abhängig ist. Als exportorientierte 
Volkswirtschaft gilt es regionale Monostruk-
turen zu vermeiden. Neben der forcierten För-
derung krisenfester regionaler Wirtschafts-
strukturen mit hoher Anpassungsfähigkeit an 
ökonomische Turbulenzen, der Sicherung eines 
hohen Beschäftigungs- und Produktivitätsni-
veaus und der Unterstützung eines innovati-
ven regionalen Umfelds sollte die europäische 
Raum entwicklungspolitik indirekt den Aufbau 
neuer Wachstumskerne positiv beeinflussen, 
auch in Regionen mit wirtschaftsstrukturellen 
Defiziten.

Funktionierende Verkehrsinfrastrukturen sind 
unabdingbare Voraussetzungen für den ter-
ritorialen Zusammenhalt in Europa. Mit dem 
EU-Programm zum transeuropäischen Ver-
kehrsnetz (TEN-T) soll in ganz Europa ein ef-
fizientes Verkehrsnetz realisiert werden, vor-
rangig durch Schließung bestehender Lücken 
und Beseitigung von Engpässen. Im Zentrum 
von Europa gelegen, ist Deutschland von Tran-
sitverkehren besonders betroffen. Um die ver-
kehrlichen Belastungen abzubauen und die 
Teilräume an die wichtigen Verbindungen in-
nerhalb von Europa anzubinden, ist die euro-
päische Vernetzung der Verkehrsinfrastruktur 
von Deutschland zu optimieren. Der Zugang 
zum transeuropäischen Verkehrsnetz und da-
mit die strukturellen Standortbedingungen sol-
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Ausfertigungsdatum: 22.12.2008

Vollzitat: „Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2986), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. 
I S. 2585) geändert worden ist“

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 9 G v. 31.7.2009 I 2585 

Das Gesetz dient der Umsetzung folgender Rechtsakte des Gemein-
schaftsrechts:

Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung 
der wild lebenden Vogelarten (ABl. EG Nr. L 103 S. 1), zuletzt geändert 
durch Art. 1 der Änderungsrichtlinie 2006/105/EG vom 20. November 
2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 368),

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen 
(ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt geändert durch Art. 1 der Änderungs-
richtlinie 2006/105/EG vom 20. November 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 
368),

Richtlinie 2001/42/EG des europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be-
stimmter Pläne und Programme (ABl. EG Nr. L 197 S. 30).

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 30.6.2009 +++)(+++ Amtlicher Hinweis des 
Normgebers auf EG-Recht:

Umsetzung EGRL 42/2001 (CELEX Nr: 301L0042)

Umsetzung der EWGRL 409/79 (CELEX Nr: 379L0409)

Umsetzung der EWGRL 43/92 (CELEX Nr: 392L0043) +++)

Das G wurde als Artikel 1 des G v. 22.12.2008 I 2986 vom Bundestag 
beschlossen. Es tritt gem. Art. 9 Nr. 1 Satz 2 dieses G am 30.6. 2009 
in Kraft. Abschnitt 3 (§§  17 bis 25) und §  29 sind am 31.12.2008 in Kraft 
getreten. 
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Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§   1  Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung

(1) Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräu-
me sind durch zusammenfassende, überörtliche und fachübergreifen-
de Raumordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und 
durch Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu 
entwickeln, zu ordnen und zu sichern. Dabei sind 

1.  unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzu-
stimmen und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden 
Konflikte auszugleichen,

2. Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raums zu treffen.

(2) Leitvorstellung bei der Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 ist eine 
nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen 
Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Ein-
klang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ord-
nung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt.

(3) Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume soll sich in 
die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums einfügen; die 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Gesamtraums soll die Gege-
benheiten und Erfordernisse seiner Teilräume berücksichtigen (Gegen-
stromprinzip).

(4) Raumordnung findet im Rahmen der Vorgaben des Seerechtsüber-
einkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 
1994 II S. 1798) auch in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszo-
ne statt.

§   2  Grundsätze der Raumordnung

(1) Die Grundsätze der Raumordnung sind im Sinne der Leitvorstellung 
einer nachhaltigen Raumentwicklung nach §  1 Abs. 2 anzuwenden und 
durch Festlegungen in Raumordnungsplänen zu konkretisieren, soweit 
dies erforderlich ist.
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(2) Grundsätze der Raumordnung sind insbesondere: 

1. Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und in seinen Teil-
räumen sind ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaft-
liche, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben. Da-
bei ist die nachhaltige Daseinsvorsorge zu sichern, nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum und Innovation sind zu unterstützen, Ent-
wicklungspotenziale sind zu sichern und Ressourcen nachhaltig zu 
schützen. Diese Aufgaben sind gleichermaßen in Ballungsräumen 
wie in ländlichen Räumen, in strukturschwachen wie in struktur-
starken Regionen zu erfüllen. Demographischen, wirtschaftlichen, 
sozialen sowie anderen strukturverändernden Herausforderungen 
ist Rechnung zu tragen, auch im Hinblick auf den Rückgang und den 
Zuwachs von Bevölkerung und Arbeitsplätzen sowie im Hinblick 
auf die noch fortwirkenden Folgen der deutschen Teilung; regiona-
le Entwicklungskonzepte und Bedarfsprognosen der Landes- und 
Regionalplanung sind einzubeziehen. Auf einen Ausgleich räumli-
cher und struktureller Ungleichgewichte zwischen den Regionen ist 
hinzuwirken. Die Gestaltungsmöglichkeiten der Raumnutzung sind 
langfristig offenzuhalten.

2. Die prägende Vielfalt des Gesamtraums und seiner Teilräume ist zu 
sichern. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass Städte und ländliche Räu-
me auch künftig ihre vielfältigen Aufgaben für die Gesellschaft er-
füllen können. Mit dem Ziel der Stärkung und Entwicklung des Ge-
samtraums und seiner Teilräume ist auf Kooperationen innerhalb 
von Regionen und von Regionen miteinander, die in vielfältigen For-
men, auch als Stadt-Land-Partnerschaften, möglich sind, hinzuwir-
ken. Die Siedlungstätigkeit ist räumlich zu konzentrieren, sie ist vor-
rangig auf vorhandene Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur 
und auf Zentrale Orte auszurichten. Der Freiraum ist durch übergrei-
fende Freiraum-, Siedlungs- und weitere Fachplanungen zu schüt-
zen; es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames 
Freiraumverbundsystem zu schaffen. Die weitere Zerschneidung 
der freien Landschaft und von Waldflächen ist dabei so weit wie 
möglich zu vermeiden; die Flächeninanspruchnahme im Freiraum ist 
zu begrenzen.

3. Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Da-
seinsvorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen 
und Angeboten der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgruppen, 
ist zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in den Teilräumen in an-
gemessener Weise zu gewährleisten; dies gilt auch in dünn besie-
delten Regionen. Die soziale Infrastruktur ist vorrangig in Zentralen 
Orten zu bündeln; die Erreichbarkeits- und Tragfähigkeitskriterien 
des Zentrale-Orte-Konzepts sind flexibel an regionalen Erfordernis-
sen auszurichten. Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die 
Erhaltung der Innenstädte und örtlichen Zentren als zentrale Ver-
sorgungsbereiche zu schaffen. Dem Schutz kritischer Infrastruktu-
ren ist Rechnung zu tragen. Es sind die räumlichen Voraussetzun-
gen für nachhaltige Mobilität und ein integriertes Verkehrssystem 
zu schaffen. Auf eine gute und verkehrssichere Erreichbarkeit der 
Teilräume untereinander durch schnellen und reibungslosen Per-
sonen- und Güterverkehr ist hinzuwirken. Vor allem in verkehrlich 
hoch belasteten Räumen und Korridoren sind die Voraussetzungen 
zur Verlagerung von Verkehr auf umweltverträglichere Verkehrsträ-
ger wie Schiene und Wasserstraße zu verbessern. Raumstrukturen 
sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung verringert und zu-
sätzlicher Verkehr vermieden wird.

4. Der Raum ist im Hinblick auf eine langfristig wettbewerbsfähige und 
räumlich ausgewogene Wirtschaftsstruktur und wirtschaftsnahe 
Infrastruktur sowie auf ein ausreichendes und vielfältiges Ange-
bot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen zu entwickeln. Regionale 
Wachstums- und Innovationspotenziale sind in den Teilräumen zu 
stärken. Insbesondere in Räumen, in denen die Lebensverhältnis-
se in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bundesdurchschnitt we-
sentlich zurückgeblieben sind oder ein solches Zurückbleiben zu 
befürchten ist (strukturschwache Räume), sind die Entwicklungs-
voraussetzungen zu verbessern. Es sind die räumlichen Vorausset-
zungen für die vorsorgende Sicherung sowie für die geordnete Auf-
suchung und Gewinnung von standortgebundenen Rohstoffen zu 
schaffen. Den räumlichen Erfordernissen für eine kostengünstige, 
sichere und umweltverträgliche Energieversorgung einschließlich 
des Ausbaus von Energienetzen ist Rechnung zu tragen. Ländliche 

Räume sind unter Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen wirt-
schaftlichen und natürlichen Entwicklungspotenziale als Lebens- 
und Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung zu erhalten 
und zu entwickeln; dazu gehört auch die Umwelt- und Erholungs-
funktion ländlicher Räume. Es sind die räumlichen Voraussetzungen 
für die Land- und Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung für die Nah-
rungs- und Rohstoffproduktion zu erhalten oder zu schaffen.

5. Kulturlandschaften sind zu erhalten und zu entwickeln. Historisch 
geprägte und gewachsene Kulturlandschaften sind in ihren prägen-
den Merkmalen und mit ihren Kultur- und Naturdenkmälern zu er-
halten. Die unterschiedlichen Landschaftstypen und Nutzungen der 
Teilräume sind mit den Zielen eines harmonischen Nebeneinanders, 
der Überwindung von Strukturproblemen und zur Schaffung neuer 
wirtschaftlicher und kultureller Konzeptionen zu gestalten und wei-
terzuentwickeln. Es sind die räumlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass die Land- und Forstwirtschaft ihren Beitrag dazu 
leisten kann, die natürlichen Lebensgrundlagen in ländlichen Räu-
men zu schützen sowie Natur und Landschaft zu pflegen und zu ge-
stalten.

6. Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Bö-
den, des Wasserhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des 
Klimas einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen zu entwi-
ckeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemes-
sen, wiederherzustellen. Wirtschaftliche und soziale Nutzungen 
des Raums sind unter Berücksichtigung seiner ökologischen Funk-
tionen zu gestalten; dabei sind Naturgüter sparsam und schonend 
in Anspruch zu nehmen, Grundwasservorkommen sind zu schützen. 
Die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke ist zu vermindern, insbesondere durch die vorran-
gige Ausschöpfung der Potenziale für die Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, für die Nachverdichtung und für andere Maßnahmen 
zur Innenentwicklung der Städte und Gemeinden sowie zur Ent-
wicklung vorhandener Verkehrsflächen. Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts sind auszugleichen, den Erfordernissen des Bio-
topverbundes ist Rechnung zu tragen. Für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu sorgen, im Bin-
nenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen. Der Schutz der Allge-
meinheit vor Lärm und die Reinhaltung der Luft sind sicherzustellen. 
Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu 
tragen, sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegen-
wirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawan-
del dienen. Dabei sind die räumlichen Voraussetzungen für den Aus-
bau der erneuerbaren Energien, für eine sparsame Energienutzung 
sowie für den Erhalt und die Entwicklung natürlicher Senken für kli-
maschädliche Stoffe und für die Einlagerung dieser Stoffe zu schaf-
fen.

7. Den räumlichen Erfordernissen der Verteidigung und des Zivilschut-
zes ist Rechnung zu tragen.

8. Die räumlichen Voraussetzungen für den Zusammenhalt der Euro-
päischen Union und im größeren europäischen Raum sowie für den 
Ausbau und die Gestaltung der transeuropäischen Netze sind zu ge-
währleisten. Raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der 
Europäischen Union und der europäischen Staaten ist Rechnung zu 
tragen. Die Zusammenarbeit der Staaten und die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit der Städte und Regionen sind zu unterstüt-
zen.

§   3  Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Erfordernisse der Raumordnung: Ziele der Raumordnung, Grundsät-
ze der Raumordnung und sonstige Erfordernisse der Raumordnung;

2. Ziele der Raumordnung: verbindliche Vorgaben in Form von räumlich 
und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raum-
ordnung abschließend abgewogenen (§  7 Abs. 2) textlichen oder 
zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwick-
lung, Ordnung und Sicherung des Raums;

3. Grundsätze der Raumordnung: Aussagen zur Entwicklung, Ordnung 
und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwä-
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gungs- oder Ermessensentscheidungen; Grundsätze der Raumord-
nung können durch Gesetz oder als Festlegungen in einem Raumord-
nungsplan (§  7 Abs. 1 und 2) aufgestellt werden;

4. sonstige Erfordernisse der Raumordnung: in Aufstellung befindliche 
Ziele der Raumordnung, Ergebnisse förmlicher landesplanerischer 
Verfahren wie des Raumordnungsverfahrens und landesplanerische 
Stellungnahmen;

5. öffentliche Stellen: Behörden des Bundes und der Länder, kommu-
nale Gebietskörperschaften, bundesunmittelbare und die der Auf-
sicht eines Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts;

6. raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen: Planungen ein-
schließlich der Raumordnungspläne, Vorhaben und sonstige Maß-
nahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche 
Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird, ein-
schließlich des Einsatzes der hierfür vorgesehenen öffentlichen Fi-
nanzmittel;

7. Raumordnungspläne: zusammenfassende, überörtliche und fach-
übergreifende Pläne nach den §§  8 und 17.

(2) Werden die Begriffe nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 in anderen Bundes-
gesetzen verwandt, sind sie, soweit sich aus diesen Bundesgesetzen 
nicht etwas anderes ergibt, im Sinne von Absatz 1 auszulegen.

§   4  Bindungswirkungen der Erfordernisse der Raumordnung

(1) Bei 

1. raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen öffentlicher Stellen,

2. Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbe-
deutsamer Planungen und Maßnahmen anderer öffentlicher Stellen,

3. Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raum-
bedeutsamer Planungen und Maßnahmen von Personen des Pri-
vatrechts, die der Planfeststellung oder der Genehmigung mit der 
Rechtswirkung der Planfeststellung bedürfen,

sind Ziele der Raumordnung zu beachten sowie Grundsätze und sonsti-
ge Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensent-
scheidungen zu berücksichtigen. Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt entsprechend 
bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die Personen des 
Privatrechts in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durchführen, 
wenn öffentliche Stellen an den Personen mehrheitlich beteiligt sind 
oder die Planungen und Maßnahmen überwiegend mit öffentlichen Mit-
teln finanziert werden. Weitergehende Bindungswirkungen von Erfor-
dernissen der Raumordnung nach Maßgabe der für diese Entscheidun-
gen geltenden Vorschriften bleiben unberührt.

(2) Bei sonstigen Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zuläs-
sigkeit raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen von Personen 
des Privatrechts sind die Erfordernisse der Raumordnung nach den für 
diese Entscheidungen geltenden Vorschriften zu berücksichtigen.

(3) Bei Genehmigungen über die Errichtung und den Betrieb von öffent-
lich zugänglichen Abfallbeseitigungsanlagen von Personen des Privat-
rechts nach den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
sind die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze der 
Raumordnung und die sonstigen Erfordernisse der Raumordnung zu be-
rücksichtigen.

§   5  Bindungswirkung von Zielen der Raumordnung bei  
  raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen des Bundes

(1) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen von öffentlichen 
Stellen des Bundes, von anderen öffentlichen Stellen, die im Auftrag 
des Bundes tätig sind, sowie von Personen des Privatrechts nach §  4 
Abs. 1 Satz 2, die für den Bund öffentliche Aufgaben durchführen, gilt 
die Bindungswirkung der Ziele der Raumordnung nach §  4 Abs. 1 nur, 
wenn die zuständige Stelle oder Person bei der Aufstellung des Raum-
ordnungsplans nach §  10 beteiligt worden ist und sie innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten nach Mitteilung des rechtsverbindlichen Ziels 
nicht widersprochen hat.

(2) Der Widerspruch nach Absatz 1 lässt die Bindungswirkung des Ziels 
der Raumordnung gegenüber der widersprechenden Stelle oder Person 
nicht entstehen, wenn 

1. das ihre Belange berührende Ziel der Raumordnung auf einer fehler-
haften Abwägung beruht oder

2. sie ihre raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen nicht auf an-
deren geeigneten Flächen durchführen kann als auf denen, für die 
ein entgegenstehendes Ziel im Raumordnungsplan festgelegt wur-
de.

(3) Macht eine Veränderung der Sachlage ein Abweichen von den Zie-
len der Raumordnung erforderlich, kann die Stelle oder Person nach 
Absatz 1 mit Zustimmung der nächsthöheren Behörde innerhalb ange-
messener Frist, spätestens sechs Monate ab Kenntnis der veränderten 
Sachlage, unter den Voraussetzungen von Absatz 2 nachträglich wider-
sprechen. Muss infolge des nachträglichen Widerspruchs der Raum-
ordnungsplan geändert, ergänzt oder aufgehoben werden, hat die wi-
dersprechende Stelle oder Person die dadurch entstehenden Kosten zu 
ersetzen.

§   6  Ausnahmen und Zielabweichung

(1) Von Zielen der Raumordnung können im Raumordnungsplan Ausnah-
men festgelegt werden.

(2) Von Zielen der Raumordnung kann abgewichen werden, wenn die 
Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist 
und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Antragsberech-
tigt sind die öffentlichen Stellen und die Personen des Privatrechts, die 
das Ziel, von dem eine Abweichung zugelassen werden soll, zu beach-
ten haben.

§   7  Allgemeine Vorschriften über Raumordnungspläne

(1) In Raumordnungsplänen sind für einen bestimmten Planungsraum 
und einen regelmäßig mittelfristigen Zeitraum Festlegungen als Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung zur Entwicklung, Ordnung und Siche-
rung des Raums, insbesondere zu den Nutzungen und Funktionen des 
Raums, zu treffen. Die Festlegungen nach Satz 1 können auch in räumli-
chen und sachlichen Teilplänen getroffen werden.

(2) Bei der Aufstellung der Raumordnungspläne sind die öffentlichen 
und privaten Belange, soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene er-
kennbar und von Bedeutung sind, gegeneinander und untereinander ab-
zuwägen; bei der Festlegung von Zielen der Raumordnung ist abschlie-
ßend abzuwägen. Das Ergebnis der Umweltprüfung nach §  9 sowie die 
Stellungnahmen in den Beteiligungsverfahren nach den §§  10, 18 sind in 
der Abwägung nach Satz 1 zu berücksichtigen.

(3) Raumordnungspläne benachbarter Planungsräume sind aufeinander 
abzustimmen.

(4) Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind in den Raumordnungs-
plänen als solche zu kennzeichnen.

(5) Den Raumordnungsplänen ist eine Begründung beizufügen.

(6) Soweit ein Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein eu-
ropäisches Vogelschutzgebiet in seinen für die Erhaltungsziele oder 
den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträch-
tigt werden kann, sind bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen 
nach den §§  8 und 17 Abs. 2 und 3 die Vorschriften des Bundesnatur-
schutzgesetzes über die Zulässigkeit und Durchführung von derartigen 
Eingriffen einschließlich der Einholung der Stellungnahme der Europäi-
schen Kommission anzuwenden.

(7) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Aufstellung von Raumord-
nungsplänen gelten auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung.

Abschnitt 2
Raumordnung in den Ländern

§   8  Landesweite Raumordnungspläne, Regionalpläne und regionale  
  Flächennutzungspläne

(1) In den Ländern sind 

1. ein Raumordnungsplan für das Landesgebiet (landesweiter Raum-
ordnungsplan) und

2. Raumordnungspläne für die Teilräume der Länder (Regionalpläne)
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aufzustellen. In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg kann ein 
Flächennutzungsplan nach §  5 des Baugesetzbuchs die Funktion eines 
Plans nach Satz 1 Nr. 1 übernehmen; hierfür gelten die Absätze 5 bis 7 
sowie die §§  10 und 11 entsprechend. Satz 1 Nr. 2 gilt nicht in den Län-
dern Berlin, Bremen, Hamburg und Saarland.

(2) Die Regionalpläne sind aus dem Raumordnungsplan für das Landes-
gebiet zu entwickeln. Die Flächennutzungspläne und die Ergebnisse der 
von Gemeinden beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planungen 
sind entsprechend §  1 Abs. 3 in der Abwägung nach §  7 Abs. 2 zu be-
rücksichtigen.

(3) Ist eine Planung angesichts bestehender Verflechtungen, insbeson-
dere in einem verdichteten Raum, über die Grenzen eines Landes erfor-
derlich, sind im gegenseitigen Einvernehmen die notwendigen Maß-
nahmen wie eine gemeinsame Regionalplanung oder eine gemeinsame 
informelle Planung zu treffen.

(4) Erfolgt die Regionalplanung durch Zusammenschlüsse von Gemein-
den und Gemeindeverbänden zu regionalen Planungsgemeinschaf-
ten, kann ein Regionalplan zugleich die Funktion eines gemeinsamen 
Flächennutzungsplans nach §  204 des Baugesetzbuchs übernehmen, 
wenn er den Vorschriften des Abschnitts 2 dieses Gesetzes und den 
Vorschriften des Baugesetzbuchs entspricht (regionaler Flächennut-
zungsplan). Im Plan nach Satz 1 sind sowohl die Festlegungen im Sinne 
der Absätze 5 bis 7 als auch die Darstellungen im Sinne des §  5 des Bau-
gesetzbuchs zu kennzeichnen; Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
sind als solche zu kennzeichnen.

(5) Die Raumordnungspläne sollen Festlegungen zur Raumstruktur ent-
halten, insbesondere zu 

1. der anzustrebenden Siedlungsstruktur; hierzu können gehören 

•		 Raumkategorien,

•	 Zentrale	Orte,

•	 besondere	 Gemeindefunktionen,	 wie	 Entwicklungsschwer- 
 punkte und Entlastungsorte,

•	 Siedlungsentwicklungen,

•	 Achsen;

2. der anzustrebenden Freiraumstruktur; hierzu können gehören 

•		 großräumig	übergreifende	Freiräume	und	Freiraumschutz,

•		 Nutzungen	 im	 Freiraum,	 wie	 Standorte	 für	 die	 vorsorgende	 
 Sicherung sowie die geordnete Aufsuchung und Gewinnung von  
 standortgebundenen Rohstoffen,

•		 Sanierung	und	Entwicklung	von	Raumfunktionen,

•		 Freiräume	 zur	 Gewährleistung	 des	 vorbeugenden	 Hoch- 
 wasserschutzes;

3. den zu sichernden Standorten und Trassen für Infrastruktur; hierzu 
können gehören 

•		 Verkehrsinfrastruktur	und	Umschlaganlagen	von	Gütern,

•		 Ver-	und	Entsorgungsinfrastruktur.

Bei Festlegungen nach Satz 1 Nr. 2 kann zugleich bestimmt werden, 
dass in diesem Gebiet unvermeidbare Beeinträchtigungen der Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes an an-
derer Stelle ausgeglichen, ersetzt oder gemindert werden.

(6) Die Raumordnungspläne sollen auch diejenigen Festlegungen zu 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen von öffentlichen Stel-
len und Personen des Privatrechts nach §  4 Abs. 1 Satz 2 enthalten, die 
zur Aufnahme in Raumordnungspläne geeignet und zur Koordinierung 
von Raumansprüchen erforderlich sind und die durch Ziele oder Grund-
sätze der Raumordnung gesichert werden können.

(7) Die Festlegungen nach Absatz 5 können auch Gebiete bezeichnen, 

1. die für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vor-
gesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem 
Gebiet ausschließen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen 
oder Nutzungen nicht vereinbar sind (Vorranggebiete),

2. in denen bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzun-
gen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nut-
zungen besonderes Gewicht beizumessen ist (Vorbehaltsgebiete),

3. in denen bestimmten raumbedeutsamen Maßnahmen oder Nutzun-
gen, die städtebaulich nach §  35 des Baugesetzbuchs zu beurteilen 
sind, andere raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wo-
bei diese Maßnahmen oder Nutzungen an anderer Stelle im Pla-
nungsraum ausgeschlossen sind (Eignungsgebiete).

Bei Vorranggebieten für raumbedeutsame Nutzungen kann festgelegt 
werden, dass sie zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten für raum-
bedeutsame Maßnahmen oder Nutzungen haben.

§   9  Umweltprüfung

(1) Bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen nach §  8 ist von der für 
den Raumordnungsplan zuständigen Stelle eine Umweltprüfung durch-
zuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen des 
Raumordnungsplans auf 

1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, 
Pflanzen und die biologische Vielfalt,

2. Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,

3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie

4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern

zu ermitteln und in einem Umweltbericht frühzeitig zu beschreiben und 
zu bewerten sind; der Umweltbericht enthält die Angaben nach der An-
lage 1. Der Untersuchungsrahmen der Umweltprüfung einschließlich 
des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrads des Umweltbe-
richts ist festzulegen; die öffentlichen Stellen, deren umwelt- und ge-
sundheitsbezogener Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen 
des Raumordnungsplans berührt werden kann, sind hierbei zu beteili-
gen. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem 
Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach 
Inhalt und Detaillierungsgrad des Raumordnungsplans angemessener-
weise verlangt werden kann.

(2) Bei geringfügigen Änderungen von Raumordnungsplänen kann von 
einer Umweltprüfung abgesehen werden, wenn durch eine überschlä-
gige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 genannten Krite-
rien festgestellt wurde, dass sie voraussichtlich keine erheblichen Um-
weltauswirkungen haben werden. Diese Prüfung ist unter Beteiligung 
der öffentlichen Stellen, deren umwelt- und gesundheitsbezogener 
Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen des Raumordnungs-
plans berührt werden kann, durchzuführen. Sofern festgestellt wurde, 
dass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, sind 
die zu diesem Ergebnis führenden Erwägungen in die Begründung des 
Plans aufzunehmen.

(3) Die Umweltprüfung soll bei der Aufstellung eines Raumordnungs-
plans auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen be-
schränkt werden, wenn in anderen das Plangebiet ganz oder teilweise 
umfassenden Plänen oder Programmen bereits eine Umweltprüfung 
nach Absatz 1 durchgeführt wurde. Die Umweltprüfung kann mit ande-
ren Prüfungen zur Ermittlung oder Bewertung von Umweltauswirkun-
gen verbunden werden.

(4) Die erheblichen Auswirkungen der Durchführung der Raumord-
nungspläne auf die Umwelt sind auf Grundlage der in der zusammenfas-
senden Erklärung nach §  11 Abs. 3 genannten Überwachungsmaßnah-
men von der in den Landesplanungsgesetzen genannten Stelle, oder, 
sofern Landesplanungsgesetze keine Regelung treffen, von der für den 
Raumordnungsplan zuständigen oder der im Raumordnungsplan be-
zeichneten öffentlichen Stelle zu überwachen, um insbesondere un-
vorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und 
um in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 
Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen unterrichten die 
öffentliche Stelle nach Satz 1, sofern nach den ihnen vorliegenden Er-
kenntnissen die Durchführung des Raumordnungsplans erhebliche, ins-
besondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Um-
welt hat.

§   10  Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen

(1) Die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentli-
chen Stellen sind von der Aufstellung des Raumordnungsplans zu un-
terrichten; ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des 
Raumordnungsplans und seiner Begründung zu geben. Wird bei der 
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Aufstellung des Raumordnungsplans eine Umweltprüfung durchgeführt, 
sind der Entwurf des Raumordnungsplans und die Begründung, der Um-
weltbericht sowie weitere, nach Einschätzung der für den Raumord-
nungsplan zuständigen Stelle zweckdienliche Unterlagen für die Dau-
er von mindestens einem Monat öffentlich auszulegen. Ort und Dauer 
der Auslegung sind mindestens eine Woche vorher öffentlich bekannt 
zu machen; dabei ist unter Angabe einer Frist, die zumindest der Aus-
legungsfrist entspricht, darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen ab-
gegeben werden können. Wird der Planentwurf nach Durchführung 
der Verfahren nach den Sätzen 1 bis 3 geändert, kann die Einholung der 
Stellungnahmen auf die von der Änderung betroffene Öffentlichkeit so-
wie die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen beschränkt 
werden, wenn durch die Änderung des Planentwurfs die Grundzüge der 
Planung nicht berührt werden.

(2) Wird die Durchführung eines Plans voraussichtlich erhebliche Aus-
wirkungen auf das Gebiet eines anderen Staates haben, ist dieser nach 
den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zu beteili-
gen. Soweit die Durchführung des Plans erhebliche Umweltauswirkun-
gen auf einen anderen Staat haben kann, ist dieser nach §  14j des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu beteiligen.

§   11  Bekanntmachung von Raumordnungsplänen; Bereithaltung von  
  Raumordnungsplänen und von Unterlagen

(1) Soweit der Raumordnungsplan nicht als Gesetz oder Rechtsverord-
nung verkündet wird, ist er oder seine Genehmigung oder der Beschluss 
über ihn öffentlich bekannt zu machen; mit der Bekanntmachung wird 
der Raumordnungsplan wirksam.

(2) Der Raumordnungsplan ist mit der Begründung sowie im Falle einer 
durchgeführten Umweltprüfung mit der zusammenfassenden Erklärung 
nach Absatz 3 und der Aufstellung der Überwachungsmaßnahmen nach 
§  9 Abs. 4 Satz 1 zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Bei der Be-
kanntmachung nach Absatz 1 oder der Verkündung ist darauf hinzuwei-
sen, wo die Einsichtnahme erfolgen kann.

(3) Dem Raumordnungsplan ist eine zusammenfassende Erklärung bei-
zufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Er-
gebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Aufstel-
lungsverfahren berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der 
Plan nach Abwägung mit den geprüften in Betracht kommenden an-
derweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, sowie über die im 
Rahmen der Überwachung der Auswirkungen auf die Umwelt nach §  9 
Abs. 4 Satz 1 durchzuführenden Maßnahmen.

§   12  Planerhaltung

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Ge-
setzes ist für die Rechtswirksamkeit eines Raumordnungsplans nur be-
achtlich, wenn 

1. die Vorschriften des §  10 Abs. 1 und 2 Satz 2 über die Beteiligung 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Perso-
nen oder öffentliche Stellen nicht beteiligt worden sind oder eine 
grenzüberschreitende Beteiligung fehlerhaft erfolgte, die entspre-
chenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entschei-
dung berücksichtigt worden sind;

2. die Vorschriften des §  7 Abs. 5 und des §  10 Abs. 1 über die Begrün-
dung des Raumordnungsplans sowie seiner Entwürfe verletzt wor-
den sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung unvollstän-
dig ist;

3. der mit der Bekanntmachung (§  11) verfolgte Hinweiszweck nicht er-
reicht wurde.

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Regionalpläne ist auch unbeachtlich, 
wenn §  8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Regionalplans 
aus dem Raumordnungsplan für das Landesgebiet verletzt worden ist, 
ohne dass hierbei die sich aus dem Raumordnungsplan für das Lan-
desgebiet ergebende geordnete räumliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist.

(3) Für die Abwägung nach §  7 Abs. 2 ist die Sach- und Rechtslage im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Raumordnungsplan maßge-
bend. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie of-

fensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind.

(4) Bei Anwendung des §  9 gilt ergänzend zu den Absätzen 1 bis 3: 

1. Ein für die Rechtmäßigkeit des Raumordnungsplans beachtlicher 
Mangel des nach §  10 Abs. 1 bei der Beteiligung beizufügenden 
Umweltberichts (§  9 Abs. 1) besteht, wenn dieser in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist und diese Punkte nicht Bestandteil der zu-
sammenfassenden Erklärung nach §  11 Abs. 3 sind.

2. Unterbleibt nach §  9 Abs. 2 eine Umweltprüfung, gilt die Vorprüfung 
des Einzelfalls als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entspre-
chend den Vorgaben von §  9 Abs. 2 durchgeführt worden ist und ihr 
Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne 
öffentliche Stellen nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Raumordnungsplans beachtlicher 
Mangel.

(5) Unbeachtlich werden 

1. eine nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung von Absatz 2 beachtliche Verletzung 
des §  8 Abs. 2 Satz 1,

3. nach Absatz 3 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine nach Absatz 4 beachtliche Verletzung der Vorschriften über die 
Umweltprüfung,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Raum-
ordnungsplans gegenüber der zuständigen Stelle unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Bei Inkraftsetzung des Raumordnungsplans ist auf die Vorausset-
zungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie 
auf die Rechtsfolgen hinzuweisen.

(6) Der Raumordnungsplan kann durch ein ergänzendes Verfahren zur 
Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden.

§   13  Raumordnerische Zusammenarbeit

(1) Zur Vorbereitung oder Verwirklichung von Raumordnungsplä-
nen oder von sonstigen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men sollen die Träger der Landes- und Regionalplanung mit den hier-
für maßgeblichen öffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts 
einschließlich Nichtregierungsorganisationen und der Wirtschaft zu-
sammenarbeiten oder auf die Zusammenarbeit dieser Stellen und Per-
sonen hinwirken. Die Zusammenarbeit nach Satz 1 kann sowohl zur 
Entwicklung einer Region als auch im Hinblick auf grenzübergreifende 
Belange erfolgen; die Zusammenarbeit von Gemeinden zur Stärkung 
teilräumlicher Entwicklungen (interkommunale Zusammenarbeit) ist zu 
unterstützen.

(2) Formen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 können insbesondere 
sein: 

1. Vertragliche Vereinbarungen, insbesondere zur Koordinierung oder 
Verwirklichung von raumordnerischen Entwicklungskonzepten und 
zur Vorbereitung oder Verwirklichung von Raumordnungsplänen,

2. Maßnahmen wie regionale Entwicklungskonzepte, regionale und 
interkommunale Netzwerke und Kooperationsstrukturen, regionale 
Foren und Aktionsprogramme zu aktuellen Handlungsanforderun-
gen,

3. Durchführung einer Raumbeobachtung und Bereitstellung der Er-
gebnisse für regionale und kommunale Träger sowie für Träger der 
Fachplanung im Hinblick auf raumbedeutsame Planungen und Maß-
nahmen, sowie Beratung dieser Träger.

Im Falle des Satzes 1 Nr. 1 kann Gegenstand der vertraglichen Verein-
barung auch die Übernahme von Kosten sein, die dem Träger der Lan-
des- oder Regionalplanung bei der im Interesse des Vertragspartners 
liegenden Vorbereitung oder Verwirklichung von Raumordnungsplänen 
entstehen.

§   14  Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen

(1) Die Raumordnungsbehörde kann raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen sowie die Entscheidung über deren Zulässigkeit gegen-
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über den in §  4 genannten öffentlichen Stellen unbefristet untersagen, 
wenn Ziele der Raumordnung entgegenstehen.

(2) Die Raumordnungsbehörde kann raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen sowie die Entscheidung über deren Zulässigkeit gegen-
über den in §  4 genannten öffentlichen Stellen befristet untersagen, 
wenn sich ein Raumordnungsplan in Aufstellung befindet und wenn zu 
befürchten ist, dass die Planung oder Maßnahme die Verwirklichung 
der vorgesehenen Ziele der Raumordnung unmöglich machen oder we-
sentlich erschweren würde. Die Dauer der Untersagung beträgt bis 
zu zwei Jahre. Die Untersagung kann um ein weiteres Jahr verlängert 
werden.

(3) Rechtsbehelfe gegen eine Untersagung haben keine aufschiebende 
Wirkung. 

§   15  Raumordnungsverfahren

(1) Die für Raumordnung zuständige Landesbehörde prüft in einem be-
sonderen Verfahren die Raumverträglichkeit raumbedeutsamer Pla-
nungen und Maßnahmen im Sinne von §  1 der Raumordnungsverord-
nung (Raumordnungsverfahren). Hierbei sind die raumbedeutsamen 
Auswirkungen der Planung oder Maßnahme unter überörtlichen Ge-
sichtspunkten zu prüfen; insbesondere werden die Übereinstimmung 
mit den Erfordernissen der Raumordnung und die Abstimmung mit an-
deren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen geprüft. Gegen-
stand der Prüfung nach Satz 2 sind auch die vom Träger der Planung 
oder Maßnahme eingeführten Standort- oder Trassenalternativen. Von 
der Durchführung eines Raumordnungsverfahrens kann bei Planungen 
und Maßnahmen abgesehen werden, für die sichergestellt ist, dass ihre 
Raumverträglichkeit anderweitig geprüft wird; die Landesregierungen 
werden ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln.

(2) Der Träger der raumbedeutsamen Planung oder Maßnahme legt der 
für Raumordnung zuständigen Landesbehörde die Verfahrensunter-
lagen vor, die notwendig sind, um eine Bewertung der raumbedeutsa-
men Auswirkungen des Vorhabens zu ermöglichen. Bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen der Verteidigung entscheidet das 
Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stel-
le, bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen des Zivilschutzes 
die zuständige Stelle über Art und Umfang der Angaben für die Planung 
oder Maßnahme.

(3) Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen sind zu betei-
ligen. Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die erhebli-
che Auswirkungen auf Nachbarstaaten haben können, erfolgt die Be-
teiligung der betroffenen Nachbarstaaten im Raumordnungsverfahren 
nach den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit. Die 
Öffentlichkeit kann in die Durchführung eines Raumordnungsverfah-
rens einbezogen werden. Bei raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen nach Absatz 2 Satz 2 erfolgt die Entscheidung darüber, ob und 
in welchem Umfang die Öffentlichkeit einbezogen wird, im Einverneh-
men mit den dort genannten Stellen.

(4) Über das Erfordernis, ein Raumordnungsverfahren durchzuführen, 
ist innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Einreichung der hier-
für erforderlichen Unterlagen zu entscheiden. Das Raumordnungsver-
fahren ist nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten abzuschließen.

(5) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen von öffentlichen 
Stellen des Bundes, von anderen öffentlichen Stellen, die im Auftrag 
des Bundes tätig sind, sowie von Personen des Privatrechts nach §  5 
Abs. 1 ist im Benehmen mit der zuständigen Stelle oder Person über die 
Einleitung eines Raumordnungsverfahrens zu entscheiden.

(6) Für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg gilt die Verpflichtung, 
Raumordnungsverfahren durchzuführen, nicht. Schaffen diese Län-
der allein oder gemeinsam mit anderen Ländern Rechtsgrundlagen für 
Raumordnungsverfahren, finden die Absätze 1 bis 5 Anwendung.

§   16  Vereinfachtes Raumordnungsverfahren

Bei der Prüfung der Raumverträglichkeit raumbedeutsamer Planungen 
und Maßnahmen kann, soweit keine anderen Rechtsvorschriften ent-
gegenstehen, auf die Beteiligung einzelner öffentlicher Stellen nach 

§  15 Abs. 3 Satz 1 und 2 verzichtet werden, wenn die raumbedeutsa-
men Auswirkungen dieser Planungen und Maßnahmen gering sind oder 
wenn für die Prüfung der Raumverträglichkeit erforderliche Stellung-
nahmen schon in einem anderen Verfahren abgegeben wurden (ver-
einfachtes Raumordnungsverfahren). Die Frist nach §  15 Abs. 4 Satz 2 
beträgt beim vereinfachten Raumordnungsverfahren grundsätzlich drei 
Monate.

Abschnitt 3
Raumordnung im Bund

§   17  Raumordnungspläne für den Gesamtraum und für die deutsche  
  ausschließliche Wirtschaftszone

(1) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung kann 
im Einvernehmen mit den fachlich betroffenen Bundesministerien und 
unter Beachtung der Beratungs- und Unterrichtungspflicht nach §  26 
Abs. 1 und 4 einzelne Grundsätze der Raumordnung nach §  2 Abs. 2 für 
die räumliche Entwicklung des Bundesgebietes unter Einbeziehung der 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der Europäischen Uni-
on und deren Mitgliedstaaten durch Grundsätze in einem Raumord-
nungsplan konkretisieren. Das Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung führt mit Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung die vorbereitenden Verfahrensschritte zur Auf-
stellung des Raumordnungsplans durch. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung beteiligt bei der Planaufstellung die 
Bundesministerien und stellt das Benehmen mit den Ländern und den 
angrenzenden Staaten her.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung kann 
Raumordnungspläne für das Bundesgebiet mit Festlegungen zu länder-
übergreifenden Standortkonzepten für See- und Binnenhäfen sowie für 
Flughäfen als Grundlage für ihre verkehrliche Anbindung im Rahmen der 
Bundesverkehrswegeplanung als Rechtsverordnung aufstellen, soweit 
dies für die räumliche Entwicklung und Ordnung des Bundesgebietes 
unter nationalen oder europäischen Gesichtspunkten erforderlich ist. 
Die Raumordnungspläne nach Satz 1 entfalten keine Bindungswirkung 
für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen der Länder.

(3) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
stellt für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone einen Raum-
ordnungsplan als Rechtsverordnung auf. Der Raumordnungsplan soll 
Festlegungen zur wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Nutzung, 
zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowie 
zum Schutz der Meeresumwelt treffen; für diese Nutzungen und Funk-
tionen können auch Gebiete festgelegt werden, §  8 Abs. 7 gilt entspre-
chend. Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie führt mit 
Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung die vorbereitenden Verfahrensschritte zur Aufstellung des 
Raumordnungsplans durch. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung stellt bei der Planaufstellung das Benehmen mit 
den angrenzenden Staaten und Ländern her.

(4) Zur Vorbereitung oder Verwirklichung von Raumordnungsplänen 
nach Absatz 3 kann der Träger der Bundesraumordnung entsprechend 
§  13 Abs. 1 und 2 Satz 1 Nr. 1 vertragliche Vereinbarungen treffen; Ge-
genstand dieser Vereinbarungen kann auch die Übernahme von Kos-
ten sein, die dem Träger der Bundesraumordnung bei der im Interesse 
des Vertragspartners liegenden Vorbereitung oder Verwirklichung von 
Raumordnungsplänen entstehen.

(5) Bei der Aufstellung von Plänen nach den Absätzen 2 und 3 gilt §  9 
mit der Maßgabe, dass zuständig für die Überwachung nach §  9 Abs. 4 
die für den Raumordnungsplan zuständige Stelle oder die im Raumord-
nungsplan bezeichnete Stelle ist. Für Pläne nach Absatz 2 gilt des Wei-
teren §  19b des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung ent-
sprechend; die Ermächtigung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung in §  19b Abs. 3 und 4 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung gilt auch für Pläne nach Absatz 2.

(6) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung un-
terrichtet bei der Aufstellung von Plänen nach den Absätzen 2 und 3 
den zuständigen Ausschuss des Deutschen Bundestages während der 
Beteiligung nach §  18.
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§   18  Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen  
  des Bundes

Hinsichtlich der Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplä-
nen des Bundes gilt §  10 mit den folgenden Maßgaben: 

1. Der Entwurf eines Raumordnungsplans nach §  17 und die Begrün-
dung und im Falle einer Umweltprüfung auch der Umweltbericht so-
wie weitere, nach Einschätzung der für den Raumordnungsplan zu-
ständigen Stelle zweckdienliche Unterlagen sind für die Dauer von 
mindestens einem Monat öffentlich auszulegen. Ort und Dauer der 
Auslegung sind mindestens eine Woche vorher im Verkündungsblatt 
der auslegenden Behörde und in zwei überregionalen Tageszeitun-
gen amtlich bekannt zu machen; dabei ist darauf hinzuweisen, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden 
können. Die abgegebenen Stellungnahmen sind zu prüfen; denjeni-
gen, die Stellungnahmen abgegeben haben, ist Einsicht in das Er-
gebnis der Prüfung zu ermöglichen. Die Stelle, bei der das Ergebnis 
der Prüfung während der Dienststunden eingesehen werden kann, 
ist öffentlich bekannt zu machen; die Bekanntmachung kann mit der 
Bekanntmachung oder Verkündung des Raumordnungsplans ver-
bunden werden.

2. Die Regelungen der Nummer 1 gelten auch für die in ihren Belan-
gen berührten öffentlichen Stellen mit der Maßgabe, dass ihnen der 
Planentwurf und die Begründung und im Falle einer Umweltprüfung 
auch der Umweltbericht sowie weitere, nach Einschätzung der für 
den Raumordnungsplan zuständigen Stelle zweckdienliche Unter-
lagen zur Verfügung zu stellen sind. Die öffentlichen Stellen haben 
auch Aufschluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingelei-
tete Planungen und Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung 
zu geben, die für die Planaufstellung bedeutsam sein können. Ver-
fügen sie über Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung 
des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, haben sie diese Infor-
mationen der für den Raumordnungsplan zuständigen Stelle zur Ver-
fügung zu stellen.

3. Wird der Planentwurf nach Durchführung der Verfahrensschritte 
nach den Nummern 1 und 2 geändert, ist der geänderte Teil erneut 
auszulegen; insoweit sind die Stellungnahmen erneut einzuholen. 
Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellungnahme kann an-
gemessen verkürzt werden. Werden durch die Änderung des Pla-
nentwurfs die Grundzüge der Planung nicht berührt, kann die Ein-
holung der Stellungnahmen auf die von der Änderung betroffene 
Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen beschränkt werden.

4. Bei der Beteiligung können elektronische Informationstechnologien 
ergänzend genutzt werden.

§   19  Bekanntmachung von Raumordnungsplänen des Bundes;  
  Bereithaltung von Raumordnungsplänen und von Unterlagen

(1) Der Raumordnungsplan nach §  17 Abs. 1 ist im Bundesanzeiger be-
kannt zu machen; mit der Bekanntmachung tritt er in Kraft. Die Be-
kanntmachung kann auch dadurch bewirkt werden, dass der Raumord-
nungsplan bei der Bundesverwaltung zu jedermanns Einsicht ausgelegt 
und im Bundesanzeiger darauf hingewiesen wird, wo der Raumord-
nungsplan eingesehen werden kann.

(2) Für Raumordnungspläne des Bundes nach §  17 Abs. 2 und 3 gilt §  11 
Abs. 2 und 3 entsprechend.

§   20  Planerhaltung bei Raumordnungsplänen des Bundes

Hinsichtlich der Rechtswirksamkeit von Raumordnungsplänen des Bun-
des gelten die Regelungen des §  12 Abs. 1 und 3 bis 6 zur Planerhaltung 
entsprechend.

§   21  Zielabweichung bei Raumordnungsplänen des Bundes

Hinsichtlich der Zielabweichung bei Raumordnungsplänen des Bun-
des gilt §  6 Abs. 2 mit der Maßgabe, dass über den Antrag auf Ziel-
abweichung bei Raumordnungsplänen nach §  17 Abs. 2 das Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und bei 

Raumordnungsplänen nach §  17 Abs. 3 das Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie entscheidet. Wird über den Antrag auf Zielab-
weichung im Zulassungsverfahren über eine raumbedeutsame Planung 
oder Maßnahme oder in einem anderen Verfahren entschieden, ist das 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung erforderlich.

§   22  Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen  
  bei Raumordnungsplänen des Bundes

Für die Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen bei 
Raumordnungsplänen des Bundes nach §  17 Abs. 2 und 3 gilt §  14 Abs. 2 
und 3 mit der Maßgabe, dass für die Untersagung das Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zuständig ist.

§   23  Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Planungen und Maßnahmen zu bestim-
men, für die ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden soll, 
wenn sie im Einzelfall raumbedeutsam sind und überörtliche Bedeutung 
haben.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Bedeutung und Form der Plan-
zeichen zu bestimmen, die für die in §  8 Abs. 5 bis 7 sowie §  17 aufge-
führten Festlegungen in Raumordnungsplänen notwendig sind. Die 
Rechtsverordnung nach Satz 1 bedarf der Zustimmung des Bundesra-
tes, wenn sie die Bedeutung und Form der Planzeichen bestimmt, die 
für Festlegungen in Raumordnungsplänen der Länder nach §  8 Abs. 5 
bis 7 notwendig sind.

§   24  Beirat für Raumentwicklung

(1) Der Beirat für Raumentwicklung hat die Aufgabe, das Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in Grundsatzfragen der 
räumlichen Entwicklung zu beraten.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung be-
ruft im Benehmen mit den zuständigen Spitzenverbänden in den Beirat 
neben Vertretern der kommunalen Selbstverwaltung Sachverständige 
insbesondere aus den Bereichen der Wissenschaft, der Landesplanung, 
der Stadtentwicklung, der Wirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft, 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, der Arbeitgeber, der Ar-
beitnehmer und des Sports.

§   25  Zuständigkeiten des Bundesamtes für Bauwesen und  
  Raumordnung

(1) Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung führt ein Informa-
tionssystem zur räumlichen Entwicklung im Bundesgebiet und in den 
angrenzenden Gebieten. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung stellt den Ländern die Ergebnisse des Informations-
systems zur Verfügung.

(2) Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung erstattet dem Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zur Vorlage an 
den Deutschen Bundestag in regelmäßigen Abständen Berichte, insbe-
sondere über 

1. die bei der räumlichen Entwicklung des Bundesgebietes zugrunde 
zu legenden Tatsachen (Bestandsaufnahme, Entwicklungstenden-
zen),

2. die im Rahmen der angestrebten räumlichen Entwicklung durchge-
führten und beabsichtigten raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen,

3. die räumliche Verteilung der raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen des Bundes und der Europäischen Union im Bundesge-
biet und deren Wirkung,

4. die Auswirkungen der europäischen Integration auf die räumliche 
Entwicklung des Bundesgebietes.

Die Berichte können sich auf fachliche und teilräumliche Aspekte be-
schränken.
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Abschnitt 4
Ergänzende Vorschriften und Schlussvorschriften

§   26  Zusammenarbeit von Bund und Ländern

(1) Grundsätzliche Angelegenheiten der Raumordnung sollen vom Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und den für 
Raumordnung zuständigen obersten Landesbehörden in der Minister-
konferenz für Raumordnung gemeinsam beraten werden.

(2) Bund und Länder können im Rahmen der Ministerkonferenz für 
Raumordnung Leitbilder für die räumliche Entwicklung des Bundesge-
bietes oder von über die Länder hinausgreifenden Zusammenhängen 
entwickeln.

(3) Der Bund beteiligt sich in Zusammenarbeit mit den Ländern an ei-
ner Politik des räumlichen Zusammenhalts in der Europäischen Union 
und im größeren europäischen Raum. Bund und Länder wirken bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit den Nachbarstaaten im 
Bereich der Raumordnung eng zusammen.

(4) Bund und Länder sind verpflichtet, sich gegenseitig alle Auskünfte 
zu erteilen, die zur Durchführung der Aufgaben der Raumordnung not-
wendig sind.

§  27  Verwaltungsgebühren

Für Amtshandlungen nach §  21, die das Bundesamt für Seeschifffahrt 
und Hydrographie durchführt, werden Gebühren erhoben. Das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechts-
verordnung die Gebühren für die einzelnen Amtshandlungen im Sinne 
des Satzes 1 zu bestimmen und dabei feste Sätze oder Rahmensät-
ze vorzusehen. Die Gebührensätze sind so zu bemessen, dass der mit 
den Amtshandlungen verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt 
wird; bei begünstigenden Amtshandlungen kann daneben die Bedeu-
tung, der wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen für die Gebüh-
renschuldner angemessen berücksichtigt werden.

§   28  Anwendungsvorschrift für die Raumordnung in den Ländern

(1) Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplänen nach §  8 sowie 
Raumordnungsverfahren nach §  15, die vor dem 30. Juni 2009 förmlich 
eingeleitet wurden, werden nach den bis zum 29. Juni 2009 geltenden 
Raumordnungsgesetzen von Bund und Ländern abgeschlossen. Ist mit 
gesetzlich vorgeschriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens noch 
nicht begonnen worden, können diese auch nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes durchgeführt werden.

(2) §  12 Abs. 1 bis 4 ist auf Raumordnungspläne der Länder entspre-
chend anzuwenden, die vor dem 30. Juni 2009 auf der Grundlage der 
Raumordnungsgesetze der Länder in Kraft getreten sind; ergänzend 
sind die Vorschriften in den Raumordnungsgesetzen der Länder über 
die form- und fristgerechte Geltendmachung und über die Rechtsfolgen 
einer nicht form- und fristgerechten Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften, von Mängeln der Abwägung 
und von sonstigen Vorschriften weiterhin anzuwenden. Unbeschadet 
des Satzes 1 sind auf der Grundlage der Raumordnungsgesetze der Län-
der unbeachtliche oder durch Fristablauf unbeachtliche Fehler bei der 
Aufstellung von Raumordnungsplänen der Länder auch weiterhin für 
die Rechtswirksamkeit dieser Pläne unbeachtlich.

(3) Am 30. Juni 2009 geltendes Landesrecht, das die Grundsätze der 
Raumordnung nach §  2 Abs. 2, die Zielabweichung nach §  6 Abs. 2 oder 
die Vorschriften des Abschnitts 2 dieses Gesetzes ergänzt, sowie lan-
desrechtliche Gebührenregelungen bleiben unberührt.

§   29  Anwendungsvorschrift für die Raumordnung in der deutschen  
  ausschließlichen Wirtschaftszone

(1) Auf Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplänen für die 
deutsche ausschließliche Wirtschaftszone, die vor dem 31. Dezember 
2008 förmlich eingeleitet wurden, findet das bisher geltende Raumord-
nungsgesetz des Bundes Anwendung. Ist mit gesetzlich vorgeschriebe-
nen einzelnen Schritten des Verfahrens noch nicht begonnen worden, 

können diese auch nach den Vorschriften dieses Gesetzes durchge-
führt werden.

(2) Die Regelungen des §  19 Abs. 2 zur Bereithaltung von Raumord-
nungsplänen und von Unterlagen, des §  20 zur Planerhaltung, des §  21 
zur Zielabweichung, des §  22 zur Untersagung sowie des §  27 zu den 
Verwaltungsgebühren gelten für Rechtsverordnungen nach §  18a des 
Raumordnungsgesetzes in der vor dem 31. Dezember 2008 geltenden 
Fassung entsprechend.

(3) Bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen in der deutschen aus-
schließlichen Wirtschaftszone sind 

1. das Bundesnaturschutzgesetz einschließlich der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen,

2. das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen so-
wie

3. das sonstige Umwelt- und Naturschutzrecht, soweit es im Übrigen 
geändert wird durch 

•	 die	Artikel	3	bis	26	des	Gesetzes	zur	Neuregelung	des	Rechts	des 
 Naturschutzes und der Landschaftspflege vom 29. Juli 2009  
 (BGBl. I S. 2542) und

•	 die	 Artikel	 1	 und	 3	 bis	 23	 des	 Gesetzes	 zur	 Neuregelung	 des	 
 Wasserrechts vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585),

jeweils in der bis zum 28. Februar 2010 geltenden Fassung weiter anzu-
wenden, sofern die Aufstellung dieser Raumordnungspläne vor dem 1. 
Januar 2010 förmlich eingeleitet worden ist.

Anlage 1 (zu §  9 Abs. 1)
(Fundstelle: BGBl. I 2008, 2996)

Der Umweltbericht nach §  9 Abs. 1 besteht aus 

1. einer Einleitung mit folgenden Angaben: 

•	 Kurzdarstellung	 des	 Inhalts	 und	 der	 wichtigsten	 Ziele	 des	 
 Raumordnungsplans,

•	 Darstellung	 der	 in	 den	 einschlägigen	Gesetzen	 und	 Plänen	 fest 
 gelegten Ziele des Umweltschutzes, die für den Raumordnungs- 
 plan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele und die  
 Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt wurden;

2. einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, die 
in der Umweltprüfung nach §  9 Abs. 1 ermittelt wurden, mit Anga-
ben der 

•	 Bestandsaufnahme	 der	 einschlägigen	 Aspekte	 des	 derzeitigen	
Umweltzustands, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebie-
te, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden, einschließlich 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäi-
schen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes,

•	 Prognose	 über	 die	 Entwicklung	 des	 Umweltzustands	 bei	 
 Durchführung der Planung und bei Nichtdurchführung der  
 Planung,

•	 geplanten	 Maßnahmen	 zur	 Vermeidung,	 Verringerung	 und	 zum	 
 Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen und

•	 in	 Betracht	 kommenden	 anderweitigen	 Planungsmöglichkeiten,	 
 wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Raumor- 
 dnungsplans zu berücksichtigen sind;

3. folgenden zusätzlichen Angaben: 

•	 Beschreibung	 der	 wichtigsten	 Merkmale	 der	 verwendeten	 
 technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise  
 auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben  
 aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lücken oder fehlende  
 Kenntnisse,

•	 Beschreibung	der	 geplanten	Maßnahmen	 zur	Überwachung	der	 
 erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Raumord- 
 nungsplans auf die Umwelt und

•	 allgemein	 verständliche	 Zusammenfassung	 der	 erforderlichen	 
 Angaben nach dieser Anlage.
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Anlage 2 (zu §  9 Abs. 2)
Fundstelle: BGBl. I 2008, 2997; 

Nachstehende Kriterien sind anzuwenden, soweit auf Anlage 2 Bezug 
genommen wird: 

1.  Merkmale des Raumordnungsplans, insbesondere in Bezug auf

1.1 das Ausmaß, in dem der Raumordnungsplan einen Rahmen im 
Sinne des §  14b Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung setzt;

1.2 das Ausmaß, in dem der Raumordnungsplan andere Pläne und 
Programme beeinflusst;

1.3 die Bedeutung des Raumordnungsplans für die Einbeziehung 
umweltbezogener, einschließlich gesundheitsbezogener Erwä-
gungen, insbesondere im Hinblick auf die Förderung der nach-
haltigen Entwicklung;

1.4 die für den Raumordnungsplan relevanten umweltbezogenen, 
einschließlich gesundheitsbezogener Probleme;

1.5 die Bedeutung des Raumordnungsplans für die Durchführung 
nationaler und europäischer Umweltvorschriften.

2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich 
betroffenen Gebiete, insbesondere in Bezug auf

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der 
Auswirkungen;

2.2 den kumulativen und grenzüberschreitenden Charakter der Aus-
wirkungen;

2.3 die Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Ge-
sundheit (zum Beispiel bei Unfällen);

2.4 den Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen;

2.5 die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betrof-
fenen Gebiets auf Grund der besonderen natürlichen Merkma-
le, des kulturellen Erbes, der Intensität der Bodennutzung des 
Gebiets jeweils unter Berücksichtigung der Überschreitung von 
Umweltqualitätsnormen und Grenzwerten;

2.6 folgende Gebiete:

2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach §  7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundes-
naturschutzgesetzes,

2.6.2 Naturschutzgebiete gemäß §  23 des Bundesnaturschutzgeset-
zes, soweit nicht bereits von Nummer 

2.6.1  erfasst,

2.6.3 Nationalparke gemäß §  24 des Bundesnaturschutzgesetzes, so-
weit nicht bereits von Nummer 

2.6.1  erfasst,

2.6.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den 
§§  25 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes,

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope gemäß §  30 des Bundesnatur-
schutzgesetzes,

2.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß §  51 des Wasserhaushaltsgeset-
zes, Heilquellenschutzgebiete gemäß §  53 Absatz 4 des Was-
serhaushaltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiete gemäß 
§  76 des Wasserhaushaltsgesetzes,

2.6.7 Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festge-
legten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind,

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale 
Orte im Sinne des §  2 Abs. 2 Nr. 2 dieses Gesetzes,

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denk-
malensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch 
die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäolo-
gisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind.
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